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16. Sitzung 

Bonn, den 23. Juni 1983 

Beginn: 9.00 Uhr 

Präsident Dr. Barzel: Die Sitzung ist eröffnet. 

Meine Damen und Herren, nach einer interfrak-
tionellen Vereinbarung soll die Tagesordnung um 
vier Zusatzpunkte erweitert werden. Diese Punkte 
sind in der Liste „Weitere Zusatzpunkte zur Tages-
ordnung" aufgeführt, die Ihnen vorliegt.. 

3. a) Beratung der Beschlußempfehlung des Auswärtigen 
Ausschusses (3. Ausschuß) zum Entschließungsan-
trag der Fraktion der SPD zur Erklärung der Bun-
desregierung zum Ergebnis der NATO-Konferenz 
am 9./10. Juni 1983 
— Drucksachen 10/152, 10/190 — 
Berichterstatter: 
Abgeordneter Dr. Todenhöfer 
Voigt (Frankfurt) 
in Verbindung mit 

b) Beratung des Antrags der Fraktion der SPD 
Entscheidung des Deutschen Bundestages zur Frage 
einer etwaigen Stationierung von nuklearen Mittel-
streckenwaffen 
— Drucksache 10/191 — 
und 

c) Beratung des Antrags der Fraktionen der CDU/CSU 
und FDP 
Verhandlungsergebnis in Genf 
— Drucksache 10/200 —

4. Beratung der Beschlußempfehlung des Auswärtigen 
Ausschusses (3. Ausschuß) zum Entschließungs-
antrag der Fraktionen der CDU/CSU und FDP zur 
Erklärung der Bundesregierung zum Ergebnis der 
NATO-Konferenz am 9./10. Juni 1983 
— Drucksachen 10/155, 10/196 — 
Berichterstatter: 
Abgeordnete Voigt (Frankfurt) 
Dr. Todenhöfer 

Ich sehe, der Bundestag ist damit einverstanden. 
Widerspruch erhebt sich nicht. Es ist so beschlos-
sen. 

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 6 und 7 auf: 

Bericht zur Lage der Nation 

Beratung des Antrags der Fraktion der SPD 
Transitwege von und nach Berlin 

— Drucksache 10/117 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Ausschuß für innerdeutsche Beziehungen (federführend) 
Ausschuß für Verkehr 

Im Ältestenrat sind eine gemeinsame Beratung 
dieser beiden Tagesordnungspunkte und eine Bera-
tungsdauer von 5 1 / 2   Stunden vereinbart worden. — 
Ich höre keinen Widerspruch. Auch heute wollen 
wir uns an das strenge Verfahren halten. Es ist so 
beschlossen. 

Das Wort hat der Herr Bundeskanzler. 

Dr. Kohl, Bundeskanzler: Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Mit diesem Be-
richt zur Lage der Nation kehrt die Bundesregie-
rung zum ursprünglichen Auftrag des Deutschen 
Bundestages zurück, alljährlich einen Bericht zur 
Lage der Nation im gespaltenen, im geteilten 
Deutschland vorzulegen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

In den 70er Jahren hatte der Bericht nur noch den 
Titel „Bericht zur Lage der Nation" getragen; der 
Hinweis auf das geteilte Deutschland war unter-
blieben. Der Schwerpunkt der Berichterstattung 
und damit auch der Diskussion hatte sich zuneh-
mend auf die politische Lage der Bundesrepublik 
Deutschland verlagert. 

Heute wenden wir uns wieder dem eigentlichen 
Zweck dieser Berichterstattung zu: Es geht um 
Deutschland, es geht um Selbstbestimmung, um 
Menschenrechte, und es geht um die Einheit unse-
rer geteilten Nation. Wir finden uns nicht damit ab, 
daß deutschen Landsleuten das Recht auf Selbstbe-
stimmung vorenthalten und daß ihre Menschen-
rechte verletzt werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wir Deutsche finden uns mit der Teilung unseres 
Vaterlandes nicht ab. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Dr.  Marx [CDU/CSU]: Endlich wird das 

wieder einmal gesagt!) 

Wir werden den Auftrag des Grundgesetzes zielstre-
big und beharrlich weiterverfolgen, „in freier 
Selbstbestimmung die Einheit und Freiheit 
Deutschlands zu vollenden". Wir resignieren nicht, 
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Bundeskanzler Dr. Kohl 
denn wir wissen die Geschichte auf unserer Seite. 
Der gegenwärtige Zustand ist nicht unabänderlich. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Aus geschichtlicher Erfahrung sind wir uns bewußt, 
daß die Wiederherstellung der Einheit Deutsch-
lands in Frieden und Freiheit nur im Rahmen einer 
gesamteuropäischen Friedensordnung zu verwirkli-
chen ist. 

Meine Damen und Herren, die Teilung Deutsch-
lands ist immer zugleich die Teilung Europas. 
Deutschlandpolitik muß sich deshalb immer auch 
als Beitrag zum europäischen Einigungswerk und 
damit als europäische Friedenspolitik verstehen. 
Die ersten, die nach dieser Einsicht gehandelt ha-
ben, waren die Vertriebenen und Flüchtlinge, die 
als Folge des Zweiten Weltkrieges ihre Heimat ver-
loren hatten. Sie haben damals mit großem Lebens-
mut die Bundesrepublik Deutschland als ihre neue 
Heimat angenommen und mit aufgebaut. 

Für die Überwindung der deutschen Teilung 
brauchen wir den Rückhalt im Atlantischen Bünd-
nis und in der Europäischen Gemeinschaft. Das 
Bündnis und das geeinte Europa, wir brauchen sie 
mehr als andere. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Es gibt zwei Staaten in Deutschland, aber es gibt 
nur eine deutsche Nation. Ihre Existenz steht nicht 
in der Verfügung von Regierungen und Mehrheits-
entscheidungen. Sie ist geschichtlich gewachsen, 
ein Teil der christlichen, der europäischen Kultur, 
geprägt durch ihre Lage in der Mitte des Konti-
nents. Die deutsche Nation war vor dem National-
staat da, und sie hat ihn auch überdauert; das ist für 
unsere Zukunft wichtig. 

Die Bundesrepublik Deutschland, meine Damen 
und Herren, gehört zum Westen. In der Auffassung 
der westlichen Welt von der Würde und Freiheit des 
Menschen hat unsere Verfassung ihr Fundament. 
In allen Parlamentswahlen seit 1949 haben unsere 
Bürger die Grundentscheidung für das freie Europa 
und für das Werk der Europäischen Einigung bestä-
tigt. 

Wir haben eine Idee von der deutschen Nation, 
die unvereinbar ist mit dem Bild von Deutschland, 
das sich die amtliche DDR heute noch macht. Wir 
wollen die Nation freier Bürger, die Nation, die 
Klassengegensätze überwindet, widerstreitende In-
teressen versöhnt und Gemeinschaft stiftet im Be-
kenntnis zum geschichtlichen Erbe und zu den Wer-
ten und Tugenden, die allen Deutschen eigen und 
verpflichtend sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

In dem freiheitlichen Menschenbild des Grundge-
setzes der Bundesrepublik Deutschland erkennen 
sich die Deutschen — ich meine, alle Deutschen — 
wieder. 

Meine Damen und Herren, 1983 jähren sich wich-
tige Gedenktage, wichtig, weil unübersehbar in ih-
rer fortwirkenden Bedeutung für unsere Gegen-
wart. Übermorgen, am 25. Juni, erinnern wir uns in 
Krefeld an die Auswanderung der ersten deutschen 

Familien nach Amerika vor 300 Jahren. In diesen 
300 Jahren wuchs ein großes Band, eine gewaltige 
Verbindung von Menschen im Auf und Ab der Ge-
schichte. 

Vor sechs Tagen hat der Herr Bundespräsident 
hier von dieser Stelle aus den 30. Jahrestag des 
17. Juni 1953 gewürdigt. Er hat aus diesem Anlaß 
betont, daß das deutsche Volk an seinem Willen zur 
Einheit in Freiheit auch nach 30 Jahren geduldig 
festhält. Denn, so sagte der Bundespräsident: 

Die Deutschen in der Bundesrepublik Deutsch-
land und die Deutschen in der DDR sehen nicht 
die Bundesrepublik und nicht die DDR, son-
dern Deutschland als ihr Vaterland an. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Meine Damen und Herren, der 17. Juni wirkt poli-
tisch weiter. Die Bundesrepublik Deutschland hat 
dieses Datum zum Tag der deutschen Einheit, zum 
nationalen Gedenktag des deutschen Volkes ge-
macht. Ich möchte feststellen: Dabei bleibt es! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wenn wir in der Bundesrepublik Deutschland das 
Andenken an den Aufstand von 1953 bewahren, 
dann tun wir das für alle Deutschen — auch für 
unsere Landsleute in der DDR. „Wir wollen freie 
Menschen sein", riefen bereits am Vormittag des 
16. Juni die Bauarbeiter der Stalinallee. Wir wollen 
freie Menschen sein — meine Damen und Herren, 
bündiger und präziser kann der Wille der Nation 
nach der gemeinsamen Erfahrung mit der totalitä-
ren NS-Diktatur nicht ausgedrückt werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wir alle wissen, daß Freiheit, Demokratie und 
Selbstbestimmung höchste Werte sind; sie sind auf 
Dauer nicht teilbar. Darin liegt für uns, für unser 
Volk — im Sinne der Präambel unseres Grundge-
setzes — große Hoffnung. 

In diesem Jahr, meine Damen und Herren, erin-
nert sich unsere Nation aber auch des Aufstiegs der 
deutschen Diktatur durch Hitlers Machtergreifung 
vor 50 Jahren. Auch das gehört zur gemeinsamen 
Geschichte der Deutschen. Aber der totalitäre 
Staat, die Diktatur, ist nicht das Ziel der deutschen 
Geschichte gewesen und nicht ihr letztes Wort ge-
blieben. Er ist Vergangenheit, widerlegt durch seine 
Taten und überwunden durch die Entscheidung der 
Deutschen für die Freiheit und die Würde des Men-
schen. 

Ich denke, wirkungsmächtiger vor der Geschichte 
sind der Glaube und die Ideen, die Martin Luther 
den Deutschen und der Welt hinterlassen hat. Die 
Erinnerung an Martin Luther und die Frage, was er 
für Zeit und Zukunft bedeutet, führen die Deut-
schen in diesem Jahr zusammen. 

(Zustimmung des Abg. Dr. Vogel [SPD]) 

Martin Luther ist eine Gestalt der deutschen Ge-
schichte und der Geistesgeschichte der Welt. Vor 
500 Jahren in Eisleben geboren, stand er an der 
Schwelle vorn Mittelalter zur Neuzeit. Er war kein 
Mensch der Renaissance, und ihm ging es nicht um 
Revolution. Er wollte die Kirche erneuern. Seine 
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Bibelübersetzung und seine zahlreichen Schriften 
haben die deutsche Sprache, haben unsere Sprache 
lebendig und kraftvoll geformt. 

Meine Damen und Herren, Martin Luther steht 
an den Anfängen der deutschen Kultur der Neuzeit. 
Wir Deutschen sind so, wie wir sind ohne die Ge-
stalt des Reformators nicht zu denken. Zu Martin 
Luthers Gedenken gibt es in beiden Teilen Deutsch-
lands eine Vielzahl wichtiger Veranstaltungen. Bei 
uns in der Bundesrepublik werden sie vor allem von 
der Kirche gestaltet. In der DDR dagegen zeigt das 
Luther-Jubiläum besonders deutlich das Bemühen 
um eine parteiische, vom Staat diktierte Aneignung 
der Geschichte. 

Die staatliche Sicht auf Luther in der DDR will 
den Reformator als Vorläufer der sozialistischen 
Gesellschaft vereinnahmen. Das Luther-Komitee 
der Evangelischen Kirche in der DDR sagt aber 
ganz einfach: Luther ist ohne die Kirche nicht zu 
denken. 

Die großen Gedenktage dieses Jahres — dazu ge-
hört auch der hundertste Todestag von Karl Marx 
— zeigen die Einheit der Nation in ihrer ganzen, in 
ihrer vieldeutigen Geschichte. Die SED hat seit ih-
rer Entstehung stets auf das sozialistische Deutsch-
land gepocht. Das ist ihr Ziel bis heute geblieben. 
Geändert haben sich in den letzten Jahren histori-
sche Begründungen. Früher hat sich die DDR nur 
mit parteiisch ausgewählten Epochen und Gestal-
ten unserer Geschichte identifiziert; alles andere 
hat sie abgewiesen und verdammt, Preußen nicht 
anders als Friedrich den Großen, den Aufstieg des 
Bürgertums nicht anders als Martin Luther. 

Wer sich — wie die DDR — der deutschen Ge-
schichte bemächtigen will, um daraus nationale An-
sprüche abzuleiten, der muß sich der ganzen deut-
schen Geschichte stellen. Wir müssen, um die Zu-
kunft zu meistern, mit unserer Geschichte leben, 
wie sie nun einmal war, und wir müssen versuchen, 
daraus zu lernen. 

Ich finde, es ist gut, daß in den beiden Staaten in 
Deutschland der Blick wieder mehr auf die gemein-
same Geschichte gerichtet wird; 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und bei 
Abgeordneten der SPD) 

denn in ihrer Geschichte, in ihrer Sprache und in 
ihren Werten ist die Einheit der Nation unverlier-
bar. Ein Regime, meine Damen und Herren, das 
sich mit Mauer und Stacheldraht umgibt, mag die 
Geschichte umschreiben wollen. Bestehen wird es 
vor der Geschichte nicht. Solche Regime — das 
zeigt die Geschichte — werden vom Freiheitswillen 
der Menschen und Völker überlebt. 

Dieses Wissen begründet auch unsere Zuversicht 
und begründet den Lebensmut der Menschen im 
freien Teil Berlins. Die Lage unserer Nation spie-
gelt sich im Schicksal der Stadt Berlin. Seit Kriegs-
ende geteilt, gehört die Stadt zwei verschiedenen 
politischen Welten an, die sich hier auf engstem 
Raum gegeneinander darstellen und abgrenzen. Die 
Mauer in Berlin ist zum weltweit bekannten Sym

-

bol der gewaltsamen Teilung Deutschlands gewor-
den. 

1987 wird Berlin 750 Jahre alt. Dieses Jubiläum 
wird an die in einer langen Stadtgeschichte ge-
wachsenen Bindungen mitten in Deutschland erin-
nern. Ich hoffe, daß unser gemeinsames Ziel, zu die-
sem Zeitpunkt das deutsche historische Museum in 
Berlin zu eröffnen, erreichbar sein wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Meine Damen und Herren, Berlin bleibt Grad-
messer für die Ost-West-Beziehungen, Berlin bleibt 
das Symbol für die offene deutsche Frage. Deshalb 
wollen wie die Lebensfähigkeit der Stadt sichern, 
ihre Attraktivität wirtschaftlich, kulturell und poli-
tisch fördern. Die Festigung und Weiterentwicklung 
der Bindungen Berlins an den Bund bleibt eine Auf-
gabe von nationalem Rang. 

Unser besonderes Anliegen ist die Aufrechterhal-
tung einer stabilen Lage in und um Berlin. Dazu 
gehört vor allem der ungehinderte Verkehr auf den 
Zugangswegen. Die strikte Einhaltung und volle 
Anwendung des Viermächteabkommens über Ber-
lin ist von entscheidender Bedeutung für die Quali-
tät der Ost-West-Beziehungen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wir stellen dankbar fest, daß das Schlußkommu-
niqué der NATO-Ministerratstagung, die am 9. und 
10. Juni, also vor wenigen Tagen in Paris stattfand, 
erneut zeigt, daß diese Haltung von unseren Ver-
bündeten ohne jeden Vorbehalt geteilt wird. 

Die wirtschaftliche Lage Berlins, die seit Jahren 
Anlaß zu Besorgnis gibt, zeigt erstmals wieder 
leicht positive Ansätze. Die Bundesregierung und 
der Berliner Senat — ich sage ganz bewußt: ich 
folge hier auch jenen Anregungen, die mein Amts-
vorgänger gegeben hat — haben in vertrauensvol-
lem Zusammenwirken verbesserte Rahmenbedin-
gungen geschaffen. Ich gehe deshalb davon aus, daß 
die deutsche, aber auch die ausländische Wirtschaft 
Berlin als attraktiven Industriestandort wieder 
stärker in ihre Unternehmensplanungen einbe-
zieht. Die Berliner Wirtschaftskonferenz Ende 1982, 
die erste in meiner Amtszeit, hat diese Erwartun-
gen bereits bestätigt, und ich freue mich darüber, 
daß die von der deutschen Industrie angekündigten 
Investitionsvorhaben schneller umgesetzt werden 
konnten, als seinerzeit zu erwarten war. 

Aber, meine Damen und Herren, es gibt auch Be-
reiche, die uns weiterhin Sorgen bereiten, so der 
überproportionale Abbau von Arbeitsplätzen insbe-
sondere in der gewerblichen Wirtschaft Berlins, die 
hohe Arbeitslosenquote, die mit 11,6 % im Mai deut-
lich über dem Bundesdurchschnitt lag, und die 
rückläufige Zuwanderung westdeutscher Arbeit-
nehmer in die Stadt. 

Die Bundesregierung und der Berliner Senat ha-
ben eine Reihe von Maßnahmen getroffen, um die 
Lebensfähigkeit der Stadt durch neue, zukunfts-
orientierte Arbeitsplätze zu sichern. Hier möchte 
ich nur die zum 1. Januar 1983 in Kraft getretene 
Novellierung des Berlinförderungsgesetzes und das 
vom Berliner Senat beschlossene Struktur- und 
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Ausbildungsprogramm nennen. Damit sind Wei-
chen für Erneuerung und Modernisierung der Berli-
ner Wirtschaft gestellt. 

Meine Damen und Herren, ein wichtiges Ereignis 
für Berlin war die Unterzeichnung der kommerziel-
len Verträge über die Lieferung von Erdgas aus der 
Sowjetunion. Sie schaffen weitere Grundlagen für 
die langfristige und kostengünstige Energieversor-
gung der Berliner Wirtschaft. Diese Vereinbarun-
gen tragen dazu bei, im Rahmen der innerdeut-
schen Beziehungen die Situation von Berlin zu er-
leichtern und zu verbessern. 

In diesen Zusammenhang gehört auch die Einbe-
ziehung der S-Bahn in das Berliner Nahverkehrs-
system. Das Bundeskabinett hat — in Übereinstim-
mung mit dem Berliner Senat — am 1. Juni dem 
dazu erarbeiteten Konzept zugestimmt. 

Herr Präsident, meine Damen und Herren, die 
Bundesregierung wird sich auch in Zukunft im 
Rahmen der Berlin-Hilfe an der Finanzierung des 
Berliner Haushalts beteiligen. Diese Hilfe ist für 
uns ein selbstverständlicher Akt unserer Solidarität 
mit den Menschen einer Stadt, die in ihrer geogra-
phischen Lage von den Auswirkungen der Teilung 
Deutschlands in besonderem Maße betroffen ist. 

Meine Damen und Herren, zehn Jahre nach In-
krafttreten des Grundlagenvertrages mit der DDR 
sind die beiden Staaten in Deutschland von dem 
dort formulierten Ziel normaler gutnachbarlicher 
Beziehungen nach wie vor weit entfernt. 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Leider wahr!) 

Normalität kann nicht entstehen, solange es an der 
Grenze mitten durch Deutschland Mauer, Stachel-
draht, Schießbefehl und Schikanen gibt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Gutnachbarliche Beziehungen kann es nicht geben, 
solange Landsleute aus der DDR immer wieder Le-
ben und persönliche Freiheit aufs Spiel setzen, weil 
ihnen elementare Menschenrechte vorenthalten 
werden. Dazu können und dazu werden wir nicht 
schweigen; 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

denn Friede kann nicht gedeihen, wo Menschen-
rechte mißachtet werden. Auch die Schlußakte der 
KSZE von Helsinki und die Menschenrechtsdoku-
mente in allen anderen Bereichen stellen diesen 
Zusammenhang immer wieder eindeutig her. 

Das Zusammengehörigkeitsgefühl der Deutschen 
ist trotz nunmehr 38 Jahre währender Teilung un-
seres Vaterlandes unverändert lebendig. Dies zei-
gen die vielfältigen Verbindungen, die nicht-staatli-
che Organisationen auf ihren Ebenen in die DDR 
aufgebaut haben und unterhalten. Ich möchte hier 
ganz besonders die grenzüberschreitende Partner-
schaft der Kirchen innerhalb Deutschlands dank-
bar würdigen. Bis hin zu den Gemeindemitgliedern 
werden hier nicht nur Kontakte gepflegt, sondern 
wird zusammengearbeitet und tatkräftige Hilfe ge-
leistet. 

Meine Damen und Herren, aus all dem ergibt 
sich: Praktische Deutschlandpolitik kann nur als 

Politik des Dialogs, des Ausgleichs und der Zusam-
menarbeit erfolgreich sein. Den Zustand, wie er 
heute ist, wollen wir nicht bloß verwalten. Mit kon-
kreten Schritten wollen wir die Teilung erträglicher 
machen und vor allem weniger gefährlich. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wir wollen dies tun in mitmenschlicher Verantwor-
tung für die Deutschen in der DDR, die unsere 
Nächsten, also mehr als unsere Nachbarn sind. 

Über ein geregeltes Nebeneinander hinaus er-
streben wir einen Zustand des Zusammenlebens in 
Deutschland, in dem das gewachsene Geflecht der 
Beziehungen sich verdichtet und weiter verfestigt, 
einen Zustand, in dem beide Seiten durch ausgewo-
genes Geben und Nehmen ihrer Verantworung für 
die Menschen gerecht werden, einen Zustand, der 
für beide Seiten Verpflichtungen enthält, auf die sie 
sich verlassen können. 

Meine Damen und Herren, wer sich zum Erbe der 
gemeinsamen deutschen Geschichte bekennt, kann 
sich dem nicht verschließen. Auch das gehört zur 
historischen Kontinuität. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

In den Regierungserklärungen vom Oktober 1982 
und Mai 1983 habe ich die Grundsätze bezeichnet, 
die für unsere Deutschlandpolitik bestimmend 
sind. Die Bundesregierung wird die Verträge mit 
der DDR als Instrument aktiver Friedenspolitik im 
Interesse der Menschen im geteilten Deutschland 
nutzen. Deutschlandpolitik muß ausgehen von den 
realen Machtverhältnissen in unserer Zeit. Aber, 
meine Damen und Herren, zu der Macht der Tatsa-
chen zählen nicht nur die Politik der Regierungen 
und die Stärke der Waffen, sondern auch der Wille 
der deutschen Nation zur Einheit. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Nicht nur die Rechtslage, sondern auch die ge-
schichtliche Kraft dieses Willens unseres Volkes 
hält die deutsche Frage offen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wer anders spricht, kann weder für unsere Freunde 
im Westen noch für unsere Nachbarn im Osten 
glaubwürdig sein. 

Generalsekretär Honecker hat sich auf der Leip-
ziger Frühjahrsmesse 1983 dafür ausgesprochen, 
diejenigen Fragen in Angriff zu nehmen, die jetzt 
lösbar sind, und andere zurückzustellen. Ich halte 
es in der Tat für richtig, daß wir uns auf diejenigen 
Fragen konzentrieren, die ohne Preisgabe unserer 
elementaren Grundsätze mit Kompromissen lösbar 
sind. Zusammenarbeit, meine Damen und Herren, 
liegt — wo immer sie möglich ist — im wohlverstan-
denen Interesse beider Staaten in Deutschland. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Beifall des Abg. Franke [Hannover] 

[SPD]) 

Die politische Führung der DDR muß wissen: Die 
Bundesregierung hält sich strikt an das Grundge-
setz und an Geist und Buchstaben des Grundlagen-
vertrages und der übrigen rechtsverbindlichen Ver- 
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einbarungen. Aber Vertragstreue erwarten wir 
selbstverständlich auch von der DDR. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Seit dem letzten Bericht zur Lage der Nation gab 
es keinen Stillstand — trotz fortbestehender Bela-
stungen und trotz neuer Beeinträchtigungen des 
Klimas. Wir setzen uns auch in Zukunft intensiv für 
die Familienzusammenführung ein. 

Die DDR hat in jüngster Zeit wiederholt Mitbür-
ger ausgebürgert und zwangsweise in die Bundes-
republik Deutschland abgeschoben, die sich in der 
Friedensbewegung in der DDR engagiert haben. 
Wir werden diesen Vorgang immer wieder klar und 
deutlich auch gegenüber der DDR ansprechen. 

Auch im vergangenen Jahr sind wieder weniger 
Menschen aus der Bundesrepublik Deutschland in 
die DDR gereist: 1982 nur noch 5 Millionen gegen-
über früher 8 Millionen. Hier wirkt sich immer noch 
die Erhöhung und Ausweitung des Mindestumtau-
sches vom Oktober 1980 aus. Sie trifft gerade Men-
schen mit geringem Einkommen und Kinderreiche 
besonders hart. Wir bestehen mit Nachdruck auf 
der Senkung der Mindestumtauschsätze. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

In diesem Jahr kam es zu schwerwiegenden Vor-
fällen im Berlin-Transitverkehr und im Reisever-
kehr in die DDR. Der Tod von zwei Menschen hat 
uns alle tief betroffen gemacht. Er hat die Probleme 
harter Grenzkontrollen erneut in das Bewußtsein 
der Öffentlichkeit gerückt. Die Entwicklung im Rei-
severkehr in die DDR kann uns nicht zufriedenstel-
len. Zwar hat die DDR im vergangenen Jahr einige 
kleine Erleichterungen eingeführt. Einen nennens-
werten Zuwachs im Reiseverkehr haben diese Maß-
nahmen indes nicht bewirkt. Im Reiseverkehr in 
die DDR haben Klagen über Schikanen, über hohe 
Zollstrafen seit einiger Zeit erheblich zugenommen. 
Die Bundesregierung hat dieses Thema aus Anlaß 
der jüngsten Fälle auf politischer Ebene gegenüber 
der DDR zur Sprache gebracht. Wir werden das 
immer wieder und entschieden tun, bis diese Vor-
kommnisse abgestellt sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich füge aber auch hinzu, daß die ersten Anzeichen 
für Verbesserungen, die wir beobachten, auf eine 
dauerhafte Entwicklung hinweisen. 

Im Transitverkehr mit Berlin macht uns vor al-
lem die starke Zunahme der Verdachtskontrollen 
Sorge. Die Bundesregierung hat sich mit großem 
Nachdruck in der Transitkommission und auf poli-
tischer Ebene gegenüber der DDR-Regierung gegen 
diese Praxis gewandt. Die Belastungen — auch das 
gehört in diesen Bericht — im Transitverkehr un-
terstreichen vor allem auch die Bedeutung des Luft-
weges als des einzigen freien und unkontrollierten 
Zugangs von und nach Berlin. Die Bundesregierung 
hat den von der Vorgängerregierung beschlossenen 

stufenweisen Abbau der Subventionen für Flüge 
von und nach Berlin rückgängig gemacht. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Sie hat dafür im Bundeshaushalt 1983 einen Betrag 
von 95 Millionen DM bereitgestellt. 

Der Reiseverkehr aus der DDR in das Bundesge-
biet hat seit Anfang der 70er Jahre nicht wesentlich 
zugenommen. Die weitaus meisten Reisenden sind 
ältere Menschen, überwiegend Rentner; sie sind 
uns herzlich willkommen. Eine erfreuliche Entwick-
lung können wir bei Reisen jüngerer Menschen in 
dringenden Familienangelegenheiten feststellen. In 
manchen Fällen genehmigt die DDR Reisen jünge-
rer Menschen inzwischen etwas großzügiger als 
bisher. In den ersten Monaten dieses Jahres waren 
es doppelt so viele wie im gleichen Zeitraum 1982. 
Gleichwohl bleibt die Zahl bei nur 46 000 Reisen im 
vergangenen Jahr auch weiterhin unzureichend. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wichtigstes Ziel — und ich unterstreiche das 
auch sehr persönlich — unserer Politik im Ost-
West-Reiseverkehr bleibt deshalb die Erweiterung 
der Reisemöglichkeiten auch für jüngere Men-
schen. 

Solange die persönliche Begegnung der Men-
schen im geteilten Deutschland nur unter Schwie-
rigkeiten möglich ist, könnte der innerdeutsche 
Post- und Fernmeldeverkehr die Grenze durch 
Deutschland wenigstens etwas durchlässiger ma-
chen. Aber trotz einiger Verbesserungen ist z. B. die 
Zahl der Fernsprechleitungen für einen reibungslo-
sen Telefonverkehr noch immer nicht ausreichend. 
Die Bundesregierung wird sich daher bemühen, 
auch auf diesem Gebiet Fortschritte im Interesse 
der Menschen zu erreichen. 

Meine Damen und Herren, um es noch einmal 
deutlich zu sagen: Alle Fortschritte bei den Bemü-
hungen, über die Grenze in Deutschland hinweg 
Verbindungen und Kommunikation zwischen den 
Menschen zu vermehren und zu erleichtern, ändern 
nichts daran, daß diese Grenze unerträglich bleibt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Das gilt nicht nur für die Menschen in Deutschland, 
das gilt in zunehmendem Maß auch für die natürli-
chen Lebensgrundlagen unseres Landes. Sie pfleg-
lich zu behandeln, sie zu erhalten und unversehrt 
an die nachwachsenden Generationen weiterzuge-
ben, muß der gemeinsame Auftrag der Verantwort-
lichen in beiden Teilen Deutschlands sein. Hier 
geht es um ein gemeinsames, ein gesamtdeutsches 
Lebensinteresse, das nicht notleidend werden darf. 

Alle Staaten in Europa — in Ost und West — wer-
den mehr und mehr mit Umweltschutzproblemen 
konfrontiert, die kein Staat für sich allein lösen 
kann. Umweltbelastungen machen nicht an Gren-
zen halt. Die großräumige Luftverunreinigung und 
die alarmierenden Waldschäden bereiten nicht nur 
uns schwere Sorgen. 
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Bei gutem Willen, so denke ich, können die bei-

den Staaten in Deutschland ein Beispiel dafür ge-
ben, was Zusammenarbeit beim Umweltschutz zum 
Wohl der Bürger zu leisten vermag. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Deshalb muß das im Grundlagenvertrag vorgese-
hene Umweltabkommen mit der DDR endlich zu-
standekommen. Bis dahin wird die Bundesregie-
rung jede Gelegenheit nützen, um mit der DDR bei 
besonders dringlichen Problemen konkrete Verbes-
serungen zu erzielen. Ich verweise auf die Gesprä-
che über die Schadstoffbelastung von Elbe und 
Werra. 

Gestern konnte in Leipzig ein erstes Fachge-
spräch über Fragen der Rauchgasentschwefelung 
geführt werden. Ein weiteres soll im Juli 1983 in 
Bonn folgen. Ich habe die Hoffnung und vor allem 
den Wunsch, daß diese Gespräche dazu beitragen 
werden, die Luftreinhaltung auf beiden Seiten der 
Grenze zu verbessern. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Herr Präsident, meine Damen und Herren, un-
sere Bereitschaft zu langfristigen Abmachungen 
gilt auch für Umweltprobleme im Energiebereich. 
Die Bundesregierung sucht deshalb weiterhin das 
Gespräch über die Sicherheit kerntechnischer An-
lagen sowie über Fragen des Strahlen- und des Ka-
tastrophenschutzes. 

Möglichst vielfältige Kontakte und Zusammenar-
beit im Bereich von Kultur, Bildung, Wissenschaft 
und Technik und nicht zuletzt des Sports tragen 
zum besseren Verständnis zwischen den Menschen 
bei. 

Die DDR hat sich im September 1982 bereit er-
klärt, die 1975 unterbrochenen Verhandlungen über 
ein Kulturabkommen wieder aufzunehmen. Wir 
wissen, daß diese Gespräche ganz besonders 
schwierig sein werden. Aber wir wünschen, daß die 
Verhandlungen jetzt endlich beginnen. 

Die Beziehungen auf dem Gebiet des Sports hält 
der Deutsche Sportbund — und ich stimme ihm zu 
— für noch nicht befriedigend. Wir wünschen drin-
gend, daß möglichst viele Sportler, möglichst viele 
junge Leute aus beiden Teilen Deutschlands Gele-
genheit haben, sich im sportlichen Vergleich zu be-
gegnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

In den Rechtshilfeverhandlungen mit der DDR 
hat die Bundesregierung Vorschläge unterbreitet, 
die sich auf die derzeit lösbaren Fragen konzentrie-
ren und für beide Seiten praktikable Lösungen an-
bieten. 

Der innerdeutsche Handel bietet Chancen für 
beide Seiten. Er ist ein wichtiges Element der Be-
ziehungen zur DDR und bringt gerade auch der 
DDR vielfältigen Nutzen. 1982 wurde mit einem 
Handelsumsatz von über 14 Milliarden DM eine Zu-
wachsrate von 13% erreicht. Das kann günstige 
Aussichten für die Zukunft eröffnen. 

Die Bundesregierung ist bereit, die innerdeut-
schen Wirtschaftsbeziehungen auf der Grundlage 

der bestehenden Abkommen auszubauen und ihre 
kontinuierliche Entwicklung zum beiderseitigen 
Vorteil zu fördern. Diese Beziehungen sind über 
alle Veränderungen der internationalen Lage hin-
weg ein Element der Stetigkeit und der Berechen-
barkeit für beide Staaten. 

Meine Damen und Herren, wir wissen, daß die 
DDR bei der Zusammenarbeit mit der Bundesrepu-
blik andere politische Ziele verfolgt als wir. Abgren-
zung steht gegen mehr Freizügigkeit, und wir wol-
len mehr Freizügigkeit für Menschen, für Informa-
tionen, für Gedanken, für Meinungen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Freizügigkeit, in diesem umfassenden Sinne ver-
standen, dient dem Frieden. Je mehr die Menschen 
voneinander wissen, desto besser können sie sich 
verstehen und desto lebendiger bleibt das Gefühl 
der Verbundenheit, desto schwerer ist es, sie durch 
Feindbilder zu manipulieren. 

Aber auch an uns hier in der Bundesrepublik 
liegt es, die DDR, diesen anderen Teil deutscher 
Wirklichkeit, nicht hinter einer Mauer des Verges-
sens sich selbst zu überlassen. Was in der DDR 
geschieht, wie die Menschen dort leben, was sie 
denken und empfinden — das alles ist Teil der deut-
schen Gegenwart. 

Ich möchte hier ausdrücklich ein Wort des Dan-
kes an die Korrespondenten aus der Bundesrepu-
blik Deutschland sagen, die sich trotz mancher Ein-
schränkungen durch die Behörden der DDR tat-
kräftig bemühen, die Öffentlichkeit über die DDR 
zu informieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Die Bundesregierung wird sich dementsprechend 
auch weiterhin für eine Verbesserung der Arbeits-
möglichkeiten von Journalisten einsetzen. 

Meine Damen und Herren, jeder von uns macht 
die Erfahrung bei Begegnungen mit Mitbürgern 
aus der jüngeren und mittleren Generation, daß es 
eine erhebliche Unkenntnis über die Verhältnisse 
in der DDR gibt. Politische Bildung in den Schulen, 
Medien und nicht zuletzt die Parteien und die Poli-
tiker sollten das Ihrige dazu beitragen, um diesen 
Mangel zu beheben. Vor allem sollten Schulen und 
Lehrer mehr als bisher die Gelegenheit zu Schüler-
reisen in die DDR und zu persönlichem Kontakt 
mit Jugendlichen dort nutzen. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und bei 
Abgeordneten der SPD) 

Damit das klar ist: Ich spreche hier nicht nur die 
Lehrer und die Eltern und die Schüler an, ich spre-
che hier auch ganz bewußt die Kultusministerien 
und die Kultusminister der deutschen Bundeslän-
der an. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und bei 
Abgeordneten der SPD) 

Ich glaube, wenn in all diesen Bereichen wieder die 
Überzeugung wächst, daß es wichtig ist, daß junge 
Leute hinausfahren in die Welt, daß sie Paris, Rom, 
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daß sie Stockholm, daß sie London kennenlernen, 
daß es aber noch wichtiger ist, daß sie einmal in 
ihrem jungen Leben in Dresden, in Leipzig und auf 
der Wartburg waren, dann haben wir einen wichti-
gen Beitrag zur Einheit der Nation geleistet. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wir alle müssen die Bereitschaft fördern, die Rea-
lität der DDR als alltägliche Lebenswirklichkeit un-
serer Landsleute kennenzulernen, die Alltagssor-
gen, die die Menschen dort bewegen und natürlich 
auch ihre Meinungen und ihre Urteile über uns. 
Auch dies, meine Damen und Herren, gehört zum 
gesamtdeutschen Bewußtsein. Unsere Landsleute 
in der DDR sind Deutsche so gut wie wir. Ihr 
Schicksal, ihr Leben, ihr Denken geht uns etwas 
an. 

Die Möglichkeiten der Zusammenarbeit, die der 
Grundlagenvertrag eröffnet, sind noch längst nicht 
ausgeschöpft. In der Regierungserklärung vom Mai 
habe ich festgestellt, das Gespräche auf allen Ebe-
nen nützlich sein können. Die Bundesregierung hat 
deshalb jede Gelegenheit zum Dialog mit der Regie-
rung der DDR wahrgenommen. Ich erinnere auch 
in diesem Zusammenhang an meine Kontakte mit 
Generalsekretär Honecker vor und nach dem Auf-
schub seines Besuchs in der Bundesrepublik 
Deutschland. Ich erinnere an die Begegnungen, die 
Mitglieder dieser Bundesregierung mit hochrangi-
gen Gesprächspartnern aus der DDR-Führung hat-
ten. 

Deutschlandpolitik ist europäische Friedenspoli-
tik. Sie ist eine Politik für das Selbstbestimmungs-
recht der Deutschen, für die Überwindung der Tei-
lung Deutschlands und der Spaltung Europas. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Zu dieser Politik gibt es keine Alternative. Die Er-
fahrungen unseres Volkes mit den Schrecken des 
Zweiten Weltkrieges haben uns zu überzeugten An-
hängern einer strikten Politik des Gewaltverzichts 
und der Friedenssicherung gemacht. Wir, die Deut-
schen, haben die Lektion der Geschichte gelernt. 
Unser oberstes Ziel ist und bleibt die Wahrung von 
Frieden und Freiheit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und FDP) 

Wir wissen um die tiefe Friedenssehnsucht der 
Menschen in beiden Staaten in Deutschland. Ich 
begrüße dankbar, daß sich die Kirchen über Kon-
fessionen und Grenze hinweg in sehr grundsätzli-
cher Weise dieses Themas annehmen und damit 
auch die Sorgen und Ängste vieler, nicht zuletzt aus 
der jungen Generation, zum Ausdruck bringen. 
Auch das ist ein wichtiger Beitrag für Deutsch-
land. 

Frieden in Freiheit ist Voraussetzung für Fort-
schritte in allen Bereichen. Gewalt, Erpressung und 
Drohung dürfen niemals mehr ein Mittel deutscher 
Politik sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Die Bundesrepublik Deutschland hat auf Gewalt als 
Mittel der Politik verzichtet. Krieg ist für uns kein 
Mittel der Politik. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wir wünschen uns, daß die Jugend in diesem Gei-
ste in beiden Teilen Deutschlands heranwächst. Wir 
wünschen uns vor allem, daß die DDR damit auf-
hört, junge Menschen zum Haß auf den „Klassen-
feind" zu erziehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP so

-

wie bei Abgeordneten der SPD) 

Dabei erinnere ich daran: Die beiden Staaten in 
Deutschland tragen eine große Verantwortung für 
die Sicherung des Friedens in Europa und in der 
Welt. Unsere Rolle in Europa, aber auch die Lage 
des geteilten Deutschlands erfordern historische 
Einsicht, damit sich die politische Gestaltung von 
der Wirklichkeit nicht trennt. Sie erfordert einen 
zuverlässigen Kompaß für den hindernisreichen 
Weg, bis sich Deutschlands Einheit in einer europäi-
schen Friedensordnung vollenden kann. 

Es sind die Ideen, es sind die Ideale, die ein Volk 
bewegen, die Geschichte bewegen. Unsere Nation 
schöpft Kraft aus den gemeinsamen Werten, die 
ihre Identität mitbestimmen. 

Deutschland ist immer ein Land der Mitte gewe-
sen, über Jahrhunderte hindurch allen Einflüssen 
offen, in alle Richtungen wirkend und stets einge-
bunden in einen größeren europäischen Rahmen. 
Die deutsche Frage war zu jeder Zeit auch eine exi-
stenzielle Frage des europäischen Gleichgewichts. 
Dies wird immer so sein. Wer dies verkennt, wer 
einen neutralistischen deutschen Sonderweg in der 
Mitte Europas für möglich hält, der steigt aus ge-
schichtlicher Erfahrung aus. Er erliegt einem unse-
ligen nationalistischen Irrtum. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wir brauchen die Einigung Europas, wie die Völ-
ker Europas die Überwindung der deutschen Tei-
lung nötig haben. Unsere Nachbarn, unsere Verbün-
deten und unsere Partner wissen, daß die Lösung 
der deutschen Frage auch in ihrem Interesse liegt. 
Zu den Grundlagen der Bundesrepublik Deutsch-
land gehört die Idee der europäischen Einigung. 
Dieses Ziel gilt unverändert. Indem sie aufeinander 
zugehen und indem sie ihre Möglichkeiten einer 
Zusammenarbeit nutzen, schaffen beide Staaten in 
Deutschland eine notwendige Voraussetzung für 
die europäische Friedensordnung. 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Wir 
brauchen heute in unserer Generation den Mut und 
die Kraft, über den Tag, über die Gegenwart hinaus-
zudenken. Die geschichtliche Leistung unserer Ge-
neration wird später daran gemessen werden, ob es 
uns gelingt, die politische Einigung Europas, die 
Freiheit der Menschen in der Bundesrepublik 
Deutschland und den Fortbestand der deutschen 
Nation zusammenzudenken und in die politische 
Wirklichkeit unseres Volkes umzusetzen. 

(Anhaltender Beifall bei der CDU/CSU und 
der FDP) 
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Präsident Dr. Barzel: Meine Damen und Herren, es 
ist die gemeinsame Beratung der Punkte 6 und 7 
der Tagesordnung beschlossen worden. Ich gehe da-
von aus, daß der Antrag Drucksache 10/117 nicht 
gesondert begründet wird. — Es ist so. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Kol-
lege Dr. Vogel. 

Dr. Vogel (SPD): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Der Herr Bundeskanz-
ler ist mit der Ankündigung an dieses Pult getreten, 
daß er einen Bericht zur Lage der Nation geben 
werde. Was er vorgetragen hat, ist seiner eigenen 
Ankündigung nicht gerecht geworden. 

(Beifall bei der SPD — Schwarz [CDU/ 
CSU]: Ach du meine Güte! Er kann die 

Wahrheit nicht mehr vertragen!) 

Der Bericht hat zu wichtigen Punkten formelhafte 
Wendungen wiederholt oder auch gänzlich ge-
schwiegen, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das liest er auch 
noch ab!) 

zu denen wir eine nüchterne Darstellung der Pro-
bleme, der Sorgen und der Hoffnungen, 

(Berger [Lahnstein] [CDU/CSU]: Schaden 
Sie nicht den deutschen Interessen?) 

eine nüchterne Darstellung der Herausforderungen 
und der Gefahren, vor denen unser Volk steht, aber 
auch der geistigen und der materiellen Kräfte, über 
die wir verfügen, erwartet hätten. 

(Schwarz [CDU/CSU]: Jetzt steigt der hier 
auch noch aus!) 

Herr Bundeskanzler, Sie haben über die deutsch-
deutschen Beziehungen gesprochen. Sie haben da-
bei eindrucksvolle Worte gefunden. Es war zu Recht 
von Freiheit, von Selbstbestimmung, von den Rech-
ten des Individuums die Rede. Das sehen wir in der 
Sache nicht anders. 

Aber es besteht Anlaß, sich an die Mahnung zu 
erinnern, daß es nicht schwer ist, die Stimme der 
Freiheit zu erheben, wenn man selbst in einem 
freien Gemeinwesen lebt. 

(Beifall bei der SPD) 

Es ist auch nicht schwer, auf Kosten anderer tapfer 
zu sein. 

Aber warum, Herr Bundeskanzler, schweigen Sie 
dann eigentlich gleichzeitig dazu, daß Herr Strauß 
und seine Scharfmacher einer vernünftigen 
Deutschlandpolitik fast täglich den Kampf ansa-
gen? Wo bleiben da die klaren Worte? 

(Beifall bei der SPD) 

Warum schweigen Sie dazu, daß Herr Strauß in die-
sem Kampf so weit geht, selbst Herr Löwenthal und 
seiner konservativen Aktion in Berlin Grußworte zu 
übermitteln, einer Aktion, von der sich der Regie-
rende Bürgermeister von Berlin ausdrücklich di-
stanziert 

(Beifall bei der SPD) 

und von dem Ihr eigener Pressedienst schreibt, daß 
dem Zuhörer angesichts mancher Gedanken und 
Formulierungen das Frösteln kommen könnte? 
Warum fehlt hier die deutliche Sprache? Warum 
rangiert hier auf einmal Vorsicht vor Klarheit? Spü-
ren Sie nicht, daß das eine die Wirkung des anderen 
schwächt und beeinträchtigt? 

(Beifall bei der SPD) 

Sie schildern die Lage der Nation, Herr Bundes-
kanzler. Sie sprechen von Friedenssicherung und 
erwähnen dabei die Gefahren, die gerade den bei-
den deutschen Staaten aus dem atomaren Rü-
stungswettlauf erwachsen, noch nicht einmal mit 
einem Wort. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie gehen auf wirtschaftliche Gesichtspunkte ein, 
aber einen Hinweis auf die Massenarbeitslosigkeit, 
die entgegen all Ihren Ankündigungen nicht sinkt, 
sondern von Monat zu Monat steigt, sucht man in 
dem ganzen Bericht vergebens. 

(Beifall bei der SPD) 

Schließlich haben Sie auch bei dieser Gelegenheit 
die Kraft der Ideen und den Fundus der Werte 
beschworen. Sie sagen auch, daß Sie die Lektion der 
Geschichte gelernt hätten. Aber warum, Herr Bun-
deskanzler, verwenden Sie dann in diesem Zusam-
menhang nicht einen einzigen Satz auf die empö-
rende Entgleisung Ihres Jugendministers, der es in 
diesem Saal gewagt hat, den Pazifismus als Ursa-
che zu bezeichnen, die Auschwitz erst ermöglicht 
habe? 

(Lebhafter Beifall bei der SPD und den 
GRÜNEN — Widerspruch bei der CDU/ 

CSU) 

Ist das wirklich eine Lehre unserer Geschichte, und 
verdient diese Äußerung unter dem Aspekt Ihres 
Wertefundus nicht eine einzige Bemerkung? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie haben wohl 
Stoffmangel?!) 

Wir akzeptieren diese Einschränkungen des The-
mas, das heute auf der Tagesordnung steht, nicht. 
Das alles gehört ebenfalls zur Lage der Nation. Wir 
werden deshalb in der heutigen Aussprache auch 
diese Fragen behandeln. 

Über Wesen und Substanz dessen, was Nation 
ausmacht, ist in den letzten Jahren viel gestritten 
worden. Wir halten einen Streit, der sich auf begriff-
liche Fragen beschränkt, für müßig. Gewiß, es ist 
leider wahr — Sie haben es selbst betont —, die 
Deutschen leben in zwei Staaten. An der im Grund-
lagenvertrag vollzogenen Anerkennung der Staat-
lichkeit der DDR sollte niemand rütteln, der es im 
Interesse der Menschen mit der Verbesserung der 
Beziehungen zwischen den beiden deutschen Staa-
ten ernst meint. 

(Beifall bei der SPD) 

Aber nicht erst die staatliche Einheit — so 
schmerzlich wir sie auch vermissen — läßt Men-
schen zu einer Nation werden. Entscheidend ist 
vielmehr, ob sie sich als eine Gemeinschaft verste-
hen und fühlen, die durch ihre Geschichte, ihre 
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Sprache, ihre Kultur und ein enges Geflecht wech-
selseitiger Beziehungen und Begegnungen mitein-
ander verbunden sind. Diese Gemeinschaft besteht, 
ja sie ist durch unsere Politik, durch die Politik 
Willy Brandts und Helmut Schmidts nach Jahren, 
in denen sich diese Gemeinschaft zu lockern, in 
denen vor allem das Geflecht der wechselseitigen 
Beziehungen zu zerreißen drohte, belebt und gefe-
stigt worden. 

(Beifall bei der SPD) 

Diese Politik — das kann ich Ihnen nicht ersparen 
— haben wir Schritt für Schritt gegen Ihren Wider-
stand und gegen Ihr Nein durchsetzen müssen. 

(Beifall bei der SPD) 

Natürlich — hier stimmen wir überein; ich leugne 
das nicht — gibt es in wesentlichen Fragen, in sol-
chen der Gesellschaftsordnung und der Rechte des 
Individuums, nach wie vor fundamentale Gegensät-
ze. Und natürlich stehen die Mauer, die Grenzanla-
gen und der Schußwaffengebrauch an der Grenze 
noch immer als bedrückende Hindernisse der Frei-
zügigkeit aller Deutschen im Wege. 

(Berger [Lahnstein] [CDU/CSU]: Das ist 
ein bißchen schwach!) 

Aber darüber dürfen doch die Fortschritte, die seit 
1969 erzielt worden sind und zu denen beide Seiten, 
auch die DDR-Führung, ihren Beitrag geleistet ha-
ben, nicht übersehen werden. 

Wer hätte denn vor knapp zehn Jahren für mög-
lich gehalten, daß in einem einzigen Jahr über 6 
Millionen Bundesbürger in die DDR und umge-
kehrt fast 2 Millionen Bürger der DDR in die Bun-
desrepublik reisen, daß Millionen Menschen jähr-
lich miteinander telefonieren und daß dafür heute 
1 500 Leitungen zur Verfügung stehen, während es 
1969 ganze 34 Leitungen waren? In diesen Tagen 
sind 42 weitere Ortsnetze in der DDR an den Selbst-
wählfernverkehr angeschlossen worden. Wir begrü-
ßen das, weil Dessau, Meißen, Wittenberg, Zittau 
und andere Städte uns wieder ein ganzes Stück 
nähergerückt sind. 

(Beifall bei der SPD) 

Wer hätte geglaubt, daß in einem einzigen Jahr 19 
Millionen Menschen die Transitstrecken von und 
nach Berlin in der Weise benützen können, in der 
das heute möglich ist? 

Wer hätte vor zehn Jahren ernsthaft damit ge-
rechnet, daß Martin Luther 1983 hüben wie drüben 
aus Anlaß seines 500. Geburtstags als einer der 
größten Söhne unseres Volkes gefeiert wird? Diese 
Tatsache wirkt für mich schwerer als die Tatsache, 
daß er aus unterschiedlichen Richtungen in An-
spruch genommen wird. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Wer hätte gedacht, daß an den Veranstaltungen 
zum 100. Todestag von Karl Marx wechselseitig De-
legationen aus dem anderen Staat teilnehmen und 
diese Delegationen ihre Standpunkte eben nicht 
nur bei uns frei vortragen können und daß dann 
darüber berichtet wird? 

Wer hätte es 1953, 1961 oder noch 1970 für denk-
bar gehalten, daß der Bundespräsident in einer An-
sprache zum 30. Jahrestag des 17. Juni 1953 Berlin 
als einen Beweis dafür bezeichnen kann, daß sach-
lich begrenzte, aber wichtige Vereinbarungen zum 
Wohle der Menschen möglich sind, und daß er in 
derselben Rede — einer Rede, die hohen Respekt 
verdient — den Staatsratsvorsitzenden der DDR 
nicht nur zitiert, sondern daß der Bundespräsident 
der Bundesrepublik Deutschland ausdrücklich fest-
stellt, in seinen beiden langen Gesprächen mit dem 
Staatsratsvorsitzenden habe sich neben sehr unter-
schiedlichen Auffassungen auch Gemeinsames ge-
zeigt? Ist das alles selbstverständlich? 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Ist es selbstverständlich, daß der Regierende Bür-
germeister von Berlin, Herr Kollege von Weiz-
säcker, bei der Feier zur Eröffnung des Luther-Jah-
res auf der Wartburg neben dem Präsidenten der 
Volkskammer, Herrn Sindermann, sitzt und mit 
ihm im Anschluß daran ein intensives und offenes 
Gespräch führt? 

Ist es selbstverständlich, daß der Vorsitzende der 
stärksten Oppositionsfraktion mit dem Staatsrats-
vorsitzenden zu einem mehrstündigen Gespräch zu-
sammentrifft und die Medien der DDR dann auch 
über die kritischen und kontroversen Punkte des 
Gesprächs eingehend berichten und dazu tagelang 
westdeutsche Zeitungen zitieren, etwa zu der von 
mir bei dieser Gelegenheit erneut erhobenen Forde-
rung nach Korrektur des Mindestumtauschs? 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Ist es selbstverständlich, so frage ich weiter, daß 
die Generalsynode der evangelisch-lutherischen 
Kirche in der DDR dieser Tage in einer Entschlie-
ßung die Staatsführung der DDR öffentlich mahnen 
kann, für junge Menschen, die über die Erhaltung 
des Friedens und die Zukunft ihres Lebens besorgt 
sind, mehr Verständnis aufzubringen? Der Staat so 
heißt es in dieser Entschließung wörtlich, darf sie 
nicht durch harte Gegenmaßnahmen in die Kon-
frontation treiben oder darin bestärken — eine 
Mahnung, die übrigens auch wir uns ruhig zu Her-
zen nehmen sollten und die zeigt, daß mehr und 
mehr auch Probleme und Fragestellungen auftau-
chen, die quer zu den herkömmlichen Formationen 
und Auffassungen laufen. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie können sagen: Das und noch viel mehr sollte 
selbstverständlich sein. Aber es war eben nicht 
selbstverständlich. Nein, das alles war vor nicht 
allzu langer Zeit geradezu undenkbar. Es ist nicht 
vom Himmel gefallen, und es ist erst recht nicht 
durch starke Worte herbeigeredet worden. Es ist 
durch unsere Deutschlandpolitik der Beharrlichkeit 
und der zähen Geduld möglich geworden; 

(Beifall bei der SPD — Zuruf des Abg. Ber

-

ger [Lahnstein] [CDU/CSU]) 

durch eine Politik — ich freue mich, daß in Ihrem 
Bericht Anklänge an diese Gedanken zu finden 
sind —, die auch die Interessen der anderen Seite 
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mit in die eigenen Überlegungen aufnahm; durch 
eine Deutschlandpolitik, die wir als Mitglied des 
westlichen Bündnisses im Einvernehmen mit unse-
ren Bündnispartnern getrieben haben, aber in der 
wir die Initiative hatten und zu der Sie — ich muß 
es noch einmal wiederholen — so gut wie nichts bei-
gesteuert haben und deren Ergebnisse heute aus 
Ihren Reihen gefährdet werden. 

(Beifall bei der SPD) 
Daraus ergeben sich für uns vier Folgerungen. 
Erstens. Wir müssen — ich wähle mit Bedacht 

eine Formulierung, die auch die andere Seite stän-
dig verwendet — mit dem Erreichten pfleglich um-
gehen und bei Rückschlägen besonnen reagieren; 
pfleglich umgehen und besonnen reagieren. 
Herr von Weizsäcker ist da derselben Meinung. 

Er hat erst vor kurzem gesagt, es gehe nicht um 
selbstgerechte Anklagen oder den lautstarken 
Streit darüber, wer von uns am lautesten Mauern 
und Stacheldraht anprangern kann — eine Mah-
nung, mit der er wohl kaum uns Sozialdemokraten 
gemeint hat. 
Er hat auch nicht ohne Grund am 28. April vor 

dem Berliner Abgeordnetenhaus erklärt, wer von 
einer notwendigen Wende in der Deutschlandpoli-
tik spreche, der gefährde mehr, als er wahrhaben 
möchte, oder er greife weiter, als man in Berlin 
überhaupt akzeptieren könne. 
Das ist zwar höflich, aber deutlich. Es geht doch 

unmittelbar an die Adresse der Herren Strauß und 
seiner Freunde. Warum, Herr Bundeskanzler, 
scheuen Sie sich eigentlich davor, ähnliches zu sa-
gen? Sie haben sich heute ja noch nicht einmal von 
den Umtrieben der Konservativen Aktion distan-
ziert, an denen sich dieser Tage in Berlin leider 
außer notorisch kalten Kriegern auch Mitglieder 
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion beteiligt haben, 
an der sie teilgenommen haben. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN — Zuruf von der CDU/CSU: Was 
soll denn das! — Weitere Zurufe von der 

CDU/CSU) 
Zweitens. Wir Sozialdemokraten sind zur Unter-

stützung einer Deutschland- und Berlin-Politik be-
reit, die diesen Grundsätzen entspricht. 

Präsident Dr. Barzel: Herr Kollege Dr. Vogel, er-
lauben Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Werner? 

Dr. Vogel (SPD): Nein, ich möchte meine Gedan-
kengänge ebenso wie der Herr Bundeskanzler im 
Zusammenhang vortragen. 

(Beifall bei der SPD) 
Wir sind also zur Unterstützung einer Politik be-

reit, die Gegensätze und Unterschiede nicht ver-
wischt, die sich aber beharrlich um Fortschritte be-
müht. Solche Fortschritte sind möglich. Wichtige 
Themen haben Sie schon genannt. Ich füge das 
Thema „Elektrifizierung einer Eisenbahnstrecke 
nach Berlin" hinzu. Und das Thema „Mindestum-
tausch" — da stimme ich Ihnen zu, Herr Bundes-

kanzler - ist noch nicht am Ende; hier ist weiter-
hin zähe Beharrlichkeit notwendig. 

Fortschritte werden wir erzielen, wenn wir Lei-
stungen und Gegenleistungen nicht buchhalterisch 
nach Art einer Handelsfirma gegeneinanderstellen. 
Gegenposten für unsere finanziellen Anstrengun-
gen sind vielmehr auch das Mehr an menschlichen 
Erleichterungen und Verbindungen, das Mehr an 
Gemeinschaft, das wir bewirken. 

(Beifall bei der SPD) 

Dazu gehört auch, daß wir Zumutungen der DDR 
abwehren, daß wir erwägenswerte Anliegen der 
DDR aber nicht einfach vom Tisch wischen. So ist 
es beispielsweise vernünftig, in der Frage der El

-

begrenze zwischen Schnackenburg und Lauenburg 
einen neuen Anlauf zu unternehmen und gemein-
sam herauszufinden zu versuchen, wo diese Grenze 
wirklich verläuft. Es geht nicht um Änderung einer 
vorhandenen Grenze — das ist nicht akzeptabel —, 
aber es geht um die sorgfältige Untersuchung, wo 
sie tatsächlich liegt. 

Es ist auch vernünftig, die Staatsbürgerschaft der 
DDR-Angehörigen in allen praktischen Belangen 
unterhalb der Grenze zu respektieren, die unser 
Grundgesetz hinsichtlich der fortdauernden deut-
schen Staatsangehörigkeit zieht. Wir wollen nie-
manden ausbürgern. Wir wollen aber die Rechte 
und Pflichten aus der deutschen Staatsangehörig-
keit auch niemandem gegen seinen Willen aufdrän-
gen. 

(Berger [Lahnstein] [CDU/CSU]: Das tut 
doch kein Mensch!) 

Das ist die Linie des Grundgesetzes. 

(Beifall bei der SPD) 

Drittens. Helfen wir Berlin, wo immer es möglich 
ist! Für die Aufrechterhaltung und Stärkung der 
Gemeinschaft, von der ich sprach, für die deutsche 
Perspektive spielt diese Stadt im Herzen Europas 
eine entscheidende Rolle. Es hat nicht nur geogra-
phische Bedeutung, daß Berlin von Braunschweig 
und von Dresden, von Lüneburg und von Rostock, 
von Göttingen und von Erfurt gleich weit entfernt 
ist, nein, daß es diesen Städten gleich nahe ist. 

Unser Entschließungsantrag zum Transitverkehr 
unterstreicht diese Bedeutung Berlins. 

Wir werden im übrigen auch bei den Haushalts-
beratungen auf die Belange Berlins achten. Das gilt 
vor allem für die S-Bahn-Probleme, die mit dem 
Blick schon auf das Jahr 2000 großzügig gelöst wer-
den sollten. Es gilt für den Übergang zur Erdgasver-
sorgung, bei dem der Stadt die Berlin-spezifischen 
Belastungen, die Belastungen, die aus der besonde-
ren Lage Berlins erwachsen, abgenommen werden 
müssen. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Das alles ist nämlich für die Lebensfähigkeit und 
den Lebenswillen der Stadt noch wichtiger als mar- 
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kige Worte, an denen die Stadt wahrlich keinen 
Mangel hat. 

(Beifall bei der SPD — Schulze [Berlin] 
[CDU/CSU]: Wen meinen Sie denn da?) 

Ihre Aussagen über die wirtschaftliche Situation 
Berlins werden übrigens der Realität nicht in 
vollem Umfang gerecht. Im Gegenteil, die Arbeitslo-
sigkeit steigt dort überproportional. Ich wiederhole: 
Die Arbeitslosigkeit in Berlin stellt heute für die 
Stadt eine innere Bedrohung dar, die der äußeren 
Bedrohung früherer Jahrzehnte an Gewicht kaum 
nachsteht. 

(Beifall bei der SPD — Lintner [CDU/ 
CSU]: Was sagen Sie zu Bremen?) 

Viertens. Gerade weil wir die Gemeinschaft mit 
den Menschen in der DDR für so wichtig halten, 
sollten wir sehr sorgfältig darauf hören, was eigent-
lich diese Menschen in der DDR von uns erwarten, 
welche Entscheidungen in den auch sie betreffen-
den Fragen sie befürworten. Wir müssen uns wie-
der und wieder die ganz einfache Frage stellen: 
Hilft das, was wir im Verhältnis zu Ost-Berlin und 
der DDR tun und sagen, den Menschen, die drüben 
leben? Die millionenfachen Begegnungen hüben 
wie drüben erlauben es uns doch, nicht nur die offi-
ziellen Äußerungen zur Kenntnis zu nehmen, son-
dern auch das, was die Menschen in der DDR selber 
bewegt. Und die wollen in ihrer ganz überwältigen-
den Mehrheit keine Wende, sie wollen erst recht 
keine neue Konfrontation. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie, die Menschen in der DDR, wollen Kontinuität 
und Fortschritt. Lassen Sie mich hinzufügen: Die, 
die ihrem eigenen Staat und seiner Gesellschafts-
ordnung kritisch gegenüberstehen, wollen Konti-
nuität und Fortschritt eher noch entscheidend als 
andere, die eher an Abgrenzung und Konfrontation 
interessiert sind. 

(Beifall bei der SPD) 

Die wissen nämlich — im Gegensatz zu manchem, 
der hier markige Sprüche abgibt —, was auf dem 
Spiele steht. Sie wissen auch, wer die Zeche zu zah-
len hätte. 

(Beifall bei der SPD — Berger [Lahnstein] 
[CDU/CSU]: Die wollen genau das, was die 
Bundesregierung tut! — Weitere Zurufe 

von der CDU/CSU) 

An die Menschen in der DDR und ihre Wünsche 
sollten wir auch bei unseren Anstrengungen zur 
Friedenssicherung, insbesondere bei den Anstren-
gungen zur Beendigung des atomaren Rüstungs-
wettlaufs, denken. Es ist doch kein Zufall, daß die 
dringendsten Aufforderungen, dem wahnsinnigen 
Wettrüsten ein Ende zu machen, gerade von dort, 
aus der DDR, kommen, und zwar von den legiti-
mierten Sprechern der evangelischen und katholi-
schen Christen, von Männern und Frauen, die der 
politischen Führung der DDR weiß Gott nicht nach 
dem Munde reden. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Was immer wir im Herbst in der Frage der Statio-
nierung entscheiden — wir werden es auch gegen-
über den Deutschen in der DDR zu verantworten 
haben. 

(Dr. Probst [CDU/CSU]: Das ist aber neu!) 

Wir sind auch ihnen Rechenschaft schuldig. Ich 
möchte von dieser Stelle aus all denen, denen ich in 
den letzten Jahren in der DDR begegnet bin, und all 
denen, die uns in der DDR zusehen oder zuhören, 
sagen, daß meine Freunde und ich — und nicht nur 
wir —, uns dieser Verantwortung wohl bewußt 
sind. 

(Beifall bei der SPD) 

Aus dieser Verantwortung ermuntere ich alle Bür-
gerinnen und Bürger in der Bundesrepublik: Reisen 
Sie in die DDR, halten Sie Kontakt zu alten Freun-
den und Verwandten, knüpfen Sie neue Kontakte 
für den Zusammenhalt der Gemeinschaft, ohne de-
ren reale Existenz die Nation zu einem blutleeren 
Schemen werden würde! 

(Beifall bei der SPD) 

Übrigens: Die Verantwortung — da stimme ich 
Ihnen zu —, wie sie aus unserer Geschichte her-
rührt, tragen wir in einem Sinne, der noch viel wei-
terreicht. Der Leitartikler einer großen deutschen 
Tageszeitung hat dieser Tage geschrieben: 

Das Gewohnheitsrecht des Politikers, seinen 
Wählern nach dem Munde zu reden, findet 
seine Grenze, wo die Täuschung der Klientel 
oder die Selbsttäuschung Schaden anrichtet. 

Diese Grenze ist überschritten, wenn Ihre Partei-
freunde, Herr Bundeskanzler, ein ums andere Mal 
vor Menschen, deren Heimatgefühl wir verstehen 
und teilen, die Frage der Oder-Neiße-Grenze er-
neut auf die politische Tagesordnung setzen und — 
mehr oder weniger verblümt — vom Reich in den 
Grenzen des Jahres 1937 reden. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der FDP — Zurufe von der CDU/CSU) 

Haben die, die so sprechen, eigentlich bedacht, wem 
sie damit in Polen helfen und wem sie damit in 
Polen schaden? 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der FDP) 

Ist Ihnen aufgefallen, wer diese Sätze geradezu ge-
nüßlich aufgreift? 

(Zurufe von der CDU/CSU: Sie! — Schulze 
[Berlin] [CDU/CSU]: Nun reden Sie einmal 

im deutschen Interesse!) 

Wen oder was hat Papst Johannes Paul II. vorge-
stern wohl gemeint, als er in Breslau zur Versöh-
nung mahnte und sagte, die Idee des gegenseitigen 
Verständnisses und der Versöhnung habe auch auf 
deutscher Seite viele Bekenner, und dabei das Wort 
„Versöhnung" in seiner polnischen Ansprache auf 
deutsch wiederholte? Auch zu diesen Fragen, Herr 
Bundeskanzler, haben Sie geschwiegen. Warum ei-
gentlich? Wo stehen Sie: bei Herrn Hupka, bei 
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Herrn Zimmermann oder bei den Bekennern der 
Versöhnung, von denen der Papst gesprochen hat? 

(Anhaltender Beifall bei der SPD und bei 
Abgeordneten der GRÜNEN — Berger 
[Lahnstein] [CDU/CSU]: Kein Grund zum 
Lachen, Herr Dr. Vogel! — Weitere Zurufe 

von der CDU/CSU) 

Die Kritiker in Ihren Reihen, die Herren mit der 
unerschütterlichen Selbstgewißheit, die durch 
nichts anzurühren ist, werfen uns vor, solche Ge-
dankengänge, wie ich sie da entwickelt habe, verrie-
ten das Vermächtnis des 17. Juni 1953, sie seien un-
vereinbar mit dem Wiedervereinigungsgebot des 
Grundgesetzes. Besonders primitive Polemiker ver-
steigen sich dann sogar zu der Behauptung, das 
Programm der SPD sei es, die Teilung Deutsch-
lands zu vollenden. Das ist ebenso bösartig wie ab-
surd. Ich weise es zurück. 

(Beifall bei der SPD) 

In Wahrheit bewahren und pflegen wir das, was 
uns die Präambel des Grundgesetzes im Hinblick 
auf die Einheit der Deutschen hier und heute zu 
wahren und zu pflegen aufgegeben hat, nämlich die 
reale Substanz unserer Gemeinschaft. Ohne die Be-
wahrung dieser Substanz wird es auch in einem 
künftigen Europa keine Einheit der Deutschen ge-
ben. Diese Substanz lebt nicht von Trennung, son-
dern von Begegnung, nicht von Konfrontation, son-
dern von der Verflechtung wechselseitiger Interes-
sen, nicht von der gegenseitigen Aussperrung aus 
der gemeinsamen Geschichte, sondern von der, 
wenn auch kontroversen, so doch gemeinsamen Be-
schäftigung mit den Höhen und Tiefen unserer na-
tionalen Existenz und nicht von gegenseitiger Be-
schimpfung, sondern von immer erneuten Versu-
chen des Dialogs und des Redens miteinander. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Herr Bundeskanzler, ich habe Ihnen mehr als 
einmal die Unterstützung der Sozialdemokraten für 
eine Deutschlandpolitik der Kontinuität angebo-
ten. 

(Berger [Lahnstein] [CDU/CSU]: Die ma

-

chen wir doch!) 

Ob Ihre Bundesregierung, wie Sie das meinen, be-
freit von Erfolgszwängen, eine solche Deutschland-
politik mit größeren Chancen betreiben kann als 
ihre Vorgängerinnen, das kann heute dahingestellt 
bleiben. Nach Ihrer heutigen Erklärung ist die Ge-
wißheit in diese Richtung jedenfalls nicht gestie-
gen. Aber Ihnen steht eine Opposition gegenüber, 
von der Sie bei allen Bemühungen um Verständi-
gung und Verdichtung der Beziehungen rückhalt-
lose Unterstützung erwarten können. Zänkischen 
Streit um Positionen, die zu Unrecht als Rechtsposi-
tionen ausgegeben werden, oder gar Verratsvor-
würfe wird es von seiten dieser Opposition bei einer 
solchen Deutschlandpolitik der Vernunft nicht ge-
ben. 

(Beifall bei der SPD) 

Aber wir werden immer dann harten Widerstand 
leisten, Herr Bundeskanzler, wenn Sie die Konti

-

nuität preisgeben und wenn sie durch Konfronta-
tion ersetzt wird. 

Meine sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen, 
die Lage der Nation ist durch die Existenz zweier 
Staaten gekennzeichnet. Sie ist aber auch durch 
zwei weitere zentrale Herausforderungen gekenn-
zeichnet, durch die Arbeitslosigkeit und die Frie-
denssicherung. Unser Volk hat nicht vergessen: Sie 
haben vor dem 1. Oktober 1982 erklärt, der Regie-
rungswechsel sei das beste Beschäftigungspro-
gramm, und Sie haben am 6. März vor allem mit der 
Parole Erfolg gehabt, wer Sie wähle, wähle den Auf-
schwung. Heute waren Sie zu diesem Thema wort-
karg. 

(Berger [Lahnstein] [CDU/CSU]: Obwohl 
der Aufschwung unverkennbar ist!) 

Wir werden uns mit diesem Thema noch eingehend 
auseinandersetzen. 

Zur Friedenssicherung haben die Sprecher mei-
ner Fraktion in der Debatte der letzten Woche aus-
führlich Stellung genommen. Unser Entschlie-
ßungsantrag zu den Genfer Verhandlungen enthält 
in seinem Kern das, was im gegenwärtigen Stadium 
im Mittelpunkt steht und was deshalb eigentlich all-
gemeine Zustimmung finden müßte, nämlich den 
Appell an die beiden Weltmächte, jetzt eine äußer-
ste Anstrengung zu unternehmen, um ein Abkom-
men zu erreichen, das durch eine substantielle Re-
duzierung der nuklearen Mittelstreckenwaffen der 
Sowjetunion eine Reaktion der NATO auf die so-
wjetische Rüstung in diesem Bereich überflüssig 
macht. Das ist das Zentrum unseres Appells. Mir ist 
unverständlich, warum Sie dies gestern im Auswär-
tigen Ausschuß abgelehnt haben. 

Noch in einem weiteren Punkt verstehe ich Ihr 
Verhalten nicht, wenn ich auch einräume, daß Sie 
sich allmählich unserem Standpunkt nähern. 

(Lachen bei der CDU/CSU) • 

Wir haben in einem Entschließungsantrag gefor-
dert, erstens daß der Deutsche Bundestag nach Ab-
schluß der für die Zeit vom 15. September bis 
15. November 1983 vorgesehenen Verhandlungs-
runde in Genf das Verhandlungsergebnis prüft und 
über die daraus zu ziehenden Konsequenzen ent-
scheidet und zweitens daß vor einer solchen Ent-
scheidung Pershing-II-Raketen oder Marschflug-
körper oder Teile dieser Waffensysteme nicht in die 
Bundesrepublik Deutschland gebracht werden dür-
fen. Beides ist eine bare Selbstverständlichkeit. 

Die abschließende Befassung des Deutschen 
Bundestages, der zunächst insbesondere Herr Kol-
lege Genscher vehement widersprochen hat, haben 
Sie alle inzwischen offenbar akzeptiert. Das ist gut 
so. Es wäre ja wohl auch eine Groteske, nein, ein 
Schlag gegen das parlamentarische Prinzip, wenn 
der Bundestag daran gehindert würde, seiner Ver-
antwortung in einer Frage von solch existentieller 
Bedeutung zeitnah und in Kenntnis des Verhand-
lungsstandes gerecht zu werden. 

(Beifall bei der SPD — Ronneburger 
[FDP]: Wer hindert ihn denn daran?) 
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Die Berufung auf den Grundsatzbeschluß des Jah-
res 1981 ersetzt doch nicht die konkrete Prüfung im 
Lichte der bis dahin geführten Verhandlungen. Das 
ergibt sich doch schon aus dem letzten Satz des 
Doppelbeschlusses; da steht das wörtlich. 

Ebenso grotesk und mit dem parlamentarischen 
Prinzip unvereinbar wäre es, wenn der Bundestag 
seine Entscheidung in einem Zeitpunkt treffen wür-
de, zu dem die letzte Verhandlungsrunde dieses 
Jahres noch läuft oder aber die Stationierung schon 
begonnen hat. Weite Teile der Öffentlichkeit, nicht 
nur wir Sozialdemokraten, müßten ein solches Vor-
gehen als Täuschung empfinden. Die innenpoliti-
sche Belastungsprobe, die uns im Herbst ohnehin 
bevorsteht, würde dadurch verschärft. 

Die Äußerungen der Bundesregierung zu dieser 
Frage entbehrten bisher der notwendigen Klarheit. 
Auch Ihr Brief vom 22. Juni läßt verschiedene Deu-
tungen zu. Der heute von Ihrer Seite vorgelegte 
Entschließungsantrag bewegt sich ein Stück mehr 
in Richtung auf eine Klärung, aber er enthält — das 
wird auszutragen sein — noch immer eine Stelle, 
die mehrfacher Deutung zugänglich ist. Ich appel-
liere deshalb noch einmal an Sie: Schaffen Sie die 
notwendige Klarheit, stimmen Sie der Entschlie-
ßung zu, die wir heute erneut zu dieser Frage einge-
bracht haben! 

(Beifall bei der SPD) 

Zur Lage der Nation gehört auch ihr geistig-mo-
ralischer Zustand, gehört der Zustand ihrer politi-
schen Kultur. 

(Dr. Probst [CDU/CSU]: Sehr wohl!) 

Sie widmen diesem Thema gerne und häufig Be-
trachtungen und haben es ja auch heute an Wen-
dungen über die Kraft der Ideen, über den Werte

-
fundus, über das Deutschlandbild und über die Leh-
ren der Geschichte nicht fehlen lassen. 

In diesem Zusammenhang frage ich: Warum blei-
ben Sie, Herr Bundeskanzler, eigentlich auf alle 
Fragen, die wir seit der Aussprache über Ihre Re-
gierungserklärung gestellt haben, die Antwort 
schuldig? Sie sprechen von Ihrem Bild der Gesell-
schaft, und Sie tun das wortreich. Aber gibt es Ih-
nen eigentlich nicht zu denken, daß die „Herder-
Korrespondenz", deren unabhängige Position — um 
das mindeste zu sagen — völlig unstreitig ist, über 
Ihre Regierungserklärung vom Mai 1983 wörtlich 
schreibt: 

Der Kanzler entwickelt kein — und sei es auch 
nur in groben Umrissen erkennbares — Bild 
der Gesellschaft, in der die Regierung und für 
die sie Politik machen will. 

(Hört! Hört! bei der SPD) 

An derselben Stelle attestiert man Ihnen, es fehle 
gerade Ihrer Regierung an sozialer Vorstellungs-
kraft. Die Korrespondenz fährt fort, Sie würden 
sich über den Werte- und Verhaltenswandel gar 
keine Rechenschaft geben, Sie blieben dazu jede 
Antwort schuldig, und Ihr vorrationales Verhältnis 
zur Technik — so heißt es dort — zeige einen 
erschreckenden Mangel an Perspektive. 

Mit der Redewendung von der Gesellschaft mit 
menschlichem Gesicht, zu der das Tor weit offen-
steht, werden Sie vielen Gesprächspartnern auf die 
Dauer nicht die notwendige Auseinandersetzung 
im Dialog bieten können, die unser Volk braucht, 
um zu besseren Einsichten zu kommen. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Das, was in der „Herder-Korrespondenz" steht und 
was ich aufgreife, hat doch auch für den Wettbe-
werb der Gesellschaftsordnungen der beiden deut-
schen Staaten seine hohe Bedeutung. Der Dialog 
unterscheidet uns doch gerade von der anderen Ge-
sellschaftsordnung. 

Oder, Herr Bundeskanzler, geht es Ihnen — die 
Frage drängt sich jetzt, nach zwei Monaten, auf — 
gar  nicht um den Dialog? Geht es eher um einen 
Monolog, 

(Zuruf von der SPD: Das ist es!) 

der von der Gesprächsbereitschaft redet, in Wahr-
heit aber nur die emotionale Wirkung gewisser 
Stichworte zur Geltung bringen will, indem er diese 
Stichworte mit Beschlag belegt? 

(Beifall bei der SPD) 

Geht es also um Politik durch Annexion von Worten 
und Begriffen statt um Politik durch konkrete Ziele, 
konkrete Inhalte und konkrete Begründungen, die 
auch erkennen lassen, wessen Interessen im Kon-
fliktfall jeweils den Ausschlag geben? 

(Beifall bei der SPD) 

Ich fürchte, Herr Bundeskanzler, diese Art der Aus-
einandersetzung läuft auf Verhüllung und Vernebe-
lung hinaus. Das reißt dann Scheinfronten auf, statt 
die wirklichen Alternativen deutlich zu machen. 
Wir werden uns daran nicht beteiligen. Wir werden 
immer wieder auf Klarheit drängen. 

Dann ein Wort, das ich gerne aus Ihrem Munde 
gehört hätte, zu der Bewährungsprobe, die uns im 
Herbst bevorsteht. Herr Bundeskanzler — ich 
dehne die Frage auf die gesamte Bundesregierung 
aus —, haben Sie für diese Auseinandersetzung ei-
gentlich ein Konzept, das über die polizeiliche und 
juristische Seite hinausgeht? 

(Beifall bei der SPD) 

Ich meine ein Konzept — und das gehört doch zur 
Lage der Nation —, das mehr zum Inhalt hat als die 
Erweiterung und Verschärfung von Strafdrohun-
gen, über die Sie eine von uns mit Interesse erfolgte 
Auseinandersetzung führen. Ich ermutige die Kolle-
gen von der FDP, hier ihre Sache mit Deutlichkeit 
zu vertreten, des inneren Friedens wegen. 

(Beifall bei der SPD) 

Haben Sie ein Konzept, das mehr zum Inhalt hat 
als die Erweiterung und Verschärfung von Strafan-
drohungen und polizeitaktischen Fragen, deren 
Wichtigkeit ich nicht bestreite, wie die Koordinie-
rung der Polizeieinsätze? 

Natürlich ist es wichtig — und das sage ich auch 
in diese Richtung —, daß wir allen Beteiligten die 
moralischen, politischen und rechtlichen Grenzen 
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der Einflußnahme auf Parlament und Regierung 
klar vor Augen führen, 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

daß wir niemanden in Situationen hineinrennen 
lassen, der sich darüber nicht im klaren ist. Wir 
Sozialdemokraten haben das bei vielen Gelegenhei-
ten getan. Wir haben deutlich gemacht, daß sich nie-
mand auf das verfassungsmäßige Widerstandsrecht 
berufen kann, weil seine Voraussetzungen nicht 
vorliegen. Wir haben ebenso den Erörterungen über 
einen Generalstreik eine klare Absage erteilt. 

Zugleich haben wir anerkannt, daß bei den Fra-
gen, um die es im Herbst gehen wird, bei nicht 
wenigen unserer Mitbürgerinnen und Mitbürger 
der Gewissensbereich angesprochen ist. Aber ich 
sage es noch einmal, und ich sage es auch uns: Die 
juristische und die polizeiliche Betrachtung genügt 
nicht. Ganz gleich, wo wir in der Sache stehen, müs-
sen wir alles tun, um ein Klima der Toleranz, der 
Friedfertigkeit, der Nichtaggressivität zu schaffen. 
Da sind wir alle gefordert; aber die Regierungspar-
tei, die führenden Repräsentanten der Union, Sie, 
Herr Bundeskanzler, sind im besonderen Maße ge-
fordert. Diesen Forderungen sind Sie bisher nicht 
gerecht geworden. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Der Evangelische Kirchentag war ein überzeu-
gender Beweis dafür, daß auch die Auseinanderset-
zungen über die existentiellen Fragen, um die es 
hier geht, in voller Friedfertigkeit und ohne Aggres-
sion geführt werden können. 

(Beifall bei der SPD) 

Herr Bundeskanzler, ich hätte aus Ihrem Munde 
gern den Satz gehört, den ich jetzt sage: Dieser Kir-
chentag war ein ermutigender Beitrag zum inneren 
Frieden, 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der FDP) 

und er war ein Beitrag zur Nichtausgrenzung An-
dersdenkender. 

(Erneuter Beifall bei der SPD und bei Ab

-

geordneten der FDP) 

Wie sagte der Präsident des Evangelischen Kir-
chentages, wie sagte Erhard Eppler in Ihrer Gegen-
wart? „Keiner spreche dem anderen das Christsein 
ab, wo immer er auch in dieser Frage stehe." 
Warum greifen Sie diesen Gedanken nicht auf? 
Warum sagen Sie nicht, daß unsere verfassungsmä-
ßige Ordnung beiden Raum gibt, denen, die der Sta-
tionierung zustimmen, ebenso wie denen, die sie 
ablehnen, und daß keiner allein deshalb dem Geist 
der Verfassung einen Meter nähersteht als der an-
dere? 

(Beifall bei der SPD — Dr. Dregger [CDU/ 
CSU]: Für uns ist das selbstverständlich! — 

Zurufe von der CDU/CSU) 

Sie haben diese Chance heute und auch bei anderen 
Gelegenheiten verstreichen lassen. Statt dessen ha

-

ben Ihre Repräsentanten einen ebenso vehementen 

wie unverständlichen Kampf gegen violette Halstü-
cher geführt, als wenn dies das Zentraum der Aus-
einandersetzung wäre. 

(Bundeskanzler Dr. Kohl: Wer war das 
denn? — Zurufe von der CDU/CSU: Das 
stimmt doch gar nicht! Wer hat das ge

-

macht? — Rühe [CDU/CSU]: Wessen Re

-

präsentanten? — Weitere Zurufe von der 
CDU/CSU) 

— Aber bitte, lesen Sie doch Ihre eigenen Presseer-
klärungen, was da in Ihren Diensten an mannhaf-
ten Worten über Mißbrauch der Farbe, über Ketzer

-

hüte und dergleichen gesagt worden ist. Ich bin 
doch nicht dazu da, Ihnen Ihre eigenen Erklärun-
gen hier vorzulesen. 

(Beifall bei der SPD — Bohl [CDU/CSU]: 
Das stimmt doch gar nicht!) 

Die Ablehnung einer Volksbefragung, für die es in 
der Tat Gründe gibt, haben Sie eine Zeitlang — — 

(Dr.  Kunz [Weiden] [CDU/CSU]: Wie ein 
Schwätzer!) 

— Es ist manchmal schade, Herr Kollege, daß diese 
Art von Zwischenrufen, die von dieser betonartigen 
Selbstgerechtigkeit zeugen, nicht dem Publikum 
allgemein zugänglich sind. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Es gibt nichts 
Selbstgerechteres als den Herrn Vogel! — 

Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

Diese Betrachtungen, an deren Ernst wohl keiner 
hier zweifeln kann, werden mit dem Zuruf „Schwät-
zer" quittiert. Das ist der Dialog nach Ihrem Ver-
ständnis und nach Ihrer Meinung. 

(Zurufe von der SPD — Gegenrufe von der 
CDU/CSU) 

Die Ablehnung einer Volksbefragung, für die es 
in der Tat Gründe gibt — Gründe, denen wir j a 
zugestimmt haben —, die verbinden Sie bis vor 
kurzem mit einer Haltung, die es noch immer zwei-
felhaft erscheinen ließ, ob Sie wenigstens das Parla-
ment, dieses hier, das am 6. März gewählte, recht-
zeitig beteiligen wollen. 

Herr Staatsminister Mertes, den ich sonst durch-
aus schätze und dem ich meine Hochachtung erwei-
se, sprach sogar wörtlich von einem „neuen Kleri-
kalismus". Warum eigentlich? Weil die Kirchen be-
gonnen haben, einigen Ihrer Einschätzungen zu wi-
dersprechen? Weil die Kirchen die menschheitbe-
drohende Qualität des Rüstungswettlaufs klar er-
kannt haben? Weil die Kirchen davor warnen, den 
Gegner zu verteufeln oder als Inkarnation des Bö-
sen hinzustellen? 

Fällt Ihnen übrigens nicht auf, meine Damen und 
Herren, die Sie Ihrer Sache so sicher sind, daß den 
Bischöfen in der DDR von den dortigen offiziellen 
Medien auf solche Fragen ebenfalls mit dem Vor-
wurf des Klerikalismus, d. h. mit dem Vorwurf der 
Einmischung in die Politik geantwortet wird? 

Präsident Dr. Barzel: Herr Kollege, gestatten Sie 
eine Zwischenfrage? 
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Dr. Vogel (SPD): Nein, Herr Kollege. Wir können 
aber gern die Diskussion über diesen Punkt auch 
öffentlich bei anderer Gelegenheit fortsetzen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist der Dia

-

log! — Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

Mag dies immerhin noch auf der Ebene argumen-
tativer Auseinandersetzungen liegen, andere aus 
Ihren Reihen lassen nicht nur Chancen ungenutzt; 
sie tun im Gegenteil alles, um die Atmosphäre zu 
vergiften und um Spannungen zu verschärfen und 
schon jetzt Gräben aufzureißen und zu vertiefen. 
Da sagt der unsägliche Herr Spranger, man müsse 
sich auf eine bürgerkriegsähnliche Situation vorbe-
reiten. Da wird den Sozialdemokraten vorgeworfen 
— das muß man noch einmal ganz ruhig hören —, 
sie legten nur Lippenbekenntnisse zur Gewaltfrei-
heit ab, seien also in Wahrheit für die Gewaltan-
wendung — und keine Stimme des Widerspruchs 
erhebt sich aus dem Bereich der Union gegen eine 
solche Äußerung. 

(Zurufe von der SPD: Unerhört!) 

Da greifen Sie, Herr Kollege Dregger, auf einen der 
schlimmsten Begriffe aus der Hetzkampagne der 
Deutschnationalen gegen Friedrich Ebert und die 
deutschen Sozialdemokraten aus den Jahren nach 
1918 zurück und sprechen erneut vom Dolchstoß, 
diesmal vom Dolchstoß führender Sozialdemokra-
ten in den Rücken der Vereinigten Staaten. 

„Dolchstoß" und „November-Verbrecher", das 
waren die wichtigsten Kampfbegriffe der nationali-
stischen und dann der nationalsozialistischen Agi-
tation gegen die Demokratie von Weimar. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD — Beifall 
bei Abgeordneten der GRÜNEN) 

Übrigens — und das ist ein Gebot geschichtlicher 
Gerechtigkeit —: Kampfbegriffe nicht gegen Sozial-
demokraten allein, sondern ebenso gegen Männer 
und Frauen des Zentrums und der Deutschen De-
mokratischen Partei. Ich sage nicht, Herr Kollege 
Dregger, daß Sie sich in Ihren politischen Vorstel-
lungen auf dieser Linie bewegen; 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sehr großzügig! 
— Berger [Lahnstein] [CDU/CSU]: Warum 
haben Sie es gesagt? — Weitere Zurufe von 

der CDU/CSU) 

nein, das sage ich nicht, und ich stelle Sie und 
Herrn Geißler auch nicht in einen Zusammenhang 
mit neonazistischen Aktivitäten. 

(Berger [Lahnstein] [CDU/CSU]: Brunnen

-

vergiftung ist das! — Dr. Probst [CDU/ 
CSU]: Wie kann man so geländegängig 
sein! — Weitere Zurufe von der CDU/ 

CSU) 

— Ich tue das nicht. Aber sind Sie sich eigentlich 
bewußt — — 

(Fortgesetzte lebhafte Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Aber sind Sie sich eigentlich bewußt, Herr Kollege 
Dregger, in welche Nachbarschaft Sie da durch Ihre 
eigene Wortwahl geraten? 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

In eine Nachbarschaft, in die sich der Herr General-
sekretär der Christlich-Demokratischen Union 
schon im letzten Wahlkampf ohne Not begeben hat 
und die ihm zu Recht bittere Vorwürfe nicht nur 
aus dem Lager der Sozialdemokraten eingetragen 
hat. 

Aber das hat Herrn Geißler offenbar nicht ge-
nügt. In der Debatte der letzten Woche hat er wört-
lich ausgeführt: 

Der Pazifismus der 30er Jahre, der sich in sei-
ner gesinnungsethischen Begründung nur we-
nig von dem unterscheidet, was wir in der Be-
gründung des heutigen Pazifismus zur Kennt-
nis zu nehmen haben, dieser Pazifismus der 
30er Jahre hat Auschwitz erst möglich ge-
macht. 

Das liegt — leider muß ich das sagen — auf der 
gleichen Linie wie der Dolchstoß-Vorwurf. Es ist 
ebenso unsinnig wie jener und politisch aus dem 
Munde des Jugendministers noch unerträglicher 
wie aus dem Munde jedes anderen Politikers. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 
Zurufe von der CDU/CSU) 

Herr Geißler, Sie sprechen von der 30er Jahren, 
also von den Jahren, in denen Hitler seine Gewalt-
herrschaft begründete. Aber wissen Sie den nicht —  
und Sie wissen es doch —, wie und warum Hitler an 
die Macht kam, welche Rolle dabei Konservative 
fast aller Schattierungen spielten, die Propagandi-
sten der Dolchstoß-Legende, diejenigen, die glaub-
ten, mit Hitlers Hilfe der Sozialdemokratie, der Ar-
beiterbewegung, der Demokratie zugleich den Ga-
raus machen zu können? 

(Weiß [CDU/CSU]: Sind Sie aber selbstge

-

recht!) 

Und wie kann man von Auschwitz sprechen, ohne 
Hitlers Rassenwahn, ohne die verbrecherische Ver-
absolutierung seines Machtanspruchs, die ihn Men-
schen wie schädliche Insekten vernichten ließ, auch 
nur mit einem Wort zu erwähnen? Haben wir denn 
die großen Verjährungsdebatten in diesem Haus 
wirklich umsonst geführt? Wissen Sie oder ahnen 
Sie wenigstens, was beispielsweise ein Mann wie 
Ernst Lemmer zu diesem Satz sagen würde, wenn 
er dem Parlament noch angehören würde? 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Und, Herr Bundesminister Geißler, wie können 
Sie von Pazifismus sprechen, und wie können Sie 
einen solchen Satz zu Papier bringen und dann hier 
vortragen, ohne zu erwähnen — Sie haben es erst 
auf Zuruf nach und nach teilweise getan —, daß die 
deutschen Pazifisten mit am entschiedensten vor 
Hitler gewarnt haben und von ihm schon lange vor 
Auschwitz in den Lagern gequält und ermordet 
worden sind? 
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Dr. Vogel 
Ich bin kein Pazifist. Und die Sozialdemokratie 

war in der Geschichte nie eine pazifistische Partei. 
Aber sie hat pazifistische Überzeugungen stets re-
spektiert. Und deshalb nehmen wir den Pazifismus 
auch gegen solche Entstellungen der Wahrheit in 
Schutz. 

(Anhaltender lebhafter Beifall bei der SPD 
— Beifall bei Abgeordneten der GRÜ

-

NEN) 

Jetzt, Herr Bundesminister, reden Sie sich in längli-
chen Papieren darauf hinaus, Sie hätten nicht die 
deutschen Pazifisten, Sie hätten nicht Gerlach, Os-
sietzky oder Schönaich gemeint — und ich will dies 
abnehmen —; Sie hätten die westlichen Demokra-
tien ansprechen wollen. 

(Zuruf von der SPD: Noch schlimmer!) 

Sie sind sonst der Sprache durchaus mächtig und 
haben nicht eine solche Streubreite in der Unge-
nauigkeit Ihrer Begriffe. 

Aber das ist doch eine Ausflucht. 

(Dr. Probst [CDU/CSU]: Woher wissen Sie 
das?) 

Herr Geißler, war denn Chamberlain, der konserva-
tive Premier Großbritanniens, ein Pazifist? Ist die 
Maginotlinie von Pazifisten gebaut worden? Und 
war es in Frankreich nicht gerade die ihrer Tradi-
tion nach eher nationalistische Rechte, die Hitlers 
Antikommunismus zunächst anziehend fand und 
meinte, dieser Antikommunismus sei gar nicht so 
uneben, auch in der inneren Situation, in der man 
sich damals in Frankreich befand? 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Und wenn Sie schon dieses Thema aufwerfen, 
Herr Geißler: War Stalin, als er 1939 diesen schlim-
men Vertrag mit Hitler-Deutschland unterzeichne-
te, vielleicht auch ein Pazifist? 

Außerdem — und das sage ich leise, weil es einen 
ganz empfindlichen Punkt berührt —: Wollen Sie, 
Herr Geißler, als Bundesminister die sowjetische 
Führung, zu der Herr Kohl demnächst reist, mit 
Hitler gleichsetzen? Und wollen Sie die militärische 
Stärke der NATO gleichsetzen mit dem Personal-  
und Ausrüstungsstand des britischen Berufsheers 
und der französischen Armee vor 1938? Das ist doch 
alles absurd. Das hält doch der Prüfung nicht 
stand. 

(Beifall bei der SPD) 

Dann verteidigen Sie sich damit, daß andere den 
Hinweis auf Auschwitz ebenfalls in ungeeignetem 
Zusammenhang gebraucht hätten? Das ist wohl 
wahr, und wir kritisieren das ebenso, wie es Herr 
Galinski, der Vorsitzende der jüdischen Kultusge-
meinde in Berlin, getan hat. Wir wenden uns auch 
gegen den inflationären Gebrauch des Wortes Wi-
derstand; er ist nicht gut, und er verschiebt die 
Maßstäbe. 

Aber das alles entschuldigt Sie nicht. Herr Geiß-
ler, wollten Sie denn differenzieren? Wollten Sie 
eine abgewogene Darstellung geben, eine abgewo-

gene, differenzierende, vollständige Darstellung, bei 
der dann — das räume ich ausdrücklich ein — auch 
das Stichwort „appeasement" eines von vielen 
Stichworten hätte sein können? 

(Zuruf des Abg. Dr. Probst [CDU/CSU]) 

Ihr wirkliches Ziel war es, eine andere Meinung zu 
diskreditieren, eine Meinung, von der Sie selbst ge-
schrieben haben, sie hätte große Wirkung, einen 
vernichtenden Schlag zu versetzen. 

Dabei haben Sie, Herr Geißler — und da spreche 
ich jetzt den Generalsekretär an —, nicht zum er-
stenmal das getan, was Kurt Schumacher zu Recht 
als Todsünde in einer Demokratie gebrandmarkt 
hat, nämlich die technokratische und geradezu 
kriegswissenschaftliche Handhabung der politi-
schen Mittel in der Auseinandersetzung unter De-
mokraten. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD — Beifall 
bei Abgeordneten der GRÜNEN) 

Herr Geißler, Sie haben sich einmal mehr 
schlimm in der Wahl des Mittels vergriffen. Sie ha-
ben gefährlichen Geschichtsverfälschungen, die in 
unserem Volk doch schon im Umlauf sind, Ermuti-
gung gegeben. Sie haben von den wirklichen Ursa-
chen der Machtergreifung abgelenkt. Sie haben au-
toritäre demokratiefeindliche Kräfte — ob Sie das 
wollten oder nicht — ermutigt. 

Seit Ihrer Äußerung sind Sie von vielen Seiten 
dringend aufgefordert worden, Ihre Aussage zu-
rückzunehmen. Sie haben das abgelehnt: Sie haben 
sie sogar im Kern bekräftigt. Wir haben nicht dar-
über zu urteilen, ob ein Mann, der sich so verhält, 
als Generalsekretär seiner Partei tragbar ist. Das 
ist nicht unsere Sache. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Das ist doch 
Heuchelei! Diese Selbstherrlichkeit! Das 

ist furchtbar!) 

Als Bundesminister — da sind wir mitverantwort-
lich — ist er jedenfalls nicht tragbar, 

(Anhaltender Beifall bei der SPD und den 
GRÜNEN — Clemens [CDU/CSU]: Eine 
einzige Verleumdungsrede! — Anhaltende 

Zurufe von der CDU/CSU) 

und zwar auch deshalb, weil Sie es nicht fertigbrin-
gen, einen Fehler zuzugeben und durch eine mann-
hafte Entschuldigung aus der Welt zu schaffen. Des-
halb hat meine Fraktion den Antrag eingebracht — 
sie wird ihn heute nachmittag noch einmal ausführ-
lich begründen —, 

(Lebhafte Zurufe von der CDU/CSU) 

den Bundeskanzler aufzufordern, dem Herrn Bun-
despräsidenten Ihre Entlassung vorzuschlagen. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Sie, Herr Bundeskanzler, tragen für die Entwick-
lung dieser Sache Mitverantwortung. Sie haben es 
bis jetzt versäumt, sich von der Äußerung Ihres 
Jugendministers zu distanzieren. Sie haben — ich 
sage leider — Frau Kollegin Hamm-Brücher nach 
ihrer eindrucksvollen persönlichen Erklärung am 
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Dr. Vogel 
Ende jener Sitzung des Deutschen Bundestages zu-
nächst nichts anderes und nichts Besseres zu sagen 
gewußt, als ihr eine Mißachtung der Geschäftsord-
nung vorzuwerfen. 

(Bundeskanzler Dr. Kohl: Das stimmt doch 
gar nicht! Es ist doch einfach unwahr, was 

Sie sagen!) 

— Vielleicht können wir dazu dann die Kollegin 
selbst hören; das läßt sich sofort klären. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Auf meinen Brief, in dem ich Sie eindringlich bat, 
den schon eingetretenen Schaden zu mindern, ha-
ben Sie noch nicht einmal geantwortet. 

(Hört! Hört! bei der SPD) 

Sie haben auch heute in dieser Sache das getan, 
was Sie in kritischen Situationen gelegentlich und 
gerne tun, nämlich nichts. 

(Dr. Waigel [CDU/CSU]: Sie sind und blei

-

ben ein Langweiler!) 

Nach unserer Auffassung sind Sie der Bundes-
kanzler des ganzen Volkes. Es ist Ihre Pflicht, de-
nen entgegenzutreten, die in einer kritischen Phase 
unser Volk geradezu in zwei feindliche Lager spal-
ten, die ihre Sprache nicht zu zügeln vermögen. Daß 
Sie diese Pflicht in Ihrem eigenen Bereich in die-
sem Falle nicht wahrgenommen haben, ist auch ein 
Umstand, der die konkrete Lage der Nation in über-
aus bedenklicher Weise kennzeichnet. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

In gewisser Weise sind Sie sogar für diese Art 
von Spaltung mitursächlich; so, wenn Sie es gesche-
hen lassen, daß Ihre Freunde auf subtile Weise un-
seren Patriotismus in Zweifel ziehen. Deshalb sage 
ich Ihnen zum Schluß: Die Partei eines August Be-
bel, eines Friedrich Ebert, eines Otto Wels, eines 
Kurt Schumacher, eines Willy Brandt, eines Helmut 
Schmidt und eines Herbert Wehner muß sich von 
niemandem mangelnden Patriotismus vorwerfen 
lassen. 

(Anhaltender Beifall bei der SPD) 

Gewiß, unser Patriotismus ist nicht der laute, 
schwülstige, protzende, pathetische, andere Völker 
deklassierende der wilhelminischen Zeit oder der 
Deutschnationalen, etwa eines Hugenberg. Aber in 
der Liebe zu unserem Volk, in der Pflege der natio-
nalen Gemeinschaft, in der Bereitschaft, ihm den 
Frieden zu erhalten, in der Entschlossenheit, die 
freiheitlichen Traditionen unserer Geschichte le-
bendig zu erhalten und fortzuentwickeln, läßt sich 
die Sozialdemokratische Partei Deutschlands, die ja 
gerade deshalb gestern vor 50 Jahren von den 
Machthabern des Dritten Reichs verboten wurde, 
von niemandem übertreffen. Das ist unser Patrio-
tismus! 

(Anhaltender lebhafter Beifall bei der 
SPD) 

Herr Bundeskanzler, meine Damen und Herren 
von der Regierungskoalition! In diesem Sinne wer-
den wir auch künftig unseren selbstverantwortli

-

chen Beitrag zum Wohlergehen unseres Volkes, 
zum Wohlergehen aller Deutschen leisten. 

(Langanhaltender lebhafter Beifall bei der 
SPD) 

Präsident Dr. Barzel: Das Wort hat der Herr Bun-
deskanzler. 

Dr. Kohl, Bundeskanzler: Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Ich habe mich 
zu Wort gemeldet, weil einiges von dem, was mein 
Herr Vorredner gesagt hat, unmittelbar richtigge-
stellt, respektive den notwendigen Widerspruch er-
fahren muß. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord

-

neten der FDP) 

Ich will versuchen, es in aller Ruhe zu tun, obwohl 
das, was Herr Abgeordneter Dr. Vogel gesagt hat, 
und noch mehr das, was er angedeutet hat, wirklich 
jede Empörung verdient. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von 
der SPD) 

Herr Abgeordneter Dr. Vogel, ich will nichts auf 
Ihren Beitrag als Replik zur Regierungserklärung 
sagen. Dazu fällt einem in der Tat nach dem, was 
Sie gesagt haben, nichts mehr ein. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Dr.  Schäuble [CDU/CSU]: Das war ja auch 
nichts! — Lachen und ironischer Beifall bei 

der SPD) 

Herr Abgeordneter Dr. Vogel, ich will Ihnen heute 

(Anhaltende Zurufe von der SPD) 

abschließend, weil das für unsere Beziehungen 
wichtig ist, sagen, daß ich auch in Zukunft prinzi-
piell Briefe, die Sie an mich schicken und die ich 
vorher in der Zeitung lese, nicht beantworte. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord

-

neten der FDP) 

Herr Abgeordneter Dr. Vogel, das mag Ihr Um-
gangsstil sein. Wenn Sie mir einen Brief senden, 
haben Sie ganz selbstverständlich einen Anspruch 
auf Antwort. 

(Zurufe von der SPD) 

Wenn ich aber diesen Brief bereits vorher in der 
Zeitung lese, sehe ich keinen Grund, den Brief zu 
beantworten; denn er ist ja auch nicht abgeschickt 
worden, um eine Antwort von mir zu erhalten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das, was Sie hier gegen meinen Freund und Kol-
legen Heiner Geißler gesagt haben — —

(Lebhafte Zurufe von der SPD: „Freund"! 
— Pfui! — Gegenruf von der CDU/CSU: 

Das sind Demokraten!) 

— Ich wiederhole das: Das, was Sie hier gegen mei-
nen Freund und Kollegen Heiner Geißler gesagt 
haben, 

(Anhaltende Zurufe von der SPD) 
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Bundeskanzler Dr. Kohl 
ist ja in erster Linie natürlich nicht gegen ihn ge-
richtet, sondern — — 

(Lambinus [SPD]: Schämen Sie sich!) 

— Ich kann Ihnen nur sagen: Für mich ist es selbst-
verständlich, zu einem Freund zu stehen, in diesem 
Saal und draußen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das, was Sie gesagt haben, hat ja in erster Linie 
den Sinn gehabt — Herr Abgeordneter Vogel, Sie 
haben es ja auch jetzt in der Debatte gesagt und 
nicht heute mittag, um möglichst viele von diesen 
Gedanken über die Fernsehübertragung unter die 
Leute zu bringen —, 

(Zurufe von der SPD) 

die Christlich-Demokratische und die Christlich-So-
ziale Union in eine rechte Ecke zu schieben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Lebhafte Zurufe von der SPD und den 
GRÜNEN — Fischer [Frankfurt] [GRÜ

-

NE): Da braucht man Sie nicht hinzuschie

-

ben, da sind Sie schon!) 

Herr Abgeordneter Dr. Vogel — — 

(Anhaltende Zurufe von der SPD) 

— Meine Damen und Herren, daß Sie unfähig sind, 
eine Rede zu ertragen, die eine andere Meinung 
darstellt, zeigt doch, wohin Sie mit Ihrem Demokra-
tiebegriff gekommen sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Herr Abgeordneter Dr. Vogel, mich stören diese 
Versuche überhaupt nicht, denn sie erreichen uns 
nicht. 

(Hört! Hört! von der SPD) 

Wir vertrauen auf den Willen der deutschen Wähler, 
die uns das Mandat für dieses Haus gegeben ha-
ben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Nur eines sollen Sie wissen: Wir sind nicht bereit, 
in irgendeiner Form jene Geschichtsfälschung hin-
zunehmen, die Sie in sehr. sublimer Weise betrei-
ben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Herr Abgeordneter Dr. Vogel, nehmen Sie zur 
Kenntnis: Als Vorsitzender der Christlich-Demokra-
tischen Union Deutschlands stehe ich hier in der 
Kontinuität des ersten frei gewählten Vorsitzenden. 
Das war Andreas Hermes. Er ist im Gefolge des 
20. Juli im Januar 1945 zum Tode verurteilt worden. 
Es war eine glückliche Fügung, daß er die Nazizeit 
überlebt hat. Wir haben keinen Nachholbedarf, Ih-
nen beweisen zu müssen, was demokratische und 
was antinationalsozialistische Gesinnung bedeutet. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU und 
bei Abgeordneten der FDP) 

Herr Abgeordneter Dr. Vogel, um auch das klar 
zu sagen — ich werde nachher noch ein Wort mehr 
dazu sagen —: Weder der Vorsitzende der CDU 

noch der Generalsekretär der CDU haben dies per-
sönlich in ihrem Lebensweg nachzuweisen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Lassen Sie mich ein Wort zu dem Thema sagen, 
das zu dieser Erregung beigetragen hat. Meine Da-
men und Herren, es ist ganz selbstverständlich, daß 
wir in den großen bewegenden Fragen unserer Na-
tion — und gibt es eine bewegendere Frage als die 
existentielle Frage der Sicherung von Frieden und 
Freiheit? — unterschiedlicher Meinung sind, viel-
leicht sogar sein müssen. Sie haben den Kirchentag 
zitiert, man solle ein Wort aus diesem Kirchentag 
ganz besonders erwähnen. 

(Zuruf von der SPD) 

— Meine Damen und Herren, ich muß den Kirchen-
tag nicht dauernd zitieren. Ich habe ihn zur Kennt-
nis genommen. Ich war dort. Ich finde, es wird nicht 
überzeugender, wenn man ein Bekenntnis wie ein 
Plakat dauernd vor sich herträgt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Gesinnung muß man leben und nicht proklamieren. 
Das ist die Erfahrung, wenn man über ethische 
Grundlagen spricht. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Auf diesem Kirchentag ist ein wichtiges Wort ge-
sagt worden. Es ist gesagt worden: Wir sind uns 
einig über das Ziel — ich hoffe, das darf ich auch 
hier sagen —, den Frieden zu erhalten, den Frieden 
in Freiheit für unser Volk zu erhalten angesichts 
einer apokalyptischen Bedrohung, die jeder von uns 
beinahe physisch verspürt. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU — Hört! Hört! 
bei der SPD) 

Und so, meine ich, kann man mit äußerster Ent-
schiedenheit und der ganzen Leidenschaft auch des 
Herzens miteinander streiten um den richtigen 
Weg. Ich füge aber hinzu: Für mich gilt der Satz, 
daß ich dazu nicht eine eigene Friedensbewegung 
brauche. Ich unterstelle, daß alle Menschen guten 
Willens in unserem Vaterland Mitglieder einer gro-
ßen Friedensbewegung sind. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU — Bei

-

fall bei Abgeordneten der FDP) 

Wenn das die Grundlage unserer Diskussion ist, 
wenn wir uns so weit wieder in einem Akt der Ver-
nunft verständigen können, dann muß es möglich 
sein, darüber zu reden, was der richtige Weg ist, 
ohne daß man den anderen moralisch vernichtet. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord

-

neten der FDP — Demonstrativer Beifall 
bei der SPD und bei den GRÜNEN — Zu

-

rufe im Sprechchor von der SPD: Geißler! 
Geißler!) 

— Meine Damen und Herren von der SPD, Sprech-
chöre haben uns in der deutschen Geschichte ganz 
gewiß nicht weitergebracht. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU — Bei

-

fall bei der FDP) 
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Die sogenannte Friedensbewegung, 

(Zuruf von den GRÜNEN: Die „sogenann

-

te"!) 

die sogenannte Friedensbewegung, 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von 
der SPD und den GRÜNEN) 

— die sogenannte Friedensbewegung — denn das 
ist ein Begriff, den sie sich selbst verliehen hat — 
greift nun seit geraumer Zeit die Verteidigungspoli-
tik der westlichen Gemeinschaft an, und zwar mit 
Begriffen, die die moralische Substanz und Grund-
lage dieser Verteidigungspolitik zerstören sollen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das fängt damit an, daß ständig und bei jeder Gele-
genheit die Politik der Vereinigten Staaten und die 
Politik der Sowjetunion moralisch gleichgesetzt 
wird. 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: In den Fol

-

gen der Vernichtung ist sie auch gleich!) 

Das geht weiter damit, daß man in einer für mich 
als Christ unzulässigen Weise — das bekenne ich — 
die  Forderung der Bergpredigt in einer Art in die 
Politik überführt, die jedenfalls für mich so nicht 
erträglich ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Damit sind wir beim Ausgangspunkt jener Debat-
te, die heute j a auch noch eine Rolle spielen wird. 
Es wird die Behauptung verbreitet, der Westen — 
das sind wir auch, die wir einen Beschluß vertreten, 
Herr Abgeordneter Dr. Vogel, den Sie als Regie-
rungsmitglied mitgefaßt haben — 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

bereite ein atomares Auschwitz vor. Herr Abgeord-
neter Vogel, das ist in vielfältiger Weise gesagt wor-
den. Ich habe nicht die Absicht, hier Mitglieder die-
ses Hauses zu zitieren, die nicht Ihrer Fraktion an-
gehören, denen ich aber durch das Zitieren nicht 
zur Popularität verhelfen will. 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Welche 
Ehre!) 

Damit ist dieser Begriff des atomaren Auschwitz 
zu einem politisch-moralischen Kampfbegriff ge-
worden, mit dem die Verteidigungsfähigkeit, der 
Verteidigungswille und die ethischen Grundlagen 
der Verteidigungsfähigkeit der westlichen Demo-
kratien auf eine Stufe mit nationalsozialistischen 
Verbrechen gestellt werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Das Ziel dieser Aktion ist völlig eindeutig. Diejeni-
gen, die um des Friedens und der Freiheit willen 
auch bereit sind, die notwendigen Opfer zu bringen, 
sollen damit moralisch — ich sage es einmal so 
salopp — k. o. geschlagen werden. 

(Berger [Lahnstein] [CDU/CSU]: So ist es 
leider!) 

Diejenigen, die die westliche Position der Verteidi

-

gungspolitik vertreten — Sie haben Schumacher zi

-

tiert; natürlich auch die Schumachersche Politik in 

diesem Sinne —, sollen moralisch in die Defensive 
gedrängt werden. 

Aus den Ausführungen von Heiner Geißler als 
Ganzes im Bundestag — lesen Sie den Text doch 
noch einmal als Ganzes nach, Herr Dr. Vogel  — 

(Dr.  Waigel [CDU/CSU]: Das will er doch 
nicht!) 

geht doch klar hervor, daß nicht der deutsche Pazi-
fismus von Carl von Ossietzky, daß nicht irgendwel-
che Strömungen und irgendwelche Äußerungen, die 
bei uns dann etwa den, der sie vertreten hat, ins 
Konzentrationslager brachten, gemeint waren. 

(Zurufe von der SPD) 

— Aber Sie werden mir doch noch zugute halten — 
auch wenn ich nicht dabei war —, daß ich fähig bin, 
das Wortprotokoll zu lesen. Oder unterstellen Sie, 
daß das Protokoll gefälscht ist? Das wird niemand 
unterstellen. 

(Anhaltende Zurufe von der SPD) 

— Meine Damen und Herren, ich kann Ihnen nur 
sagen: Ihre Unfähigkeit, eine Rede anzuhören, zeigt 
eben, daß Sie überhaupt unfähig sind, Demokratie 
in dieser Form des Pro und Kontra zu leben. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU und 
der FDP — Pfui-Rufe und anhaltende Zu- 

rufe von der SPD und den GRÜNEN) 

Zur Demokratie gehört eben, eine andere Meinung 
zu ertragen. 

(Anhaltende erregte Zurufe von der SPD 
— Berger [Lahnstein] [CDU/CSU]: Die wol

-

len Sie doch nur niederbrüllen!) 

Sehen Sie, beim Studium des Protokolls der Rede 
des Kollegen Geißler ist mir genau das aufgefallen. 
Ich bin ganz sicher, daß der Kollege Geißler die eine 
oder andere Formulierung eben nicht so gewählt 
hätte, wenn Sie ihm die Chance gegeben hätten, 
seine Gedanken in freier Rede ruhig vorzutragen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Lachen und Zurufe bei der SPD und den 

GRÜNEN) 

Mich werden Sie nicht provozieren. 

(Erneutes Lachen bei der SPD — Zuruf 
von der SPD: Das ist eine Irreführung!) 

Der Kollege Waltemathe — ich hoffe, daß man 
das jetzt in Ruhe sagen kann —, der nach seinem 
Bekenntnis selber Pazifist ist, dessen Großvater als 
Pazifist in Auschwitz umkam, hat an Heiner Geiß-
ler einen nachdenklichen, einen bedenkenswerten 
Brief geschrieben. Heiner Geißler hat ihm geant-
wortet. 

(Zuruf von der SPD: Als Generalsekretär!) 

— Was soll das? Was soll das wirklich, wenn er ihm 
einen Brief schreibt, daß Sie jetzt dazwischenrufen 
„als Generalsekretär"? Was soll das? 

Heiner Geißler hat ihm geantwortet: 

(Zuruf von der SPD: Als Generalsekretär!) 



1006 	Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 16. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 23. Juni 1983 

Bundeskanzler Dr. Kohl 
„Es tut mir leid, wenn ich Sie und andere Pazifisten 
in Ihren Gefühlen verletzt haben sollte. Aber dies 
habe ich sicher nicht gewollt." 
Das ist ein wörtliches Zitat. Ich sage ausdrück-

lich: Ich begrüße dieses klärende Wort, das er ge-
sprochen hat, und ich unterstütze es nachdrück-
lich, 

(Zurufe von der SPD) 
weil ich denke, daß es wichtig ist, bei aller Härte der 
Auseinandersetzung — — 

Präsident Dr. Barzel: Herr Bundeskanzler, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten Wal-
temathe? 

Dr. Kohl, Bundeskanzler: Gerne, bitte. 

Waltemathe (SPD): Herr Bundeskanzler, können 
Sie mir bestätigen, daß Herr Geißler — ich habe 
ihm ja gar nicht unterstellt, daß er irgendwelche 
persönlichen Verletzungen aussprechen wollte — 
nach diesem Satz folgendes schreibt — ich zitiere 
freihändig —: Er bleibe bei dem Kern seiner Aussa-
ge, verantwortlich für Auschwitz waren zwar die 
Nationalsozialisten und Gruppen, die ich in meinem 
Brief angesprochen habe, aber möglich gemacht 
hätten Auschwitz — dabei bleibe er — z. B. die Pazi-
fisten, die er in seiner Bundestagsrede genannt 
habe. 
Können Sie bestätigen, daß der Schlußsatz des 

Briefes lautet „Ich kann es Ihnen, der SPD und der 
sogenannten Friedensbewegung nicht ersparen, 
sich mit dem Pazifismus auseinanderzusetzen"? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dr. Kohl, Bundeskanzler: Herr Kollege Walte-
mathe, ich komme genau auf dieses Thema jetzt zu 
sprechen und beantworte dabei Ihre Frage, soweit 
ich sie verstanden habe. Ich darf es noch einmal 
wiederholen, weil es sonst vielleicht untergeht. 

Ich begrüße dieses klärende Wort Heiner Geiß-
lers, und ich möchte es von mir aus nachdrücklich 
unterstützen, weil ich eben denke, daß wir bei aller 
Härte der Auseinandersetzung nichts tun sollten, 
was uns in unseren menschlichen Gefühlen, in dem, 
was für uns wesentlich und in unserer inneren Exi-
stenz wichtig ist, bedrückt. 
Wenn meine Zwischenrufreaktion eben im Blick 

auf die SPD so verstanden wurde, daß ich Ihnen 
demokratische Gesinnung abgesprochen hätte, so 
erkläre ich ausdrücklich, daß dies natürlich nicht 
meine Meinung ist. 

(Zurufe von der SPD — Beifall bei Abge

-

ordneten der SPD) 

Mir liegt wirklich daran, daß wir dieses Gespräch 
bei aller Leidenschaft über diesen Punkt in guter 
Weise miteinander führen. 
Aber jetzt folgendes, Herr Kollege Waltemathe. 

Es ist doch wahr, daß Geißler geschrieben und auch 
nach diesen Debatten hier mehrmals gesagt hat: Es 
wäre sicher falsch und ungerecht, den wirklichen 
Pazifisten eine subjektive Mitschuld zuzuschreiben. 
Ich füge hinzu, daß — wie er denkt, denken wir  

alle —, der Respekt vor dem persönlichen Einsatz 
und dem Opfer, oft genug auch dem Opfer des eige-
nen Lebens während der Nazi-Diktatur, jedes an-
dere Denken von selbst verbietet. 

Aber, Herr Kollege Waltemathe, es muß doch 
möglich sein, wenn man über geschichtliche Zu-
sammenhänge nachdenkt und wenn der Satz gilt 
„wir wollen gemeinsam aus der Geschichte lernen", 
natürlich auch über die Folgen etwa pazifistischer 
Strömungen jener Jahre, etwa der Appeasement

-

Politik, öffentlich zu diskutieren. Das ist doch 
selbstverständlich auch im Deutschen Bundestag 
möglich. 

(Zurufe von der SPD) 

Meine Damen und Herren, es läßt sich doch wirk-
lich nicht bestreiten, daß die Appeasement-Politik, 
die etwa in Großbritannien und in Frankreich vor 
dem Zweiten Weltkrieg ganz wesentlich die politi-
sche Szene bestimmt hat, mit dazu beigetragen hat, 
daß die Münchener Konferenz mit den bekannten 
Ergebnissen zustande kam. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von 
der SPD) 

Herr Abgeordneter Dr. Vogel: Weder Geißler noch 
ein anderer haben dafür konkret deutsche Pazifi-
sten verantwortlich gemacht. Aber die Wahrheit ist 
doch, daß Daladier, der französische Ministerpräsi-
dent, und Chamberlain, der englische Premiermini-
ster, als Ergebnis einer Politik nach München ge-
gangen sind, die eben nicht mehr bereit war, mit 
letzter Kraft der Diktatur zu widerstehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Berger  [Lahnstein] [CDU/CSU]: Mit Wehr

-

losen wird nicht verhandelt!) 

Präsident Dr. Barzel: Herr Bundeskanzler, erlau-
ben Sie noch eine Zwischenfrage? 

Dr. Kohl, Bundeskanzler: Nein. 
Ich habe weder die Zeit noch die Möglichkeit, in 

der Kürze dieses Beitrages zu diesem Thema mehr 
zu sagen. Ich bringe ein Zitat, Herr Abgeordneter 
Dr. Vogel, eines Mannes, der, wie ich hoffe, ganz 
unverdächtigt ist. Winston Churchill hat im Rück-
blick auf jene Tage später in seinen Erinnerungen 
geschrieben — ich zitiere wörtlich —: 

Die Freude an schön klingenden Phrasen, das 
Zurückschrecken vor unerfreulichen Tatsa-
chen, der Wunsch nach Popularität und Wahler-
folgen ohne Rücksicht auf lebenswichtige 
Staatsinteressen; ehrliche Friedensliebe und 
rührender Glaube, daß die Liebe als einzige 
Grundlage für den Frieden genüge; offensichtli-
cher Mangel an Denkkraft bei beiden Führern 
der britischen Koalitionsregierung ...: das alles 
ergab ein Bild der aufgeblasenen Dummheit 
und Schwäche in England, die zwar frei von 
Arglist war, aber nicht frei von Schuld und — 
obwohl sie nichts Böses beabsichtigte — ent-
scheidend dazu beitrug, über unsere Welt die 
Schrecken und Verhängnisse hereinbrechen zu 
lassen, die schon in dem bisher erreichten Grad 
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über jeden Vergleich mit allem von Menschen 
Erlebten hinausgehen. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, das ist das Urteil eines 
der großen Staatsmänner dieses Jahrhunderts, ei-
nes der Akteure, eines Mannes, der jene Zeit leid-
voll erlebt hat. 

(Dr. Diederich [Berlin] [SPD]: Was hat das 
mit Pazifismus zu tun,  Herr Kanzler?) 

Er ist ein Mann, der durchaus urteilsfähig ist. 

(Zurufe von der SPD) 

— Lesen Sie die Rede Geißlers nach! Genau diesen 
Vergleich hat er im Blick auf neutralistische Ten-
denzen gebracht, die oft genug voll guten Willens 
sind. 

Ich denke doch nicht daran, jene, die für den Frie-
den demonstrieren und eintreten, sozusagen pau-
schal abzuqualifizieren. Ich sage klar und deutlich: 
Da gibt es vieles, was nicht nur vertretenswert ist, 
sondern was wir auch würdigen. Aber das Ergebnis 
einer solchen politischen Überzeugung — Herr Ab-
geordneter Vogel, in diesem Punkt sollten wir doch 
nicht weit voneinander entfernt sein — — 

Präsident Dr. Barzel: Herr Bundeskanzler, erlau-
ben Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Westphal? 

Dr. Kohl, Bundeskanzler: Nein, danke schön. Ich 
kann jetzt wirklich keine Fragen mehr beantwor-
ten, weil ich meinen Beitrag in der Kürze der Zeit 
zu Ende bringen möchte. 

Meine Damen und Herren, ich kann nur sagen: 
Was Churchill hier dargelegt hat, bedeutet doch 
eine Mahnung an die Heutigen. Wenn wir aus der 
Geschichte lernen wollen, müssen wir doch wissen, 
daß uns einseitige Abrüstung in der Auseinander-
setzung in der Welt nicht weiterbringt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Zuletzt eine kurzes Wort zur Person, zur Persön-
lichkeit des Mannes, den Sie hier in dieser Weise in 
eine bestimmte Ecke abzudrängen versuchen. 

(Zuruf von der SPD: Das macht er doch sel

-

ber! — Frau Dr. Vollmer [GRÜNE]: Jetzt 
wird es aber schlimm!) 

Ich sage diese, meine Damen und Herren von der 
SPD, weil ich mit Heiner Geißler seit über 25 Jah-
ren freundschaftlich verbunden bin und weil ich bei 
diesem Mann kennengelernt habe, daß er in jeder 
Auseinandersetzung mit Extremen von links und 
von rechts die politische Mitte und unsere demokra-
tische Überzeugung vertreten hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Frau Dr. Voll

-

mer [GRÜNE]: Wo ist dann rechts?) 

Herr Abgeordneter Dr. Vogel, ich füge hinzu — 
ich hoffe, Ihr Nachbar hat Verständnis dafür, daß 
ich das jetzt so sage —: Geißler ist natürlich ein 
Mann, der leidenschaftlich kämpft, der leiden-
schaftlich ficht und der im täglichen Umgang mit 
den eigenen Freunden sich und anderen auch nicht 

immer alles erspart. Wir sind lange genug ein Ge-
spann als Parteivorsitzender und Generalsekretär. 
Wie Sie wissen, gab es da nicht nur Sonnenschein, 
sondern gelegentlich auch . Donner und Auseinan-
dersetzungen. 

(Zuruf von der SPD: Schmeißen Sie den 
doch raus!) 

Ich finde also, Herr Abgeordneter Dr. Vogel, wenn 
Sie einen Mann mit diesen Charakterstärken, aber 
auch mit gelegentlichen Ecken, betrachten, dann 
sollten Sie das Bild als Ganzes nehmen und nicht 
ein Bild zeichnen, wie Sie es hier versucht haben, 
das mit der Wirklichkeit überhaupt nicht überein-
stimmt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Nehmen Sie bitte zur Kenntnis, daß dieser Heiner 
Geißler ein Mann ist, der sich aus seinen Ursprün-
gen, so, wie er von seinem Elternhaus her geprägt 
ist, ganz und gar nicht dazu eignet, in die Nähe des 
Nationalsozialismus, des Rechtskonersvatismus 
oder des Neofaschismus gerückt zu werden. 

(Dr. Vogel [SPD]: Das kann man doch gar 
nicht behaupten! — Frau Fuchs [Köln] 
[SPD]: Warum nimmt er dann den Text 

nicht zurück!) 

Ich habe interessante Töne dieser Art in den letzten 
Tagen aus Ihren Kreisen gehört. Diese Versuche 
werden scheitern. Heiner Geißler ist geprägt durch 
ein Elternhaus, das bitterste Erfahrungen im Drit-
ten Reich gemacht hat. Wenn Sie, meine Damen 
und Herren — ich finde, daß das ganz konkret bei 
einzelnen, die das tun, in Ordnung ist —, dann auf-
stehen und sagen: Meine persönlichen Erfahrungen 
mit meinen Eltern, mit meinem Großvater oder 
meine persönliche Erfahrung in einem Konzentra-
tionslager bringen mich dazu, leidenschaftlich zu 
protestieren, 

(Frau Dr. Vollmer [GRÜNE]: Was für eine 
Reihenfolge!) 

dann übernehmen Sie bitte auch jetzt diese Argu-
mentation, und räumen Sie ein, daß auch Heiner 
Geißler aus seiner Erfahrung, aus seinem Lebens-
weg, geprägt durch sein Elternhaus, das Recht hat, 
leidenschaftlich sein Wort für die Sache des Frie-
dens und der Freiheit, wie wir sie verstehen, zu 
machen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Meine Damen und Herren, ich habe versucht, so-
weit mir dies möglich war, unsere Position noch 
einmal zu erläutern. Sie wissen natürlich — das 
ergibt sich aus dem, was ich gesagt habe —, daß wir 
den Antrag, den Sie stellen, ablehnen werden — ich 
als der für die Belange der CDU Verantwortliche 
ohnehin. Mein Vertrauen hat der Bundesminister 
Dr. Heinrich Geißler als ein Mann, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

der sich in diesen Jahren als Demokrat bewährt hat 
und das auch in Zukunft tun wird. 

(Langanhaltender Beifall bei der CDU/ 
CSU sowie Beifall bei der FDP) 
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Präsident Dr. Barzel: Das Wort hat der Kollege 
Brandt. 

Brandt (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Ich verstehe gut das, womit der Bundes-
kanzler seine Rede soeben abgeschlossen hat. Mir 
hat leid getan — des Amtes wegen —, daß die Rede 
in Teilen — zumal der erste Teil, Herr Bundeskanz-
ler — unter dem Niveau eines Bundeskanzlers 
war. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN — Dr. Waigel [CDU/CSU]: 
Sie sollten lieber nicht von Niveau spre

-

chen!) 

Ich will jetzt nicht auf die Sache mit dem Brief 
von Herrn Vogel eingehen; das ist im Grunde nicht 
so wichtig. Aber hier haben Sie eine Chance gehabt, 
die Sache in Ordnung zu bringen. Sie haben sich die 
Chance entgehen lassen, Herr Bundeskanzler. 

(Beifall bei der SPD) 

Warum eigentlich? Warum reden Sie in dieser 
Sache in weiten Passagen um den Brei herum? Die 
Leute, die uns zuhören, haben doch gemerkt, daß 
Sie um die Sache herumreden, die dabei ist, dieses 
Haus und unser Volk tief zu spalten. 

(Beifall bei der SPD) 

Herr Bundeskanzler, warum nehmen wir das so 
ernst? Der Sache wegen, auf die ich gleich komme, 
aber auch des Mannes wegen, der nicht zum ersten-
mal Stichworte für die innenpolitischen Auseinan-
dersetzungen in dieser Republik ausgegeben hat. 

(Dr. Waigel [CDU/CSU]: Mit dem Holzen, 
das waren doch Sie! Sie waren es doch!) 

Insofern ist dies nicht allein eine Auseinanderset-
zung über eine Formulierung, so schlimm sie ist. 

(Dr. Waigel [CDU/CSU]: Sie waren das 
doch mit dem Holzen! — Dr. Hornhues 

[CDU/CSU]: Jawohl, das war er!) 

Dies löst gleichzeitig und sofort die Frage aus, 

(Dr. Waigel [CDU/CSU]: Sie waren es doch 
mit dem Holzen!) 

ob damit Art und Inhalt der Diskussionen im 
Herbst über die Sicherheit der Deutschen und, wie 
viele empfinden, das Überleben der Menschheit 

(Dr. Waigel [CDU/CSU]: Das Wort vom an

-

ständigen Deutschen stammt doch auch 
von Ihnen!) 

in der erwähnten Form, der Form der Brandmar-
kung abgesteckt werden sollen. 

(Berger [Lahnstein] [CDU/CSU]: Da war 
doch das Sicherheitsrisiko!) 

Dies ist die Frage: wohin unser Volk getrieben und 
wo es möglicherweise hineingerissen werden soll. 

(Vorsitz: Vizepräsident Frau Renger) 

Wer hat Sie, Herr Bundeskanzler, heute früh — 
der  Vorsitzende der sozialdemokratischen Fraktion 
war es nicht — in eine rechte Ecke stellen wollen? 
Warum verteidigen Sie sich gegen etwas, was weder 

Herr Vogel noch ich je an Ihre Adresse vorzubrin-
gen im Sinne gehabt haben? 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Warum reden Sie von Geschichtsfälschung, statt Ih-
ren bescheidenen Beitrag zur Klärung der Begriffe 
zu leisten? 

(Beifall bei der SPD) 

Das Jahr 1983, in dem uns der 50. Jahrestag des 
30. Januar 1933 begleitet, geradezu verfolgt, gebietet 
doch, den Jüngeren, den Jungen, so gut wir es kön-
nen, zu vermitteln, und zwar unabhängig von unse-
rer Parteizugehörigkeit, wie Hitler an die Macht 
gekommen ist, damit so etwas nie mehr vorkom-
men kann 

(Beifall bei der SPD) 

— das wäre die Aufgabe —, und wie es zum Krieg 
und dann im Krieg zur Massenvernichtung auf 
diese immer noch unvorstellbare Weise, kulminie-
rend in der millionenfachen Vernichtung der Men-
schen jüdischer Herkunft in Auschwitz, gekommen 
ist. 
Nun bringen Sie alles durcheinander. Lieber Herr 

Bundeskanzler, eine Sache ist, daß zu der Haupt-
verantwortung der Deutschen dafür, daß Hitler an 
die Macht kam — diese Verantwortung kann unse-
rem Volk niemand abnehmen, und es selbst kann 
sich ihr auch nicht entziehen —, die Verantwortung 
in der Tat starker Kräfte der Westmächte kam, die 
dann Hitler die Machtentfaltung ermöglicht haben. 
Was hat das aber mit Pazifismus zu tun? 

(Beifall bei der SPD) 

War der Marschall Pétain ein Pazifist, war es 
Chamberlain? Die damalige englische Regierung 
wollte, was man interessenmäßig verstehen kann, 
Deutschland und Rußland in den Krieg gegeneinan-
der bringen und ziehen lassen. Mit Pazifismus hatte 
das nichts zu tun. Appeasement war eine durchaus 
machtbesessene Politik. Mit Pazifismus hat das 
überhaupt nichts zu tun; sonst haben Sie das 
Thema nicht erkannt. 

(Beifall bei der SPD — Berger [Lahnstein] 
[CDU/CSU]: Die Pazifisten in England ha

-

ben Chamberlain an der Gleichgewichtspo

-

litik gehindert!) 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage der Frau Abgeord-
neten Dr. Hamm-Brücher? 

Brandt (SPD): Bitte, ja. 

Vizepräsident Frau Renger: Bitte, Frau Abgeord-
nete. 

Frau Dr. Hamm-Brücher (FDP): Herr Kollege 
Brandt, glauben Sie nicht auch, daß wir in der Klä-
rung dieser Angelegenheit, an der uns allen wohl 
gelegen sein muß, weiterkommen würden, wenn wir 
einmal eine klare Antwort des Herrn Bundesju-
gendministers darüber erhielten, ob er nicht der 
Meinung ist, daß an Auschwitz nur der Antisemitis-
mus in Deutschland, der eine alte — übrigens eine 



Deutscher Bundestag — 10.Wahlperiode — 16. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 23. Juni 1983 	1009 

Frau Dr. Hamm-Brücher 
traurige — Tradition gewesen ist, in keiner Weise 
aber der Pazifismus schuld gewesen ist? 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Herr Kollege Brandt, glauben Sie nicht auch, daß 
wir ein gutes Stück dieser Auseinandersetzung aus 
der Welt geschaffen hätten, wenn das geklärt 
würde? 

(Beifall bei der SPD) 

Brandt (SPD): Frau Kollegin, ich würde es sehr 
begrüßen, wenn auch zu diesem Punkt eine Klä-
rung durch den angesprochenen Bundesminister 
erfolgte. Ich würde es gelten lassen, wenn er auch 
hier hinzufügte, daß es neben der Quelle, auf die Sie 
in unserem eigenen Volk hinweisen, natürlich auch 
solche in anderen Ländern gegeben hat, in Polen 
und anderswo. Aber das macht die eigene Verant-
wortung unseres Volkes nicht geringer. Ich halte 
solche Klärungen in der Tat für nützlich. 
Herr Bundeskanzler, was soll jetzt das Zusam-

menrühren von Pazifismus und Neutralismus? Es 
gibt bekanntlich Staaten in dieser Welt, die teils, 
weil sie es wollen, teils, weil es ihnen die Geogra-
phie und die Machtpolitik erlauben, neutral sind, 
sich sogar neutralistisch gebärden und dabei durch-
aus militant sind, dabei durchaus viel Kraft und 
Geld auf ihre Verteidigung verwenden. Warum wol-
len Sie alles zusammenrühren, statt endlich die Be-
griffe zu klären? 
Sie haben gesagt, Herr Bundeskanzler, Sie mein-

ten, eigentlich gehörten wir alle zur Friedensbewe-
gung. Ich möchte das auch glauben wollen. Jeden-
falls sage ich von meiner Partei: Sie hat nie ge-
meint, dies allein sein zu können; sie hat sich häufig 
bemüht, ihren Beitrag zu leisten. Man kann einan-
der aber nur abnehmen, daß man dies will, wenn 
man auf die Form von moralischer Vernichtung 
verzichtet, auf die es der Herr Geißler immer wie-
der anlegt. 

(Beifall bei der SPD, bei Abgeordneten der 
GRÜNEN sowie der Abg. Frau Dr. Hamm

-

Brücher [FDP]) 

Da gibt es keine Brücke; da gibt es nur das Entwe-
der-Oder. Wenn das nicht heute nachmittag in Ord-
nung gebracht wird, dann mögen Ihre Stimmen 
aussehen, wie sie wollen; dann gibt es von uns aus 
und von vielen außer uns und von der Jugend aus 
keinen Respekt vor einem Bundesminister, der 
nicht den Mumm hat, das in Ordnung zu bringen, 
was in Ordnung gebracht werden muß. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, 
Ich muß Sie fragen, ob Sie eine Zwischenfrage des 
Abgeordneten Ertl  zulassen. 

Brandt (SPD): Bitte, Herr Kollege Ertl. 

Ertl (FDP): Herr Kollege Brandt, wenn ich Sie 
richtig verstehe, suchen Sie — ich begrüße das sehr 
— nach den geistigen Ursachen. Wäre es nicht viel-
leicht an der Zeit, daß wir alle uns dahin gehend 
prüfen, daß die geistige Ursache sowohl in Haß als 

auch in Fanatismus liegt und daß Frieden nur ohne 
Haß und Fanatismus mögich ist? Deshalb sollten 
wir eine vordergründige Diskussion beenden. 

(Zustimmung bei Abgeordneten der FDP 
und der CDU/CSU) 

Brandt (SPD): Ich kann Ihnen nicht widerspre-
chen, Herr Kollege Ertl. Trotzdem 

(Zuruf von der CDU/CSU: Säen Sie Haß!) 

führt nichts davon weg, daß wir versuchen müssen, 
das, wozu der Bundeskanzler eben relativ ausführ-
lich gesprochen hat, noch ein bißchen zu beleuch-
ten. 

(Berger [Lahnstein] [CDU/CSU]: Sie haben 
die Union als Sicherheitsrisiko verteufelt!) 

Herr Bundeskanzler und meine Kollegen von der 
Union, ich habe gesagt, wir nehmen für uns nicht in 
Anspruch, allein Friedensbewegung gewesen zu 
sein und zu sein, obwohl es August Bebel schon im 
Kriege 1870/71 abgelehnt hat, die Kredite für den 
Krieg gegen Frankreich zu bewilligen. Wir haben 
da — auch im Verhältnis von Deutschland zu 
Frankreich — eine alte Tradition. Wir haben zu-
sammen mit dem Zentrum und den Liberalen wäh-
rend des Ersten Weltkrieges im Reichstag versucht, 
mit der Friedensresolution einen erträglicheren 
Frieden zustande zu bringen, als es der dann wurde, 
den man Deutschland zum Ausgang des Ersten 
Weltkrieges diktiert hat. Und es waren nicht zuletzt 
Sozialdemokraten, die in den Jahren vor 1933 ge-
sagt haben — und damit sogar 1932 in Wahlkämpfe 
gegangen sind —, daß Hitler Krieg bedeutet. Da 
sind wir also keines Nachhilfeunterrichts bedürf-
tig. 

Herr Bundeskanzler, mich würde wundern, wenn 
Ihnen nicht auch aufgefallen wäre, daß heute der 
Herr Geißler im bisherigen Vorfeld Ihrer Partei 
oder beider Parteien nicht nur Warntafeln errich-
ten, sondern auch Abschreckungseffekte erzielen 
und mit der Art seiner Präsentation in das hinein-
wirken will, was in den Kirchen und um die Kir-
chen vor sich geht. Das, was Sie über die Friedens-
bewegung gesagt haben, können Sie nicht aufrecht-
erhalten, wenn Sie an die Bischöfe in den Vereinig-
ten Staaten und an andere in den Vereinigten Staa-
ten — nicht nur Junge, aber, wie hier und in Eng-
land und anderswo, gerade Junge —, an Fachleute, 
Abgeordnete und hohe Offiziere denken. 

Das heißt, es gibt — ob uns das Spaß macht oder 
nicht — über diejenigen hinaus, die sich in den Par-
teien bemühen, viele, denen das nicht genug ist, die 
sich auf ihre Weise zusätzlich engagieren. Da sagen 
wir Sozialdemokraten: Die darf man nicht diffamie-
ren. Wenn man der Meinung ist, sie sind auf dem 
falschen Weg, muß man sich darüber auseinander-
setzen und muß um den jeweils richtigen Weg rin-
gen. Aber man darf keine Gräben aufreißen, ganz 
abgesehen davon, daß ich natürlich junge Leute in 
Deutschland schon für Schlimmeres als für Frieden 
habe in Massen auftreten sehen. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 
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Brandt 
Wir erleben heute in den Vereinigten Staaten, in 

Skandinavien, in England, bei uns in Deutschland 
— im anderen deutschen Staat leider sehr verdeckt 
und kaum zugelassen — einen Pazifismus. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ausgebürgert!) 

Es gibt Tendenzen, diesen Pazifismus zu diffa-
mieren und zu verteufeln. Sie sagen, nicht Os-
sietzky sei gemeint gewesen, sondern die West-
mächte. Die können doch gar nicht gemeint sein! Es 
ist doch eine faule Ausrede von Herrn Geißler, die 
Sie jetzt aufgegriffen haben, weil Sie, wie ich schon 
sagte, uns Chamberlain oder Pétain nicht ernsthaft 
als Pazifisten vorführen können. In den Ländern, 
um die es sich handelt, würden Sie ausgelacht wer-
den, wenn Sie eine solche Geschichtsdeutung vor-
brächten! 

(Beifall bei der SPD) 

Dies ist ernst. Es ist nicht das erste Mal. Dies ist 
besonders schlimm. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Sie wollen 
mißverstehen!) 

Das klärende Wort fehlt. Es gibt immer noch die 
Chance, das heute nachmittag in Ordnung zu brin-
gen. Sonst stimmen wir ab, und wir geben danach 
keine Ruhe. Darauf können Sie sich verlassen! 

(Anhaltender Beifall bei der SPD und Bei

-

fall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Frau Renger: Meine Damen und 
Herren, das Wort hat der Herr Abgeordnete Dr. 
Dregger. 

Dr. Dregger (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Es kennzeichnet die Lage der 
Nation — dies ist eine bestürzende Erkenntnis —, 
daß es in dieser Debatte, die den Grundfragen der 
Nation gewidmet werden soll, seit Jahren nicht 
mehr möglich ist, sie wirklich angemessen zu erör-
tern. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Unter Grundfragen verstehe ich die Fragen nach 
dem Stand der historischen Entwicklung der deut-
schen Nation, nach ihrer politischen Zukunft, nach 
ihrer geistigen Verfassung, wovon ihre Fähigkeit 
zur Selbstbehauptung letztlich abhängt. 

(Zurufe von der SPD und den GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, in den vergangenen 
Jahren konnte diese Debatte nicht geführt werden, 
weil der Vorgänger des jetzigen Bundeskanzlers re-
gelmäßig das Thema verfehlt hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Er hat das Parlament über die Lage der Welt im all-
gemeinen und über die Lage der Bundesregierung 
im besonderen belehrt. Über die Probleme, die sich 
aus der Teilung der deutschen Nation ergeben, 
wurde nicht gesprochen. 

(Schulze [Berlin] [CDU/CSU]: Leider wahr! 
— Zuruf von der SPD: Unverschämtheit!) 

Heute hat der Oppositionsführer seinen Beitrag 
in dieser Debatte mißbraucht, um, Herr Kollege 

Vogel, einen sehr unfairen Angriff gegen meinen 
Kollegen Geißler zu fahren. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es war von vornherein nicht sehr leicht, den ver-
kürzten Satz des Kollegen Geißler im Rahmen sei-
ner Gesamtausführungen mißzuverstehen. Es war 
vielleicht möglich, aber es war nicht sehr leicht. Ich 
meine, nach meiner Intervention in dieser Debatte 
und nach dem Brief des Kollegen Geißler an den 
Kollegen Waltemathe, der Ihnen, Herr Vogel, ja 
nicht unbekannt geblieben sein kann, sind Mißver-
ständnisse nicht mehr möglich. 

(Berger [Lahnstein] [CDU/CSU]: Die wol

-

len das mißverstehen! — Frau Fuchs 
[Köln] [SPD]: Warum nimmt er den Satz 
nicht zurück? — Weitere Zurufe von der 

SPD) 

Meine Damen und Herren, wenn Sie, Herr Kollege 
Vogel, dieses Thema trotzdem immer wieder auf 
den Tisch bringen und nicht einmal auf heute nach-
mittag warten können, da Sie Ihren Anti-Geißler-
Antrag begründen wollen, dann fragt man sich 
doch: Warum geschieht das? Ich habe den Eindruck 
— es tut mir leid, das sagen zu müssen —: Sie brau-
chen Feindbilder, 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU) 

um Ihre zerstrittene Partei auf diese Weise zusam-
menhalten zu können. 

(Widerspruch bei der SPD) 

Wenn Sie dann noch versuchen, den Kollegen Geiß-
ler, aber auch mich, mit neonazistischen Aktivitäten 
in Verbindung zu bringen, und gleichzeitig sagen, 
Sie wollten das nicht, 

(Zuruf von der SPD — Gegenruf von der 
CDU/CSU) 

dann erreichen Sie, Herr Kollege Vogel, damit den 
Tiefpunkt der Diskussion; dann stellen Sie sich als 
ein Muster von Selbstgerechtigkeit dar. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich möchte gerne zum eigentlichen Thema der 
Debatte sprechen, 

(Sehr gut! bei der SPD) 

zur Lage der deutschen Nation im geteilten 
Deutschland. Zunächst möchte ich der Bundesre-
gierung meinen Dank sagen, daß sie nicht das 
Thema verfehlt hat, sondern daß sie sich dieses 
Themas — seit Jahren zum erstenmal — wieder 
angenommen hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das zweite, was ich hervorheben möchte, ist fol-
gendes: Viele bei uns haben sich angewöhnt, die 
Lage der Nation als das Ergebnis von Schicksal, als 
zwangsläufige Folge fataler Vergangenheit zu se-
hen. Das ist nur zum Teil richtig. 

(Zuruf von der SPD: Was ist es dann?) 

Die nahezu 40 Jahre seit dem Zweiten Weltkrieg 
haben wir nicht nur erlitten; wir haben sie mitge-
staltet. 
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Dr. Dregger 
Die Lage der Nation heute ist nicht nur das Pro-

dukt fremder, unseren Wünschen vorgeordneter 
Absichten. Sie ist vielmehr das Ergebnis unserer 
eigenen Entscheidungen. Jeder von uns — auch 
jede Fraktion — hat sich daher vor der Geschichte 
für das zu verantworten, was wir für die Freiheit 
und die Einheit der deutschen Nation getan haben 
und was wir versäumt haben. 

Auch andere Nationen in Ost und West sollten 
begreifen, daß die Deutschen in der Bundesrepublik 
Deutschland ihre Landsleute in Mittel- und Ost-
deutschland nicht im Stich lassen können. Das 
wäre schändlich. Daß wir in Freiheit, die anderen 
aber in einer Republik leben müssen, die sich durch 
Mauer und Stacheldraht gegen die Republikflucht 
schützen muß, und daß unsere Landsleute in Ost-
deutschland nicht nur einem ungeliebten Zwangs-
regime, sondern auch einem brutalen Prozeß der 
Entnationalisierung unterworfen sind — diese Ver-
schiedenheit des deutschen Schicksals in West, in 
der Mitte und in Ost ist nicht das Ergebnis unter-
schiedlicher Verdienste oder Missetaten. Es ist al-
lein die Folge der Geographie und der Entschei-
dung der Siegermächte. Es ist daher, meine ich, 
ganz einfach unsere sittliche Pflicht — ich rede gar 
nicht von nationaler Solidarität —, daß wir uns 
nicht von jenen abwenden, die für die gemeinsame 
Niederlage weit härter zu zahlen hatten und noch 
zahlen müssen als wir. Nur ein menschenverach-
tender Imperialist kann diese selbstverständliche 
sittliche Haltung als Revanchismus denunzieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Eine solche Polemik trifft uns nicht. Wir wollen nie-
manden an der deutschen Nation festhalten, der sie 
selbst aufzugeben bereit ist. Aber wir hier im We-
sten haben nicht das mindeste Recht, diejenigen 
aus der deutschen Nation auszuschließen, denen 
das Recht vorenthalten wird, über sich selbst zu 
entscheiden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wer die Teilung der Nation überwinden will, muß 
zunächst die Ursachen der Teilung erkennen. Das 
ist in den letzten Jahren zuwenig beachtet worden. 
Parolen schwirrten umher, daß es möglich sei, in 
einer Transformation des Ost-West-Konfliktes be-
stehende Gegensätze zu einer ideologischen Syn-
these zusammenzufassen, um darauf dann die Ein-
heit Deutschlands gründen zu können. „Wandel 
durch Annäherung" lautete die eingängige Parole, 
die nicht einmal ohne teilweise Erfüllung geblieben 
ist. Wir haben uns ja der anderen Seite angenähert 
und uns dabei vielleicht auch in manchem gewan-
delt. Von einem reziproken Prozeß allerdings kann 
beim besten Willen nicht gesprochen werden. 

Die Sowjetunion hat sich uns mit den Spitzen 
ihrer Raketen genähert und will uns durch diese 
Drohung zu einem weiteren Wandel in die pax so-
wjetica hineindrängen. In ihrem eigenen Lager 
aber läßt sie Wandel durch Annäherung nicht einen 
Millimeter breit zu. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU) 

Darin liegt auch die wahre Ursache der deutschen 
Teilung. Sie wäre zwar ohne den durch Hitler vom 

Zaun gebrochenen Krieg mit seinen schlimmen 
Verbrechen nicht möglich gewesen. Aber die Kapi-
tulation Hitler-Deutschlands ist nur der historische 
Hintergrund, keinesfalls die Erklärung für die deut-
sche Teilung. Auch das heutige Gebiet der Bundes-
republik Deutschland war nach 1945 in Zonen auf-
geteilt, die indessen bald wieder zu einem neuen, 
größeren Gebilde zusammengefügt wurden. In Pots-
dam war noch nicht die Rede davon, Deutschland 
staatlich zu teilen. Es sollte lediglich für Besat-
zungszwecke aufgeteilt werden. Erst der sich im-
mer mehr verschärfende Ost-West-Gegensatz hat 
Deutschland geteilt. In diesem Konflikt stehen wir 
Deutsche auf der Seite des Westens, weil wir frei 
sein wollen, weil wir nach unseren Erfahrungen to-
talitäre Regime verabscheuen, gleichgültig, ob sie 
braun oder rot angestrichen sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf von den 
GRÜNEN) 

Das gilt nach meiner Überzeugung auch für unsere 
Landsleute in der DDR in einer Mehrheit, die gewiß 
nicht geringer ist als bei uns. Wäre es anders, so 
wären Mauer und Stacheldraht nicht errichtet wor-
den. 

Das, was Deutschland teilt, teilt auch Europa. 
Schon aus diesem Grund kann es einen Konflikt 
zwischen unseren beiden Staatszielen — deutsche 
Einheit und Vereinigung Europas — nicht geben. 
Nur wenn wir bereit wären, um der Einheit 
Deutschlands willen auf die Freiheit zu verzichten, 
könnte es einen Widerspruch zwischen diesen bei-
den Zielen deutsche Einheit und Vereinigung Euro-
pas geben. 

Wir aber halten am Vorrang der Freiheit vor der 
Einheit fest — nicht nur im eigenen Interesse, son-
dern auch im Interesse der Deutschen und der Eu-
ropäer jenseits des Stacheldrahts. Nur unsere gesi-
cherte Freiheit hält auch ihnen die Option für künf-
tige Freiheit offen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wie die Freiheit der Bundesrepublik Deutschland 
ein Modell für ganz Deutschland ist, so ist die Ein-
heit Westeuropas ein Modell für Gesamteuropa. Je 
mehr die westeuropäische Einigung voranschreitet, 
um so größer wird ihre Anziehungskraft auf die 
Völker Mittel- und Osteuropas. 

Im Zeichen der Einheit Europas werden — das ist 
meine Überzeugung — auch die Probleme lösbar 
werden, die am Ende des Krieges bewußt geschaf-
fen wurden. Die Westverschiebung Polens zu La-
sten Deutschlands hatte aus der Sicht der Sowjet-
union  den Sinn, ewige Feindschaft zwischen Deut-
schen und Polen zu begründen, um sie beide besser 
beherrschen zu können. 

Meine Damen und Herren, diese Rechnung Sta-
lins darf und wird nicht aufgehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Freiheit und Selbstbestimmung sind für Polen und 
für Deutsche noch wichtiger als noch so wichtige 
Grenzfragen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
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Dr. Dregger 
Ich bin sicher: Ein freies Polen und ein freies 
Deutschland werden zueinander finden, wie nach 
dem Krieg Deutschland und Frankreich zueinander 
gefunden haben: im Zeichen Europas. 

Im Zeichen der Einheit Europas werden die tragi-
schen Konflikte zwischen den Nationen Europas 
ihr Ende finden. Das ist unsere europäische Vision, 
für die zu arbeiten es sich lohnt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Den Kirchen danke ich, daß sie insbesondere der 
schwierigen Versöhnung zwischen Polen und 
Deutschland aus christlicher und europäischer 
Sicht so wirksam vorgearbeitet haben. 

Gern nehme ich das Wort des polnischen Papstes 
auf, das er in Erinnerung an den gemeinsamen Sieg 
der deutschen und der polnischen Heere vor 300 
Jahren vor Wien gesprochen hat. Der Papst sagte 
seinen polnischen Zuhörern — ich zitiere ihn —: 

Der Sieg von Wien einigt uns alle, die Polen 
und auch unsere Nachbarn im Süden und We-
sten, nah und fern. Vor 300 Jahren einigte uns 
die gemeinsame Bedrohung. Jetzt einigt uns 
der Jahrestag der Schlacht und des Sieges. 

Es ist beeindruckend, wie dieser Papst sich unbe-
schadet seiner übernationalen Aufgabe zu seiner 
nationalen Herkunft bekennt. 

In seinem Abschlußgebet in Tschenstochau sagte 
er, an die Gottesmutter gewandt — ich zitiere 
ihn —: 

Ich möchte, vereint mit allen, Dir noch einmal 
meine Nation anvertrauen. Ich bin ihr Sohn. 
Ich trage in mir das gesamte Erbe ihrer Kultur, 
ihrer Geschichte, die Erbschaft der Siege, aber 
auch die Erbschaft der Niederlagen. 

Mit dieser Haltung, meine Damen und Herren, gibt 
der Papst uns allen ein Beispiel. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Auch wir haben ein Vaterland; es heißt nicht BRD 
oder DDR, sondern Deutschland, nur ganz schlicht 
und einfach Deutschland. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Frau Dr. Vollmer [GRÜNE]: Und wo sind 

die Niederlagen?) 

Da wir uns zu Europa bekennen, bekennen wir 
uns zur Solidarität mit dem polnischen Volk, und 
wir handeln danach. Kein Volk hat in den letzten 
Jahren so große Hilfeleistungen für Polen erbracht 
wie das deutsche Volk. Da wir uns zugleich zu 
Deutschland bekennen, bekennen wir uns auch zur 
Solidarität mit dem Teil der deutschen Nation, der 
nach dem Kriege aus der angestammten Heimat 
vertrieben worden ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Leider, Herr Kollege Vogel, haben Ihre Freunde 
das in den letzten Jahren allzusehr vergessen. 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Das ist 
unverschämt!) 

Bei dem Schlesier-Treffen jetzt in Hannover war 
wieder ein Bundesminister vertreten, seit 15 Jahren 
der erste Bundesminister. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, man kann über 12 Mil-
lionen Menschen, die vertrieben worden sind und 
die trotz der Vertreibung als erste auf Rache und 
Vergeltung verzichtet haben, nicht in dieser Weise 
hinweggehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir bekennen uns auch zur Solidarität mit denen, 
die in den abgetrennten Ostgebieten ausharren. Wir 
verbinden das mit der Hoffnung und der Bitte, daß 
die Kirche in Schlesien und anderswo jede Möglich-
keit nutzt, den Gläubigen deutscher Nationalität 
ebenso zu dienen wie den Gläubigen polnischer Na-
tionalität. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es sind eine Million Menschen. Diese Bitte ent-
spricht dem Geist der Heiligen Hedwig, die der 
Papst in Breslau so eindrucksvoll beschworen hat. 

Meine Damen und Herren, zur Lage der Nation 
gehört auch eine Bilanz unserer demokratischen 
Verteidigungsbereitschaft mit militärischen, vor al-
lem aber mit den Mitteln des Geistes. Die militä-
rische Abwehrbereitschaft der Bundeswehr ver-
dient unsere Anerkennung. Unsere jungen Soldaten 
stehen für den Frieden und für die Freiheit unserer 
Republik, die ein Modell für Gesamtdeutschland 
ist. 

Für die geistige Abwehrbereitschaft kann nicht 
allen, die dafür besondere Verantwortung tragen — 
dazu gehören auch wir —, das gleiche Kompliment 
gemacht werden. Hier ist allzuviel geschehen, was 
nicht zur Klärung, sondern zur Verwirrung der Gei-
ster beigetragen hat. Auch diejenigen, die es in gu-
ter Absicht versucht haben, sollten erkennen, daß 
alle Experimente gescheitert sind, durch eine Abfla-
chung unseres westlichen Profils in der Frage der 
Einheit weiterzukommen. Wir müssen den einzigen 
Weg aufnehmen und gehen, der mit der Würde und 
dem Anspruch freier Menschen vereinbar ist: in Fe-
stigkeit unsere freiheitliche Verfassung zu behaup-
ten und auszubauen und sie als ein Angebot huma-
ner Staatlichkeit an diejenigen zu betrachten, die 
noch von ihr ausgeschlossen sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Nur so werden wir den Wettbewerb der Systeme 
geistig und politisch bestehen. 

Der Versuch der DDR-Führung, den von ihr be-
herrschten Teilstaat von der deutschen Gemein-
samkeit abzukoppeln und eine eigene sozialistische 
Identität deutscher Nation zu schaffen, ist rundum 
gescheitert. Jeder Kontakt mit unseren Mitbürgern 
auf der anderen Seite des sozialistischen Verhaus 
macht das deutlich. Der Wille zur Gemeinsamkeit 
ist ungebrochen. Vielleicht ist er drüben noch stär-
ker vorhanden als hier bei uns. 

Vor Jahren glaubten Sprachforscher, Anzeichen 
für eine Auseinanderentwicklung der deutschen 
Sprache entdeckt zu haben. Das Gemeindeutsch 
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schien sich in ein DDR-Deutsch und in ein bundes-
republikanisches Deutsch aufzulösen. Dieses Aus-
einanderdriften hat aufgehört; es hat sich nach mei-
nem Eindruck sogar zurückentwickelt. Der gemein-
same Fernsehkonsum mag dazu ebenso beigetra-
gen haben wie die verstärkten Besucherkontakte. 

Ein Weiteres kommt hinzu: die Ausweisung mit-
teldeutscher Schriftsteller in die Bundesrepublik 
Deutschland. Die restriktive Veröffentlichungspra-
xis in der DDR hat dazu geführt, daß viele große 
litarische Werke von Schriftstellern aus der DDR 
zuerst in der Bundesrepublik Deutschland erschei-
nen. So ist ein Gutteil auch unserer neuen deut-
schen Literatursprache aus dem poetischen Fundus 
der DDR hervorgegangen. Es spricht für die Le-
benskraft des gemeinsamen nationalen Willens, 
daß selbst die auf Trennung bedachten Maßnah-
men der Abgrenzungspolitik drüben ungewollt zur 
Einheit der Nation beitragen. 

Wir Deutschen in der Bundesrepublik Deutsch-
land fühlen uns nicht nur für die Deutschen verant-
wortlich, die wie die Deutschen in der DDR und in 
den abgetrennten deutschen Ostgebieten mit uns 
die fortbestehende deutsche Staatsangehörigkeit 
teilen. Wir stehen auch den Deutschen bei, die 
loyale Glieder anderer Staatsvölker sind, die aber 
um ihre deutsche Sprache und Kultur kämpfen 
müssen. Das gilt insbesondere für die Deutschen in 
Ost- und Südosteuropa. Es galt zeitweise auch für 
die Südtiroler, deren Autonomie inzwischen gesi-
chert scheint, wofür wir der Republik Italien dank-
bar sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Auch im Ostblock gibt es Unterschiede. Während 
die Staatsbürger Ungarns deutscher Nationalität in 
der ungarischen Volksrepublik weitgehend respek-
tiert werden — sie können ausreisen und kehren in 
ihre ungarische Heimat zurück —, befinden sich in 
Rumänien die Siebenbürger Sachsen und die Bana-
ter Schwaben in einer schwierigen Lage. Sie haben 
durch Jahrhunderte hindurch als loyale Staatsbür-
ger ihres Landes großartige Beiträge zu ihrem Auf-
blühen geleistet. Das einzige, was sie als Gegenlei-
stung erwartet haben, waren kulturelle Autonomie 
und die Respektierung ihrer Volksgruppen- und 
Menschenrechte. Wir begrüßen es, daß die rumäni-
sche Regierung die 1982 verhängten zusätzlichen 
Beschränkungen ihrer Freizügigkeit aufgehoben 
hat. Aber auch damit ist noch kein befriedigender 
Zustand erreicht. Die rumänische Regierung soll 
wissen, daß wir auch weiterhin für die Menschen-  
und Volksgruppenrechte der Menschen deutscher 
Nationalität in Rumänien eintreten werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Lassen Sie mich einen Satz hinzufügen: Israel ist 
der Anwalt und die Heimstatt aller bedrängten Ju-
den. Die Bundesrepublik Deutschland ist der An-
walt und die Heimstatt aller bedrängten Deutschen, 
ich betone: aller bedrängten Deutschen. Dabei be-
anspruchen wir keine Ausschließlichkeitsrolle. Was 
z. B. die Republik Österreich für die ihr benachbar-
ten Deutschen in Südtirol, aber auch für die mit ihr 
geschichtlich eng verbundenen Sudetendeutschen 

in großer innerer Souveränität moralisch leistet, 
findet unsere volle Genugtuung. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Zum Fortbestand der Nation gehört das Bekennt-
nis zu ihrer Einheit und Freiheit. Das hat mit den 
Irrlehren des Nationalsozialismus nichts zu tun. 
Der Nationalsozialismus hat nationales Bewußtsein 
verraten und mißbraucht. Er war nicht patriotisch. 
Ein Patriot ist friedliebend und nicht aggressiv. 

(Zuruf der Abg. Frau Dr. Vollmer 
[GRÜNE]) 

Denn wer möchte sein Volk in den Krieg stürzen, 
wenn er es liebt? Ein Patriot achtet den Bestand 
anderer Nationen, indem und weil er sich zur eige-
nen bekennt und ihren Bestand sichern möchte. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ein wahrer Patriot ist daher Demokrat und nicht 
Faschist. Die befreundeten europäischen Nationen 
wissen ganz genau, daß sie von einem freien und 
geeinten Deutschland nichts zu befürchten haben. 
Im Gegenteil: Sie wissen, daß ohne die deutsche 
Mitte Europa keine Zukunft hat. Gegenteilige Be-
hauptungen sind im wesentlichen Zweckpropa-
ganda von Gegnern der deutschen Einheit. Wenn 
wir mit Augenmaß und — das ist allerdings ent-
scheidend — in europäischer Gesinnung für unsere 
nationalen Ziele eintreten, werden wir mehr und 
mehr die Unterstützung der Völker Europas ge-
winnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich gebe die Hoffnung nicht auf, daß wir auch mit 
dem großen russischen Volk und den anderen Völ-
kern der Sowjetunion schrittweise ein Vertrauens-
verhältnis zurückgewinnen können, das vor den 
beiden Weltkriegen bestanden hat. 

(Burgmann [GRÜNE]: Aber nicht mit 
Pershing II!) 

— Nein, ich bin dafür, daß die Pershing nicht 
kommt und daß die SS 20 wegkommt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Lambinus [SPD]: Sehr gut!) 

Wir wollen den Frieden mit der Sowjetunion. Nur 
ein Irrsinniger könnte etwas anderes wollen. 

Wir wollen einen möglichst engen wirtschaftli-
chen und kulturellen Austausch und vor allem ei-
nen ständigen Gesprächskontakt mit der Führung 
der Sowjetunion. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Deshalb begrüßen wir so sehr den Besuch, den der 
Herr Bundeskanzler in Kürze in Moskau machen 
wird. 

Was für die Sowjetunion gilt, gilt auch für die 
anderen Staaten des Warschauer Paktes, insbeson-
dere natürlich für den anderen Staat in Deutsch-
land. Von dem Gespräch, das ich hier in Bonn mit 
Herrn Mittag führen konnte, war ich beeindruckt. 
Ich hoffe, daß es bald zu einem Gespräch mit Herrn 
Honecker kommt. Unsere Vorstellungen von der 
Zukunft Deutschlands und Europas sind gewiß ver-
schieden. Lassen Sie uns in einen Wettbewerb der 
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Systeme treten, lassen Sie uns das Wohl der uns 
anvertrauten Menschen dabei nicht aus dem Auge 
verlieren und lassen Sie uns gemeinsam für den 
Frieden arbeiten! Friede ist das, was alle Deutschen 
verbindet, in Ost und West. Ich danke dem Herrn 
Bundespräsidenten, daß er in seiner mich und, wie 
ich glaube, uns alle sehr bewegenden Rede zum 
17. Juni erklärt hat, daß der Wille zum Frieden zur 
nationalen Identität der Deutschen gehört. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die deutsche Nation ist zwischen Ost und West 
geteilt, aber sie besteht fort. Die Gefahr des Verlu-
stes droht nicht dort, wo sie im Ost-West-Konflikt 
einem historischen Härtetest unterworfen wird, sie 
droht vielmehr bei uns hier. Zwischen 1965 und 1975 
— bei aller Ungenauigkeit einer solchen zeitlichen 
Eingrenzung — hat ein Bruch mit der Mehrzahl der 
Traditionen stattgefunden, die zur Substanz unse-
rer nationalen Identität gehört haben und gehören. 
Das berührt die Einheit der Nation ganz unmittel-
bar. Eine Nation besteht j a nicht allein aus sprachli-
chen und kulturellen Gemeinsamkeiten, nicht allein 
aus dem Schicksal gemeinsam durchlittener Ge-
schichte, eine Nation besitzt vielmehr in ihrer Spra-
che und in ihren kulturellen und gesellschaftlichen 
Verhältnissen ein gemeinsames Welt- und Wertbild, 
menschliche Leitvorstellungen, die über die Gene-
rationen hinweg weitergegeben werden. 

In den letzten Jahren ist viel von den Tugenden 
des Preußentums die Rede gewesen. Sie sind, wenn 
man so will, sogar gesamtdeutsch wiederentdeckt 
worden. Der preußische Staat hat seine eigentliche 
Mitte in verpflichtenden Wertüberzeugungen ge-
habt, die nur aus Torheit oder Ahnungslosigkeit 
einseitig dem Militär oder dem Adel zugerechnet 
werden können. Pflichtgefühl, Unbestechlichkeit, 
Verantwortungsbewußtsein vor Gott und den Men-
schen und Opferbereitschaft, das sind die Tugen-
den, die wir mit dem Begriff Preußen verbinden. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Preußen ist äußerlich untergegangen, geistig lebt es 
aber fort, solange die Wertvorstellungen leben, die 
Teil unseres kulturellen Erbes geworden sind. 

Für Deutschland, meine Damen und Herren, 
spielt das alles eine besondere Rolle; denn der Zu-
sammenhalt der deutschen Nation konnte über 
lange Strecken unserer Geschichte hinweg wie 
heute nicht durch strikte Staatlichkeit, sondern nur 
durch gemeinsame Wertvorstellungen aufrechter-
halten werden. Wer beispielsweise die Debatten der 
Paulskirche von 1848 nachliest, stellt mit Überra-
schung fest, wie groß über alle Gruppen und Frak-
tionen hinweg damals in der doch nur sehr locker 
im Deutschen Bund zusammengefügten Nation die 
Übereinstimmung hinsichtlich der leitenden Werte 
gewesen ist. Die 1848 und 1849 entstandenen Ver-
fassungsentwürfe symbolisieren gleichsam den 
idealen Standard deutscher Werttraditionen, wie sie 
sich bis in die Gegenwart, in unser Grundgesetz 
erhalten haben. 

Es ist ein bemerkenswertes Phänomen — das 
scheint mir wichtig zu sein —, daß das sogenannte 
Dritte Reich mit all seinen revolutionären Attitü

-

den, mit seiner bewußten Umwertung der Werte 
und seinen totalitären Eingriffen in die geistige 
Substanz unseres Volkes diese deutsche Wertetra-
dition nicht zerstören konnte. Das mag verschie-
dene Gründe haben, u. a. auch den, daß der Natio-
nalsozialismus manche dieser Traditionen nicht 
aufhob, sondern pervertierte, daß er andere für 
seine Zwecke nützlich zu machen suchte, daß er 
schließlich anders als der Sozialismus nie eine um-
fassende Ideologie besaß, so daß ihm der Ersatz des 
alten Ideengutes schon aus diesem Grunde nicht 
möglich war. 

Das „Dritte Reich" endete nach zwölf Jahren in 
Niederlage und Zerstörung, vor allem in einem mo-
ralischen Schock der Deutschen. Überraschend un-
versehrt aber hatten sich durch diese zwölf braunen 
Jahre hindurch die alten deutschen Wertetraditio-
nen, 

(Frau Dr. Vollmer [GRÜNE]: Und das Kapi

-

tal!) 

gewissermaßen im ethischen Untergrund, erhalten. 

Ich habe einige dieser Werte, Tugenden und 
Ideale am Beispiel Preußens beim Namen genannt. 
Der Wiederaufstieg aus den materiellen, morali-
schen und politischen Trümmern nach 1945 — eine 
einzigartige, von der Welt mit Recht bewunderte 
Leistung —, die Schaffung einer Verfassung, deren 
Geist und Wortlaut an den Verfassungen von 1848 
und 1919 anknüpfen, das Wirtschaftswunder und 
das noch viel größere demokratische Wunder der 
Bundesrepublik Deutschland wären nicht möglich 
gewesen, wenn ihnen nicht als Triebkräfte eben 
jene deutschen Wertetraditionen zur Verfügung ge-
standen hätten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Erinnern wir uns: In der Zeit des Wiederaufbaus 
nach dem Kriege war man in Deutschland opferbe-
reit. Man tat seine Pflicht, 

(Frau Dr. Vollmer [GRÜNE]: Vor allen Din

-

gen die kleinen Leute!) 

man gebrauchte seine Freiheit in Verantwortung 
und besaß eine Vorstellung davon, wie die Kinder 
erzogen, zu tüchtigen Menschen und — ohne daß 
man sich dessen bewußt war — damit zugleich auch 
zu tüchtigen Staatsbürgern gemacht werden konn-
ten. Das blieb nicht so. 

Das Institut für Demoskopie in Allensbach hat 
1967 eine Reihe von Werten in Form von Erzie-
hungsidealen auf ihre Geltung hin abgefragt. Fünf 
Jahre später wurde dieselbe Liste erneut in das 
demoskopische Feld gegeben. In dieser Zeit hatte 
ein deutlicher Wandel, ein Verfall des Wertebe-
wußtseins stattgefunden. Die Erziehungsziele 
Pflichtbewußtsein, Gewissenhaftigkeit, Arbeits-
freude und Sparsamkeit — um nur einige Beispiele 
zu nennen — hatten radikal an Wertschätzung ein-
gebüßt. All das betrifft geistige Grundhaltungen, die 
die deutsche Nation einmal ausgezeichnet haben. 
Ich glaube, es wird auch in Zukunft auf diese geisti-
gen Grundhaltungen nicht verzichten können. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
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Elisabeth Noelle-Neumann nannte dieses Abtra-

gen unseres Wertesystems revolutionär. Die Frage 
ist, wie es dazu kommen konnte. Ich glaube, dies ist 
die entscheidende Ursache: Nach 1945 war es unter 
dem Schock der zurückliegenden nationalsozialisti-
schen Barbarei und unter dem Eindruck der ver-
nichtenden Kriegsniederlage zu einer Verachtung 
und Ächtung alles dessen gekommen, was man als 
„typisch deutsch" glaubte kennzeichnen zu können. 
Damit wurde die deutsche Identität insgesamt ins 
Zwielicht gerückt. 
Mehr noch: Auch die deutsche Geschichte wurde 

hauptsächlich unter dem Gesichtspunkt gesehen, 
inwiefern sie zur nationalsozialistischen Herrschaft 
führen konnte. Das hatte zur Folge, daß die deut-
sche Geschichte insgesamt abgewertet wurde. Seit-
dem gibt es ein Trauma in unserer Selbsteinschät-
zung. Viele Deutsche wenden sich ab von der Na-
tion und ihrer Geschichte. Das ist eine Haltung, die 
den Fortbestand der deutschen Nation in ihrer frei-
heitlichen Verfassung auf das schwerste gefährdet. 
Was nach 1945 einige Intellektuelle — teilweise in 
literarischen Formen und oft in provokativer Ab-
sicht — dargelegt hatten, wurde dank der Populari-
sierung durch die Frankfurter Schule und durch 
eine von solchen Tendenzen beeinflußte Pädagogik 
weitgehend Allgemeingut. 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Gott sei 
Dank!) 

Die antiautoritäre Bewegung und die sogenannte 
neue Pädagogik machten den Bruch mit der deut-
schen Wertetradition perfekt. Es gab ja Zeiten, in 
denen die Aufforderung an ein Kind, seine Sieben-
sachen zusammenzuhalten, als „Ausdruck faschi-
stoider Gesinnung" bewertet wurde. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage? 

Dr. Dregger (CDU/CSU): Ja, gern. 

Burgmann (GRÜNE): Herr Dr. Dregger, ist Ihnen 
eigentlich bekannt und bewußt, daß das, was sich 
im Dritten Reich abgespielt hat, bis hin zu den Kon-
zentrationslagern, letzten Endes auch mitverur-
sacht war durch das Pflichtbewußtsein, das Sie uns 
in einer Neuschreibung der Geschichte dargestellt 
haben? 

Dr. Dregger (CDU/CSU): Sie erinnern damit an ei-
nen infamen Vorwurf, den das SPD-Vorstandsmit-
glied Lafontaine gegen seinen Parteifreund Helmut 
Schmidt gerichtet hat. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU — Fischer 
[Frankfurt] [GRÜNE]: Sie können in den 
Protokollen des Auschwitz-Prozesses nach

-

lesen, wie die argumentiert haben!) 

Sie können natürlich alles für gute Ziele brauchen, 
Sie können aber auch alles mißbrauchen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Wenn etwas mißbraucht worden ist, was aber zum 
Leben und zum Bestand des einzelnen und der Na

-

tion erforderlich ist, dann kann ich doch nicht den 

Schluß daraus ziehen: Also muß das alles abge-
schafft werden! Das ist doch unmöglich. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Frau Dr. Voll

-

mer [GRÜNE]: Aber man muß wenigstens 
anfangen nachzudenken!) 

Inzwischen, meine Damen und Herren, hat sich 
das alles wieder etwas gemäßigt, ohne indessen bei 
einer neuen Anerkennung unserer guten Wertetra-
ditionen angelangt zu sein. Die Wende, die wir poli-
tisch erreicht haben und durchsetzen wollen, wird 
ihre Bewährungsprobe nicht zuletzt darin zu beste-
hen haben, unsere nationale Identität in der Identi-
tät unserer Werte wiederherzustellen. Das muß ge-
wiß kritisch geschehen. Unser Bild von diesen Wer-
ten muß auf den Prüfstand gestellt und von Schlak-
ken gereinigt werden. Aber kritisches Denken wird 
generelle Verurteilungen verhindern. 

Diese geistige Klärung herbeizuführen ist eine 
Aufgabe, die in ihrer Schwierigkeit und Bedeutung 
für den Fortbestand der Nation und ihrer freiheitli-
chen Verfassung die anderen Aufgaben, die uns ge-
stellt sind, bei weitem übertrifft. 

Ich rufe unsere Wissenschaftler, unsere Litera-
ten, unsere Publizisten, das ganze geistige Deutsch-
land auf, sich daran mit Verantwortungsbewußtsein 
zu beteiligen. 

Meine Damen und Herren, wir wollen ja nicht 
nur Haushalte sanieren, die Wirtschaft in Gang set-
zen und den Arbeitslosen das wiedergeben, was sie 
an Lebensinhalt verloren haben; uns geht es auch 
um eine geistige Erneuerung, um eine Wiederbele-
bung jener Tugenden und Ideale, die mit den guten 
Traditionen unserer Geschichte verbunden sind. 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Ruhe und 
Ordnung!) 

Es geht darum, daß wir uns in unserer Herkunft 
neu entdecken, um einen neuen Konsens für die 
Zukunft zu begründen. 

Zu diesem Konsens gehören vor allem die libera-
len Werte, die nicht erst in der deutschen Klassik 
und dann in der Paulskirche in Erscheinung getre-
ten sind, sondern viel ältere Wurzeln haben. Zu den 
Wertetraditionen gehört auch das soziale Verant-
wortungsbewußtsein, das, von der Kirche geprägt, 
viel älter ist als der Marxismus und nach dem Krieg 
im Geist der sozialen Partnerschaft eine neue Aus-
prägung gefunden hat. 

Es gehört dazu auch ein ehrfurchtsvolles Verhält-
nis zu den Zeugnissen unserer Kultur und zu unse-
rer Umwelt, zur Natur, die vom Mittelalter bis heute 
in der deutschen Literatur, aber auch in der Land-
schaftsmalerei z. B. eines Caspar David Friedrich 
immer wieder ergreifend und beglückend darge-
stellt wurde — ein Wert, der uns heute wieder tiefer 
bewegt als in den Zeiten des Wiederaufbaus. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Unsere nationale Geschichte begann nicht mit 
Hitler und führte nichts zwangsläufig auf ihn hin. 
Christentum und griechisch-römische Antike sind 
der Wurzelgrund der Nationen Europas, auch und 
besonders der deutschen Nation. 
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(Zuruf der Abg. Frau Beck-Oberdorf 

[GRÜNE]) 

— Ich lade Sie ein, sich wieder mit dem Wurzel-
grund unserer Kultur zu befassen. Die letzten 20 
Jahre reichen da nicht. Sie müssen da schon ein 
bißchen weiter zurückgehen. 

(Dr. Waigl [CDU/CSU]: Hat keinen Zweck, 
wann man dumm ist! — Weitere Zurufe 

von der CDU/CSU) 

Auf dieser geistigen Grundlage errichtete Karl 
der Große sein Reich, das zum erstenmal alle deut-
schen Stämme vereinte. Dieses Reich, das sich mit 
Otto dem Großen im Römerreich der Deutschen 
fortsetzte und bis 1806 bestand, war nicht auf die 
eigene Nation fixiert. Es war europabezogen und 
dem Ganzen der Christenheit verpflichtet. Es war 
nach dem Untergang der Staufer und insbesondere 
nach den schrecklichen Verheerungen des 30jähri-
gen Krieges kein strotzendes Machtgebilde, aber es 
war eine europäische Friedensordnung, die allen 
Völkern und Stämmen, die es umschloß, volle politi-
sche und kulturelle Autonomie gewährt hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Fischer 
[Frankfurt] [GRÜNE]: Vor allem politische 

Freiheit!?) 

Diesem alten Reich verdanken Mittel- und zum Teil 
Osteuropa die kulturelle Blüte, von der sie noch 
heute zehren. Engstirniger Nationalismus dagegen 
ist nicht nur zerstörerisch, er verrät auch unsere 
besten deutschen Traditionen. 

Alles in allem: Was selbst Hitler nicht zu zerstö-
ren vermochte, was die Ost-West-Spaltung nicht 
auslöschte, das sollten wir nicht destruktiven Strö-
mungen des Zeitgeistes anheimfallen lassen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Unsere deutsche Nation besitzt geistig, kulturell 
und auch politisch ein Erbe, auf das sich eine freie 
und demokratische Zukunft gründen läßt. Dieses 
Erbe und die geistigen und ethischen Grundlagen, 
die es bestimmen, dürfen nicht verlorengehen. Wir 
sollten es erneuern, damit sich unsere Nation als 
Kultur- und Willensgemeinschaft im Sandsturm der 
Geschichte behaupten kann. 

(Lachen bei der SPD und den GRÜNEN) 

Das ist der Beitrag, den vor allem das geistige 
Deutschland für den Fortbestand der Nation und 
ihrer Freiheit zu leisten hat. — Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Mischnick. 

Mischnick (FDP): Frau Präsidentin! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Nachdem sich die Debatte über den 
Bericht zur Lage der Nation in einem entscheiden-
den Teil mit den Äußerungen des Kollegen Geißler 
auseinandergesetzt hat und dies fast zum Mittel-
punkt der Debatte geworden ist, obwohl sich der 
Bundestag heute unter einem anderen Tagesord-
nungspunkt damit noch auseinandersetzen soll, will 
ich nur zu diesem Teil der Auseinandersetzungen 

jetzt Stellung nehmen. Wenn man allerdings an die 
Arbeitsweie des Parlaments denkt, könnte man, 
nachdem diese Stellungnahmen abgegeben sind, 
auf die Idee kommen, gleich die Entscheidung über 
den Antrag vorzunehmen. Das war ja in Wahrheit 
eine vorgezogene Debatte. 

Aber um mich nicht dem Vorwurf auszusetzen, 
zum falschen Tagesordnungspunkt zu sprechen, 
möchte ich jetzt ausschließlich zu den bisherigen 
Stellungnahmen, die zu den Äußerungen des Herrn 
Kollegen Geißler gebracht worden sind, Stellung 
nehmen. 

Meine Damen und Herren, der Ursprung der Aus-
einandersetzungen war doch jene Äußerung des 
parlamentarischen Geschäftsführers der GRÜNEN 
im „Spiegel", in der er vom „atomaren Auschwitz" 
sprach, das vorbereitet werde. Das ist für mich eine 
bösartige und ungeheuerliche Unterstellung gewe-
sen, und die bleibt es. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Mag nun auch die Versuchung groß sein, daraus, 
daß Auschwitz und die Gefahren eines Krie-
ges — —

(Zurufe von der CDU/CSU zur SPD und 
Gegenrufe der SPD) 

— Es war doch viel Wahres an der Bemerkung des 
Herrn Bundeskanzlers dran, daß es oft sehr schwie-
rig wird, Gedankengängen wenigstens zuzuhören, 
ohne sofort so zu reagieren. Ich wäre dankbar, 
wenn wir gerade in dieser schwierigen Frage, bei 
der die Unterschiede in den Sachbeurteilungen in 
Wahrheit gar nicht so groß sind, wie es durch Emo-
tionen auf allen Seiten zu sein scheint oder für den 
Betrachter fälschlicherweise dargestellt worden ist, 
zu mehr Sachlichkeit zurückkehren könnten. Für 
mich sind Auschwitz und Fragen des Krieges viel 
zu ernst, als daß man sie zu vordergründigen Analo-
gieschlüssen benutzen oder sie mit billigen Phrasen 
unter die Leute bringen darf — ganz gleich, von 
welcher Seite das geschieht. 

(Beifall bei der FDP und des Abg. Lambi

-

nus [SPD]) 

Wir müssen uns davor hüten, daß wir gerade mit 
solchen Themen leicht entflammbare Emotionen 
wecken, die dann die Auseinandersetzung mit der 
Sache in Wahrheit übertünchen und uns davon 
wegführen, die sachlichen Ursachen zu erkennen 
und zu bekämpfen, wenn Anfänge wieder sichtbar 
werden sollten. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Das gilt für mich ganz genauso für die Äußerung, 
der Pazifismus der 30er Jahre habe Auschwitz erst 
möglich gemacht; denn sie ist in meinen Augen 
genauso falsch. Da hilft kein Erläutern; lassen Sie 
mich das so hart und klar feststellen. 

(Beifall bei der FDP und SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Bastian? 

Mischnick (FDP): Bitte, Herr Kollege. 
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Bastian (GRÜNE): Herr Mischnick, verstehe ich 
Sie richtig, daß Sie dann, wenn Sie das Wort vom 
atomaren Auschwitz als billige Demagogie bezeich-
nen, auch den Erzbischof Hunthausen, der dieses 
Wort geprägt hat, als Demagogen  betrachten?  

Mischnick (FDP): Für mich ist jede Form dieses 
Vergleiches demagogisch, weil es von den wahren 
Punkten ablenkt und nur versucht, mit billiger Po-
lemik davon wegzuführen, wie wenig Sachausein-
andersetzung bei denen dahintersteht, die die Men-
schen mit dieser Polemik wild machen wollen, statt 
sie zum Nachdenken und zur Entscheidung zu brin-
gen. Das steht bei mir dahinter. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, nie-
mand bestreitet, daß viel Unheil verhindert worden 
wäre, wenn man sich in der Vergangenheit jeder 
Despotie, jeder Diktatur immer und rechtzeitig ent-
gegengestellt hätte. Ich gehe davon aus, daß der 
Herr Kollege Geißler in etwa das ausdrücken woll-
te, was die Deutsche Bischofskonferenz am 
18. April so formulierte — ich zitiere —: 

Einerseits darf die Politik die Verantwortung 
für den Schutz grundlegender Rechtsgüter des 
Gemeinwesens nicht abweisen. Sie muß, wo die 
Bereitstellung von Verteidigungsmaßnahmen 
dazu erforderlich ist, entsprechende Vorsorge 
treffen. Andererseits ist eine solche defensive 
Friedenssicherung nicht genug. Eine Politik 
der Friedensförderung muß darauf ausgehen, 
daß das friedliche Zusammenleben der 
Menschheit immer weniger auf Waffen und Be-
drohungsmechanismen und immer mehr auf 
die Achtung vor den Rechten aller und auf die 
Anerkennung des menschheitlichen Gemein-
wohls in Freiheit und Gerechtigkeit gegründet 
wird. 

Soweit das Zitat aus dem Wort der Bischofskonfe-
renz. — Aus dieser Erkenntnis nun jedoch in ir-
gendeiner Weise einen direkten Zusammenhang 
zwischen dem Pazifismus der 30er Jahre — nicht 
nur bei uns, sondern auch in England und Frank-
reich — und dem Vernichtungslager Auschwitz her-
zustellen, sollte doch schon die Logik verbieten. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Eine solche Gleichstellung, eine solche Parallele 
diskriminiert jene Pazifisten — auch wenn das gar 
nicht gemeint und gar nicht gewollt war —, die 
wegen ihrer Überzeugung in den Konzentrationsla-
gern umgekommen sind. Ich habe mit Interesse 
und Befriedigung den diesbezüglichen Brief, den 
Sie, Herr Kollege Geißler, Herrn Kollegen Walthe-
mathe geschrieben haben, zur Kenntnis genom-
men. 

(Schlaga [SPD]: Aber für seinen Rücktritt 
sind Sie nicht?) 

Ein zusätzliches Wort, Herr Kollege Geißler, und 
die politische Luft könnte wieder sauberer werden; 
dies wäre zu hoffen und zu wünschen. 

(Lambinus [SPD]: Nach dem Motto: 
Schmeiß mit Dreck, wasch ab, und es bleibt 

was hängen!) 

— Wenn Sie mir jetzt wieder zurufen: „Schmeiß mit 
Dreck, wasch ab", dann sage ich dazu: Hätten Sie 
den Satz, den ich gesagt habe, so stehen gelassen, 
wäre das hilfreicher gewesen, als gleich wieder zu 
emotionalisieren. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 
Mir geht es hier nicht darum, den einen oder den 
anderen zu schelten, mir geht es darum, zu versu-
chen, daß wir, die wir uns gemeinsam Demokraten 
nennen, einen Weg finden, um falsche Äußerungen 
auszuräumen, und sie nicht dazu zu benutzen, stän-
dig Emotionen wieder hochzupeitschen und damit 
dieser Demokratie zu schaden. Nichts anderes will 
ich. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage der Frau Abgeord-
neten Kelly? 

Frau Kelly (GRÜNE): Herr Mischnick, ich war 
zweimal in Hiroschima und Nagasaki. Ich möchte 
Sie fragen, ob Sie jemals dort waren und ob Sie 
Hiroschima und Nagasaki nicht auch mit einem 
weltweiten — in dem Moment japanischen — Au-
schwitz vergleichen könnten. Denn was sich in Hi-
roschima und Nagasaki eriegnet hat, steht dem in 
Auschwitz nicht nach. 

Mischnick (FDP): Frau Kollegin Kelly, das können 
Sie nicht wissen, das ist nur eine Feststellung, kein 
Vorwurf: Ich habe Ende der 50er Jahre, als die Dis-
kussion „Kampf dem Atomtod" lief, im Frankfurter 
Stadtparlament — es war nicht zuständig, aber dort 
waren die entsprechenden Anträge — über diese 
Fragen in einer Intensität diskutiert — wobei aller-
dings keine mit heute vergleichbaren Beschlüsse 
gefaßt wurden, damit hier kein Irrtum entsteht — 
und mich mit diesen Fragen auseinandergesetzt, so-
daß Sie mir abnehmen können, daß mir die Folgen 
eines atomaren Krieges auf Grund der Berichte be-
wußt sind. 

Eine Delegation aus Frankfurt — der ich nicht 
selbst, aber Kollegen meiner Fraktion angehörten 
— war dort, um sich durch Augenschein zu überzeu-
gen. 
Nur füge ich hinzu: Die Gefahren des atomaren 

Krieges werden Sie nicht beseitigen, wenn Sie ge-
schichtlich falsche Zusammenhänge herstellen, 
sondern Sie werden sie nur beseitigen, wenn Sie 
das Bewußtsein in Ost und West schärfen, daß jeder 
Krieg, ganz gleich, ob atomar oder konventionell, 
am Ende mit der Vernichtung der Menschheit en-
den muß. Dies ist die Ausgangsbasis unserer Über-
legungen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Zustimmung des Abg. Dr. Vogel [SPD]) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, in die-
sem Zusammenhang sollte man daran denken — 
hier ist schon darauf hingewiesen worden —, wie 
die Pazifisten Kurt Tucholsky und Carl von Os-
sietzky vor der Machtergreifung der Nationalsozia-
listen gewarnt, mit flehenden Worten appelliert ha-
ben, um zu verhindern, daß diese Machtübernahme 
kam. 
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In diesem Zusammenhang scheint mir die Erin-

nerung an ein Wort von Theodor Heuss vom 25. No-
vember 1945 wichtig zu sein. Er hat damals in einer 
Rede im Landestheater Stuttgart gesagt: 

Das deutsche Volk hat es sich leicht gemacht, 
zu leicht gemacht, in seiner Masse, sich in die 
Fesseln des Nationalsozialismus zu geben. Es 
darf es sich nicht leicht machen, diese Fesseln, 
an denen es schlimm trug, von denen es sich 
nicht selber hatte lösen können, es darf es sich 
nicht leicht machen, die bösen Dinge wie einen 
wüsten Traum hinter sich zu werfen. 

So weit damals Theodor Heuss. 

Wenn man dies im Ohr hat, möchte ich noch ein-
mal zitieren, weil es aus der gleichen Gesinnung 
sprach, was Frau Kollegin Hamm-Brücher vor we-
nigen Tagen hier sagte. Sie sagte wörtlich: 

Nur sehr mühsam begreifen wir, nur sehr 
schwer können wir auch der jungen Genera-
tion vermitteln, wie der Rassenhaß bei uns ent-
standen ist, wie der Antisemitismus geschürt 
wurde — übrigens bereits in der zweiten Hälfte 
des vorigen Jahrhunderts von Hofpredigern 
und ähnlichen Leuten — und wohin dieser 
Antisemitismus und dieser Rassenhaß geführt 
haben. 

Meine Damen und Herren, ich glaube einfach, 
daß es hier keine Fluchtwege geben darf. Wir 
müssen festhalten, daß es dieser Rassenhaß, 
dieser Antisemitismus war, der Auschwitz 
schließlich möglich gemacht hat, und in gar kei-
nem Fall, in gar keinem Fall der Pazifismus! 

Soweit das Zitat von Frau Kollegin Hamm-Brü-
cher. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Wir Freien Demokraten werden uns nie einer 
vereinfachenden Argumentationskette anschließen, 
sie uns zu eigen machen, ebensowenig wie wir die 
Tatsachen völlig verfälschenden Äußerungen wie 
jene von Herrn Fischer im „Spiegel", die ich soeben 
zitiert habe, akzeptieren können. Ganz nebenbei, 
ich bin sehr froh darüber gewesen, Herr Kollege 
Vogel, daß Sie sich heute davon deutlich distanziert 
haben. Vorige Woche habe ich eine entsprechende 
Reaktion darauf leider vermissen müssen. 

Lassen Sie mich zum Abschluß noch eine kurze 
Bemerkung machen. Wir haben am vergangenen 
Mittwoch — hier sitzen eine Reihe von Kollegen, 
die dabei waren — hier zu dieser Frage Stellung 
genommen, und wir haben am vergangenen Mon-
tag mit Herrn Kardinal Höffner und anderen Ver-
tretern der katholischen Kirche zusammengeses-
sen. Am vorigen Mittwoch habe ich davor gewarnt, 
die Dinge zu vereinfachen. Wir sind ja schließlich 
nicht gewählt worden, um zu dramatisieren, son-
dern um praktische Politik zu machen. 

Ich möchte, nachdem so viele Kollegen den 
Grundsätzen des Wortes der deutschen Bischöfe 
„Gerechtigkeit schafft Frieden" zugestimmt haben, 
hier im Anschluß an das, was der Kollege Ertl in 
einer Zwischenfrage gesagt hat, folgendes zitieren: 

In den zwischenmenschlichen Beziehungen 
versperren oft tiefsitzende Ängste und daraus 
entspringender Machtwille den Weg zum Frie-
den. Aus der eigenen Unsicherheit entspringt 
ein aggressives Sicherheitsbedürfnis; aus dem 
Mitmenschen wird der Konkurrent, der Gegner 
und schließlich der Feind. Wer sich selbst und 
den anderen von Gott her zu sehen sucht, wird 
den Balken im eigenen Auge beachten. Er wird 
mit Mut, Geduld und Einfühlungskraft sich 
selbst und den anderen in den jeweiligen Mög-
lichkeiten und Grenzen wahrnehmen — stets 
um Verständigung und Vergebung bemüht. 

Sollten wir nicht — gerade mit Blick auf die junge 
Generation — dies immer dann als Richtschnur un-
seres Handelns nehmen, wenn aus einer — natür-
lich hart geführten — Sachauseinandersetzung ein 
Freund-Feind-Denken mit allen negativen Folgen 
wird, und daraus eine Gefahr für diese Demokratie 
in Deutschland, wie wir es schon einmal erlebt ha-
ben, wird? — Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Schily. 

Schily (GRÜNE): Frau Präsidentin! Meine Damen 
und Herren! In einer Situation in Europa, in der wir 
möglicherweise vor Gefahren eines Ausmaßes ste-
hen, das die Geschichte bisher nicht gekannt hat, 
meine ich, daß es auf der Tagesordnung stehen soll-
te, sich von den alten Beschwörungsformeln, von 
den ausgeleierten Ritualen und von der Fetischisie-
rung mancher Begriffe der politischen Diskussion 
der vergangenen Jahrzehnte zu verabschieden. 
Wir haben es erlebt — jetzt erleben wir es im 

Innern des Parlaments; früher haben wir es von 
außen mit angesehen —, daß jahraus, jahrein Be-
griffe wie Wiedervereinigung und nationale Einheit 
und ähnliche Begriffe strapaziert wurden, und wir 
sind der Tatsache eingedenk, daß diese Formel 
noch eine Vorgängerin in den Worten von Diether 
Posser vom unerlösten Reichsgebiet und vom An-
schluß hatte. 
Herr Dregger hat hier heute vormittag gemeint, 

es sei ein gewisser Wandel im Verhalten der Bun-
desregierung auch gegenüber diesen Fragen zu ver-
zeichnen. Ich meine, ein Wandel ist in der Tat einge-
treten. Die geschichtliche Dimension der deutschen 
Vergangenheit ist in diesem Hause wiederum nicht 
hörbar geworden. Die Stimmen der während des 
Dritten Reiches Ermordeten sind hier heute nicht 
hörbar geworden. Es sind aber auch nicht die Stim

-

men  hörbar geworden der Ermordeten — mögli-
cherweise — der Zukunft. Das ist hier nicht zum 
Bewußtsein gekommen. Statt dessen, meine Damen 
und Herren, fuchteln Herr Hupka und Herr Win-
delen mit den vergilbten Rechtstiteln in der Gegend 
herum, und das nennen Sie dann Aufbau einer 
neuen Politik. 
Zu Beginn der 70er Jahre hatte der damalige 

Bundeskanzler Brandt im Bericht zur Lage der Na-
tion immerhin den Versuch einer kritischen Be-
standsaufnahme der Situation der beiden deut- 
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schen Staaten unternommen. Nach vielen Jahren 
der Selbstsuggestionen, der Alleinvertretungsan-
sprüche vorangegangener Regierungen begab sich 
seinerzeit die sozialliberale Bundesregierung auf 
den Boden der Realität der Existenz zweier deut-
scher Staaten. Sie nahm aber nicht nur gegebene 
Fakten zur Kenntnis, sondern sie mühte sich auch, 
die innergeselischaftlichen Verhältnisse beider 
deutscher Staaten zu analysieren, nicht zuletzt un-
ter dem Aspekt der Veränderungswürdigkeit vor-
handener Strukturen. 

Nach der heutigen Regierungserklärung zur Lage 
der Nation müssen wir feststellen, daß die einstige, 
versuchsweise kritische Bestandsaufnahme einer 
selbstherrlichen Eigendarstellung, verbunden mit 
einer herablassenden Haltung gegenüber der DDR, 
gewichen ist. Der Herr Bundeskanzler nutzt den 
Bericht zur Lage der Nation, um das übliche, uns 
zum Überdruß bekannte selbstgerechte Imponier-
gehabe der Bundesrepublik ein weiteres Mal vorzu-
exerzieren. Jeder Versuch unterblieb, die politi-
schen Verhältnisse im eigenen Land kritisch zu 
überprüfen. Unsere heutige Situation, die Existenz 
zweier deutscher Staaten jeweils als Teil der von 
den beiden Supermächten beherrschten rivalisie-
renden Militärbündnisse, ist unmittelbar das Ergeb-
nis des Zweiten Weltkrieges und mittelbar das Re-
sultat vorangegangener geschichtlicher Entwick-
lungen. 

Die Geschichte Deutschlands ist dabei gekenn-
zeichnet von einer Kontinuität staatlich-admini-
strativer Übermacht gegenüber demokratisch-repu-
blikanischen Strömungen. Von dem Sieg der eta-
blierten Mächte über die Republikaner in den Aus-
einandersetzungen um die Abschaffung der absolu-
ten Monarchie in den Jahren 1848/49 über das 
durch Blut und Eisen gegründete Deutsche Reich 
von 1871, das die Einheit gerade nicht mit der Frei-
heit verband, bis zur Zerschlagung der ersten deut-
schen Republik durch reaktionäre Kräfte 1933 
führte ein direkter Weg. Die Herausbildung von 
Preußen-Deutschland mit seiner militaristischen 
und antidemokratischen Tradition, Herr Dregger, 
dominierte die politische Entwicklung Deutsch-
lands und erwies sich als stärker als die demokra-
tisch-republikanischen Kräfte. 

Die bitteren Erfahrungen des von deutschen Re-
gierungen entfachten ersten und zweiten Weltkrie-
ges ließen nach 1945 zunächst auf einen Bruch mit 
den alten Traditionen und einen gesellschaftlichen 
und politischen Neubeginn hoffen. Zwar hatten wir 
Deutsche die Befreiung vom Faschismus nicht aus 
eigener Kraft schaffen können, sondern wir verdan-
ken die Zerschlagung der Nazidiktatur den vier Al-
liierten. 

Übrigens, Herr Dregger, wenn ich Ihren Sprach-
gebrauch wieder vor Augen habe: Sie sprechen von 
der gemeinsamen Niederlage. Ich kann nur sagen, 
1945 war nicht nur die Befreiung vom Faschismus, 
war nicht nur ein Sieg der Alliierten, es war auch 
ein Sieg des deutschen antifaschistischen Wider-
standes, und das ist unsere historische Anknüp-

fung, an der wir uns politisch zu orientieren ha-
ben. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Zuruf von der 
CDU/CSU) 

Doch gab es in der unmittelbaren Nachkriegszeit 
Ansätze dazu, ein anderes Deutschland auf der Ba-
sis eines antifaschistischen Selbstverständnisses 
aufzubauen. Die Verlautbarungen der damaligen 
Zeit, wie sie von Gewerkschaften und vielen Partei-
en, auch Teilen der CDU — es sei nur an das Ihnen 
vielleicht nicht mehr bekannte Ahlener Programm 
erinnert — — 

Vizepräsident Frau Renger: Gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Abgeordneten Sauer? 

Sauer (Salzgitter) (CDU/CSU): Herr Kollege, emp-
finden Sie nicht die Situation unserer Landsleute in 
Mitteldeutschland und in Ostdeutschland unter der 
sowjetischen Herrschaft als eine Niederlage unse-
res gemeinsamen Volkes? 

Schily (GRÜNE): Herr Kollege, das ist doch nicht 
eine Niederlage, wenn wir 1945 gemeinsam vom Fa-
schismus befreit worden sind. Die Sowjetunion hat 
für die Befreiung vom Faschismus einen hohen 
Preis zahlen müssen, Herr Kollege, und zwar 20 
Millionen Tote. Das sollten Sie sich einmal verge-
genwärtigen, bevor Sie solche Fragen stellen. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Sauer [Salz

-

gitter] [CDU/CSU]: Und eine neue Diktatur 
aufgebaut!) 

— Wollen Sie jetzt noch eine zweite Frage stellen? 

(Sauer [Salzgitter] [CDU/CSU]: Wenn Sie 
gestatten, gern!) 

Die Verlautbarungen der damaligen Zeit von Ge-
werkschaften, vielen Parteien, auch Teilen der CDU 
— es sei nur an das Ahlener Programm, das Sie j a 
heute nicht mehr so richtig im Gedächtnis haben, 
erinnert: Der Kapitalismus ist den Lebensinteres-
sen des deutschen Volkes nicht gerecht geworden. 
Er hat den Faschismus ermöglicht —, von Teilen 
der Kirchen deuteten auf einen neuen Anfang, der 
die fälligen Lehren aus der Vergangenheit zu zie-
hen bereit war. Bald stellte sich jedoch heraus, daß 
ein Neubeginn verpaßt worden war. Neben der Poli-
tik der vier Alliierten, aus deren Programm der De-
mokratisierung Deutschlands die Instrumentalisie-
rung der beiden Separatstaaten als Vasallen für 
den kalten Krieg wurde, wurden die alten Traditio-
nen und gesellschaftlichen Strukturen wieder in 
Kraft gesetzt. Die Restauration begann. 

Aus dem anfänglich antifaschistischen Selbstver-
ständnis der Nachkriegszeit wurde auf diese Weise 
ein antikommunistisches der etablierten Bundesre-
publik — ein mustergültiger Separatstaat, der nach 
zwölf Jahren faschistischer Herrschaft seine Frei-
heit und nationale Identität in der antithetischen 
Fixierung auf den unfreien deutschen Separatstaat 
gefunden zu haben glaubte. Die Vorstellungen, 
durch Entmilitarisierung und Neutralisierung 
Deutschlands zu einer dauerhaften friedlichen Lö-
sung in Mitteleuropa zu gelangen, haben sich nicht 
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durchsetzen können. Daß solche Lösungsmöglich-
keiten nicht einmal versucht wurden, ist vor allem 
der Adenauerschen Konzeption der Integration der 
Bundesrepublik in die NATO zuzuschreiben. Über 
den politischen Sinn der von ihm forciert betriebe-
nen Politik der Wiederaufrüstung und der militä-
rischen Integration der Bundesrepublik in die 
NATO sagte Adenauer am 5. März 1952: 

Erst wenn der Westen stark ist, ergibt sich 
wirklich ein Ausgangspunkt für friedliche Ver-
handlungen mit dem Ziel, nicht nur die Sowjet-
zone, sondern das ganze versklavte Europa öst-
lich des Eisernen Vorhanges zu befreien, in 
Frieden zu befreien. 

(Abg. Dr. Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU] 
meldet sich zu einer Zwischenfrage) 

— Herr Mertes, ich bitte um Vergebung. Ich sehe 
hier: Ich habe noch sieben Minuten. Wir haben im-
mer nur einen sehr kleinen Zeitvorrat. Ich würde 
gern bei anderer Gelegenheit mit Ihnen reden. 

Aber wohin hat diese Politik geführt? Die der Be-
völkerung von Adenauer versprochene nationale 
Einheit war nicht das Ergebnis dieser Politik, son-
dern die Zementierung der Teilung Deutschlands. 
Wenn wir heute ein grundsätzliches Umdenken in 
der Verteidigungs- und Deutschlandpolitik fordern, 
dann wird uns von Ihnen häufig vorgehalten — wie 
übrigens auch denen, die in den 50er Jahren eine 
alternative Deutschland- und Außenpolitik befür-
worteten —, wir seien Utopisten und Illusionisten. 

Wer sind denn nun eigentlich diejenigen, die eine 
illusionäre Politik betrieben haben und noch betrei-
ben? Die Wiederaufrüstung hat bekanntlich nicht 
zu der von Ihnen vorgeblich angestrebten Wieder-
vereinigung geführt. Und die Rüstung löst keine po-
litischen Probleme. Sie schafft politische Probleme. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Durch die Hochrüstung der beiden Militärblöcke 
sind wir in eine Sackgasse geraten. An vorderster 
Front befinden sich dabei die beiden deutschen 
Staaten. Es ist wahrlich an der Zeit, eine neue Poli-
tik in Mitteleuropa zu beginnen, die Schluß macht 
mit der militärischen Bedrohung der jeweils ande-
ren Seite und sich auf andere Formen der Nachbar-
schaft besinnt und einläßt. 

Die von uns geforderte und als nötig erachtete 
Neuorientierung der Deutschlandpolitik ist Teil ei-
ner alternativen Sicherheitspolitik in Europa. Die 
beiden deutschen Staaten, die in der Vergangenheit 
in erster Linie als die Musterknaben ihrer Super-
mächte in Erscheinung traten, müssen endlich 
selbst Initiativen zur Überwindung der Spannun-
gen in Europa ergreifen. 

Wir haben heute viel Lob für die Kirchen und 
Anlehnung an sie gehört. Vielleicht sollten Sie sich 
einmal mit dem auseinandersetzen, was kürzlich 
anläßlich des Evangelischen Kirchentags 

(Sauer [Salzgitter] [CDU/CSU]: Die GRÜ

-

NEN scheinen wirklich Kirchgänger zu 
sein! — Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

— j a, sind wir! — als Memorandum „Das Ende des 
Abschreckungsfriedens" von Angehörigen der 
evangelischen Kirche aus beiden deutschen Staa-
ten vorgestellt wurde. Mitverfasser sind die frühe-
ren Bischöfe Albrecht Schönherr und Kurt Scharf. 
Die wesentlichen Gedanken dieses Vorschlags sind: 
Neue Waffen, geänderte Militärstrategien und die 
Zunahme politischer Spannungen signalisieren 
eine Veränderung des bisherigen Abschreckungs-
friedens. In Mitteleuropa, wo die großen Bündnissy-
steme ihre militärischen Kräfte extrem konzen-
triert haben, wächst die Gefahr eines nuklearen 
Krieges. Den beiden deutschen Staaten obliegt we-
gen ihrer geographischen Lage und der deutschen 
Geschichte eine besondere Friedensverantwortung. 
An die Stelle der Abschreckung soll das Prinzip der 
gemeinsamen Sicherheit, die Sicherheitspartner-
schaft zwischen West- und Osteuropa treten. Die 
Initiative der Sicherheitspartnerschaft soll von bei-
den deutschen Staaten ausgehen, indem sie sich 
u. a. über folgende konkrete Schritte verständigen: 
eine ausgewogene Reduzierung der konventionel-
len Streitkräfte und Rüstungen und der Militäraus-
gaben in den deutschen Staaten in Abstimmung mit 
den jeweiligen Bündnissystemen; die Nutzung von 
Mitteln, die im militärischen Bereich freiwerden, 
für gemeinsame Wirtschaftsprojekte mit den euro-
päischen Nachbarn, z. B. Polen, und den Ländern 
der Dritten und der Vierten Welt zur Stärkung ge-
meinsamer Sicherheit 

— Einleitung eines Stufenprozesses der vollen Nor-
malisierung der Beziehungen zwischen beiden 
deutschen Staaten, von der schrittweisen Regelung 
einfacher Fragen bis zur Anerkennung der vollen 
beiderseitigen Souveränität im Sinne des Völker-
rechts und der vollen Normalisierung der Kommu-
nikationsbeziehungen 

— Ausschöpfung aller gegenseitig vorhandenen 
Möglichkeiten, das Prinzip der gemeinsamen Si-
cherheit für den Aufbau einer gesamteuropäischen 
Friedensordnung nutzbar zu machen. 

Auf der Grundlage einer solchen Sicherheitspart-
nerschaft und entsprechender praktischer und poli-
tischer Schritte besteht nach unserer festen Über-
zeugung die einzige Möglichkeit, die bestehende 
Konfrontation der Blöcke abzubauen und langfri-
stig zu einer europäischen Friedensordnung zu ge-
langen, die in der Perspektive einer wirklichen Ent-
spannung auch eine schrittweise Herauslösung der 
beiden deutschen Staaten aus den Militärblöcken 
vorsieht. Erst über einen politischen Prozeß der 
Blockauflösung scheint uns die Voraussetzung für 
eine militärische Abrüstung in Europa gegeben zu 
sein. 

Im übrigen benennen Sie ja hier häufig auch die 
bekannten „Brüder und Schwestern in der DDR" 
als Zeugen. Wir hatten jetzt mehrere DDR-Bürger 
bei uns in der Fraktion zu Gast. Darunter war der 
ausgebürgerte Roland Jahn. Wir waren sehr beein-
druckt, daß gerade von den Vertretern der Jenaer 
Friedensbewegung unsere Vorstellungen vom Ab-
bau der Spannungen, von Abrüstung und vom Frie-
den in Europa geteilt werden. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 16. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 23. Juni 1983 	1021 

Schily 
Berufen Sie sich nicht auf Roland Jahn! Die Jenaer 
Friedensbewegung ist auf der Seite der Friedensbe-
wegung im Westen. Das ist die neue Politik, die wir 
anstreben: die Friedensbewegung im Westen und 
im Osten. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Eine neue Qualität der Politik 

— meine Damen und Herren, so hat es Alfred 
Mechtersheimer, der ja früher in Ihren Reihen war, 
formuliert — 

entsteht erst dann, wenn die Menschen die Zu-
ständigkeit für das beanspruchen, was man bis-
her den Regierungen überlassen hat, und zwar 
mit dem erkennbaren katastrophalen Ergebnis 
überlassen hat. 

Wenn wir uns aber selbst für die Fragen unserer 
Sicherheit zuständig erklären, müssen wir uns mit 
aller Entschiedenheit gegen eine Rüstung zur Wehr 
setzen, die uns immer stärker bedroht. Wir haben 
die Verpflichtung, dafür zu sorgen, daß Europa 
nicht zum Schlachtfeld der Supermächte, sondern 
zu einem Kontinent des Friedens wird. Oder — um 
mit dem UNO-Generalsekretär Perez de Cuellar zu 
sprechen —: Wir haben die Wahl zwischen einer 
neuen Generation von Waffen oder einer neuen Ge-
neration von Menschen. Daran sollten wir alle ge-
meinsam arbeiten. — Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Bun-
desminister für innerdeutsche Beziehungen. 

Windelen, Bundesminister für innerdeutsche Be-
ziehungen: Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten 
Damen, meine Herren! Ich bin in den letzten Tagen 
außerhalb des Hauses und auch hier im Haus — 
zuletzt durch den Kollegen Schily — nach meiner 
Haltung zum deutsch-polnischen Vertrag, nach 
meiner Haltung zur Oder-Neiße-Grenze gefragt 
worden. Ich meine, daß darüber keine Unklarheit zu 
bestehen brauchte, weil ich mich oft genug und im-
mer wieder schriftlich und mündlich dazu geäußert 
habe. 

(Lambinus [SPD]: Das ist wohl wahr!) 

Meine Position dazu sollte also bekannt sein. Ich 
habe sie nicht nur hier vorgetragen, sondern auch 
vor Mitgliedern des außenpolitischen Ausschusses 
des polnischen Sejm im Jahre 1974 in Warschau. 
Ich habe dabei auch meine Auffassung zur deutsch-
polnischen Verständigung geäußert, und ich habe 
bei den Mitgliedern des polnischen Sejm respekt-
volle Zustimmung bekommen. Ich habe dort erklärt 
— was selbstverständlich bekannt war —, daß ich 
den deutsch-polnischen Vertrag damals im Parla-
ment abgelehnt habe, daß er aber, nachdem er die 
Bundesrepublik Deutschland binde, in allen seinen 
Teilen auch mich binde. 

Ich habe prominente Zeugen. Frau Kollegin Ren-
ger, Sie waren damals Leiterin der Delegation als 
Präsidentin des Deutschen Bundestages. Ich darf 
mich heute noch einmal sehr herzlich bedanken für 

Ihre großartige Haltung, die ich nicht vergessen 
werde. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich habe damals — ich fühle mich jetzt durch den 
Besuch eines polnischen Papstes auch in Breslau 
lebhaft an jene Stunden erinnert — im außenpoliti-
schen Ausschuß des polnischen Sejm, wie jetzt 
Papst Johannes Paul II. in Breslau, an das gemein-
same Erbe der Hl. Hedwig erinnert, die in Andechs 
in Bayern geboren, in Trebnitz in Schlesien begra-
ben und zu meinem Schmerz als St. Jadwiga in 
Polen weit mehr verehrt wird als bei uns, in dem 
Land, in dem sie geboren ist. Ich habe damals ge-
sagt, sie möge uns helfen, Brücken über eine 
schwierige, eine unselige Vergangenheit zu bauen. 
Ich habe meine Haltung seitdem nicht zu verän-
dern brauchen. 

Ich meine, meine Damen und Herren, wir Deut-
schen sollten in dieser ?rage nicht polnischer sein 
wollen als die Polen selbst, als selbst polnische 
Kommunisten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich habe mich damals, wie es sich wohl gehört, 
auch der ganzen Bitterkeit der gemeinsamen 
deutsch-polnischen Geschichte gestellt — in Au-
schwitz —, so wie ich mich jetzt in wenigen Tagen, 
wenn ich mit meiner Frau in die DDR reise, der Bit-
terkeit in Buchenwald stellen werde. Ich habe mich 
im vergangenen Jahr auch der Herausforderung 
von Hiroshima gestellt. Ich habe, Frau Präsidentin, 
als die amtliche Delegation des Deutschen Bundes-
tages am letzten Tag des Oktobers im Jahre 1974 
Warschau verließ, darum gebeten, auch am 1. No-
vember, am Tag der Toten, in Polen bleiben zu kön-
nen. 

(Abg. Schily [GRÜNE] meldet sich zu einer 
Zwischenfrage) 

— Herr Kollege Schily, ich möchte jetzt nicht unter-
brochen werden, sondern meine Gedanken im Zu-
sammenhang vortragen dürfen. 

(Schlaga [SPD]: Sie ziehen jetzt da vorn 
eine Schau ab! Das war damals nämlich 

ein bißchen anders!) 

— Herr Kollege, Sie können gern hierher kommen 
und das vortragen; Sie waren damals dabei. Ich 
trage das so vor, wie ich es in Erinnerung habe und 
wie es auch dokumentiert worden ist. Ich meine, es 
wäre nicht sehr gut, wenn Sie hier öffentlich Zwei-
fel daran äußern, ohne dafür Belege zu bringen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich weiß auch gar nicht, was Sie daran stört, wenn 
ich hier diese meine Eindrücke, die dem Ausgleich 
dienen sollten, schildere. 

Ich habe damals darum gebeten, meinen Aufent-
halt verlängern zu dürfen. Ich bin als einziger der 
Delegation am 1. November in Warschau geblieben, 
bin in Palmieri an das Grab des letzten demokrati-
schen Parlamentspräsidenten, eines Mitglieds der 
Bauernpartei, gegangen und habe dort einen Kranz 
niedergelegt. Er ist im Jahre 1940 von der Gestapo 
ermordet worden. 
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Ich war dann auf dem Powonskij-Friedhof, an 

den erschütternden Denkmälern des Warschauer 
Aufstandes, und ich habe meine polnischen Ge-
sprächspartner gefragt, wo denn damals die Rote 
Armee gestanden habe, und man hat mir bestätigt, 
daß sie wenige Kilomter weit entfernt Gewehr bei 
Fuß jenseits der Weichsel gestanden habe. 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Die deut

-

sche Armee stand aber mitten in War

-

schau! Das vergessen Sie zu sagen!) 
— Ich würde Ihnen empfehlen, in den Geschichts-
büchern, die es ja gibt, diesen Tatbestand noch ein-
mal nachzulesen. Meine polnischen Partner haben 
diesen Tatbestand jedenfalls nicht bestritten, weil 
er nicht bestreitbar ist. 
Ich wollte nur sagen, meine Damen und Herren: 

Ich habe hier keinen Nachholbedarf, aber ich suche 
in dieser Frage auch keinen Streit. 

(Abg. Schily [GRÜNE] meldet sich zu einer 
Zwischenfrage) 

— Bitte, Herr Kollege Schily. 

Vizepräsident Frau Renger: Bitte, Herr Abgeordne-
ter Schily. 

Schily (GRÜNE): Ich nehme an, daß Sie Ihren Ge-
dankengang beendet haben. 
Wenn Sie jetzt hier über die geschichtliche Be-

wältigung und Ihre Versöhnungsgesten berichten, 
meinen Sie, daß ein Ausspruch Ihres Fraktionskol-
legen Hupka in der gleichen Weise zu bewerten ist, 
wenn er gesagt hat: Aber noch heißt die Stadt Bres-
lau, sie ist die Hauptstadt — — 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Kollege, ich muß 
Sie unterbrechen. Die Bundesregierung ist nicht 
dazu da, sich über die Abgeordneten hier zu äußern. 
Fragen müssen Sie an den Abgeordneten Hupka 
stellen. Tut mir leid. Die Frage ist nach der Ge-
schäftsordnung nicht zugelassen. 

Schily (GRÜNE): Dann darf ich die Frage so for-
mulieren: Teilen Sie die Auffassung Ihres Kollegen 
Hupka — — 

Vizepräsident Frau Renger: Das können Sie gerade 
nicht. Sie können nicht nach einer Meinung des 
Kollegen Hupka fragen und eine Aussage darüber 
von der Bundesregierung verlangen. 

(Schily [GRÜNE]: Die Frage — —) 

— Verzeihen Sie. 
(Schily [GRÜNE]: Doch!) 

— Nein. Sie können nur den Kollegen Hupka fra-
gen, oder Sie können den Herrn Bundesminister 
nach seiner Meinung als Bundesminister fragen, 
ohne den Abgeordneten einzubeziehen. 

(Schily [GRÜNE]: Das tue ich doch! Ich 
frage gerade, ob er dieselbe Auffassung 

hat — —) 
— Nein, das tun Sie nicht. Verzeihen Sie, ich kann 
die Zwischenfrage nicht zulassen. Bitte fahren Sie 
fort, Herr Bundesminister. 

Windelen, Bundesminister für innerdeutsche Be-
ziehungen: Herr Kollege Schily, ich darf Ihnen den-
noch auf die Frage so antworten, wie sie, wenn sie 
der Form entsprochen hätte, gestellt werden konn-
te: Die Polen haben nichts dagegen, daß wir 
Auschwitz Auschwitz nennen, sie haben nichts da-
gegen, daß wir Warschau Warschau nennen. Ich 
kenne keinen Tschechen, der etwas dagegen hat, 
daß wir Praha Prag nennen, keinen Italiener, daß 
wir Milano Mailand nennen. 

(Schily [GRÜNE]: „Die Hauptstadt" hat er 
gesagt!) 

Ich bin in Bolkenhain in Schlesien geboren worden, 
das heute Bolkow heißt. 

(Sauer [Salzgitter] [CDU/CSU]: Und Bres

-

lau bleibt für uns Breslau!) 

Ich nehme keinen Anstand, dies hier auszuspre-
chen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Schily [GRÜNE]: Es geht um die „Haupt

-

stadt"!) 

Ich habe in meiner kurzen Dienstzeit als erstes 
Berlin und das Amtszimmer des ersten gesamt-
deutschen Ministers und seinen Schreibtisch in 
Berlin übernommen und habe dort die erste Kabi-
nettsvorlage von Jakob Kaiser vorgefunden, in der 
er in seinem ganz persönlichen Stil die Auffassung 
von der Aufgabe seines Amtes umschreibt. Ich will 
diesen Satz hier wiederholen. Er schrieb damals: 

Die Arbeit des Ministeriums soll der Pflege und 
Förderung einer Volksgesinnung dienen, die zu 
einer einheitlichen politischen Willensbildung, 
dem Willen zur Einheit der Nation in Freiheit 
führt. Es soll die Aufgabe des Ministeriums 
sein, diesen Willen zum geistigen Allgemeingut 
unseres Volkes zu machen und ihn ebenso wie 
die Grundfragen der Außenpolitik dem Par-
teistreit zu entziehen. 

Meine Damen und Herren, ich habe mich in der 
kurzen Amtszeit, in den etwas mehr als 80 Tagen, 
bemüht, keinen Anlaß zu Parteistreit zu geben. Ich 
werde es auch in Zukunft so halten. Es liegt an 
Ihnen, ob Sie dieses Angebot annehmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Lassen Sie mich zurückkommen zum Gegen-
stand dieses Tages, zum Bericht zur Lage der Na-
tion im geteilten Deutschland. Ihre Not, ihre An-
omalie und ihre Spannungen zu ertragen und dar-
über die Aufgaben der Gegenwart nicht zu versäu-
men, das, so scheint mir, ist der grundlegende Bei-
trag zum Frieden, den die Geschichte uns Deut-
schen abfordert. Wenn ein Volk so zerschnitten 
wird, wie es uns Deutschen geschieht, werden Mil-
lionen persönlicher Bindungen unterbrochen, wirt

-schaftliche, soziale und kulturelle Beziehungen ab-
geschnitten. Es ist dasselbe, wie wenn einem leben-
den Organismus schwerste physische Gewalt ange-
tan wird. Er reagiert mit Schmerz. Fast schwerwie-
gender noch sind vielleicht die seelischen Folgen. 
Jeder Deutsche, wo er auch leben mag, mag er sich 
dessen bewußt sein oder nicht, muß damit zurecht-
kommen, daß sein inneres Bild von Deutschland — 
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und das ist letztlich er selbst — beschädigt ist. Dar-
aus erwachsen natürlicherweise Verstörungen, Ver-
unsicherungen. Manche suchen sich zu flüchten in 
eine Haltung der Verweigerung; der Verweigerung 
gegenüber allem, was mit Nation und ihrer gegen-
wärtigen Not zu tun hat. 

Die Deutschen, die nicht in der Bundesrepublik 
Deutschland leben können, haben den schwersten 
Teil der Nachkriegsgeschichte zu bestehen. Sie sind 
in ihren Menschenrechten, in ihren Grundfreihei-
ten eingeschränkt, in ihren Entfaltungs- und Bewe-
gungsmöglichkeiten begrenzt. Das gilt auch beson-
ders für die Menschen am Zonenrand. Diese Bun-
desregierung sieht deswegen in der Zonenrandför-
derung mehr als nur einen materiellen Auftrag. Sie 
sieht darin eine deutschlandpolitische Aufgabe. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Die Menschen dort, so meinen wir, haben doch 
denselben Anspruch auf gleiche Lebensqualität wie 
im übrigen Bundesgebiet. Zonenrandförderung ist 
also mehr als nur regionale Wirtschaftsförderung. 
Sie ist solidarische Hilfe für den Teil unserer Bevöl-
kerung, der, im Angesicht einer unmenschlichen 
Trennungslinie lebend, unverschuldet die Folgen 
des Krieges und der Sperrmaßnahmen der DDR 
besonders schwer zu tragen hat. Solange die Gren-
zen zur DDR und zur CSSR ihren jetzigen Charak-
ter behalten, muß auch dem Zonenrandgebiet un-
sere besondere Fürsorge gelten. 

Wir haben eine Bestandsaufnahme der inner-
deutschen Beziehungen gemacht. Wir haben Priori-
täten festgelegt. Wir werden uns nun bemühen, auf 
breiter Grundlage möglichst bald alle die Themen 
gegenüber der DDR zur Sprache zu bringen, die 
drücken und über die eine Einigung mit der DDR 
angestrebt werden sollte, angestrebt werden muß. 
Wir geben uns hier keinen Illusionen über die prak-
tischen Möglichkeiten hin, aber wir werden uns 
redlich bemühen, um die Wohlfahrt der Menschen 
zu mehren. 

Jede Erfahrung lehrt, daß Einvernehmen und Zu-
sammenarbeit dort am ehesten möglich sind, wo die 
Interessen beiderseitig, wo die Interessen gleichge-
lagert sind. Es gibt eine ganze Reihe von Feldern, 
wo das hüben und drüben der Fall ist. 

Der Reiseverkehr mit der DDR hat in den letzten 
Jahren schwere Rückschläge hinnehmen müssen. 
Dazu zählt vor allem die von beiden Seiten hier 
schon mehrfach erwähnte und immer noch nicht 
revidierte Erhöhung des Mindestumtausches. Aber 
dazu gehören auch die schärferen und kleinlichen 
Abfertigungs- und Kontrollmaßnahmen. So war 
das Passieren der DDR-Grenze nicht nur teurer, 
sondern auch unangenehmer, belastender gewor-
den. Diese vieltausendfachen Erfahrungen unserer 
Reisenden bildeten den Resonanzboden für die Em-
pörung, die dann der Fall Burkert und der Fall Mol-
denhauer nur noch auslösten. 

Die DDR muß wissen, daß Kontrollen an der in-
nerdeutschen Grenze für die davon Betroffenen 
stets eine psychische, in vielen Fällen aber auch 
eine physische, eine gesundheitliche Belastung dar- 

stellen, die zu schwerwiegenden Folgen führen 
kann. 

(Dr, Barzel [CDU/CSU]: Sehr wahr!) 

Die DDR muß deswegen dafür Sorge tragen, daß 
derartige Kontrollen korrekt, maßvoll und ohne un-
nötige Härten für die Betroffenen durchgeführt 
werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP und 
bei Abgeordneten der SPD) 

Darüber hinaus trägt die DDR — wir können sie 
davon nicht entlasten — besondere Verantwortung, 
wenn Personen in ihrem Gewahrsam — aus wel-
chen Gründen auch immer — zu Schaden kom-
men. 

Aber ich füge gern hinzu: Beobachtungen aus 
jüngster Zeit deuten darauf hin, daß sich die Abfer-
tigungspraxis der DDR an den innerdeutschen 
Grenzen inzwischen verbessert hat. Heute hört 
man sogar von Freundlichkeiten, ja, von Hilfsbe-
reitschaft bei der Abfertigung. Ich begrüße diese 
Entwicklung, und ich appelliere an die Verantwort-
lichen in der DDR, einer großzügigen und verständ-
nisvollen Abfertigungspraxis an der innerdeut-
schen Grenze nunmehr auch Dauer zu verleihen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Auf der anderen Seite bitten wir aber auch die 
Reisenden, in ihrer Aufmerksamkeit nicht nachzu-
lassen, die geltenden Vorschriften der DDR einzu-
halten und sich vor einer Reise über diese Vor-
schriften gründlich zu informieren. 

Für den Bereich der persönlichen Begegnungs-
möglichkeiten der Jugend durch Reisen ist Ende 
1982 ein bemerkenswerter positiver Ansatz zu ver-
zeichnen. Der Deutsche Bundesjugendring und die 
Freie Deutsche Jugend haben in einer gemeinsa-
men Absichtserklärung Abmachungen getroffen, 
um in Zukunft einen gegenseitigen Jugendaus-
tausch im Bereich des Tourismus zu ermöglichen. 
Das hat es für den Jugendbereich bis dahin so nicht 
gegeben, daß im Rahmen dieses Jugendaustauschs 
auch DDR-Jugendliche touristische Reisen in die 
Bundesrepublik Deutschland unternehmen kön-
nen. 

Dies ist eine wichtige Ergänzung der bisher 
schon möglichen Jugend-Reisekontakte, insbeson-
dere der in den letzten Jahren immer zahlreicheren 
Schulklassenfahrten, die bis jetzt leider fast nur in 
West-Ost-Richtung verlaufen sind. Inzwischen ist 
seit November dieses Jahres der touristische Ju-
gendaustausch in beiden Richtungen angelaufen. 
Wir hoffen sehr, daß sich diese Möglichkeiten noch 
erweitern lassen. Wir werden das unsere dazu bei-
tragen, daß dies geschieht. Gerade jüngeren Men-
schen sollten alle nur denkbaren Wege eröffnet 
werden, um sich zu kennen, um sich zu begegnen. 

Meine Damen und Herren, das Thema Frieden 
bewegt die Menschen in beiden Staaten in Deutsch-
land gleichermaßen. Hier besteht so etwas wie eine 
gesamtdeutsche Öffentlichkeit. Die Gedanken 
wechseln hinüber und herüber. Frieden und Men-
schenrechte sind aufeinander angewiesen. Das eine 
kann nicht sein, wo das andere im argen liegt. So 
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auch in Deutschland, in beiden Staaten und auch in 
ihrem Verhältnis zueinander. 

Wir begreifen den Frieden in Deutschland als 
praktisch Aufgabe, nicht als ein Geschenk, das uns 
eines Tages, wenn wir nur laut und lange genug 
danach rufen, in den Schoß fällt. Die DDR-Führung 
trägt Verantwortung für das Wohl und Wehe der 
Bürger ihres Landes. Wir wollen Dialog und ehrli-
che Zusammenarbeit im Vertrauen darauf, daß die 
konkrete Verantwortung, die beiden Seiten jeweils 
obliegt, zu einvernehmlichen Lösungen zum Wohle 
der Menschen führt. 

Es ist, meine Damen und Herren, diese frieden

-

stiftende Einheit, die wir Deutschen in die Realität 
des Ost-West-Gegensatzes, in die Realität des ge-
teilten Europa einzubringen haben. Sie bildet die 
Grundlage unserer Deutschlandpolitik, deren Ziel 
es ist, die Teilung zu überwinden und die Einheit in 
einem Europa des Friedens und der Menschen-
würde wiederzuerlangen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Diese Bundesregierung, meine Damen und Her-
ren, spricht eine klare Sprache. Wir werden die Din-
ge, so wie sie sind, beim Namen nennen und unsere 
Position dazu unmißverständlich vertreten. Die 
Bundesregierung ist der festen Überzeugung, daß 
es dem Frieden in Europa dient, was wir zum Wohl 
der Bürger in beiden Staaten in Deutschland errei-
chen. Ja, der Frieden gründet im Wohl der Men-
schen. Ihm zu dienen ist uns Aufgabe und Ver-
pflichtung. Ich rufe Sie auf, uns dabei zu helfen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Meine Damen und 
Herren, ich unterbreche die Sitzung bis 13.30 Uhr. 
Wir fahren dann mit der Fragestunde fort. 

(Unterbrechung von 12.59 bis 13.30 Uhr) 

Vizepräsident Stücklen: Wir setzen die Sitzung 
fort. 

Ich rufe Punkt 1 der Tagesordnung auf: 

Fragestunde 
— Drucksache 10/165 — 

Zunächst kommen wir zu den Fragen aus dem 
Geschäftsbereich des Bundesministers der Finan-
zen. Zur Beantwortung steht uns Herr Parlamenta-
rischer Staatssekretär Häfele zur Verfügung. 

Ich rufe die Frage 66 des Herrn Abgeordneten 
Becker (Nienberge) auf: 

Kann die Bundesregierung Auskunft darüber geben, 
warum an den Grenzen der Bundesrepublik Deutschland zu 
den Nachbarstaaten der übrigen Mitgliedstaaten der EG, 
also an den Binnengrenzen, noch Schilder — Douane-Zoll — 
stehen, wo doch seit mehr als zehn Jahren zwischen den auf 
dem Festland liegenden Mitgliedstaaten keine Zölle mehr 
erhoben werden? 

Bitte sehr. 

Dr. Häfele, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Finanzen: Herr Kollege Becker, wenn Sie 
gestatten, würde ich Ihre beiden Fragen zusammen 
beantworten. 

Vizepräsident Stücklen: Der Fragesteller ist ein-
verstanden. Ich rufe also auch die Frage 67 des Ab-
geordneten Becker (Nienberge) auf: 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um die falschen 
und europarechtlich rechtswidrigen Schilder durch entspre-
chende Schilder zu ersetzen, wie sie zwischen den Ländern 
Belgien und Luxemburg bestehen, die entweder auf eine 
Landesgrenze hinweisen oder darauf, daß dort Steuern erho-
ben werden? 

Dr. Häfele, Parl. Staatssekretär: Das Schild 
„Douane/Zoll" ist ein international gebräuchliches 
und auch in der Straßenverkehrs-Ordnung vorgese-
henes Verkehrszeichen, das nach dem Wiener Über-
einkommen über Straßenverkehrszeichen vom 
8. November 1968 auf die Nähe einer Zollstelle hin-
weist. Die Bundesregierung hält die Verwendung 
des Schildes an den innergemeinschaftlichen Gren-
zen weder für falsch noch für rechtswidrig. 
Es trifft zwar zu, daß der EWG-Vertrag die Erhe-

bung von Zöllen beim innergemeinschaftlichen Wa-
renaustausch verbietet. Das Wort „Zoll" wird land-
läufig aber in einem weiteren Sinne als dem der rei-
nen Zollerhebung gebraucht. Als Bestandteil der 
Begriffe „Zollverwaltung", „Zollstelle" und derglei-
chen umfaßt es alle Tätigkeiten, die sich auf den 
grenzüberschreitenden Warenverkehr beziehen. 
Dazu gehören z. B. an den Binnengrenzen die Erhe-
bung der Einfuhrumsatzsteuer und der anderen 
Verbrauchsteuern sowie die Überwachung der Ver-
bote und Beschränkungen für den Warenverkehr. 
In diesem umfassenden Sinne wird das Wort nicht 
nur in nationalen Gesetzen wie dem Zollgesetz und 
dem Finanzverwaltungsgesetz verwendet, sondern 
auch von der Bevölkerung verstanden. Dies ist 
keine nationale Besonderheit, sondern gilt auch für 
andere Nachbarstaaten. Der Hinweis auf eine Zoll-
stelle verstößt deshalb nicht gegen den EWG-Ver-
trag. 
Im übrigen werden auch an den innergemein-

schaftlichen Grenzen noch echte Zölle erhoben, 
wenn bei Zollstellen zollpflichtige Drittlandswaren 
zum freien Verkehr abgefertigt werden. 

Vizepräsident Stücklen: Zusatzfrage, bitte. 

Becker (Nienberge) (SPD): Herr Staatssekretär, 
würden Sie mir zustimmen, daß man — auch in 
Ansehung der Bemühungen auf der letzten Gipfel-
konferenz — überlegen könnte, diese Schilder et-
was europafreundlicher zu gestalten? 

Dr. Häfele, Parl. Staatssekretär: Ich kann nicht 
ausschließen, daß hier im Laufe der Zeiten ein an-
derer Begriff gefunden wird. Aber denken Sie bitte 
daran, daß es auch einige Kosten verursacht, hier 
plötzlich alles zu ändern. 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage. 

Becker (Nienberge) (SPD): Herr Staatssekretär, 
wir, die europäischen Staaten, haben uns für Eu-
ropa ein Emblem ausgedacht. Es gibt eine Fahne. 
Vielleicht könnte man im Interesse des Zusammen-
gehörigkeitsgefühls einmal überlegen, ob man sich 
in dieser Richtung nicht noch etwas Besseres ein-
fallen lassen könnte, als bisher an den Grenzen zu 
finden ist. 
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Dr. Häfele, Parl. Staatssekretär: Sicherlich, Herr 
Kollege Becker. Aber noch wichtiger als die Verän-
derung des Begriffs, der nun einmal eingefahren ist, 
ist doch wohl, daß wir wirklich einen Freihandel 
ohne Beschränkungen in der Sache haben. 

Vizepräsident Stücklen: Noch eine Zusatzfrage. 

Becker (Nienberge) (SPD): Herr Staatssekretär, 
ich stimme Ihnen zu. Aber nun gibt es ja Europapo-
litiker, die versuchen, diese Zollgrenzen oder vor 
allem diese Zollschranken bzw. die Zollschilder 
durch spektakuläre Aktionen zu beseitigen, um die 
Bevölkerung darauf aufmerksam zu machen. Wie 
stehen Sie denn dazu? 

Dr. Häfele, Parl. Staatssekretär: Ich habe Ihnen 
schon geantwortet, daß wir diese Schilder für recht-
mäßig halten. Das praktizieren j a auch die meisten 
anderen Staaten, so daß jeder Akt, der dagegen un-
ternommen wird, rechtswidrig ist. 

Vizepräsident Stücklen: Letzte Zusatzfrage, bitte. 

Becker (Nienberge) (SPD): Herr Staatssekretär, 
Sie würden aber doch nicht denen das Wort reden, 
die dann denjenigen, die für Europa eintreten und 
das etwas deutlich tun wollen, sagen, sie kämen mit 
dem Strafgesetzbuch in Konflikt? 

Dr. Häfele, Parl. Staatssekretär: Ich bin davon 
überzeugt: Wer wirklich für Europa eintreten will, 
macht das nicht auf rechtswidrige Weise. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. 
Die Frage 68 des Abgeordneten Bohl wird auf 

Wunsch des Fragestellers schriftlich beantwortet. 
Die Antwort wird als Anlage abgedruckt. 
Ich rufe die Frage 69 des Abgeordneten Michels 

auf: 
Wie hoch ist das Finanzvolumen, das die öffentlichen 

Haushalte (Bund, Länder, Gemeinde, Bundesbahn und Bun-
despost) im Jahr 1982 für das 13. Monatsgehalt bereitgestellt 
haben? 

Dr. Häfele, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Mi-
chels, wenn Sie einverstanden sind, beantworte ich 
Ihre Fragen gemeinsam. 

(Michels [CDU/CSU]: Ja, bitte!) 

— Danke schön. 

Vizepräsident Stücklen: Dann rufe ich auch die 
Frage 70 des Abgeordneten Michels auf: 

Liegen der Bundesregierung Berechnungen vor, welches 
Geldvolumen eingespart werden könnte, falls das 13. Monats-
gehalt bei den oben erwähnten Gruppen auf 2 000 DM be-
grenzt würde? 

Dr. Häfele, Parl. Staatssekretär: Erstens. Im Jahr 
1982 sind bei Bund, Ländern, Gemeinden, Bahn und 
Post rund 16,6 Milliarden DM für das 13. Monatsge-
halt ausgegeben worden. 
Zweitens. Die Ausgaben für die Sonderzuwen-

dungen würden sich bei einer Absenkung auf einen 
Höchstbetrag von 2 000 DM um 3,8 Milliarden DM 

bei den Beamten und um 2,8 Milliarden DM bei An-
gestellten und Arbeitern, insgesamt also um 6,6 Mil-
liarden DM vermindern. 
Es ist zu berücksichtigen, daß die Sonderzuwen-

dung bei Angestellten und Arbeitern durch Tarif-
vertrag geregelt ist. Auch bei einer Kündigung der 
Tarifverträge würden sich Einsparungen im Tarif-
bereich erst in sehr weiter Zukunft auswirken, da 
die vorhandenen Arbeitnehmer ihren Anspruch auf 
die Sonderzuwendung auf Grund der sogenannten 
Nachwirkung zunächst behalten. 

Ich weise darauf hin, daß auch außerhalb des 
öffentlichen Dienstes mehr als 95 % aller Arbeitneh-
mer ähnliche Sonderzuwendungen in Höhe von 
durchschnittlich mehr als einem Monatsverdienst 
erhalten. 60 % der Arbeitnehmer außerhalb des öf-
fentlichen Dienstes erhalten die Sonderzuwendung 
auf Grund eines tarifvertraglichen Anspruchs. 

Vizepräsident Stücklen: Keine Zusatzfragen. 
Ich rufe die Frage 71 des Herrn Abgeordneten 

Enders auf: 
Teilt die Bundesregierung die öffentliche Kritik an den 

Methoden der Lebensversicherungen, die teilweise bei vor-
zeitiger Kündigung zum Nachteil der Versicherten noch 
nicht einmal die Hälfte der eingebrachten Beiträge zurück-
zahlen, und wenn ja, was kann das Bundesaufsichtsamt in 
diesem Sinn unternehmen? 

Dr. Häfele, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege En-
ders, ich darf so antworten: Es können durchaus 
Umstände eintreten, daß ein Versicherungsnehmer, 
der seinen Lebensversicherungsvertrag vor Ablauf 
der vereinbarten Vertragsdauer kündigt, als Rück-
kaufswert weniger als die Hälfte der eingezahlten 
Beiträge erhält. Dies liegt in der Hauptsache daran, 
daß in den ersten Versicherungsjahren die Beiträge 
neben der Deckung des Todesfallrisikos zur Til-
gung der bei Vertragsabschluß entstandenen erheb-
lichen Kosten für Antragsbearbeitung, ärztliche Un-
tersuchung und Abschlußprovision des Vermittlers 
verwendet werden. Es kann darum Sparkapital zu-
nächst nicht oder in nur sehr geringem Umfang 
gebildet werden. 
Obwohl diese Praxis legal ist und auch kaufmän-

nisch wie versicherungstechnisch begründet wird, 
ist sie in den letzten Jahren nicht nur in der Öffent-
lichkeit, sondern auch innerhalb des Bundesauf-
sichtsamtes für das Versicherungswesen kritisiert 
worden. Die Bundesregierung hat diese Kritik be-
reits vor einiger Zeit zum Anlaß genommen, das 
Bundesaufsichtsamt für das Versicherungswesen 
zu beauftragen, gutachtlich zu dem Thema „Verbes-
serung der Rückkaufswerte in der Lebensversiche-
rung" Stellung zu nehmen und Vorschläge zu unter-
breiten. Sobald dieses Gutachten vorliegt — das 
wird möglicherweise noch in diesem Jahr der Fall 
sein —, wird die Bundesregierung prüfen, ob Maß-
nahmen im Interesse der Versicherungsnehmer zu 
ergreifen sind. 
Bei allen Lösungen muß aber darauf geachtet 

werden, daß Rückkaufswerte bei vorzeitiger Auflö-
sung des Vertrages nicht zu Lasten derjenigen Ver-
sicherungsnehmer gehen, die ihren Vertrag über 
die vereinbarte Versicherungsdauer erfüllen. 
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Vizepräsident Stücklen: Zusatzfrage? — Bitte. 

Dr. Enders (SPD): Herr Staatssekretär, wenn man 
auch nicht das in der Öffentlichkeit gefallene Wort 
vom „legalen Betrug" nimmt, so scheint es unter 
den gegenwärtigen Bedingungen doch so zu sein, 
daß manche Lebensversicherungen den Versicher-
ten bei vorzeitiger Kündigung mehr schaden als 
nützen und daß unter den gegebenen Umständen 
vor einem Abschluß gewarnt werden müßte. 

Dr. Häfele, Parl. Staatssekretär: Deswegen haben 
wir diese Frage j a an das Aufsichtsamt herangetra-
gen. Wir wollen, wenn die Empfehlungen vorliegen, 
prüfen, inwieweit man hier Verbesserungen vor-
nehmen kann. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
bitte. 

Dr. Enders (SPD): Herr Staatssekretär, kann man 
auch darauf hoffen, daß der Versicherungsmarkt 
von diesem Aufsichtsamt durchsichtiger gemacht 
wird und bessere Bedingungen für die Versiche-
rungsnehmer geschaffen werden? 

Dr. Häfele, Parl. Staatssekretär: Genau dies ist 
auch eine Absicht des Gutachtens. Man muß aller-
dings auch die Versichertengemeinschaft sehen, 
also vor allem die Versicherten, die bei ihrem Ver-
trag bleiben. Das ist die Mehrheit. 

(Dr. Enders [SPD]: Danke schön!) 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Schlatter. 

Schlatter (SPD): Herr Staatssekretär, ist Ihnen 
bekannt, daß eine Vielzahl von Lebensversiche-
rungsunternehmen auf Grund einer Empfehlung 
des Bundesaufsichtamtes hingegangen sind und ihr 
Gewinnzuteilungssystem geändert haben und daß 
dies Auswirkungen auf den Rückkaufswert haben 
dürfte, und liegen Ihnen Erkenntnisse darüber vor, 
wie sich das auf den Rückkaufswert auswirken 
wird? 

Dr. Häfele, Parl. Staatssekretär: Das ist mir in Ein-
zelheiten nicht bekannt. Wenn sich hier aber gleich-
sam rein marktmäßig schon Verbesserungen ein-
spielen, ist das um so erfreulicher. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weitere Zusatz-
frage. 
Ich rufe die Frage 72 des Herrn Abgeordneten 

Collet auf: 
Welches waren die sachlichen und für den Haushalt 1983 

relevanten Gründe der Bundesregierung, die am 1. Juli 1983 
wirksam werdende Mehrwertsteuererhöhung sowie die Inve-
stitionssteuervorlage (Ergänzungsabgabe) einzubringen? 

Dr. Häfele, Parl. Staatssekretär: Kollege Collet, ich 
darf Ihre Frage 72 beantworten: Die Erhöhung der 
Mehrwertsteuer zum 1. Juli 1983 und die Einfüh-
rung der Investitionshilfeabgabe sind wesentliche 
Voraussetzungen für die im Bundeshaushalt 1983 
und im Haushaltsbegleitgesetz 1983 enthaltenen 
Maßnahmen zur Wiederbelebung der Wirtschaft 
und Beschäftigung, denn sie ermöglichen erst die 

Finanzierung dringend notwendiger zusätzlicher 
Investitionen. Die Mehreinnahmen aus der Mehr-
wertsteuererhöhung werden dazu verwandt, um 
Entlastungen bei direkten Steuern zu finanzieren 
und dadurch die Wettbewerbsfähigkeit der Wirt-
schaft zu stärken. Ein erster Schritt wurde im 
Haushaltsbegleitgesetz 1983 getan: Ich erinnere an 
die Erleichterungen bei der Gewerbesteuer oder die 
Einführung der Rücklage für stillegungsgefährdete 
Betriebe. Die übrigen Mehreinnahmen aus der 
Mehrwertsteuererhöhung werden im Rahmen des 
von der Bundesregierung vorgesehenen Steuerent-
lastungsgesetzes 1984 ebenfalls zur Stärkung der 
Investitions- und Innovationskraft der Unterneh-
men eingesetzt. Beispielhaft nenne ich die Vermin-
derung der Vermögensbesteuerung der Betriebe 
und Verbesserungen von Abschreibungsmöglich-
keiten. 

Die Investitionshilfeabgabe, nach der Sie eben-
falls gefragt haben, wird gezielt zur Förderung des 
Wohnungsbaus eingesetzt, z. B. für die Aufstockung 
des Mietwohnungs- und Eigentumsprogramms und 
für die Bausparzwischenfinanzierung. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, bitte. 

Collet (SPD): Herr Staatssekretär, darf ich anneh-
men, daß gleiche Gründe der Haushaltssicherung 
und der Finanzierung anderer Maßnahmen auch 
für die Entnahme der Bundesbanküberschüsse und 
für die weiteren Kreditsteigerungen, die mit dem 
Haushalt 1982 verbunden waren, die Grundlage wa-
ren? 

Dr. Häfele, Parl. Staatssekretär: Leider war die 
Bundesregierung nicht in der Lage, die Verschul-
dung auf Anhieb so zurückzuführen, wie es wün-
schenswert wäre. Da müßten Sanierungsmaßnah-
men vorgeschlagen werden, die sich einzelne noch 
gar nicht vorstellen können. Deshalb müssen wir 
auch in den Punkten, die Sie erwähnt haben, Schritt 
für Schritt vorgehen. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage. 

Collet (SPD): Darf ich danach fragen, Herr Staats-
sekretär, wie diese Erkenntnisse über diese Not-
wendigkeiten so plötzlich am 1. Oktober 1982 — die-
ser Tag fiel nicht auf Pfingsten, sonst hätte es der 
Heilige Geist gewesen sein können, der über Sie 
gekommen ist — neu auf Sie zukamen, nachdem 
Sie vorher, als Personen, nicht als Regierung, als 
Abgeordnete, diese Dinge so grundsätzlich abge-
lehnt und als schlimmes Teufelszeug abgetan ha-
ben? 

Dr. Häfele, Parl. Staatssekretär: Kollege Collet, Sie 
erinnern sich sicher, daß die Opposition und auch 
ich persönlich die Entwicklung in den letzten Jah-
ren weiß Gott kritisiert und rechtzeitig vor dieser 
verhängnisvollen Entwicklung gewarnt haben. Jetzt 
bemühen wir uns, Schritt für Schritt da herauszu-
kommen. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Krizsan. 
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Krizsan (GRÜNE): Herr Häfele, ist Ihnen bekannt, 
daß diese Mehrwertsteuererhöhung in der Jahres-
mitte eine erhebliche Arbeitsbelastung für die Fi-
nanzämter bedeutet, und wie hoch werden die Aus-
gaben für diese zusätzliche Arbeit eingeschätzt? 

Dr. Häfele, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, es 
ist sicher nicht schön, daß das in der Mitte des Jah-
res geschieht. Es mußte leider gemacht werden, um 
schon im laufenden Jahr die Investitionsmaßnah-
men abzudecken und nicht noch mehr in die Neu-
verschuldung zu gehen. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Klejdzinski. 

Dr. Klejdzinski (SPD): Herr Staatssekretär, da Sie 
als finanzpolitischer Sprecher Ihrer Fraktion si-
cherlich auch vorher mit Sachverstand ausgestattet 
waren, nehme ich an, daß Sie gewußt haben, wie 
sich der Haushalt nicht nur heute, sondern auch 
gestern im einzelnen zusammensetzt. Es wäre 
schlimm, wenn es nicht so wäre. Meine Frage: Wel-
che Konsequenzen haben Sie damals daraus gezo-
gen, welche Initiativen haben Sie im Bundesrat 
oder hier im Bundestag eingebracht, um das, was 
Sie hier heute kritisieren, letztlich verantwortungs-
voll für den Staat bereits vorher zu lösen? 

Dr. Häfele, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, die 
damalige Opposition hat die Regierung jahrelang 
zu einem Sparkurs geradezu nötigen wollen. Das ist 
uns leider nicht ausreichend gelungen. Jetzt verant-
worten wir das selber. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Schlatter. 

Schlatter (SPD): Herr Staatssekretär, sind Sie in 
der Lage, uns mitzuteilen, mit welchen Kosten sich 
die von den unionsgeführten Ländern im Bundesrat 
eingebrachten Gesetzentwürfe der letzten 13 Jahre 
auch auf den Bundeshaushalt ausgewirkt haben? 

Dr. Häfele, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, das 
ist das alte Thema, das wir seit 13 Jahren diskutie-
ren. Ich darf darauf hinweisen, daß der Bundesrat 
einmal sogar vor einer Wahl Gesetze der Bundesre-
gierung mit Kosten in Milliardenhöhe gestoppt 
hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Becker (Nienberge). 

Becker (Nienberge) (SPD): Herr Staatssekretär, 
ich will beim Text dieser Frage bleiben, muß Sie 
aber jetzt fragen: Was hat Sie eigentlich bewogen, 
die Steuer, die Sie jetzt erheben, entgegen den vor 
der Wahl gemachten Ankündigungen doch wieder 
zurückzuzahlen? 

Dr. Häfele, Parl. Staatssekretär: Meinen Sie jetzt 
die Mehrwertsteuer? — Herr Kollege Becker, ich 
empfehle Ihnen, die Reden, die ich als finanzpoliti-
scher Sprecher gehalten habe, wirklich einmal 
wörtlich nachzulesen. In jeder Rede finden Sie bei 

mir — ich sage ganz offen: Gott sei Dank — die 
Ausführung: Wir brauchen eine Mehrwertsteuerer-
höhung, um unser Steuerrecht auf Dauer wachs-
tumsfreundlicher, investitionsfreundlicher und lei-
stungsfreundlicher zu machen. Das versuchen wir 
jetzt. Genau dies haben wir immer gesagt. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. 

Ich rufe Frage 73 des Herrn Abgeordneten Collet 
auf: 

Beabsichtigt die Bundesregierung, alle ausgabewirksamen 
Leistungsgesetze der letzten 13 Jahre, die mit Zustimmung 
des Bundesrats zustande kamen, aus Haushaltsgründen zu 
novellieren, und wie will die Bundesregierung die Haushalts-
mittel wieder hereinholen, die ebenfalls mit Zustimmung des 
Bundesrats für Konjunkturprogramme — wie z. B. für das 
Zukunftsinvestitionsprogramm — verbraucht wurden? 

Dr. Häfele, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Col-
let, Ihre Frage 73 darf ich so beantworten: Die Bun-
desregierung beabsichtigt nicht, alle ausgabewirk-
samen Gesetze der letzten 13 Jahre zu ändern. Sie 
ist auch nicht in der Lage, alle in der Vergangenheit 
ausgegebenen Mittel gleichsam wieder hereinzuho-
len. 

Was die Bundesregierung auf der gegenwärtigen 
Stufe der Haushaltssanierung für notwendig hält, 
hat sie am 18. Mai 1983 im Grundsatz beschlossen. 
Am 29. Juni 1983, also in der nächsten Woche, wird 
das Kabinett die Einzelheiten zum Bundeshaushalt 
1984 beschließen. Anschließend werden die erfor-
derlichen Unterlagen den parlamentarischen Gre-
mien zugeleitet werden, natürlich auch dem Deut-
schen Bundestag. Aus diesen Unterlagen wird auch 
deutlich werden, daß die Bundesregierung ihre fi-
nanzpolitischen Beschlüsse nicht davon abhängig 
machen kann, ob einzelne Entscheidungen in der 
Vergangenheit mit oder ohne Zustimmung des Bun-
desrates getroffen wurden. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage. — Bitte. 

Collet (SPD): Soll man die derzeitigen Kürzungen 
der sozialen Leistungen auf Grund von Gesetzen, 
denen die derzeitigen Mitglieder der Bundesregie-
rung als Abgeordnete zugestimmt haben — wie sie 
auch den Konjunkturprogrammen und den mit ih-
nen verbundenen Ausgaben zugestimmt haben —, 
als ersten Schritt zur Sanierung sehen, und soll die-
ser Weg so fortgesetzt werden? 

Dr. Häfele, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Col-
let, wir wären sehr dankbar gewesen, wenn wir die 
Kasse in einem Zustand ohne Neuverschuldung 
vorgefunden hätten. Dann könnte man über all sol-
che Dinge reden. Wir müssen aber von der gegebe-
nen Lage ausgehen. Wir haben den Auftrag, zu sa-
nieren, und da können wir leider nicht so vorgehen, 
wie wenn die Staatsverschuldung nicht vorhanden 
wäre. 

Collet (SPD): Herr Staatssekretär, trifft es zu, daß 
die gleichen Personen, die jetzt die Regierung bil-
den, die vorher gemachten Schulden zum großen 
Teil mit beschlossen und noch weitergehende An- 
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Collet 
träge — z. B. 300 DM monatlich für drei Jahre für 
jede Mutter — gestellt haben? 

Dr. Häfele, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Col-
let, wenn sich die derzeitige parlamentarische Op-
position im nächsten Jahrzehnt mit Ausgabeanträ-
gen so zurückhält wie die parlamentarische Opposi-
tion im letzten Jahrzehnt, ist ihr die Bundesregie-
rung sehr dankbar. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Klejdzinski. 

Dr. Klejdzinski (SPD): Herr Staatssekretär, ich 
kann verstehen, daß Sie sagen, wenn sich die jet-
zige parlamentarische Opposition mit Ausgabean-
trägen so zurückhält wie die Ihre, sind Sie uns 
dankbar, weil Sie uns dann wahrscheinlich wieder 
eine Erblast überlassen können. Ist das richtig? 

Dr. Häfele, Parl. Staatssekretär: Wir haben nicht 
die Absicht, auf die vorhandene Erblast, die Sie 
offensichtlich akzeptieren, noch eine draufzuset-
zen. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. Damit ist dieser Geschäftsbereich abgeschlos-
sen. 
Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundes-

kanzlers und des Bundeskanzleramtes. Zur Beant-
wortung der Fragen steht uns Herr Staatssekretär 
Lorenz zur Verfügung. 
Ich rufe Frage 1 des Herrn Abgeordneten Schily 

auf: 
Beauftragt die Bundesregierung über das Presse- und In-

formationsamt Presseunternehmen mit der Erstellung von 
Berichten und Kommentaren zur Politik der Bundesregie-
rung? 

Lorenz, Parl. Staatssekretär beim Bundeskanzler: 
Herr Kollege Schily, ich beantworte Ihre Frage mit 
Nein. 

Vizepräsident Stücklen: Haben Sie eine Zusatzfra-
ge? — Keine Zusatzfrage? 

Schily (GRÜNE): Doch, ich habe eine. Ich bin et-
was verblüfft von der Antwort. 

Vizepräsident Stücklen: Ich habe gestern schon ge-
sagt, das ist eigentlich die klassische Art der Beant-
wortung von Fragen. 

Schily (GRÜNE): Es ist alles in Ordnung, Herr 
Präsident. 
Ist der Bundesregierung bekannt, daß ein Referat 

III B 1 AR im Presse- und Informationsamt exi-
stiert und Verträge der angesprochenen Art, die 
hier in der Frage enthalten sind, abschließt? 

Lorenz, Parl. Staatssekretär: Verträge der Art, die 
Sie in Ihrer Frage nachfragen, werden vom Bundes-
presseamt nicht abgeschlossen. Es gibt, wie Sie wis-
sen, Herr Kollege Schily, einen Titel 531 01, für den 

im Jahre 1983 2,07 Millionen DM im Bundeshaus-
halt ausgeworfen sind. Dazu ist im Haushaltsgesetz 
ausdrücklich bestimmt, daß über den Titel 531 01 
hier im Plenum nicht gesprochen wird, sondern nur 
im zuständigen Unterausschuß des Haushaltsaus-
schusses. Natürlich bin auch ich an diese gesetzli-
che Regelung gebunden, Herr Kollege. 
Lassen Sie mich aber hinzufügen, die soeben ge-

gebene Antwort ist auch unter Einbeziehung dieses 
Haushaltstitels richtig. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. 
Ich rufe Frage 2 des Herrn Abgeordneten Dr. 

Hupka auf: 
Werden die in der Bundesrepublik Deutschland erschei-

nenden türkischen Zeitungen von sprachkundigen Mitarbei-
tern der Bundesregierung dienstlich gelesen, und gab es be-
jahendenfalls Veranlassung, auf Grund der in der Bundesre-
publik Deutschland zusätzlich in diese Zeitungen aufgenom-
menen Nachrichten, Berichte und Artikel, Protest einzulegen 
und Berichtigungen zu verlangen? 

Lorenz, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Dr. 
Hupka, ich beantworte Ihre Frage in beiden Teilen 
mit Ja. Die in der Bundesrepublik Deutschland er-
scheinenden vier großen türkischen Tageszeitun-
gen „Hürriyet", „Milliyet", „Tercüman" und „Günay-
din" werden täglich von einem türkischsprachigen 
Lektor ausgewertet. Diese Auswertung gibt von Zeit 
zu Zeit Anlaß, bei den in Frankfurt ansässigen Re-
daktionen dieser Zeitungen vorstellig zu werden 
und sie auf ihre journalistischen Sorgfaltspflichten 
hinzuweisen. Die täglichen Auswertungen haben al-
lerdings ergeben, daß seit November 1982 eine spür-
bare Versachlichung in der Berichterstattung und 
in der Kommentierung deutscher Themen zu ver-
zeichnen ist. 

Vizepräsident Stücklen: Zusatzfrage, bitte. 

Dr. Hupka (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, kön-
nen Sie darüber Auskunft geben, wie häufig es not-
wendig war, mit den türkischen Redakteuren in 
Frankfurt am Main in Verbindung zu treten, um 
eine gegenteilige Meinung kundzutun? 

Lorenz, Parl. Staatssekretär: Ich habe jetzt keine 
genaue Zahl vorliegen. Ich darf aber vielleicht ein-
zelne Themenbereiche anführen, bei denen solche 
Beanstandungen vorgenommen worden sind. Die 
Ausländerpolitik war nur selten Gegenstand objek-
tiver Betrachtungen. Ausländerpolitische Entschei-
dungen des Bundes oder der Länder wurden dort 
prinzipiell verworfen. Kriminelle Handlungen, de-
ren Opfer Türken waren, wurden regelmäßig ohne 
Betrachtung der Tatmotive als ausländerfeindliche 
Akte angesehen. An sich notwendige journalisti-
sche Recherchen bei den zuständigen Behörden 
sind leider offensichtlich weitgehend unterblieben. 
Durch eine überproportionale Beachtung rechtsex-
tremistischer Vorgänge wurde der Eindruck vermit-
telt, als ob die demokratischen Kräfte in der Bun-
desrepublik Deutschland durch einen vorherr-
schenden Rechtsextremismus paralysiert würden. 
Die Tätigkeit deutscher Behörden wurde nicht sel-
ten mit dem Attribut „unmenschlich" und „unnach- 
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Parl. Staatssekretär Lorenz 
sichtig" versehen, sofern sie die ihnen eingeräum-
ten Ermessensspielräume nicht zugunsten antrag-
stellender Türken ausgenutzt haben. 
Ich möchte allerdings noch einmal ausdrücklich 

darauf aufmerksam machen, daß diese Studien aus 
dem Jahre 1982 stammen und nicht zuletzt wegen 
zahlreicher Kontakte zahlreicher Vertretungen in 
der Türkei und des Bundespresseamts mit den Re-
daktionen der türkischen Zeitungen in Istanbul und 
Frankfurt, heute keinen aktuellen Aussagewert 
mehr besitzen. Die Sache ist also besser geworden. 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage. 

Dr. Hupka (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, Sie 
haben vorhin von Beanstandungen gesprochen. Ha-
ben die Beanstandungen auch dazu geführt, daß 
das für Hessen zuständige Pressegesetz in An-
spruch genommen werden mußte und Korrekturen 
verlangt worden sind? 

Lorenz, Parl. Staatssekretär: Bisher ist das Pres-
segesetz noch nicht in Anspruch genommen wor-
den. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Lambinus. 

Lambinus (SPD): Herr Staatssekretär, bezieht 
sich diese, gestatten Sie mir den Ausdruck, Zensur 
auch auf türkische Zeitungen, die in der Türkei 
erscheinen und in der Bundesrepublik Deutschland 
vertrieben werden? 

Lorenz, Parl. Staatssekretär: Nein. Diese Verhal-
tensweise, die natürlich keine Zensur darstellt, son-
dern die lediglich die notwendigen Informationen 
und Aufklärungen beinhaltet, bezieht sich auf die 
hier von mir genannten Zeitungen. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. — Damit ist dieser Geschäftsbereich abge-
schlossen. Ich rufe den Geschäftsbereich des Bun-
desministers des Auswärtigen auf. Zur Beantwor-
tung der Fragen steht uns Herr Staatsminister Möl-
lemann zur Verfügung. 
Die Fragen 35 und 36 des Abgeordneten Dr. Soell 

sowie die Frage 38 des Abgeordneten Dr. Steger sol-
len auf Wunsch der Fragesteller schriftlich beant-
wortet werden. Die Antworten werden als Anlagen 
abgedruckt. 
Ich rufe Frage 37 des Herrn Abgeordneten Dr. 

Laufs auf: 
Welche Aufgaben obliegen innerhalb der Bundesregierung 

dem im Auswärtigen Amt eingerichteten „Beauftragten für 
internationale Medienpolitik", und welche rechtliche Qualität 
hat diese Bezeichnung? 

Bitte, Herr Staatsminister. 

Möllemann, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Herr Kollege Laufs, der Beauftragte für internatio-
nale Medienpolitik ist zuständig für medienpoliti-
sche bilaterale und multilaterale Verhandlungen 
und Vereinbarungen auf internationaler Ebene. Er 
ist Delegationsleiter bei derartigen Zusammenkünf-
ten. Die genannten Zuständigkeiten sind insbeson

-

dere von Bedeutung bei medienpolitischen Erörte-
rungen im Rahmen der Vereinten Nationen, z. B. Im 
Weltraumausschuß, der sich mit dem Satelliten-Di-
rektfernsehen befaßt, und der UNESCO, z. B. beim 
Thema der neuen Weltinformations- und -kommu-
nikationsordnung, bei medienpolitischen Fragen im 
Europarat, in der EG und beim Europäischen Parla-
ment und bei sämtlichen bilateralen medienpoliti-
schen Kontakten zu anderen Staaten. Hierbei gilt 
als Richtschnur das Prinzip des freien grenzüber-
schreitenden Informationsflusses, dem die Bundes-
republik in der internationalen Medienpolitik Prio-
rität einräumt. 

Der Beauftragte hält ständigen Kontakt im Be-
reich der internationalen Medienpolitik mit den zu-
ständigen Bundesressorts, insbesondere dem Bun-
desminister des Innern und den sonstigen zuständi-
gen Institutionen. Zur Durchführung seiner Aufga-
ben steht dem Beauftragten außer dem Amt das 
Referat 603 zur Verfügung. 

Die Bestellung eines Beauftragten für internatio-
nale Medienpolitik ist wegen der herausgehobenen 
Bedeutung notwendig geworden, die diesem Gebiet 
angesichts einer ständigen technologischen Fort-
entwicklung und damit einhergehend steigender in-
ternationaler Problematik zukommt. In diesem Be-
reich besteht das dringende Bedürfnis nach einer 
zentralen Koordinierungsinstanz und einem An-
sprechpartner auf deutscher Seite, zumal im Hin-
blick auf die in der Bundesrepublik Deutschland 
breit gefächerten Kompetenzen und Zuständigkei-
ten. Diesem Bedürfnis ist mit der Bestellung des 
Beauftragten im Februar 1980 entsprochen wor-
den. 

Vizepräsident Stücklen: Zusatzfrage? — Bitte. 

Dr. Laufs (CDU/CSU): Herr Staatsminister, han-
delt es sich bei dieser Bezeichnung „Beauftragter 
für internationale Medienpolitik" um einen bisher 
im Beamtenrecht nicht vorgesehenen, neuen Titel? 

Möllemann, Staatsminister: Nein, das ist keine 
rechtliche Qualität, die diese Bezeichnung aus-
drückt, sondern eine politische Funktion. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage? 

Dr. Laufs (CDU/CSU): Herr Staatsminister, inwie-
weit können Mißverständnisse hinsichtlich der me-
dienpolitischen Zuständigkeit des Bundesministers 
des Innern und der Geschäftsverteilung innerhalb 
der Bundesregierung in diesem Zusammenhang 
entstehen? 

Möllemann, Staatsminister: Da sind bis jetzt nach 
Meinung der Bundesregierung keine Mißverständ-
nisse entstanden, weil ja eben eine sehr enge Zu-
sammenarbeit und Koordinierung der Tätigkeit er-
folgt. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. 

Ich rufe Frage 39 des Herrn Abgeordneten Sielaff 
auf: 
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Vizepräsident Stücklen 
Ist der Bundesregierung bekannt, daß es bei der US-Regie-

rung Überlegungen gibt, chemische Sprengköpfe für die 
Pershing II und die Marschflugkörper zu entwickeln, und 
weiß die Bundesregierung, für welche Länder die Stationie-
rung dieser chemischen Sprengköpfe vorgesehen ist? 

Bitte, Herr Staatsminister. 

Möllemann, Staatsminister: Herr Kollege, ich be-
antworte Ihre Frage mit Nein. 

Vizepräsident Stücklen: Haben Sie eine Zusatz-
frage? 

Sielaff (SPD): Herr Staatsminister, ist dann gene-
rell auszuschließen, daß die Mittelstreckenraketen 
in Zukunft mit chemischen Sprengköpfen ausge-
stattet werden? 

Möllemann, Staatsminister: Also generell ist für 
die Zukunft natürlich nichts auszuschließen. Aber 
ich kann nur nach dem jetzigen Kenntnisstand der 
Bundesregierung antworten, es gibt — das besagt 
Ihre Frage — bei der Bundesregierung keine Er-
kenntnisse, daß die amerikanische Regierung Über-
legungen anstellt, chemische Sprengköpfe für die 
Pershing II und die Marschflugkörper zu entwik-
keln. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage. 

Sielaff (SPD): Herr Staatsminister, welche gesetz-
lichen Garantien hätte denn die Bundesregierung, 
dieses zukünftig zu verhindern, daß das geschieht? 
Ich frage jetzt bewußt nach den gesetzlichen Garan-
tien. 

Möllemann, Staatsminister: Überhaupt keine. Es 
gibt kein Land dieser Erde, das eine gesetzliche 
Garantie dagegen hat, daß die Vereinigten Staaten 
von Amerika chemische Sprengköpfe entwickeln. 

(Sielaff [SPD]: Für andere Länder!) 

Vizepräsident Stücklen: Hinter Ihnen stehen noch 
zwei Damen. — Eine Zusatzfrage, Frau Abgeord-
nete Blunck. 

Frau Blunck (SPD): Herr Staatsminister, Sie ha-
ben geantwortet: nach Ihrem bisherigen Kenntnis-
stand nicht. Ich erlaube mir daher die Frage: haben 
Sie denn schon einmal nachgefragt und versucht, 
Ihren Kenntnisstand auf den neuesten Stand zu 
bringen? 

Möllemann, Staatsminister: Ja. Ich habe dieses 
Verfahren, das in den Regierungen wohl allgemein 
üblich ist, wenn sie sich auf eine Fragestunde vor-
bereiten, natürlich auch angewendet. 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage, Frau 
Abgeordnete Schmidt (Nürnberg). 

Frau Schmidt (Nürnberg) (SPD): Herr Staatsse-
kretär, da Sie es generell für die Zukunft nicht aus-
schließen können — was ich einsehe —, habe ich 
die Frage: Wie würde sich die Bundesregierung ge-
genüber einem Begehren der Vereinigten Staaten 
nach Stationierung solcher Waffen in der Bundesre-
publik verhalten; und sieht die Bundesregierung ju

-

ristische Möglichkeiten, das dann gegebenenfalls 
zu verhindern? 

Möllemann, Staatsminister: Frau Kollegin, Sie 
werden zugeben, daß das eine ungewöhnlich hypo-
thetische Frage ist. Darauf zu antworten, ist natür-
lich nicht unproblematisch. Dennoch möchte ich Ih-
nen sagen, daß die Bundesregierung für den Fall 
der Stationierung von Waffensystemen von Dritt-
mächten auf unserem Territorium konsultiert wird 
und natürlich dazu Stellung nimmt, wie wir ja ge-
rade im Fall der Pershing II und der Cruise-Missi-
les im Willensbildungsverfahren der NATO festge-
stellt haben. Sie entsinnen sich der Tatsache, daß 
dieses Parlament die seinerzeitige Bundesregie-
rung in ihrer Absicht bestärkt hat, keine Singulari-
tät bei der Stationierung dieser Systeme zuzulas-
sen. Das heißt, Parlament und Regierung haben ih-
ren Willen bekräftigt, die Stationierung nur dann 
vornehmen zu lassen, wenn sie gleichzeitig in meh-
reren Bündnisländern erfolgt. Das ist also ein Beleg 
für eine Einflußnahme, die es hier gibt. Aber, wie 
gesagt: Ihre Frage ist hypothetisch. Insofern gibt es 
keine Notwendigkeit der Einwirkung. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Waltemathe. 

Waltemathe (SPD): Herr Staatsminister, ich 
komme auf die ursprünglich gestellte Frage und 
ihre ursprüngliche Antwort „Nein" zurück. Es 
wurde gefragt, ob der Bundesregierung bekannt ist, 
daß es Überlegungen gibt. Bezieht sich Ihr „Nein" 
darauf, daß es der Bundesregierung nicht bekannt 
ist? Oder können Sie mitteilen: Es gibt keine Über-
legungen der US-Regierung? Worauf bezieht sich 
Ihr „Nein"? 

Möllemann, Staatsminister: Das „Nein" bezieht 
sich auf die Frage. 

(Heiterkeit — Waltemathe [SPD]: Also ist 
es Ihnen nicht bekannt!) 

— So ist es. Danach ist ja gefragt worden. 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Gansel. 

Gansel (SPD): Herr Staatsminister, ist die Bun-
desregierung bereit, sich auf Grund der Anfrage 
nun Gewißheit zu verschaffen? 

Mölleman, Staatsminister: Ja; sicher. 
(Gansel [SPD]: Sind Sie bereit, es mir 
schriftlich mitzuteilen?) 

— Ja. 
(Gansel [SPD]: Danke sehr!) 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. 

(Lambinus [SPD]: Doch!) 
— Sie haben doch gerade gefragt, Herr Lambinus! 

(Lambinus [SPD]: Nein; zu dieser Frage 
nicht!) 
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Vizepräsident Stücklen 
— Nicht? 

(Lambinus [SPD]: Nein, Herr Präsident! — 
Heiterkeit bei der SPD) 

— Na! 
(Lambinus [SPD]: Nein! — Erneute Heiter

-

keit bei der SPD) 
— Mogeln Sie nicht! 

(Lambinus [SPD]: Ich pflege nicht Sie 
übers Ohr zu hauen!) 

— Gut. Herr Lambinus, Zusatzfrage. 

Lambinus (SPD): Herr Staatsminister, darf ich Sie 
trotz der Tatsache, daß es hypothetisch sein könnte, 
noch einmal fragen: Gibt es juristische Mittel, die 
Stationierung von Pershing II oder Marschflugkör-
pern, mit chemischen Waffen oder chemischen 
Sprengköpfen bestückt, in der Bundesrepublik zu 
verhindern? 

Möllemann, Staatsminister: Ich möchte noch mal 
sagen, daß ich die Beantwortung hypothetischer 
Fragen für nicht zweckmäßig halte. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weitere Zusatz-
frage. 
Ich rufe die Frage 40 des Herrn Abgeordneten 

Sielaff auf: 
Welche Möglichkeiten hat die Bundesregierung, darauf 

hinzuwirken, daß die US-Regierung das technische Know-
how der C-Waffenproduktion nicht an andere Länder weiter-
gibt, und plant die Bundesregierung Initiativen, um im UN-
Abrüstungsausschuß in Genf einen Forschungsstopp für

-

C- und Toxinwaffen zu erreichen? 

Möllemann, Staatsminister: Herr Kollege, nach 
Kenntnis der Bundesregierung gibt es keine Pläne 
der US-Regierung, Verfahren der Herstellung von 
chemischen Waffen an andere Staaten weiterzuge-
ben. Die Frage nach einer Einwirkung der Bundes-
regierung stellt sich daher nicht. 
Hinsichtlich der Toxinwaffen besteht ein Verbot 

der Entwicklung, Herstellung und Lagerung auf 
Grund des B-Waffen-Übereinkommens von 1972. 
Was ein vollständiges Verbot chemischer Waffen 

angeht, hat die Bundesregierung wiederholt Initia-
tiven ergriffen, die den Abschluß eines umfassen-
den, weltweiten und nachprüfbaren Verbotsabkom-
mens fördern sollen. 
Eine separate Abmachung lediglich über ein Ver-

bot der Forschung wäre dagegen, da sie praktisch 
überhaupt nicht nachprüfbar wäre, kein wirksamer 
Beitrag zur Abschaffung aller chemischen Waffen, 
wie sie das erklärte Ziel der Bundesregierung ist, 
das im übrigen in einer Entschließung, die der Aus-
wärtige Ausschuß gestern gefaßt hat, noch einmal 
ausdrücklich bekräftigt worden ist. 

Vizepräsident Stücklen: Zusatzfrage. Bitte. 

Sielaff (SPD): Herr Staatssekretär, ist auszu-
schließen, daß in den Kommissionssitzungen der 
Westeuropäischen Union in Brüssel, in denen ja of-
fenkundig eine engere rüstungstechnische Zusam-
menarbeit zwischen Westeuropa und den USA ver

-

einbart wurde, auch die Produktion und der eventu-
elle Einsatz chemischer Waffen einbezogen worden 
sind und die Bedeutung chemischer Waffen für die 
westeuropäische Verteidigungsstrategie angespro-
chen worden ist? 

Möllemann, Staatsminister: Es ist mir jedenfalls 
nicht bekannt. Ich kann das deswegen nicht aus-
schließen. Ich will dem nachgehen und Ihnen die 
Antwort geben. 

(Sielaff [SPD]: Würden Sie mir das dann 
schriftlich mitteilen?) 

— Ja. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage. 

Sielaff (SPD): Herr Staatsminister, liegen in der 
Bundesregierung irgendwelche Informationen vor, 
wonach in Frankreich mit Unterstützung der USA 
binäre chemische Kampfstoffe produziert werden 
sollen? 

Möllemann, Staatsminister: Auch auf diese Frage 
muß ich Ihnen eine schriftliche Antwort geben. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Klejdzinski. 

Dr. Klejdzinski (SPD): Herr Staatsminister, Sie ha-
ben in Beantwortung der Frage verneint, daß die 
US-Regierung technisches Know-how weitergibt. 
Können Sie sich vorstellen, daß auf Grund der Tat-
sache, wie Rüstungsvorhaben in den USA gehand-
habt werden, dieses technische Know-how bei pri-
vaten Firmen vorhanden ist und daß es durchaus 
möglich ist, daß es auf Grund von Lizenzabkommen 
weitergegeben werden kann? 

Möllemann, Staatsminister: Vorstellen kann ich 
mir vieles, aber die Antwort auf die ursprünglich 
gestellte Frage schließt das aus. 
Ich müßte mich hier an dieser Stelle im Blick auf 

die letzte Zusatzfrage korrigieren. Die Antwort auf 
die gestellte Frage schließt auch eine Weitergabe 
der entsprechenden Kenntnisse an Frankreich 
aus. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. Ich rufe Frage 41 des Herrn Abgeordneten Dr. 
Czaja auf: 

Handelt es sich bezüglich der Rechtsnatur des NATO-Dop-
pelbeschlusses um eine völkerrechtliche Verpflichtung der 
Bundesregierung der früheren Koalition, die von der jetzigen 
Bundesregierung den NATO-Vertragspartnern gegenüber 
bestätigt wurde, oder welche andere Rechtsnatur hat der 
NATO-Doppelbeschluß? 

Möllemann, Staatsminister: Herr Kollege Czaja, 
von NATO-Beschlüssen geht in der Regel nur eine 
politische Bindungswirkung aus. Wegen seiner 
außerordentlichen Bedeutung ist der NATO-Dop-
pelbeschluß von den Außen- und Verteidigungsmi-
nistern in einer gemeinsamen Sitzung getroffen 
worden. Aber, wie gesagt, die Wirkung, die von ihm 
ausgeht, ist eine politische Bindungswirkung. 

Vizepräsident Stücklen: Zusatzfrage, bitte. 
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Dr. Czaja (CDU/CSU): Herr Staatsminister, bedeu-
tet dies, daß die Verpflichtungen der früheren Re-
gierung — bekräftigt durch die jetzige Regierung — 
nach dem allgemeinen Grundsatz von Treu und 
Glauben erfüllt werden müssen? 

Möllemann, Staatsminister: Es ist natürlich eine 
hochpolitische Frage, ob die Bundesregierung Ver-
einbarungen, die sie mit ihren Bündnispartnern 
trifft, auch einhält, und das ist für den politischen 
Zusammenhalt des Bündnisses sicherlich von sehr 
großer Bedeutung. Aber wir sollten hier eine klare 
Unterscheidung gegenüber einer völkerrechtlichen 
Bindungswirkung treffen, die hier nicht gegeben 
ist. Das mindert aber die Bedeutung dieser Bindung 
überhaupt nicht. 

Vizepräsident Stücklen: Bitte sehr. 

Dr. Czaja (CDU/CSU): Bedeutet das, daß diese po-
litische Zusage nach Treu und Glauben erfüllt wer-
den muß? 

Möllemann, Staatsminister: Soweit ich sehe, ent-
spricht es dem Verhalten aller Bundesregierungen, 
getroffene Vereinbarungen einzuhalten, und auch 
diese Bundesregierung wird das tun. Dabei konzen-
triert sich die Zusage ja auf bestimmte Bedingun-
gen zum Zeitpunkt der Festlegung des Beschlusses 
und auch auf bestimmte Einzelheiten, die zum Zeit-
punkt des Wirksamwerdens des Beschlusses ge-
prüft werden sollen. Aber ich darf Sie erneut darauf 
hinweisen, Herr Kollege Czaja, daß die Bundesre-
gierung zu beiden Teilen des NATO-Doppelbe-
schlusses steht und sich daran gebunden fühlt. 

(Dr. Czaja [CDU/CSU]: Danke schön!) 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Scheer. 

Dr. Scheer (SPD): Herr Staatsminister, stimmen 
Sie dann mit mir in der Auffassung überein, daß 
eine politische Bindungswirkung rechtlich gesehen 
eine geringere Qualität hat als eine völkerrechtli-
che Bindung auf Grund der Ratifizierung im Deut-
schen Bundestag? 

Möllemann, Staatsminister: Nach meinem Ein-
druck ist das nicht eine rechtlich geringere, sondern 
eine andere Wirkung. Das eine ist eine völkerrecht-
liche, das andere ist eine politische Wirkung. Aber 
ich bitte Sie sehr herzlich, die Bedeutung des politi-
schen Zusammenhalts etwa des westlichen Bünd-
nisses nicht geringerzuschätzen als eine möglicher-
weise interessante Rechtsfrage. Ich würde im Um-
kehrschluß sagen: Die politische Bindungswirkung 
scheint mir bedeutungsvoller zu sein als eine mögli-
che rechtliche. 

(Dr. Scheer [SPD]: Habe ich eine weitere 
Zusatzf rage?)  

Vizepräsident Stücklen: Es gibt keinen Rabatt. 
Eine Zusatzfrage, Herr Abgeordneter Klejdzinski. 

Dr. Klejdzinski (SPD): Herr Staatsminister, stim-
men Sie mit mir in der Auffassung überein, daß die 
Erfüllung des NATO-Doppelbeschlusses — der zwei 

Teile hat, nämlich einen Verhandlungsteil und ei-
nen Nachrüstungsteil — nach Treu und Glauben 
nicht von vornherein einen gewissen Automatismus 
in bezug auf seinen zweiten Teil, nämlich die Statio-
nierung, auslöst, wenn die Verhandlungen mögli-
cherweise erfolgreich oder aber nicht erfolgreich 
sind? 

Möllemann, Staatsminister: Herr Kollege, es han-
delt sich um eine Tatsache, die Sie erwähnen, daß 
der Doppelbeschluß, wie der Name unschwer erken-
nen läßt — — 

(Dr.  Klejdzinski [SPD]: Sie erwähnen gele

-

gentlich ja auch Tatsachen, Herr Staatsmi

-

nister!) 

— Ja, ja. Ich kann nur mit Ihnen nicht übereinstim-
men, sondern stelle fest, daß der Doppelbeschluß 
zwei Teile hat und daß wir eben zu beiden Teilen 
stehen. Das Hochinteressante ist, daß bis vor eini-
ger Zeit die deutsche Bundesregierung gemeinsam 
mit der damaligen Opposition zu beiden Teilen 
stand und daß sich die jetzige Bundesregierung mit 
dem Phänomen konfrontiert sieht, daß die jetzige 
Opposition nicht mehr zu beiden Teilen zu stehen 
scheint. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Stücklen: Zusatzfrage, Herr Abge-
ordneter Gansel. 

Gansel (SPD): Herr Staatminister, stimmen Sie 
mit mir darin überein — trotz Ihrer Bemerkung 
soeben, die ich als einen Versprecher werte —, daß 
völkerrechtlich verpflichtende Verträge, die die 
Bundesregierung mit Zustimmung der parlamenta-
rischen Gremien eingegangen ist, natürlich eine hö-
here moralische, rechtliche, politische Bedeutung 
haben als politische Verpflichtungen einer Regie-
rung, und ziehen Sie mit mir daraus den Schluß, 
daß natürlich Bundesregierung und Bundestag 
rechtlich frei sind in ihrer politischen Entscheidung 
über eine Veränderung des Doppelbeschlusses, 
über den Zeitpunkt seiner Realisierung und über 
Einzelheiten seiner Realisierung? 

Möllemann, Staatsminister: Entschuldigen Sie bit-
te, Herr Kollege Gansel, aber ich finde, Ihre Frage 
ist so voll von pauschalen Bewertungen, daß es et-
was komplex wäre, sie jetzt ausführlich zu beant-
worten. Aber zweifelsfrei sind völkerrechtlich wirk-
sam gewordene Verträge von einer besonderen 
rechtlichen Qualität. Das habe ich versucht deutlich 
zu machen. Auch politische Vereinbarungen und 
Zusagen, die man durch den Kanzler, den Verteidi-
gungsminister und den Außenminister gegenüber 
sämtichen Bündnispartnern gibt, sind, meine ich, 
für den Zusammenhalt eines Bündnisses von sehr 
großer Bedeutung. Denn wenn man sich nicht an 
sie hält, muß ja die Seriosität einer Bundesregie-
rung in Frage gestellt werden. 

Daß im übrigen — um auf den zweiten Teil Ihrer 
Frage, die etwas komplex war, zu kommen — die 
Bundesregierung und das Parlament bei der Bewer-
tung eines etwaigen konkreten Verhandlungsergeb- 
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nisses und der daraus zu ziehenden Schlußfolge-
rungen frei sind, ist unbestreitbar. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage? — Bitte 
schön. 

Frau Beck-Oberdorf (GRÜNE): Herr Möllemann, 
sind Sie bereit, näher zu erläutern, was in Ihren 
Augen die Gefährdung des Zusammenhalts des 
Bündnisses konkret bedeuten würde — wenn es 
nicht zur Einhaltung dieses NATO-Doppelbeschlus-
ses käme? 

Möllemann, Staatsminister: Frau Kollegin, mein 
Eindruck ist, daß, unterstellt den Fall, daß ein Ver-
handlungsergebnis nicht erreicht werden kann, we-
der ein Zwischenergebnis noch die beiderseitige 
Null-Lösung, und damit dann eindeutig die im Dop-
pelbeschluß für diesen Fall auch völlig unzweideu-
tig vorgeschriebene Konsequenz eintreten müßte, 
die Bundesregierung sich aber nicht an die im Be-
schluß selbst formulierte Konsequenz halten würde, 
dieses die Vertrauenswürdigkeit der Bundesrepu-
blik Deutschland und ihrer Regierung bei den übri-
gen Bündnispartnern sicherlich sehr in Frage stel-
len würde. Und ich glaube, daß in diesem westlichen 
Bündnis, das j a nicht auf die Befehlsgewalt eines 
Großen und die Verpflichtung der Kleinen zu fol-
gen, sondern auf vertrauensvolle Zusammenarbeit 
gegründet ist, Vertrauen eine so wichtige Rolle 
spielt, daß man es nicht unnötig verspielen sollte. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Waltemathe. 

Waltemathe (SPD): Herr Staatsminister, muß ich 
Ihre letzte Antwort hinsichtlich der bundespoliti-
schen Bewertung so verstehen, daß, wenn dieses 
Parlament der Bundesregierung eine ähnliche 
Empfehlung geben sollte wie das dänische Parla-
ment der dänischen Regierung, die Bundesregie-
rung sich eher an das hält, was Sie als „bündnispoli-
tische Verpflichtung" bezeichnet haben, als an das, 
was dieses Parlament dann beschlossen haben 
würde? 

Möllemann, Staatsminister: Herr Kollege Walte-
mathe, Sie können zunächst davon ausgehen, daß, 
im Gegensatz zur Situation beim angesprochenen 
Bündnispartner, die jetzt hier arbeitende Bundesre-
gierung im Parlament eine Mehrheit für ihre Auf-
fassungen hat 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 
und insofern diese Situation nicht eintreten wird, 
dies insbesondere angesichts dessen — was nicht 
selbstverständlich ist —, daß die jetzige Bundesre-
gierung einen Beschluß in beiden Teilen beibehält, 
der in besonders nachdrücklicher und umfänglicher 
Weise vom früheren Bundeskanzler, dem stellver-
tretenden Vorsitzenden Ihrer Partei, mit herbeige-
führt worden ist. 

Vizepräsident Stücklen: Darf ich die Damen und 
Herren, die noch eine Zusatzfrage zu stellen wün-
schen, bitten, sich auf den Inhalt der ursprüngli-
chen Frage zu beschränken. Gefragt ist nach der 

Rechtsnatur, nicht nach den politischen Folgen, 
nicht nach den politischen Überlegungen, die dar-
über hinausgehen. Ich lasse Zusatzfragen nur exakt 
zur Rechtsnatur zu. 

Eine Zusatzfrage, Herr Abgeordneter Sielaff. 

Sielaff (SPD): Herr Staatsminister, ist es richtig, 
daß innerhalb der NATO vereinbart wurde, daß nur 
mit dem Einverständnis der Länder, in denen sta-
tioniert werden soll, stationiert wird? 

Vizepräsident Stücklen: Nach meiner Vorbemer-
kung lasse ich diese Frage nicht zu. Es geht hier um 
die Rechtsnatur. Es tut mir leid. 

(Frau Beck-Oberdorf [GRÜNE]: „Rechts-" 
im Sinne von Recht, bitte!) 

Eine weitere Zusatzfrage, Herr Abgeordneter 
Schily. 

Schily (GRÜNE): Herr Staatsminister, wenn Sie in 
Ihrer Antwort von der völkerrechtlichen Verpflich-
tung der Bundesregierung sprechen: Haben Sie da-
bei auch bedacht, daß möglicherweise völkerrechtli-
che Gesichtspunkte gegen eine Stationierung die-
ser Waffensysteme auf dem Boden der Bundesrepu-
blik sprechen könnten? 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter Schily, 
es geht um die Rechtsnatur des Doppelbeschlusses. 
Es ist nach der Wertigkeit dieser Rechtsstruktur 
gefragt, nicht nach dem Inhalt der Auswirkungen. 

Schily (GRÜNE): Entschuldigen Sie, hier steht: 
Handelt es sich bezüglich der Rechtsnatur des 
NATO-Doppelbeschlusses um eine völkerrecht-
liche Verpflichtung der Bundesregierung ... 

Und dann spielt natürlich womöglich auch das Völ-
kerrecht eine Rolle, könnte ich mir denken. Inso-
fern weiß ich nicht, inwiefern der Herr Präsident 
meint, daß diese Frage nicht in den Zusammenhang 
gehöre. Das ist mir nicht verständlich. Ich sehe, 
wenn ich die Gestik von Herrn Staatsminister Möl-
lemann richtig einschätze, daß auch er es so sieht, 
daß das in den Zusammenhang gehört, Herr Präsi-
dent. 

(Heiterkeit bei den GRÜNEN und der 
SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Wenn der Herr Staatsmi-
nister den Zusammenhang so sieht, kann er darauf 
antworten. Wir können aber mit Rücksicht auf die 
vielen Fragesteller, die wir in einer Fragestunde 
haben, nicht eine Frage über das hinaus behandeln, 
was von seiten der Bundesregierung, exakt auf die 
Frage bezogen, Als Antwort als ausreichend angese-
hen wird. 

Aber da Sie nun der Auffassung sind, daß die 
Zugehörigkeit absolut gegeben ist und die Frage 
nach der staatsrechtlichen Wirkung eine Beantwor-
tung erfordert, soll geantwortet werden. 

(Schily [GRÜNE]: Herr Präsident, es geht 
um das Völkerrecht!) 
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— Ja, es ist gut, das Völkerrecht. Es soll geantwortet 
werden. 

Möllemann, Staatsminister: Herr Kollege Schily, 
möglicherweise war ich bei meiner ersten Antwort 
nicht präzise genug. Ich hatte ausdrücklich erklärt, 
daß keine völkerrechtliche Bindung davon ausgehe, 
sondern eine politische Bindung. 

Vizepräsident Stücklen: Damit ist die Frage aus-
reichend beantwortet. 
Ich rufe die Frage 42 des Herrn Abgeordneten Dr. 

Czaja auf: 
Teilt die Bundesregierung im Sinne der westlichen Werte-

gemeinschaft die Auffassungen, die den Zielen der durch den 
US-Präsidenten Reagan proklamierten „Woche der in Unfrei-
heit lebenden Nationen" zugrunde liegen, z. B. was die Selbst-
bestimmung, die Freiheit und die notwendige Verteidigungs-
bereitschaft sowie die Unabhängigkeit der Völker („wenn 
freie Menschen frei bleiben wollen, müssen sie auch die Frei-
heit anderer verteidigen") betrifft? 

Möllemann, Staatsminister: Herr Kollege, die Bun-
desregierung tritt für die Freiheit und das Selbstbe-
stimmungsrecht der Völker in Mittel- und Osteu-
ropa ein. Für die in der Deutschen Demokratischen 
Republik lebenden Deutschen ergibt sich dies aus 
dem Auftrag des Grundgesetzes. 
Zur Freiheit und Selbstbestimmung der Völker 

Mittel- und Osteuropas hat der Bundeskanzler in 
seiner Regierungserklärung vom 4. Mai 1983 unter 
anderem ausgeführt: 

Wir sind für das Selbstbestimmungsrecht aller 
Völker und für das Ende der Teilung Europas 
... Unser Ziel bleibt eine gesamteuropäische 
Friedensordnung. 

Gemeinsam mit den im Atlantischen Bündnis ver-
einten Demokratien bleibt die Bundesregierung 
entschlossen, den Frieden un Freiheit zu verteidi-
gen. Die Bundesrepublik Deutschland leistet im 
Bündnis zur Verteidigung unserer Freiheit einen 
wesentlichen Beitrag. 

Vizepräsident Stücklen: Zusatzfrage, bitte. 

Dr. Czaja (CDU/CSU): Herr Staatsminister, wür-
den Sie zu meiner Frage dahin gehend Stellung 
nehmen, daß wir doch dann auch die Initiative des 
amerikanischen Präsidenten für diese Woche der 
in Unfreiheit lebenden Nationen eigentlich dank-
bar begrüßen sollten, da auch ein Teil unseres Vol-
kes in Unfreiheit lebt? 

Möllemann, Staatsminister: Herr Kollege Czaj a, es 
war, wie Sie an der Antwort mit Recht festgestellt 
haben, etwas schwierig, diese Frage ganz angemes-
sen zu beantworten, weil natürlich nicht ganz klar 
ist, welche Auffassungen dieser „Woche" präzise zu-
grunde liegen. Die Absicht ist klar. Wir sind der 
Meinung, daß das Bemühen, das hinter dieser „Wo-
che" steht, unsere Unterstützung verdient. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
bitte. 

Dr. Czaja (CDU/CSU): Herr Staatsminister, da ich 
davon ausgehe, daß sich im Jahr der besonderen  

deutsch-amerikanischen Freundschaft möglicher-
weise für die Ursachen und die Auffassungen inter-
essiert habe, frage ich noch einmal: Haben Sie der 
amerikanischen Administration auch genügend 
nüchterne Daten zur Lage des deutschen Volkes in 
Mitteldeutschland, in den Gebieten östlich von Oder 
und Neiße, Mittel- und Osteuropas zur Verfügung 
gestellt, damit bei dieser „Woche" in diesem beson-
deren Jahr auch die Not des unfreien Teiles 
Deutschlands berücksichtigt wird? 

Möllemann, Staatsminister: Herr Kollege Czaja, 
zwischen der Bundesregierung und den Regierun-
gen unserer Partnerstaaten und insbesondere auch 
der Regierung der Vereinigten Staaten gibt es ei-
nen sehr intensiven politischen Kontakt, der sich 
selbstverständlich auch auf den Austausch aller po-
litisch relevanten Informationen und selbstver-
ständlich auch auf den Bereich erstreckt, von dem 
Sie sprechen. 

Vizepräsident Stücklen: Ich bitte sehr darum, daß 
die Bundesregierung nur auf die gestellte Frage 
eingeht. Wenn weitere Erläuterungen erfolgen, ver-
stehe ich durchaus, daß die Fragesteller auch auf 
diese erweiterten Erläuterungen der Bundesregie-
rung eingehen. Das bedeutet natürlich wiederum, 
daß die zur Verfügung stehende Zeit den Abgeord-
neten abgeht, die ebenfalls Fragen eingereicht ha-
ben. Ja und Nein sind eine absolut korrekte Beant-
wortung einer Frage, wenn sie mit Ja und Nein 
zutreffend zu beantworten ist. 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Und wenn die Ant

-

wort Jein ist?) 
— Das ist etwas ganz anderes. Das gibt es bei uns 
nicht, Herr Abgeordneter Klejdzinski . 

(Heiterkeit bei der SPD) 

Ich rufe die Frage 43 des Herrn Abgeordneten 
Pauli auf: 

Welche Bedeutung mißt die Bundesregierung der humani-
tären Arbeit des Deutschen Komitees Not-Ärzte e. V. in zahl-
reichen Projekten in Notstandsgebieten in aller Welt bei? 

Möllemann, Staatsminister: Herr Kollege Pauli, 
die Bundesregierung vermag ein eingehendes Ur-
teil über die Auslandsarbeit einer privaten deut-
schen Hilfsorganisation nur dann abzugeben, wenn 
diese wegen erhaltener Zuwendungen aus öffentli-
chen Mitteln zu Vorlage eines Verwendungsnach-
weises verpflichtet ist. Ansonsten ist sie auf gele-
gentliche, eher zufällige Kontakte und Unterrich-
tungen angewiesen. 

Die Tätigkeit des Deutschen Komitees Not-Ärzte 
e. V. in Notstandsgebieten der Dritten Welt ist be-
reits mehrfach mit öffentlichen Mitteln gefördert 
worden. Beim Hilfsprojekt im Norden Somalias fi-
nanzierte die Bundesregierung Hilfsflüge für den 
Transport dringend benötigter Güter. Die in Soma-
lia tätigen Mitarbeiter des Komitees fanden dort 
uneingeschränkt Anerkennung und Dank. 

Weitere Zuwendungen erhielt das Komitee für 
seine Tätigkeit in Vietnam und Uganda, im Libanon 
und im Tschad. Das Vorhaben in Vietnam ist bisher 
jedoch noch nicht zustande gekommen. Die Zuwen- 
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dungen für das Projekt im Tschad betrugen 
350 000 DM. Über die erhaltenen Zuwendungen für 
die Hilfsvorhaben in Uganda — 103 000 DM — und 
im Libanon — 360 000 DM — hat das Komitee bis-
her nicht Rechnung gelegt. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, bitte. 

Pauli (SPD): Herr Staatsminister, wie beurteilt die 
Bundesregierung die aktuelle Möglichkeit einer 
vom Komitee Not-Ärzte mit organisierten Rettungs-
aktion, die durch das baldige Auslaufen eines Schif-
fes unter französischer Flagge und unter deutscher 
Beteiligung eingeleitet werden soll? Ich meine die 
sogenannte Cap Anamur II. 

Möllemann, Staatsminister: Offen gestanden muß 
ich Ihnen diese Frage schriftlich beantworten. 

Vizepräsident Stücklen: Es ist nach der Bedeutung 
dieser Organisation gefragt worden. Ich unterstelle, 
daß die Bundesregierung dieser Organisation große 
Bedeutung beimißt. Nun hat sie eine ganze Reihe 
von Einzelfragen aufgeworfen, und natürlich 
kommt jetzt die Frage nach der Cap Anamur. Herr 
Staatsminister, Sie geben darauf schriftlich eine 
Antwort? 

Möllemann, Staatsminister: Ja. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
bitte. 

Pauli (SPD): Herr Staatsminister, sind Sie bereit, 
in Ihre schriftliche Beantwortung auch die Erörte-
rung der Frage einzubeziehen, weshalb die Zu-
schüsse zu den von Ihnen genannten Bereichen bis-
her noch nicht abgerechnet worden sind? 

Möllemann, Staatsminister: Ja, selbstverständlich. 
Sie dürfen ganz nachdrücklich davon ausgehen, daß 
das Auswärtige Amt sehr daran interessiert ist — 
die  zuständigen Stellen des Amtes haben sich des-
wegen bereits an das Komitee gewandt —, daß sol-
che Verwendungsnachweise zeitgerecht erfolgen, 
damit wir die Wirksamkeit der ja aus Steuermitteln 
aufgebrachten Beträge überprüfen können. Das ist 
bereits geschehen. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weitere Zusatzfra-
gen. Ich rufe die Frage 44 des Herrn Abgeordneten 
Dr. Hupka auf: 

Sind die Vertretungen der Bundesrepublik Deutschland im 
Ausland veranlaßt worden, am Tag der deutschen Einheit die 
Flagge der Bundesrepublik Deutschland zu hissen, und wel-
che Gründe waren gegeben, dies in den letzten Jahren nicht 
zu tun? 

Möllemann, Staatsminister: Herr Kollege, der 
17. Juni gehört nach dem Runderlaß des Auswärti-
gen Amts vom 12. März 1955 zu den regelmäßigen 
allgemeinen Beflaggungstagen, an denen die 
Dienstgebäude der Vertretungen der  Bundesrepu-
blik  Deutschland im Ausland zu beflaggen sind, 
ohne daß es einer besonderen Anordnung bedarf. 
Dem Auswärtigen Amt ist bisher kein Fall bekannt, 
in dem eine Auslandsvertretung an diesem Tag 

nicht nach dem sogenannten Runderlaß verfahren 
wäre. 

Vizepräsident Stücklen: Zusatzfrage. 

Dr. Hupka (CDU/CSU): Herr Staatsminister, gilt 
diese Feststellung auch für unsere Missionen im 
Ostblock, weil es dort in den ersten Jahren heftige 
Proteste wegen des Zeigens der schwarz-rot-golde-
nen Flagge ausgerechnet am 17. Juni gegeben hat? 

Möllemann, Staatsminister: Diese Anordnung gilt 
für alle deutschen Vertretungen in allen Staaten, in 
denen wir solche haben. 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage. 

Dr. Hupka (CDU/CSU): Herr Staatsminister, ge-
hen Sie davon aus, daß, weil die Anordnung erlas-
sen wurde, die Anordnung auch befolgt wird, oder 
haben Sie noch einmal durch Rückfrage da und 
dort geklärt, daß auch entsprechend der Anordnung 
verfahren worden ist? 

Möllemann, Staatsminister: Herr Kollege, wie ge-
sagt: Es ist uns kein einziger Fall bekanntgewor-
den, in dem nicht so verfahren wurde. Wenn es Hin-
weise auf Verfahrensweisen gäbe, die nicht dem 
entsprechenden Erlaß entsprächen, bitte ich darum, 
mich darauf aufmerksam zu machen. Es gibt bei 
uns keine Erkenntnisse. 

Vizepräsident Stücklen: Zusatzfrage, Herr Abge-
ordneter Becker (Nienberge). 

Becker (Nienberge) (SPD): Herr Staatsminister, 
können Sie mir Auskunft darüber geben, ob nicht 
an jedem Tag bei jeder Vertretung der Bundesrepu-
blik Deutschland im Ausland die Fahne ohnehin 
gehißt wird? 

Möllemann, Staatsminister: Das ist wohl ganz of-
fenkundig nicht so. 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Lambinus. 

Lambinus (SPD): Herr Staatsminister, ist die Bun-
desregierung bereit, ganz im Sinne der Frage des 
Kollegen Hupka jährlich eine Vollzugsmeldung von 
allen ausländischen Missionen über die Beflaggung 
am 17. Juni anzufordern? 

Möllemann, Staatsminister: Die Bundesregierung 
sieht dafür kein Erfordernis. 

Vizepräsident Stücklen: Meine Damen und Herren 
— dies geht auch an die Regierungsbank —, wir 
haben heute die letzte Fragestunde vor den Parla-
mentsferien. Vielleicht brauchen mit Rücksicht auf 
die letzte Möglichkeit, daß die noch nicht zum Zuge 
gekommenen Abgeordneten ihre Fragen anbringen, 
die Zusatzfragen nicht mehr so intensiv zu sein. 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Wir schon sehr 
weit! Die kommen alle dran!) 

Ich rufe die Frage 45 des Herrn Abgeordneten 
Toetemeyer auf: 
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Welche öffentlichen Aufgaben des Auswärtigen Amts wä-

ren — die Richtigkeit der Aussage des Vertreters des BND 
vor dem Verwaltungsgericht Berlin im Verwaltungsgerichts-
verfahren VG 19 A 329.82 unterstellt — ernstlich gefährdet 
worden, wenn dem stellvertretenden Leiter des Referats 510 
und dem Leiter der Unterabteilung Verwaltung im Auswärti-
gen Amt eine Aussagegenehmigung zu der Frage erteilt wor-
den wäre, ob und inwieweit Informationen hinsichtlich politi-
scher Aktivitäten türkischer Staatsangehöriger über deut-
sche Behörden — insbesondere aus Asylverfahrensakten — 
gegebenenfalls unter Mitwirkung der Nachrichtendienste 
türkischer Behörden zur Kenntnis gelangen können, und 
warum war es nicht möglich, diese Gründe gegenüber dem 
Verwaltungsgericht näher zu substantiieren? 

Möllemann, Staatsminister: Herr Kollege Toete-
meyer, die als Zeugen benannten Beamten hätten 
zu dem Beweisthema nichts aussagen können, da 
das Asylverfahren in Zirndorf sich ohne Kenntnis 
des Auswärtigen Amts vollzieht. 
Um die Arbeiten der Gerichte in Asylsachen 

gleichwohl nach besten Möglichkeiten zu fördern, 
hat das Auswärtige Amt in diesem Fall — wie in 
allen ähnlichen Fällen — eine schriftliche Aus-
kunftserteilung angeboten. Das Gericht ist aber auf 
dieses Anerbieten nicht zurückgekommen. 
In dem vorliegenden Fall hat das Auswärtige Amt 

darüber hinaus von sich aus noch die folgende Aus-
kunft erteilt: 

Generell ist zu sagen, daß das Auswärtige Amt 
seine Stellungnahmen auf Anforderung des 
Bundesamts für die Anerkennung ausländi-
scher Flüchtlinge ausschließlich über den Bun-
desinnenminister an das anfordernde Bundes-
amt und bei Anfragen grundsätzlicher Bedeu-
tung auch an den Bundesjustizminister mit 
dem Anheimstellen der Unterrichtung der mit 
Asylsachen befaßten Verwaltungsgerichte gibt. 

Vizepräsident Stücklen: Zusatzfrage, bitte. 

Toetemeyer (SPD): Herr Staatsminister, wie beur-
teilen Sie nach dieser Aussage die Feststellung des 
Verwaltungsgerichts in der Begründung seines Ur-
teils, daß die beklagte Bundesrepublik Deutschland 
in der Gestalt des Auswärtigen Amts jegliche nä-
here Aufklärung der Rolle des Auswärtigen Amts 
verhindert hat und deswegen diese Art und Weise 
außerordentlich bedenklich sei — ich zitiere aus der 
Begründung —, weil jede Substantiierung dieser 
Begründung seitens des Auswärtigen Amts gefehlt 
habe? 

Möllemann, Staatsminister: Herr Kollege, das Ur-
teil des Verwaltungsgerichts, von dem Sie hier spre-
chen, ist noch nicht rechtskräftig. Wir gehen davon 
aus, daß es im Rahmen des angestrebten Beru-
fungsverfahrens möglich sein wird, diese aus unse-
rer Sicht absolut unzutreffende Feststellung zu kor-
rigieren. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. 
Ich rufe die Frage 46 auf: 

Inwieweit beabsichtigt das Auswärtige Amt, Herrn Stern-
berg-Spohr gegebenenfalls durch ein gerichtliches Wider-
rufsverfahren zu zwingen, seine Behauptung über das Ge-
spräch mit einem Beamten des Auswärtigen Amts entweder 
zu beweisen oder zu widerrufen oder wie will das Auswärtige 

Amt sonst sicherstellen, daß Verwaltungsgerichte weiterhin 
auf Grund dieses Gesprächsvermerks davon ausgehen, daß 
es eine asylbegründende Zusammenarbeit zwischen deut-
schen und türkischen Behörden bei Asylanträgen türkischer 
Staatsangehöriger gibt? 

Bitte sehr, Herr Staatsminister. 

Möllemann, Staatsminister: Wie gesagt, Herr Kol-
lege, das Urteil ist noch nicht rechtskräftig. Darüber 
hinaus gehen wir davon aus, daß es im Berufungs-
verfahren möglich sein wird, eine Widerlegung der 
Behauptungen des Herrn von Sternberg-Spohr her-
beizuführen. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, bitte. 

Toetemeyer (SPD): Herr Staatsminister, diese 
Antwort zwingt mich, zu fragen, warum sich das 
Auswärtige Amt gleichzeitig mit der von Ihnen ge-
schilderten Verweigerung der Aussagegenehmi-
gung während des Gerichtsverfahrens nicht zumin-
dest zu einer schriftlichen Erklärung gegenüber 
dem Gericht in der Lage gesehen hat, daß das Ge-
dächtnisprotokoll des Herrn von Sternberg-Spohr 
eine pure Erfindung sei. 

Möllemann, Staatsminister: Ich sagte bereits, Herr 
Kollege, daß das Auswärtige Amt ausdrücklich eine 
schriftliche Erklärung angeboten hat. Das Problem 
bestand, wenn ich es an dieser Stelle einmal darle-
gen darf, darin, daß Herr von Sternberg-Spohr von 
einer anonymen Person im Auswärtigen Amt ge-
sprochen hat. 
Es ist auch für den Bundesminister des Auswärti-

gen ungewöhnlich schwer, solche Personen ausfin-
dig zu machen, auf die man sich da beruft, und 
Sachverhalte, die solchen anonymen Personen zu-
geschrieben werden, zu dementieren oder zu bestä-
tigen. Es läge an dem aussagenden Herrn von 
Sternberg-Spohr, Roß und Reiter zu nennen; dann 
könnten wir das klären. 

Vizepräsident Stücklen: Noch eine Zusatzfrage. 

Toetemeyer (SPD): Herr Staatsminister, stimmen 
Sie mit mir darin überein, daß den Gerichtsunterla-
gen, die vollständig in meinem Besitz sind, eine Be-
stätigung für Ihre Feststellung, daß es eine schriftli-
che Stellungnahme des Auswärtigen Amts gebe, 
nicht zu entnehmen ist? 

Möllemann, Staatsminister: Ich kann mit Ihnen 
darin natürlich nicht übereinstimmen, da ich die 
Unterlagen im Gegensatz zu Ihnen hier nicht habe. 
Ich kann aber feststellen, daß das Auswärtige Amt 
dem Gericht eine schriftliche Auskunft angeboten 
hat. 

(Toetemeyer [SPD]: Dafür gibt das Proto

-

koll keinen Anlaß!) 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. 
Ich rufe die Frage 47 des Herrn Abgeordneten 

Reents auf: 
Trifft nach Kenntnis der Bundesregierung die Information 

aus dem „Bericht einer Untersuchungskommission der Fédé-
ration Internationale des Droits de l'Homme" (27, rue Jean- 
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Vizepräsident Stücklen 
Dolent, F 75014 Paris) vom Januar 1983 zu, derzufolge die seit 
1982 bestehenden Spezialgefängnisse (sogenannte Gefän-
gnisse vom Typ E) von Canakkale, Malataya und Bartin in 
der Türkei mit Unterstützung von westdeutschen Speziali-
sten gebaut worden sind, und wenn ja, worin bestand dann 
diese Unterstützung? 

Möllemann, Staatsminister: Herr Kollege, der 
Bundesregierung sind keine Tatsachen bekannt, 
die die Informationen bestätigen. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, bitte. 

Reents (GRÜNE): Ist es gegebenenfalls möglich, 
Herr Staatsminister, daß es eine solche Unterstüt-
zung nicht bei den drei hier genannten Gefängnis-
sen, wohl aber bei anderen Gefängnissen in der 
Türkei gegeben hat? 

Möllemann, Staatsminister: Auch darüber gibt es 
keinerlei bekannte Tatsachen. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage. 

Reents (GRÜNE): Ist der Bundesregierung denn 
bekannt, daß dieser Vorwurf, daß es diese Unter-
stützung bei der Errichtung dieser Gefängnisse ge-
geben hat, in der Türkei und auch ansonsten in der 
demokratischen Öffentlichkeit bereits häufiger er-
hoben worden ist, und ist von der Bundesregierung 
irgendwann einmal darauf reagiert worden? 

Möllemann, Staatsminister: Zuletzt ist dies der 
Bundesregierung durch Ihre Frage noch einmal be-
kanntgeworden. Bei unserer Überprüfung sind kei-
nerlei Tatsachen festgestellt worden, die einen sol-
chen Vorwurf bestätigen würden. 

Vizepräsident Stücklen: Zu einer Zusatzfrage Frau 
Abgeordnete Dr. Hamm-Brücher. 

Frau Dr. Hamm-Brücher (FDP): Herr Staatsmini-
ster, ich möchte Sie fragen, ob die Sache nicht wich-
tig genug ist, daß sich die Bundesregierung an diese 
Untersuchungskommission der Fédération Interna-
tionale des Droits de l'Homme wendet, um entwe-
der Widerruf oder Auskünfte zu verlangen? Das 
darf doch nicht so auf sich beruhen bleiben. 

Möllemann, Staatsminister: Ich will dieser Anre-
gung gern nachgehen. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weitere Zusatzfra-
gen. 

Wir kommen zu den Fragen aus dem Geschäfts-
bereich des Bundesministers für Wirtschaft. Zur 
Beantwortung der Fragen steht uns Herr Parla-
mentarischer Staatssekretär Grüner zur Verfü-
gung. 

Die Frage 74 des Abgeordneten Dr. Steger wird 
auf Wunsch des Fragestellers schriftlich beantwor-
tet. Die Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 75 des Abgeordneten Reimann 
auf: 

Was hat der Bundeskanzler bis jetzt nach seiner Zusage 
gegenüber der Belegschaft und der Firmenleitung (die Ar-
beitsplätze der Aluminiumhütte zu sichern) getan, um den 
weiteren Erhalt des Aluminiumwerks in Ludwigshafen zu 
garantieren? 

Grüner, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Wirtschaft: Herr Kollege, wenn Sie erlauben, 
würde ich Ihre beiden Fragen gern im Zusammen-
hang beantworten. 

Vizepräsident Stücklen: Der Fragesteller ist ein-
verstanden. Deshalb rufe ich jetzt auch die Frage 76 
des Abgeordneten Reimann auf: 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, um den 
Fortbestand der qualitativ hochwertigen und arbeitsplatzsi-
chernden Aluminiumhütte für die Zukunft zu sichern, und 
kann die Firmenschließung zum Frühjahr 1984 verhindert 
werden? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Angesichts der wirt-
schaftlichen Schwierigkeiten der Alcan-Aluminium-
hütte in Ludwigshafen und der Alusuisse-Alumini-
umhütte „Rheinfelden" aus Anlaß des Auslaufens 
ihrer bisherigen Stromlieferungsverträge erteilte 
im März 1983 der Bundeskanzler dem Bundesmini-
ster für Wirtschaft den Auftrag, die Energiepreis -
struktur extrem stromintensiver Betriebe in der 
Bundesrepublik Deutschland zu untersuchen und 
über das Ergebnis dieser Untersuchung zum 
nächstmöglichen Zeitpunkt zu berichten. 
Die vier Primäraluminiumproduzenten Alcan, 

Alusuisse, Kayser und VAW, legten dazu für ihren 
Bereich ein Memorandum vor. Auf der Basis dieses 
Memorandums führte das Wirtschaftsministerium 
inzwischen Gespräche mit den betroffenen Unter-
nehmen, darunter auch mit Alcan. 
Das bisherige Ergebnis einer Untersuchung über 

das Strompreisproblem stromintensiver Produktio-
nen im Bereich der Nichteisen-Metallwirtschaft 
wird zur Zeit zu einem Bericht zusammengefaßt 
und soll dem Bundeskanzler in Kürze vorgelegt 
werden. 

Das Land Rheinland-Pfalz hat der Alcan-Alumi-
niumhütte im Einvernehmen mit der Bundesregie-
rung eine auf zwölf Monate befristete Überbrük-
kungshilfe gewährt. Diese Überbrückungshilfe soll 
der Alcan-Aluminiumhütte die Gelegenheit geben, 
ohne Zeitdruck eine Lösung ihrer wirtschaftlichen 
Probleme zu finden. Der gegenwärtige Stromliefe-
rungsvertrag der Alcan-Hütte Ludwigshafen läuft 
bis zum 30. September 1984. 

Aus der Sicht der Bundesregierung müssen die 
Schwierigkeiten, die für die Alcan-Aluminiumhütte 
im Zusammenhang mit der Verhandlung eines 
neuen Stromlieferungsvertrages entstanden sind, 
als Teil der Gesamtproblematik stromintensiver 
Produktionen in der Bundesrepublik gesehen wer-
den. Der vom Bundeswirtschaftsministerium erar-
beitete Bericht bezieht auch die Problematik der 
Alcan-Hütte Ludwigshafen mit ein. Wie jedoch der 
Bundeskanzler in einem Schreiben an den Be-
triebsrat der Alusuisse-Aluminiumhütte „Rheinfel-
den" bereits festgestellt hat, kommt eine Subventio-
nierung aus öffentlichen Mitteln zur Lösung der 
Strompreisproblematik stromintensiver Produktio-
nen nicht in Betracht. 
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Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage? — 
Bitte. 

Reimann (SPD): Heißt das, Herr Staatssekretär, 
daß zunächst keinerlei Voraussetzungen bestehen, 
dem Unternehmen eine definitive Antwort darüber 
zukommen zu lassen, ob es die Chance hat, näch-
stes Jahr weiter zu produzieren oder nicht? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Das heißt, Herr Kol-
lege, daß die zugesagte Hilfe für das Unternehmen 
gewährt wird. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage. 

Reimann (SPD): Die dem Unternehmen zugesagte 
Hilfe war keine Hilfe, um aus den wirtschaftlichen 
Schwierigkeiten aus der Sicht des Unternehmens 
herauszukommen, sondern — dies ist meine kon-
krete Frage an Sie — eine Übergangshilfe, damit 
die Bundesregierung oder das zuständige Wirt-
schaftsministerium Maßnahmen erarbeitet, die die 
Existenz des Unternehmens im nächsten Jahr ge-
währleisten. 

Grüner, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, das ist 
nicht richtig. Diese Hilfe war eine Überbrückungs-
hilfe, um dem Unternehmen Gelegenheit zu geben, 
seine Probleme zu lösen. In diese Überlegungen hat 
die Bundesregierung im Auftrag des Bundeskanz-
lers die Untersuchung der Situation vergleichbarer 
Unternehmen eingeschlossen. Die Schlußfolgerun-
gen, die aus dem Bericht darüber zu ziehen sind, 
sind noch nicht gezogen. Klar ist nur das eine: daß 
es keine Subventionierung aus öffentlichen Mitteln 
für Strompreise geben wird. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage. 

Reimann (SPD): Herr Präsident, da meine Fragen 
zusammen beantwortet werden, habe ich doch si-
cherlich vier Zusatzfragen. 

Vizepräsident Stücklen: Sie haben vier Zusatzfra-
gen. 

Reimann (SPD): Danke schön. — Bedeutet das, 
daß der Herr Bundeskanzler seine Zusage, die er im 
Frühjahr gegenüber den Belegschaften gegeben 
hat, im Grunde genommen jetzt nicht bestätigen 
kann, sondern daß er abwarten muß, was aus die-
sem Memorandum der Aluminiumindustrie und 
den Maßnahmen, die jetzt eingeleitet sind, wird? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Der Herr Bundes-
kanzler steht zu der Zusage, die er gegeben hat. 
Einzelheiten der finanziellen Regelung müssen im 
Laufe des Jahres zwischen den Beteiligten festge-
legt werden. 

Vizepräsident Stücklen: Eine letzte Zusatzfrage, 
bitte sehr. 

Reimann (SPD): Ist im Rahmen der Überlegungen, 
die die Bundesregierung anstellt, auch schon die 
Frage diskutiert worden, das Dritte Verstromungs-
gesetz zu ändern? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Ich möchte dem Be-
richt, den wir dem Bundeskanzler vorlegen werden, 
in keiner Weise vorgreifen, weil es eine Fülle von 
Überlegungen gibt. Ich sage nur noch einmal: Ich 
halte die Aussage für entscheidend, daß es keine 
Subventionierung des Strompreises aus öffentli-
chen Mitteln geben wird. 

(Reimann [SPD]: Danke schön!) 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Jens. 

Dr. Jens (SPD): Herr Staatssekretär, ist Ihnen be-
kannt , daß sich auch andere Aluminiumunterneh-
men, z. B. Kayser, im Strompreisverhandlungen be-
finden, und sind Sie bereit, sich dafür einzusetzen, 
daß diese anderen Unternehmen möglicherweise 
auch ähnliche Überbrückungshilfen bekommen, 
wie sie Alcan gewährt worden sind? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
habe darauf hingewiesen, daß wir dieses Problem 
im Blick auf alle Betroffenen untersuchen und daß 
die Schlußfolgerungen, die daraus gezogen werden 
können, noch nicht zu ziehen sind, weil die Ent-
scheidung über die Untersuchungsergebnisse noch 
nicht gefallen ist. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. 
Ich rufe die Frage 77 des Herrn Abgeordneten 

Gansel auf: 
Ober welche Anträge und Genehmigungen nach dem 

Kriegswaffenkontrollgesetz hat die Bundesregierung seit 
dem 1. Oktober 1982 entschieden? 

Bitte sehr. 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Ich bitte, Herr Kol-
lege Gansel, um Verständnis, daß öffentliche Erör-
terungen von Einzelgenehmigungen zu Rüstungs-
exporten aus außenpolitischen Gründen und aus 
Gründen des Schutzes von Geschäftsgeheimnissen 
nicht möglich sind. Seit dem 1. Oktober 1982 wur-
den rund 50 Genehmigungen zur Lieferung von 
Kriegswaffen in Länder außerhalb des NATO-Be-
reichs erteilt. Darunter waren wenige politisch be-
deutsame Vorhaben, die eine Befassung des Bun-
dessicherheitsrates erforderlich machten. Die Ent-
scheidungen wurden nach Abwägung aller hierfür 
relevanten außen- und sicherheitspolitischen Ge-
sichtspunkte getroffen und stehen im Einklang mit 
den Grundlinien unserer Rüstungsexportpolitik, 
wie sie in den rüstungsexportpolitischen Grundsät-
zen vom 28. April 1982 zum Ausdruck kommen. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, bitte. 

Gansel (SPD): Herr Staatssekretär, habe ich Sie 
richtig verstanden, daß die Bundesregierung das 
Geschäftsgeheimnis höher als das Informations-  
und Kontrollrecht der Bundestagsabgeordneten be-
wertet, 

(Beifall bei den GRÜNEN) 
und sind Sie, wenn Geschäftsinteressen auf dem 
Spiel stehen, wobei eine Abwägung mit vitalen au

-

ßen- und sicherheitspolitischen Argumenten für die 
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Gansel 
Öffentlichkeit delikat werden könnte, bereit, die er-
forderlichen Auskünfte unter „Geheim" im Auswär-
tigen Ausschuß zu geben? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Gansel, 
Sie haben mich mißverstanden. Ich habe die außen-
politischen Rücksichtnahmen hier an die erste 
Stelle gestellt. Wir sind auf Grund von Gesetzen, die 
der Deutsche Bundestag verabschiedet hat, auch 
verpflichtet, geschäftliche Interessen zu berücksich-
tigen. Wie das auch in früheren Jahren der Fall war 
und wie hier von mir immer angeboten worden ist, 
ist die Bundesregierung selbstverständlich bereit, 
in den zuständigen Ausschüssen, die unter „Ge-
heim" oder anderen Geheimhaltungsgraden tagen, 
auch weitergehende Auskünfte zu geben. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage. 

Gansel (SPD): Herr Staatssekretär, ist es zutref-
fend, daß der Bundessicherheitsrat nach dem Wech-
sel der Bundesregierung im Herbst vergangenen 
Jahres ein Milliarden-Panzergeschäft für Malaysia 
genehmigt hat, das allerdings offenbar nicht zur 
Ausführung kommen kann, und welche vitalen In-
teressen außen- und sicherheitspolitischer Art, un-
ter Berücksichtigung der Bündnisinteressen, haben 
die Bundesregierung bewogen, diese Genehmigung 
zu erteilen, obwohl Malaysia nicht im Geltungsbe-
reich der NATO liegt? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich bin 
auf diese Frage nicht vorbereitet, und ich würde 
Ihnen die Antwort gern schriftlich geben. Sie müs-
sen verstehen, daß es bei der Fülle der einzelnen 
Vorhaben nicht möglich ist, aus dem Stand heraus 
zu einer solchen Behauptung etwa j a oder nein zu 
sagen. Ich werde schriftlich darauf zurückkom-
men. 

(Gansel [SPD]: Ich bedanke mich!) 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, Frau 
Dr. Hamm-Brücher. 

Frau Dr. Hamm-Brücher (FDP): Herr Staatssekre-
tär, Sie nannten, wenn ich das richtig verstanden 
habe, 50 Projekte, die im Bundessicherheitsrat be-
schlossen worden sind. Haben sich unter diesen 50 
Projekten auch Waffenlieferungen in arabische 
Länder ergeben, und, wenn ja, in wie vielen Fäl-
len? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, ich 
möchte auch hier auf die Möglichkeit hinweisen, 
diese Frage im Auswärtigen Ausschuß oder in an-
deren zuständigen Ausschüssen zu erörtern. Ich bin 
aus der Erinnerung heraus nicht in der Lage, hier 
zu antworten, möchte es aber auch mit Rücksicht 
auf unsere außenpolitischen Interessen hier nicht 
tun wollen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. 
Ich rufe die Frage 78 des Herrn Abgeordneten 

Gansel auf: 

Beabsichtigt die Bundesregierung eine Änderung der re-
striktiven Waffenexportpolitik? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Die Grundlinie unse-
rer Rüstungsexportpolitik findet ihren Nieder-
schlag in den politischen Grundsätzen für den Ex-
port von Kriegswaffen und sonstigen Rüstungsgü-
tern. Dabei legt insbesondere der Kerngedanke, 
daß Lieferungen in Länder außerhalb der NATO 
und ihnen gleichgestellte Länder nur ausnahms-
weise genehmigt werden können, den Rahmen für 
Einzelfallentscheidungen fest. Die Bundesregie-
rung sieht daher keine Veranlassung, von den am 
28. April 1982 beschlossenen rüstungsexportpoliti-
schen Grundsätzen abzuweichen. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, bitte. 

Gansel (SPD): Herr Staatssekretär, ist es zutref-
fend, daß in Anbetracht des weiten Interpretations-
spielraums dieser Richtlinien die Bundesregierung 
durch Einzelanweisungen Entscheidungen trifft, 
und stimmt es in diesem Zusammenhang, daß 
durch Runderlaß des Auswärtigen Amtes vom 
13. Mai 1983 zur Förderung der außenwirtschaftli-
chen Interessen deutscher Unternehmen durch die 
Auslandsvertretungen die deutschen Auslandsver-
tretungen ausdrücklich verpflichtet sind, auch bei 
Rüstungsgeschäften Akquisitionshilfe zu leisten, 
und wie verträgt sich dies mit dem in der Regie-
rungserklärung niedergelegten Grundsatz, daß 
Frieden mit immer weniger Waffen geschaffen wer-
den soll? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
kann nur noch einmal darauf verweisen, daß wir 
uns an die rüstungsexportpolitischen Grundsätze 
halten, an deren Formulierung, wie Sie sich erin-
nern werden, die Fraktionen des Deutschen Bun-
destages j a beteiligt waren. An diese rüstungsex-
portpolitischen Grundsätze hält sich die Bundesre-
gierung. Sie trifft in jedem Einzelfall an Hand die-
ser Richtlinien ihre Entscheidungen. Es kann keine 
Rede davon sein, daß irgendein Erlaß an irgendeine 
Stelle etwa die Verantwortung der Bundesregie-
rung für ihre Einzelentscheidungen außer Kraft 
setzen würde. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage. 

Gansel (SPD): Herr Staatssekretär, sind Sie be-
reit, mir schriftlich mitzuteilen, ob das Bundeswirt-
schaftsministerium an diesem Runderlaß des Aus-
wärtigen Amtes beteiligt war und ob sich dieser in 
der Tat — wie der Wortlaut nicht ausschließt — 
auch auf Akquisitionshilfe bei Rüstungsgeschäften 
in Entwicklungsländern bezieht? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Da ich diesen Rund-
erlaß nicht kenne und ihn deshalb auch nicht bestä-
tigen kann, werde ich Ihnen dazu gern schriftlich 
eine Äußerung zuleiten. 

(Gansel [SPD]: Danke!) 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Frau Dr. Hamm-Brücher. 
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Frau Dr. Hamm-Brücher (FDP): Herr Staatssekre-
tär, wenn die Bundesregierung — zu meiner Befrie-
digung — nicht plant, die Waffenexportbestimmun-
gen zu erweitern, also nicht beabsichtigt, den Waf-
fenexport zu erleichtern, warum tritt sie dann nicht 
entschiedener und energischer den ständigen Ge-
rüchten und Meldungen darüber entgegen, daß 
diese Bestimmungen „liberalisiert" werden sollen? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, ge-
genüber dem — auch absichtlich genährten — 
Soupçon sind noch so eindeutige Aussagen, wie ich 
sie hier im Bundestag gemacht habe, machtlos. 
Deutlicher als mit dem Hinweis auf die verabschie-
deten Richtlinien und auf die Absicht der Bundesre-
gierung, sich an diese Richtlinien zu halten, kann 
eigentlich eine solche Aussage nicht gemacht wer-
den. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Dr. Hirsch. 

Dr. Hirsch (FDP): Herr Staatssekretär, ist denn 
das Volumen der deutschen Rüstungsexporte in 
Länder außerhalb der NATO seit der Verabschie-
dung der Richtlinien durch das Kabinett nach 
Menge und Wert gestiegen oder nicht? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
kann Ihnen darauf keine Antwort geben, weil mir 
selbstverständlich dafür die Zahlen fehlen. Man 
müßte den Bezugszeitraum angeben, und man 
müßte auch die Fülle der Zufälligkeiten, die es bei 
einer solchen Frage gibt, ausschalten. Auch darauf 
werde ich gern schriftlich zurückkommen. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. 

Ich rufe Frage 79 der Abgeordneten Frau Dr. 
Hamm-Brücher auf: 

Bestehen in der Bundesregierung Überlegungen für einen 
verstärkten Rüstungsexport nach Saudi-Arabien? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Wenn Sie erlauben, 
Frau Kollegin, würde ich gern beide Fragen zusam-
men beantworten. 

Frau Dr. Hamm-Brücher (FDP): Gerne! 

Vizepräsident Stücklen: Dann rufe ich zusätzlich 
Frage 80 der Abgeordneten Frau Dr. Hamm-Brü-
cher auf: 

Bestehen insbesondere Überlegungen zur Lieferung von 
Leopard-II-Panzern nach Saudi-Arabien? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Mitgliedern der Bun-
desregierung ist aus Kontakten in der letzten Zeit 
bekannt, daß Saudi-Arabien nach wie vor an ent-
sprechenden Lieferungen interessiert ist. Die Bun-
desregierung hat sich damit noch nicht befaßt. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, bitte. 

Frau Dr. Hamm-Brücher (FDP): Hat Graf Lambs-
dorff bei seinem letzten Besuch in Saudi-Arabien 
über diese Frage gesprochen, und weshalb sind Ver-
lautbarungen an die Presse gegangen, daß offenbar 

bei der jetzigen Bundesregierung eine positivere 
Einstellung als bei der früheren vorhanden ist? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Solche Verlautba-
rungen können nur Spekulation sein, da eine posi-
tive Einschätzung ja auf einen Beschluß der Bun-
desregierung zurückgehen müßte. Ein solcher Be-
schluß existiert nicht; die Bundesregierung hat sich 
mit diesem Thema nicht befaßt. Eine solche Mel-
dung ist also durchaus unzutreffend. 
Im übrigen möchte ich hier nicht Einzelgesprä-

che, die Mitglieder der Bundesregierung geführt ha-
ben, kommentieren, und ich möchte auch nicht auf 
ihren Inhalt eingehen. Das eignet sich mit Sicher-
heit nicht für eine öffentliche Debatte, denn sonst 
würden vertrauliche Gespräche zwischen Staats-
männern — auf welchem Gebiet auch immer — 
nicht mehr geführt werden können. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage. 

Frau Dr. Hamm-Brücher (FDP): Herr Staatssekre-
tär, liegt eine konkrete Anfrage oder ein Antrag sei-
tens der saudiarabischen Regierung zur Lieferung 
von Leopard-Il-Panzern nach Saudi-Arabien vor? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Nein. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Gansel. 

Gansel (SPD): Herr Staatssekretär, wird sich die 
Bundesregierung mit der Problematik des Panzer-
exports nach Saudi-Arabien vor oder nach dem Be-
such des Bundeskanzlers in Israel beschäftigen? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Wenn die Bundesre-
gierung sich damit überhaupt beschäftigen sollte, 
was ja einen entsprechenden Antrag voraussetzt, 
wird das sicher erst nach dem Besuch des Bundes-
kanzlers in Israel und in Saudi-Arabien der Fall 
sein. Ich bitte aber, hinzufügen zu dürfen, daß das 
alles Spekulationen sind und daß ich hier nur eine 
Wahrscheinlichkeit wiedergeben kann. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage? 
Die Fragestellerin hat noch eine Frage. 

Frau Dr. Hamm-Brücher (FDP): Ich glaube, ich habe 
noch zwei Fragen. 

Vizepräsident Stücklen: Ja, Sie haben noch zwei 
Fragen. 

Frau Dr. Hamm-Brücher (FDP): Herr Staatssekre-
tär, was wird denn der Herr Bundeskanzler bei sei-
nem Besuch in Israel auf entsprechende Fragen 
antworten, wenn er nach möglichen Waffenex-
porten nach Saudi-Arabien gefragt wird? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Das kann ich Ihnen 
nicht sagen, Frau Kollegin, weil dieses Gespräch 
noch nicht stattgefunden hat. — 

(Heiterkeit und Beifall bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 
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Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Frau Abgeordnete Zutt. 

Frau Zutt (SPD): Herr Staatssekretär, liegen der 
Bundesregierung Wünsche nach Waffenkäufen von 
anderen arabischen Staaten am Golf vor? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, es lie-
gen keine konkreten Wünsche vor. Es werden viele 
Gespräche geführt. In diesem Bereich ist es üblich, 
daß die Möglichkeit einer Genehmigung von Ex-
porten in internen vertraulichen Gesprächen, lange 
bevor ein solcher Antrag überhaupt gestellt wird, 
erörtert wird. Das liegt auch im außenpolitischen 
Interesse der Bundesrepublik und der beteiligten 
Länder. 
Ich betone, daß die intensive Diskussion dieser 

Frage uns auch außenpolitisch Probleme beschert, 
so daß ich wirklich vorschlagen würde, das Inter-
esse an der Haltung der Bundesregierung in die 
dafür zuständigen Ausschüsse zu verlegen. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
bitte. 

Frau Zutt (SPD): Ist ein Teil der seit dem 1. Okto-
ber erteilten 50 Genehmigungen auch für Länder 
am Golf ergangen? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Ich habe keine Un-
terlagen betreffend Ihre Frage zur Hand und würde 
gerne schriftlich antworten. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Schwenninger. 

Schwenninger (GRÜNE): Hat die Bundesregie-
rung den Export von Teilen der Feldhaubitze 155/1, 
NATO-Bezeichnung FH 70, aus der Bundesrepublik 
nach Saudi-Arabien genehmigt, und erfolgte die 
Lieferung, wie der „Spiegel" in Nr. 24/83 berichtet, 
über Großbritannien? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich bin 
kein Akrobat und habe die Akten nicht im Gedächt-
nis. 

(Schwenninger [GRÜNE]: Ich auch nicht!) 

— Aber Sie haben die Möglichkeit, hier aus einer 
Meldung zu zitieren. Ich werde schriftlich antwor-
ten. 

(Schwenninger [GRÜNE]: Gut, danke!) 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Frau Abgeordnete Hamm-Brücher. Es ist die letz-
te. 

Frau Dr. Hamm-Brücher (FDP): Ich bin mir dessen 
bewußt. 
Herr Staatssekretär, wäre es, wenn man an die 

bedrohlicher werdenden kriegerischen Auseinan-
dersetzungen im Nahen Osten denkt, nicht wirklich 
erwägenswert, in diese brisante Region der Welt 
überhaupt keine Waffenexporte mehr vorzuneh-
men? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, ich 
erinnere an die intensiven Diskussionen, die wir im 
Parlament über diese Frage gehabt haben, als die 
rüstungsexportpolitischen Grundsätze formuliert 
wurden. Wir sind massiv daran interessiert, auch 
die außenpolitischen Interessen so bedeutender 
Staaten wie der Golfstaaten in diesen Diskussionen 
zu berücksichtigen. Ich meine, daß das, was in unse-
ren rüstungsexportpolitischen Grundsätzen nieder-
gelegt worden ist, auch der Abwägung entspricht, 
die damals vom Parlament mitgetragen worden 
ist. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Dr. Hirsch. 

Dr. Hirsch (FDP): Herr Staatssekretär, Sie haben 
die Frage der Frau Kollegin Hamm-Brücher, ob An-
träge der saudischen Regierung vorliegen, verneint. 
Darf ich fragen, ob Anfragen oder Anträge der ent-
sprechenden deutschen Unternehmen vorliegen? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Ich würde gerne 
auch darauf schriftlich antworten, möchte aller-
dings sagen, daß es nach meinem Kenntnisstand 
nicht der Fall ist. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Schily. 

Schily (GRÜNE): Ist der Bundesregierung etwas 
darüber bekannt, ob bei der Anbahnung oder der 
möglichen Abwicklung der in der Frage genannten 
Geschäfte Provisionen an Privatpersonen oder an 
Privatunternehmen vorgesehen sind? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Nein, darüber ist der 
Bundesregierung nichts bekannt, zumal es solche 
Geschäftsanbahnungen nach Kenntnis der Bundes-
regierung nicht gibt. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Gansel. 

Gansel (SPD): Herr Staatssekretär, kann ich Ihre 
Äußerung zusammenfassend als Dementi der Mel-
dung der Tageszeitung „Die Welt" verstehen, in der 
es hieß — ich zitiere mit Genehmigung des Herrn 
Präsidenten —, daß die Frage des Rüstungsexports 
nach Saudi-Arabien von Bundeskanzler Kohl im 
vertraulichen Gespräch mit den Parteivorsitzenden 
Strauß und Genscher festgelegt werden soll? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, Sie 
können aus meinen Antworten nur die Schlußfolge-
rungen ziehen, die diese Antworten zulassen. Die-
ses Thema war nicht Gegenstand der Anfrage. Des-
halb möchte ich auch keine Schlußfolgerungen von 
Ihnen daraus gezogen haben. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Voigt. 

Voigt (Frankfurt) (SPD): Herr Staatssekretär, 
hängt es mit einer möglichen neuen Rüstungsex-
portpolitikpraxis zusammen, daß im Gegensatz zu 
der unter der sozialliberalen Koalition vereinbarten 
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Voigt (Frankfurt) 
(A) Regelung bisher keine Vertreter der Fraktionen zu 
solchen Entscheidungen oder vor solchen Entschei-
dungen im Bundessicherheitsrat oder im Vorfeld 
des Bundessicherheitsrates hinzugezogen worden 
sind? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Nein, das ist nicht 
der Fall. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. 

Ich rufe Frage 81 der Frau Abgeordneten Nickels 
auf: 

Für welche der in Teil I Abschnitt C der Ausfuhrliste — 
Anlage AL zur Außenwirtschaftsverordnung — aufgeführten 
Warennummern werden von der Bundesregierung Ausfuhr-
genehmigungen für Südafrika erteilt, und für welche dort 
aufgeführten Warennummern werden solche Genehmigun-
gen nicht erteilt? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Für alle Waren des 
Teils I Abschnitt C der Ausfuhrliste, Anlage AL zur 
Außenwirtschaftsverordnung, die unter das Em-
bargo des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen 
fallen, d. h. für militärische Ausrüstungen, paramili-
tärische Polizeiausrüstungen und Ersatzteile hier-
für, werden Ausfuhrgenehmigungen nicht erteilt. 
Eine Beantwortung Ihrer Frage durch Nennung 

einzelner Warennummern ist nicht möglich, da 
diese häufig sowohl Waren für militärische Zwecke 
als auch zivile Waren beinhalten. Die Entscheidung, 
ob eine für Südafrika bestimmte Ware unter das 
Embargo der Vereinten Nationen fällt, eine Geneh-
migung also versagt werden muß, kann erst nach 
genauer Prüfung dazu erforderlicher Unterlagen 
durch Fachleute der Genehmigungsbehörde, gege-
benenfalls des Bundesministers der Verteidigung 
oder sogar durch Prüfung vor Ort getroffen wer-
den. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, bitte. 

Frau Nickels (GRÜNE): Herr Staatssekretär, ist es 
richtig, daß Südafrika in Angola militärischen 
Sprengstoff aus der Bundesrepublik eingesetzt hat, 
obwohl dieses Material ebenfalls unter die Ausfuhr-
beschränkung fällt, ebenso wie Maschinen zur Er-
zeugung militärischen Sprengstoffes? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, ich 
kann nur noch einmal betonen, daß es keine Aus-
fuhr von Waren nach Südafrika gegeben hat, die 
dem Sperrvermerk der Vereinten Nationen unter-
liegen. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
bitte. 

Frau Nickels (GRÜNE): Herr Staatssekretär, ist 
der Bundesregierung bekannt, daß bundesdeutsche 
Firmen in Südafrika militärische Güter herstellen, 
und hat beispielsweise VW die Genehmigung, in 
Südafrika Militärjeeps zu bauen? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, ich 
kann nur noch einmal bestätigen, daß die Bundes

-

regierung alle Entscheidungen, die die Vereinten 
Nationen in dieser Frage getroffen haben, streng 
beachtet. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Schwenninger. 

Schwenninger (GRÜNE): Wie erklärt sich die Bun-
desregierung die Tatsache, Herr Staatssekretär, 
daß die Bundesrepublik Deutschland zum wieder-
holten Male wegen ihrer militärischen und nuklea-
ren Zusammenarbeit mit Südafrika von afrikani-
schen Staaten, auch jetzt von der OAU, verurteilt 
worden ist? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Es gibt eine Kam-
pagne in dieser Frage. Ich betone, daß sich alle 
diese Meldungen, die periodisch wiederkehren, bei 
der Untersuchung auf ihren Wahrheitsgehalt als 
nicht richtig erwiesen haben. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Gansel. 

Gansel (SPD): Herr Staatssekretär, da die Voka-
bel „Kampagne" in diesem Zusammenhang ja nicht 
gerade wohlmeinend ist, möchte ich Sie fragen, ob 
Sie so etwas nicht erwarten und für normal halten 
müssen in Anbetracht der Antworten, die Sie uns 
heute im Namen der Bundesregierung zu anderen 
Waffenexporten, nach denen gefragt worden ist, ha-
ben geben müssen. 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
habe volles Verständnis für die kritische Aufmerk-
samkeit, die diesen Fragen in der Öffentlichkeit zu-
gewandt wird. Ich teile die Meinung, daß sie berech-
tigt ist. Ich habe das Wort „Kampagne" nicht abwer-
tend gemeint. Ich bin Wahlkämpfer wie Sie, und ich 
spreche auch von „Wahlkampagne". 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. 

Ich rufe die letzte Frage noch auf, wenn sie mit 
einer kurzen Antwort erledigt werden kann. Es ist 
die Frage 82 des Herrn Abgeordneten Schwennin-
ger. 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Herr Präsident, es 
sind zwei Fragen, und sie sind leider nicht in Kürze 
abzuhandeln. 

Vizepräsident Stücklen: 20 Sekunden! 
(Schwenninger [GRÜNE]: Können Sie 

nicht die Antwort vorlesen?) 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Soll ich? 

Vizepräsident Stücklen: Bieten Sie an: Die Frage 
wird schriftlich beantwortet. 
Herr Abgeordneter Schwenninger, sind Sie ein-

verstanden? 

Schwenninger (GRÜNE): Wie lange würde es dau-
ern? Wir haben j a noch zwei Minuten Zeit. 
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I 	Vizepräsident Stücklen: Nein. Wir haben nur noch 
13 Sekunden. Es hat keinen Sinn mehr. Wir müssen 
pünktlich mit der Fragestunde schließen; sonst hal-
ten wir unseren Zeitplan nicht ein. 

Die Fragestunde ist geschlossen. 

Leider muß eine größere Zahl von Fragen schrift-
lich beantwortet werden, da eine Fragestunde vor 
den Parlamentsferien nicht mehr vorgesehen ist. 

Wir fahren in der Tagesordnung fort. 

Ich rufe Zusatzpunkt 1 auf: 

Beratung des Antrags der Fraktion der SPD 
Entlassung des Bundesministers für Jugend, 
Familie und Gesundheit 
— Drucksache 10/178 — 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Dr. 
Schmude. 

(Vorsitz: Präsident Dr. Barzel) 

Dr. Schmude (SPD): Herr Präsident! Sehr geehrte 
Damen und Herren! Die Sozialdemokratische Bun-
destagsfraktion hat Ihnen heute folgenden Antrag 
vorgelegt: 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Bundeskanzler wird aufgefordert, gemäß 
Artikel 64 GG dem Bundespräsidenten den 
Bundesminister für Jugend, Familie und Ge-
sundheit, Dr. Heiner Geißler, zur Entlassung 
vorzuschlagen. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

In der Geschichte des Deutschen Bundestages ist 
ein solcher Antrag außerordentlich selten gestellt 
worden. In 34 Jahren hat es nur fünf derartige An-
träge gegeben. Nur drei sind durch Abstimmung 
hier erledigt worden. 

Wie sich schon aus dieser seltenen Praxis zeigt, 
akzeptiert es der Bundestag als Regel, daß der von 
ihm gewählte Bundeskanzler nach eigenem Ermes-
sen die Mitglieder seines Kabinetts zur Ernennung 
wie zur Entlassung vorschlägt. Stets war aber auch 
unbestritten, daß es von dieser Regel Ausnahmen 
geben muß, wenn im Einzelfall gewichtige Gründe 
dafür sprechen, daß ein Minister bei Fortbestand 
des Kabinetts im übrigen entlassen wird. 

Nach sorgfältiger Erwägung und auch unter Be-
rücksichtigung der heutigen Stellungnahme des 
Bundeskanzlers sind wir zu der Überzeugung ge-
langt, daß das Verhalten des Bundesministers Dr. 
Geißler in der Plenarsitzung .des Bundestages am 
15. Juni 1983 seine sofortige Entlassung aus dem 
Ministeramt erforderlich macht. 

(Beifall bei der SPD) 

In jener Sitzung hat Herr Dr. Geißler mit seiner 
heute schon verlesenen Äußerung in einer bisher 
für den Bundestag einmaligen Weise die historische 
Wahrheit über die Verantwortung für den vom na-
tionalsozialistischen Staat betriebenen organisier-
ten Massenmord an jüdischen Menschen verbogen. 
Das allgemeine Rechtsempfinden und zugleich das 
Andenken namhafter Opfer des nationalsozialisti

-

schen Mordregimes hat Dr. Geißler mit seiner Äu-
ßerung empfindlich gekränkt, indem er ihnen, den 
Opfern, Mitverantwortung an ihrem Schicksal zu-
gewiesen hat. 

In die aktuelle innenpolitische Auseinanderset-
zung über die richtige Friedens- und Verteidigungs-
politik hat er gleichzeitig einen Kampfbegriff einge-
führt, der Gehässigkeit und Intoleranz gegenüber 
der Friedensbewegung und den Pazifisten in der 
Bundesrepublik Deutschland auszulösen geeignet 
und offenbar auch bestimmt ist. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Dem gegenwärtigen und noch verstärkt zu erwar-
tenden demokratischen Meinungsstreit um die 
Friedenssicherung hat Dr. Geißler mit seiner Äuße-
rung schweren Schaden zugefügt. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Er hat nachträglich verschiedene Versuche unter-
nommen, diese Äußerung zu erklären. Sein wider-
sprüchliches Bemühen, die Aussage abzuschwä-
chen und sie zugleich in ihrem Kern zu bekräftigen, 
schafft aber weder Klarheit noch kann es seinen 
ungeheuerlichen Fehlgriff rückgängig machen. 

(Beifall bei der SPD) 

Festzuhalten bleibt, daß Herr Geißler in seiner 
Plenarrede vom 15. Juni 1983 bewußt nach einer 
Antwort auf den Vorwurf gesucht hat, mit der Ver-
teidigung durch atomare Abschreckung würde eine 
neue Massenvernichtung nach Auschwitz vorberei-
tet. Ich sage bei dieser Gelegenheit zur Klarstel-
lung: Auch wir Sozialdemokraten verwahren uns 
gegen diese Gedankenverbindung. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie verzerrt die Fragen, um die gegenwärtig gerun-
gen wird, und sie verstellt den Blick auf das ganze 
Ausmaß des mörderischen Verbrechens, das mit 
Namen wie Auschwitz gekennzeichnet wird. 

Wer aber die Behauptung eines solchen Zusam-
menhangs als „Verwirrung der Begriffe und Gei-
ster" zurückweist, darf sich nicht selbst zu einer 
Erwiderung versteigen, die solche Verwirrung in 
noch schlimmerem Maße schafft. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Den Pazifismus der 30er Jahre in irgendeinen ur-
sächlichen Zusammenhang mit Rassenhaß und 
Massenmord zu bringen, ist unter jedem denkbaren 
Gesichtspunkt abwegig und auch verwerflich. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Genau das aber hat Herr Geißler getan. Seine 
Behauptung, dieser Pazifismus habe Auschwitz 
erst möglich gemacht, muß in der Tat so verstanden 
werden, wie mein Fraktionskollege Waltemathe in 
seinem Brief an Herrn Geißler es mit der Frage for-
muliert hat, ob es denn wirklich Auschwitz nicht 
gegeben hätte, wenn es keinen Pazifismus gegeben 
hätte. 
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Dr. Schmude 
Sie, meine Kolleginnen und Kollegen von der Re-

gierungskoalition, werden inzwischen begriffen ha-
ben, daß die Empörung über diese Äußerung keine 
Augenblickssache und auch nicht Ausdruck beson-
derer Mißgunst der Opposition in bezug auf Herrn 
Geißler ist. 

Unter allen nachträglichen Erklärungsversuchen 
des Herrn Geißler ist derjenige besonders wenig 
glaubhaft, mit dem er die Verantwortung für den 
Massenmord allein bei anderen festhalten, den Pa-
zifisten aber nur vorwerfen will, daß sie ihn möglich 
gemacht hätten. Wer etwas möglich macht, trägt 
Mitverantwortung, und das ist doch auch die ein-
deutige Zielrichtung dieser Aussage. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir nehmen zur Kenntnis, daß Herr Geißler den 
entstandenen Eindruck dadurch abzuschwächen 
versucht, daß er die deutschen Pazifisten nachträg-
lich von seinem Vorwurf ausnimmt und ihn gegen 
den Pazifismus in anderen Ländern richtet. Ob ihm 
das angesichts seiner bewußt zugespitzten Pau-
schalbeschimpfung gelingt, ist zweifelhaft, besser 
aber wird die Sache dadurch nicht. 

(Beifall bei der SPD) 

Zum politisch-historischen Hintergrund verweise 
ich auf die Debatte von heute vormittag. 

Mit der Verlagerung der Verantwortung in das 
Ausland kann Herr Geißler nur zusätzlichen Scha-
den anrichten. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Auch dort trifft sein Vorwurf doch viele, die wäh-
rend des Krieges die Opfer des mörderischen Ras-
senwahns geworden sind. Und auch ihnen gegen-
über ist richtig, was Herr Dregger vorgestern in sei-
ner Fraktion zur Verteidigung Geißlers gesagt hat. 
Zu behaupten oder anzudeuten, die Pazifisten seien 
mitverantwortlich für Auschwitz, das wäre auch 
allzu blödsinnig, haben Sie, Herr Dregger, mit 
Recht gesagt. Sie meinen, Herr Geißler hätte das 
auch gar nicht getan. Aber was sonst soll die 
Behauptung ausdrücken, der Pazifismus habe 
Auschwitz erst möglich gemacht, als eben diesen 
Vorwurf der Mitverantwortung! 

Wie wir wissen, geht es Herrn Geißler in erster 
Linie gar nicht um die Vergangenheit. Den heutigen 
Pazifismus, die heutige Friedensbewegung will er 
gerade jetzt mit seinem maßlosen Vorwurf treffen. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

In die Auseinandersetzung dieses Jahres um den 
NATO-Doppelbeschluß zielt seine kämpferische 
Sprache. Uns allen, meine Damen und Herren, muß 
daran liegen, daß wir diese Phase der Auseinander-
setzung bewältigen, ohne unsere Demokratie dabei 
zu beschädigen. 

Mehr unfreiwillig als aus besserer Einsicht hat 
die Bundesregierung immerhin schon darauf ver-
zichtet, 

(Zuruf des Abg. Klein [München] [CDU/ 
CSU]) 

in diese Auseinandersetzung als erstes ein ver-
schärftes Demonstrationsstrafrecht einzubringen 
und damit zur Konfrontation, statt zu deren Über-
windung beizutragen. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Sie haben 
eine Logik!) 

Im sprachlichen Bereich scheint Herr Geißler das 
allerdings durch Kampfbegriffe ausgleichen zu wol-
len, die die Friedensbewegung diffamieren und 
Stichworte für gehässigen und intoleranten Um-
gang mit ihr liefern sollen. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Da mag er sagen, er bestreite ihr die moralische 
Position nicht. Wer Friedensbewegung und heuti-
gen Pazifismus aber gleichzeitig beschuldigt, von 
jener Art zu sein, die Krieg und Massenmord mög-
lich macht, der macht seine Beschimpfung dadurch 
nicht leichter, daß er den Beschuldigten zubilligt, 
sie handelten nicht mit der Absicht solcher bösen 
Folgen. 

Nun liegt die Äußerung des Herrn Geißler eine 
Woche zurück. Er hatte Gelegenheit, sie zu überden-
ken und zurückzunehmen. Einer seiner Amtskolle-
gen in der jetzigen Bundesregierung hätte ihm da-
bei Vorbild sein können. Es war ja auch eine unzu-
lässige und schlimme Vereinfachung, mit der Nor-
bert Blüm 1978 formulierte, es mache nur einen gra-
duellen Unterschied aus, ob einer im KZ Hitler ge-
dient habe oder an der Front. Blüm hat damals die 
Wirkung seiner Sätze nachträglich bedacht und be-
griffen, daß die meisten Leser sie als moralische 
Gleichsetzung der Soldaten mit KZ-Bewachern ver-
stehen mußten. In klarer Sprache formulierte er 
damals die Folgerung: „Das war nie meine Mei-
nung. Deshalb will ich die Sätze nicht aufrechter-
halten. Ich bedauere, daß ich die Gefühle vieler 
Menschen verletzt habe." 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Ich sage: Herr Geißler, nehmen Sie sich bitte daran 
hier und jetzt ein Beispiel! 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Nehmen Sie Ihre Äußerung ohne Vorbehalt und 
Ausflucht zurück! Sprechen Sie das eine zusätzliche 
Wort, dessen Ausbleiben Herr Mischnick heute vor-
mittag mit Recht bedauert hat. 

Herr Mischnick hat ja auch in der Debatte am 
15. Juni gesagt — zu dieser Äußerung —, er könne 
nur bitten, daß die Chance, die in der Vereinfachung 
liege, damit eine Schlagzeile zu bekommen, gerade 
bei so sensiblen Dingen, wie sie hier Gegenstand 
der Auseinandersetzung waren, nicht genutzt wird. 
Und mit Recht hat er dabei auf die eiskalte Logik 
Geißlers verwiesen, die dem Tatbestand in keiner 
Weise gerecht werde. In der Tat, die eiskalte Logik 
eines Technokraten des politischen Kampfes war 
am Werke. Sie hat nicht nach Schaden und Gefahr, 
sie hat allein nach dem bezweckten Erfolg gefragt. 

(Beifall bei der SPD) 

Solche Grundeinstellung ist schon bei einem Par-
teifunktionär in einem demokratischen Staat unak- 
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zeptabel, bei einem Bundesminister, der unmittel-
bar über Wohl und Wehe des Staates und seiner 
Bürger mitzuentscheiden und dabei Macht auszu-
üben hat, ist solche Bedenkenlosigkeit und Schran-
kenlosigkeit das Anzeichen hoher Gefahr. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN — Klein [München] [CDU/ 

CSU]: Grotesk!) 

Ein Mann, in dessen Handeln sich der politische 
Kampf verselbständigt, ist als Bundesminister 
nicht tragbar. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜNEN 
— Lachen bei der CDU/CSU) 

Herr Bundeskanzler, ich habe zur Kenntnis ge-
nommen, daß Sie auch in schwieriger Zeit zu Ihrem 
Freund Heiner Geißler stehen. 

(Hauser [Krefeld] [CDU/CSU]: Sehr gut! — 
Zuruf von der SPD: Freund?) 

Dafür habe ich Verständnis, ja, ich will Ihnen meine 
Sympathie für Ihre persönliche Haltung nicht ver-
hehlen. Aber das gilt eben nur für den persönlichen 
Bereich. Für den Staat, für unsere demokratische 
Ordnung ist die Freundschaft eines Bundeskanz-
lers, die einen entlassungsreifen Bundesminister 
im Amt hält, zu kostspielig. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜNEN 
— Klein [München] [CDU/CSU]: Waren Sie 

mit Schmidt befreundet?) 

Herr Bundeskanzler, Sie verweisen auf Ihre 
25jährige Verbundenheit mit Herrn Geißler, auf sei-
nen immer wieder leidenschaftlichen Kampf, mit 
dem er auch seinen eigenen Freunden oft unbe-
quem geworden ist. Wir wissen das, und wir selbst 
versagen ihm nicht den Respekt für Tüchtigkeit, 
Engagement und bewiesenen Mut. Er bietet uns 
wahrlich kein Feindbild. Aber unser Gefühl der per-
sönlichen Achtung — trotz politischer Gegnerschaft 
— wird in letzter Zeit überlagert von dem Erschrek-
ken darüber, wohin sich dieser Mann in Situationen 
verrennt, die er als bedrängend empfindet, und wel-
chen Schaden er dabei hemmungslos anrichtet. 

(Beifall bei der SPD) 

In schlimmer Weise ist sein Verhalten, wie seit 
langem kaum ein anderes, geeignet, die Berechti-
gung jener Warnung Herbert Wehners zu unter-
streichen, die er uns in den Worten Kurt Schuma-
chers viele Male wie folgt nahegebracht hat: 

Demokratie beruht auf den Prinzipien Gegen-
seitigkeit und Ehrlichkeit. Die Demokratie 
kann nur leben, wenn die Menschen selbstän-
dig sind und den Willen zur Objektivität haben. 
Aber die technokratische und geradezu kriegs-
wissenschaftliche Handhabung der politischen 
Mittel führt zum Gegenteil. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, der Schaden, den un-
sere Demokratie durch das Verhalten des Bundes-
ministers Dr. Geißler erlitten hat, ist groß genug. 
Seinem weiteren Anwachsen muß durch die Entlas

-

sung Geißlers aus dem Ministeramt vorgebeugt 
werden. 

(Beifall bei der SPD — Lachen bei der 
CDU/CSU) 

Herr Präsident, noch ein Wort zur Verfahrenswei-
se. Es genügt nicht, den Minister wegen seiner soge-
nannten Entgleisung zu rügen, wie das aus ver-
schiedenen politischen Richtungen inzwischen er-
folgt ist. Nachdem er die Rücknahme seiner Äuße-
rung verweigert, müssen die, die ihn getadelt und 
vergeblich zur Selbstkorrektur aufgefordert haben, 
nun auch die weitergehende Konsequenz ziehen. 

(Beifall bei der SPD) 

Um das für jeden Abgeordneten des Deutschen 
Bundestages zu gewährleisten, beantragt die Frak-
tion der SPD die namentliche Abstimmung. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN — Zuruf von der CDU/CSU: 

Die öffentliche Auspeitschung!) 

Präsident Dr. Barzel: Das Wort hat der Kollege Dr. 
Schäuble. 

Dr. Schäuble (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Die CDU/CSU-
Fraktion lehnt den Antrag der SPD ab. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir haben aus den Reden von Herrn Vogel, von 
Herrn Brandt und auch von Herrn Schmude zur 
Kenntnis genommen, daß es Ihnen nicht um die 
inhaltliche Klärung einer mißverstandenen Äuße-
rung geht. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Widerspruch 
von der SPD — Frau Beck-Oberdorf [GRÜ

-
NE]: Die Äußerung ist wiederholt worden!) 

Es geht Ihnen darum, einen politisch unbequemen 
Mann fertigzumachen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Und Sie haben heute wieder den ebenso untaugli-
chen wie unanständigen Versuch gemacht, die 
Union in eine rechte Ecke zu rücken. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wenn es Ihnen, meine Damen und Herren von der 
Sozialdemokratie, um die geschichtliche Wahrheit 
ginge, dann hätten Sie das Thema anders anfassen 
müssen. 

(Zuruf von der SPD: Sie reden von Herrn 
Geißler!) 

Alfred Dregger hat schon in der vergangenen Wo-
che darauf hingewiesen, daß Heiner Geißlers Äuße-
rung eigentlich gar nicht mißverstanden werden 
konnte. 

(Widerspruch bei der SPD — Frau Beck

-

Oberdorf [GRÜNE]: Das ist doch das Pro

-

blem!) 

Heiner Geißler selbst — der Bundeskanzler hat 
heute morgen darauf hingewiesen — hat in seinem 
Brief an den Kollegen Waltemathe öffentlich klar-
gestellt, daß er niemanden und schon gar nicht die 
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Opfer der Nazi-Barbarei verletzen wollte und daß es 
ihm leid tue, wenn er, gegen seine Absicht, doch 
jemanden in seinen persönlichen Gefühlen verletzt 
haben sollte. 

(Reents [GRÜNE]: Und die Sache aufrecht- 
erhalten!) 

Zur Sache selbst möchte ich zunächst einmal 
„Meyers Enzyklopädisches Lexikon" zitieren — 
wenn Sie die Güte haben. 

(Schily [GRÜNE]: Welche Ausgabe, Herr 
Schäuble? — Weitere Zurufe von der SPD) 

— Ja, ich denke, es geht Ihnen um die Sache. Dann 
hören Sie doch einmal zu. 

Da heißt es also: 

Pazifismus (...), 

Bez. für eine aus verschiedenen Weltanschau-
ungen christl., humanist. und idealist. Herkunft 
entwickelte Grundhaltung, die bedingungslose 
Friedensbereitschaft fordert, jede Gewaltan-
wendung kompromißlos ablehnt und damit in 
letzter Konsequenz zur Kriegsdienstverweige-
rung führt ... 

Dann wird fortgefahren: 

Den großen Verdiensten des P. um die Förde-
rung internat. Rechtsordnungen zur Verhü-
tung, Eindämmung und Überwindung internat. 
Konflikte wie zur Anerkennung des individuel-
len Rechts zur Kriegsdienstverweigerung steht 
andererseits die Tatsache gegenüber, das pazi-
fist. Grundströmungen, wie in den 30er Jahren 
in Großbritannien (... Appeasement) und in 
Frankreich, die westl. Demokratien in ihrer 
Verteidigungsbereitschaft gegenüber der 
Macht- und Gewaltpolitik Hitlers erhebl. beein-
trächtigten. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Frau Dr. Hell -
wig [CDU/CSU]: Guck mal einer an! — 
Schily [GRÜNE]: Auch in Lexika steht 

mancher Unsinn!) 

Dieser historische Zusammenhang ist doch im 
Ernst nicht mehr bestritten. 

Zwei Wochen vor dem Münchner Abkommen 
schrieb der Theologe Karl Barth — Herr Schmude, 
das müßte Sie j a bewegen — an den tschechischen 
Professor Hromádka in Prag — ich zitiere —: 

Ist denn die ganze Welt unter den Bann des 
großen Blickes der Riesenschlange geraten? 
Muß sich der Pazifismus der Nachkriegszeit 
nun wirklich in einer so schrecklichen Läh-
mung aller und jeder Entschlußkraft auswir-
ken? 

Und Klaus Mann, der in der DDR so gefeiert wor-
den ist, schrieb in seinem Lebensbericht „Der Wen-
depunkt": 

Warum wurde der Krieg unvermeidlich? Als ob 
wir es nicht wüßten! Weil die Demokratien dem 
Faschismus Vorschub leisteten, sei es aus miß-
verstandenem „Pazifismus", sei es aus weniger 
vornehmen Motiven. 

Präsident Dr. Barzel: Herr Kollege, gestatten Sie 
eine Zwischenfrage des Kollegen Schmude? 

Dr. Schäuble (CDU/CSU): Nein, Herr Präsident, 
ich möchte die Ausführungen im Zusammenhang 
vortragen. Wir haben aus den Erfahrungen der letz-
ten Woche gelernt, wie man versuchen kann, den 
Vortrag von zusammenhängenden Gedanken syste-
matisch zu verhindern. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich will Ihnen weitere Zitate und Belegstellen er-
sparen, obwohl man das stundenlang fortsetzen 
könnte. Es ist doch ganz unstreitig: Die Schwä-
chung der Abwehrbereitschaft der westlichen De-
mokratien gegenüber dem Nazi-Regime führte zur 
Fehleinschätzung Hitlers und wurde somit eine Ur-
sache — wohlgemerkt: eine von vielen Ursachen — 
dafür, daß ein verbrecherisches System den Krieg 
begann und daß damit auch die Vernichtung aller 
Werte der Menschlichkeit bis hin nach Auschwitz 
auf den Gipfel getrieben wurde. 

(Reents [GRÜNE]: Werfen . Sie Hitler nur 
Fehleinschätzung vor?) 

Das alles nimmt nichts von der Schuld der Nazis, 
dem Schrecken ihrer Verbrechen und von dem Re-
spekt vor den Opfern der dunkelsten Stunden deut-
scher Geschichte weg. Der Bundespräsident hat in 
seiner bewegenden Rede zum Tag der deutschen 
Einheit am vergangenen Freitag hier gesagt, daß 
wir auch diesen Teil unserer Geschichte aus unse-
rem Gedächtnis nicht löschen können, daß auch das 
Teil des deutschen Schicksals ist. 

(Schily [GRÜNE]: Schicksal?) 

Deshalb müssen wir alle sorgsam und wahrhaftig 
gerade mit diesem Teil unserer Geschichte umge-
hen. 

Nun haben Teile der sogenannten Friedensbewe-
gung 

(Frau Beck-Oberdorf [GRÜNE]: Schon wie

-

der „sogenannt"!) 

versucht, den Begriff des „atomaren Auschwitz" in 
die politische Diskussion einzuführen. Mit diesem 
politisch-moralischen Kampfbegriff soll die psychi-
sche Widerstandskraft des freien Westens ge-
schwächt werden. Dem treten wir entgegen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zurufe von den GRÜNEN) 

Die Mitglieder der sozialdemokratischen Frak-
tion müssen sich fragen lassen, warum sie sich 
nicht empören, wenn Mitglieder der Fraktion DIE 
GRÜNEN die von der Regierung Schmidt formu-
lierte, von damals mitgetragene und heute weiter-
geführte gemeinsame Sicherheitspolitik öffentlich 
auf eine Stufe mit den Massenmorden von Au-
schwitz stellen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Der Abgeordnete Fischer hat in einem „Spiegel"

-

Interview wörtlich gesagt — ich zitiere, obwohl es 
mir schwerfällt; aber ich glaube, es muß noch ein-
mal vorgetragen werden —: 
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Aber ich finde doch moralisch erschreckend, 
daß es offensichtlich in der Systemlogik der 
Moderne, auch nach Auschwitz, noch nicht tabu 
ist, weiter Massenvernichtung vorzubereiten — 
diesmal nicht entlang der Rassenideologie, son-
dern entlang des Ost-West-Konflikts. 

(Pfui-Rufe von der CDU/CSU) 

Hier wird doch in Wahrheit mit den Opfern der 
Nazi-Verbrechen Schindluder getrieben. Dagegen 
wehren wir uns. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Frau Beck-Oberdorf [GRÜNE]: Schwaches 

Zeichen!) 

Dagegen sollten sich alle Demokraten wehren. 

(Reents [GRÜNE]: Sie haben doch einen 
Teil des Zitates unterschlagen!) 

Wir lassen nicht zu, daß die geschichtliche Wahr-
heit verfälscht wird und daß man Begriffe und ihre 
Inhalte zum Zwecke des politischen Kampfes ver-
biegt. 

Die Sozialdemokraten setzen dem allen die 
Krone auf, wenn sie wieder und absichtsvoll versu-
chen, die Union in die Nähe der Nationalsozialisten 
zu rücken. 

(Pfui-Rufe von der CDU/CSU) 

Herr Ehmke hat am 15. Juni 1983 von dieser Stelle 
aus gesagt — ich zitiere wörtlich aus dem Proto-
koll —: 

Auschwitz möglich gemacht hat die deutsche 
Rechte in Weimar, die Hitler in den Sattel ge-
holfen hat. 

(Demonstrativer Beifall bei der SPD und 
den GRÜNEN) 

Wenn Sie sich bei dem folgenden Satz genauso 
heftig schämen, wie Sie eben geklatscht haben, ist 
es gut, dann ist alles in Ordnung. Herr Ehmke fuhr 
nämlich fort: 

Wenn irgend etwas an der Geißler-Rede inter-
essant war, dann war es dies, daß sie noch ein-
mal unterstrichen hat, welche Verbindung es 
noch heute zwischen dieser Tradition der deut-
schen Rechten und Teilen der Unionsparteien 
gibt. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN — Pfui-Rufe von der CDU/ 
CSU — Zuruf von der CDU/CSU: Unver

-

schämtheit!) 

— Wir sind weit gekommen, meine Damen und 
Herren von der SPD, wenn Sie zu diesen Äußerun-
gen noch applaudieren. 

Herr Vogel hat laut einer dpa-Meldung vom 
21. Juni — das ist zwei Tage her — die Äußerung 
Geißlers von Journalisten in einen Zusammenhang 
mit besorgniserregenden Presseberichten über 
neonazistische Aktivitäten gestellt. 

(Erneute Zurufe von der CDU/CSU) 

In Ihrer Rede heute morgen, Herr Vogel, haben 
Sie das halb zurückgenommen, nämlich zur Person 

Geißlers, aber Sie haben es dann im nächsten Satz 
wieder aufgenommen für die Union insgesamt. 

(Dr. Vogel [SPD]: Wo denn?) 

— In Ihrer Rede heute morgen. Sie werden j a noch 
wissen, was Sie gesagt haben. 

Meine Damen und Herren von der SPD, Sie zer-
stören jede Gemeinsamkeit in diesem Hause, und 
Sie schaden dem inneren Frieden in diesem Land, 
wenn Sie nicht endlich von dieser politischen Brun-
nenvergiftung lassen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Der Bundeskanzler Helmut Kohl hat heute mor-
gen schon gesagt: Der Gedanke der Union ist in den 
Konzentrationslagern des Dritten Reiches entstan-
den. Unsere Väter damals und wir selbst heute ha-
ben geschworen, daß wir das niemals wieder zulas-
sen werden, daß Freiheit und Menschenrechte mit 
Füßen getreten werden. Unter diesem Gesetz sind 
wir angetreten, und diesem Gesetz bleiben wir 
treu. 

Ich denke, daß auch die Sozialdemokraten sich 
diesem Gesetz verpflichtet wissen. Darin gründet 
sich die Gemeinsamkeit der Demokraten, an die ich 
appelliere. Lassen wir alle ab von dem Versuch, aus 
kurzsichtigem Opportunitätsdenken unser Volk zu 
spalten und unsere Gemeinsamkeit in Grundfragen 
zu zerstören! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Dr.  Vogel [SPD]: Wem sagen Sie das? — 

Weitere Zurufe von der SPD) 

Herr Waltemathe, Sie wissen, daß die Hand, die 
mit einem Finger auf einen anderen zeigt, mit vier 
Fingern auf einen selbst zurückzeigt. 

(Dr. Vogel [SPD]: So ist es!) 

Seien Sie vorsichtig, hüten Sie sich! 

Wenn diese Debatte einen Sinn haben soll, dann 
doch wohl den, daß wir uns unserer gemeinsamen 
Verantwortung für den Frieden — den inneren wie 
den äußeren — erneut klar werden. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Erst Geißler und 
dann Gemeinsamkeit!) 

— Herr Ehmke, mit Ihnen fällt es manchmal auch 
schwer; ich weiß das schon. Damit habe ich lange 
Erfahrungen. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Gleichwohl: Wir müssen mit aller Leidenschaft 
über den richtigen Weg streiten. Das gehört zur De-
mokratie. Aber wir müssen es tun im Bewußtsein 
gemeinsamer Werte. Dazu gehört der Respekt vor 
dem politisch Andersdenkenden. Wir alle tragen 
Verantwortung für den Frieden. 

(Zurufe von der SPD) 

Nach unserer Überzeugung — auch dies muß ge-
sagt werden — heißt Verteidigungsfähigkeit die Fä-
higkeit, den Frieden zu bewahren. Deshalb sind wir 
für das Gleichgewicht der Kräfte. Wer unsere Fä- 
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higkeit untergräbt, uns zu verteidigen, nimmt uns 
die Fähigkeit, den Frieden zu bewahren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Es wird so oft die Bergpredigt mit ihrem Postulat 
der Gewaltlosigkeit zitiert. Ich habe das Gefühl, daß 
die meisten, die das zitieren, die Bergpredigt nicht 
gelesen haben; denn sie übersehen, daß die Berg-
predigt und die Heilige Schrift insgesamt sehr un-
terscheiden zwischen dem Postulat individueller 
Gewaltlosigkeit, persönlicher Friedfertigkeit, und 
der Verantwortung des Staats und auch des Haus-
vaters, die Seinen zu schützen. 

Der Staat hat, wie der Apostel Paulus im Römer-
brief schreibt, in der gebrochenen und sündigen 
Welt den Auftrag, Freiheit und Frieden durchzuset-
zen, wenn nötig, mit Gewalt. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Frau Beck

-

Oberdorf [GRÜNE]: Herr Schäuble als 
Obertheologe! — Zurufe von der SPD) 

— Ich muß Ihnen j a möglicherweise ein bißchen 
Nachhilfestunden erteilen. 

Ich will Ihnen noch einen Schritt weiterhelfen. 
Max Weber hat in seiner Rede „Politik als Beruf" 
den Unterschied zwischen der Gesinnungsethik 
und der Verantwortungsethik aufgezeigt. Er hat 
den Widerspruch hervorgehoben zwischen dem ge-
sinnungsethischen Grundsatz, dem Übel nicht mit 
Gewalt zu widerstehen, und dem für ein verantwor-
tungsethisches Handeln maßgebenden Prinzip „Du 
sollst dem Übel widerstehen, notfalls auch mit Ge-
walt, sonst bist du für seine Überhandnahme mit-
verantwortlich". 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ein Politiker, meine Damen und Herren, ist nicht 
nur für sein Gewissen, sondern auch für die Folgen 
seines Tuns und für die Folgen seiner Unterlassun-
gen verantwortlich. Das lehrt uns die Geschichte 
Weimars und des Dritten Reichs. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Diese Debatte hat ihren guten Sinn, wenn wir aus 
der Geschichte lernen und wenn wir uns unserer 
Verantwortung neu bewußt werden. 

(Zurufe von der SPD und den GRÜNEN) 

— Zur Verantwortung gehört, daß wir uns gegensei-
tig zuhören und nicht versuchen, uns niederzu-
schreien. 

Wir alle, die wir in dieses Hohe Haus gewählt 
sind, tragen Verantwortung, Verantwortung für den 
Frieden, Verantwortung für Freiheit und Men-
schenrechte unserer Mitbürger. Niemand darf ei-
nen Zweifel an unserer Friedfertigkeit haben, aber 
auch nicht an unserer Entschlossenheit, Frieden, 
Freiheit und Menschenrechte zu verteidigen. Nur 
so — dies lehrt uns die Geschichte — werden wir 
Frieden und Freiheit bewahren. 

(Anhaltender Beifall bei der CDU/CSU und 
der FDP) 

Präsident Dr. Barzel: Das Wort hat Herr Kollege 
Fischer (Frankfurt). 

Fischer (Frankfurt) (GRÜNE): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Als nunmehr Haupt-
schuldiger für jene unsäglichen Äußerungen des 
Herrn Geißler will ich die Gelegenheit nutzen, zum 
Inhalt der Vorwürfe Stellung zu beziehen, bevor ich 
auf den Antrag der Fraktion der SPD zu sprechen 
komme. 

Mehrfach wurde hier eine Äußerung von mir in 
einem „Spiegel"-Gespräch zitiert, wobei es Herrn 
Geißler und anderen genügte, das, was sie als deren 
Sinn zu verstehen meinten, herauszuklauben, wäh-
rend sich Herrr Dregger und der verehrte Herr Kol-
lege Schäuble mit einem Ausschnitt begnügten. 
Lassen Sie mich daher das Zitat als Ganzes wieder-
holen. Ich zitiere: 

Es ist sicher richtig, die Einmaligkeit des Ver-
brechens, das die Nationalsozialisten am jüdi-
schen Volk begangen haben, nicht mit schnel-
len Analogieschlüssen zu überdecken. Aber ich 
finde es doch moralisch erschreckend, 

— diesen Teil des Zitats kennen Sie — 

daß es offensichtlich in der Systemlogik der 
Moderne, auch nach Auschwitz, noch nicht tabu 
ist, weiter Massenvernichtung vorzubereiten — 
diesmal nicht entlang der Rassenideologie, son-
dern entlang des Ost-West-Konflikts. Da analo-
gisiere ich nicht mit Auschwitz, aber ich sage: 
Auschwitz mahnt eigentlich daran, diese Logik 
zu denunzieren, wo sie auftritt, und sie politisch 
zu bekämpfen. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord

-

neten der SPD) 

Soweit das vollständige Zitat. 

Wieso die Herren Geißler, Dregger und auch der 
Bundeskanzler diesem Zitat entnehmen, hier werde 
unterstellt — ich zitiere jetzt Herrn Geißlers Nach-
bereitung im Norddeutschen Rundfunk —, „als ob 
z. B. die Bundesregierung und andere westliche De-
mokratien absichtlich ein Auschwitz neuen For-
mats vorbereiten würden", bleibt wohl Geheimnis 
ihrer Lesekunst. 

Ich will hier nochmals zwei eigentliche Selbstver-
ständlichkeiten — Herr Dregger, für mich sind es 
Selbstverständlichkeiten — unzweideutig wieder-
holen. 

Niemand vergleicht eine demokratisch gewählte 
Regierung und deren Politik, so irrig man diese 
auch finden mag, mit Verbrechern und Massenmör-
dern vom Schlage Hitlers und seiner Kumpane. Ich 
zumindest lehne dies entschieden ab. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Ebenso verneine ich eine Analogie oder gar 
Gleichsetzung der gegenwärtigen atomaren Hoch-
rüstungspolitik und ihrer schrecklichen möglichen 
Folgen in Ost und West mit der Vernichtung des 
jüdischen Volkes, aber auch der Sinti und Roma in 
Auschwitz und den anderen nationalsozialistischen 
Vernichtungslagern. Die von Deutschen organi-
sierte und ins Werk gesetzte industrielle Vernich-
tung und schlimmer noch Verwertung dieser Völker 
aus nacktem Rassenhaß verkörpert für mich das 
schlechthin Böse in der Politik, den puren Wahn- 
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sinn, welchen auch nur in Ansätzen zu begreifen 
mir selbst Jahrzehnte später nicht gelingt. Die 
zwingende Frage nach dem Warum hat für mich bis 
heute keine Antwort gefunden. Ich muß Ihnen ehr-
lich sagen, Herr Dregger: Das, was Sie heute wieder 
vorgetragen haben, war genau das, was die Genera-
tion meiner Eltern uns in den 50er Jahren auf un-
sere Frage nach dem Warum immer als Antwort 
vorenthalten hat. Sie als Älterer sind diese Antwort 
auch heute wieder schuldig geblieben. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord

-

neten der SPD) 

Freilich, Auschwitz ist nicht jenseits der jüngeren 
deutschen Geschichte möglich geworden. Es ergab 
sich aus ihr, es hatte benennbare Ursachen, be-
nennbare Täter und Mittäter, auch benennbare Pro-
fiteure, die Opfer in Millionenzahl sind bekannt, 
und — vor allem —: Auschwitz hat Folgen bis auf 
den heutigen Tag. 

Es war wohl zum ersten Mal auf den Schlachtfel-
dern des Ersten Weltkrieges gewesen, wo die Men-
schen mit den ungeheuerlichen Vernichtungskapa-
zitäten der modernen Industrie konfrontiert wur-
den. Die Schrecken des Gaskrieges, die ersten Mas-
senvergasungen wurden dort Wirklichkeit. Der 
Kampf von Soldaten und Armeen begann der ge-
genseitigen, naturwissenschaftlich ins Werk gesetz-
ten Vernichtung zu weichen. Hier, Herr Geißler, in 
diesem Erlebnis industriell bewerkstelligter Men-
schenschlächterei im Ersten Weltkrieg liegt eine 
der entscheidenden Ursachen für den von Ihnen 
angeklagten Gesinnungspazifismus der 30er Jahre, 
der dann für viele in den Gaskammern und Folter-
kellern der Nazis endete. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord

-

neten der SPD) 

In Auschwitz wurden dann nicht mehr Armeen 
ins Gas geschickt, sondern unterschiedslos ganze 
Völker, Frauen, Männer, Kinder und Greise. Hier 
mahnen uns die Krematorien und Vergasungsanla-
gen in Auschwitz-Birkenau bis auf den heutigen 
Tag; denn die einmal in Bewegung gesetzte Ver-
nichtungsspirale ist auch gegenwärtig nicht gebro-
chen. Am besten kann man dies bei der Entstehung 
der Atombombe in der Person Albert Einsteins ver-
folgen, eines überzeugten Gesinnungspazifisten, ei-
nes Flüchtlings vor Hitler und eines deutschen Ju-
den, der mit seinem Brief an den amerikanischen 
Präsidenten zum Bau der Atombombe entschei-
dend beigetragen hat, und der sich nach Hiro-
schima fragen mußte: Mein Gott, was haben wir 
getan? Als wie krank muß man eigentlich eine Zivi-
lisation bezeichnen, in der die angedrohte und tech-
nisch bereitgehaltene Verbrennung ganzer Völker 
im atomaren Feuer — und sei es zu Verteidigungs-
zwecken — als Voraussetzung der eigenen Sicher-
heit angesehen wird? 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord

-

neten der SPD) 

Damit hier nicht wieder das beliebte Mißver-
ständnis aufkommt, meine Damen und Herren von 
der Union: Dies gilt für beide Supermächte und die 
von ihnen abhängigen Regierungen. Aus dieser ab

-

surden Situation hilft auch nicht heraus, wenn man 
uns beständig auf die bösen Absichten der anderen 
Seite hinweist; dieselben Reden werden auch von 
der anderen Seite gehalten. Die Ustinows und wie 
sie heißen halten ähnliche Reden, nur eben anders 
getönt. 

Ein atomarer Holocaust in Europa wird sicher 
nicht das Werk von verrückten Massenmördern 
sein. Wahrscheinlicher ist da die Katastrophe gegen 
den Willen aller Verantwortlichen oder verursacht 
durch eine sich endgültig verselbständigende Ab-
schreckungstechnik. 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

Acht Minuten Vorwarnzeit sind nicht viel, wie dies 
bei der auf uns zukommenden Pershing II gilt. 
Noch kürzere Vorwarn- und Reaktionszeiten dro-
hen uns mit der nächsten Umdrehung der Rü-
stungsspirale. Unser Leben hängt dann nicht ein-
mal mehr an jenem berühmten und doch so altmo-
disch gewordenen Seidenfaden, sondern an einem 
schlichten Halbleiterelement. Und was dann folgt, 
Herr Wörner, hat noch kein Verteidigungsminister 
der westdeutschen Bevölkerung zu sagen gewagt! 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord

-

neten der SPD) 

Dies intendierte der Katholik und Bürger der 
USA Bischof Hunthausen, als er von einem „ato-
maren Auschwitz" sprach. Er meinte, die verbrann-
ten Völker in einer möglichen atomaren Katastro-
phe und nicht eine verbrecherische Absicht einer 
westlichen Regierung. 

Auschwitz war das Ergebnis eines perversen Ver-
nichtungswillens einer deutschen Regierung; der 
atomare Holocaust wird das Ergebnis von Sach-
zwängen, Irrtümern und Selbstüberschätzung sein. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Hierin liegt für mich der wesentliche Unterschied, 
hierin liegt aber auch die hoffentlich niemals ein-
tretende Gemeinsamkeit. 

Herr Geißler hat nunmehr den wahren Schuldi-
gen für den Völkermord in Auschwitz ausfindig ge-
macht, den „Pazifismus der 30er Jahre, der sich in 
seiner gesinnungsethischen Begründung nur wenig 
von dem unterscheidet, was wir in der Begründung 
des heutigen Pazifismus zur Kenntnis zu nehmen 
haben, dieser Pazifismus der 30er Jahre hat 
Auschwitz erst möglich gemacht". Es ist schon, 
Herr Geißler, eine unglaubliche Infamie, die Opfer 
des Nationalsozialismus für die an ihnen begange-
nen Verbrechen auch noch verantwortlich zu ma-
chen. 

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD) 

Sie werden für diese Verhöhnung der Opfer bei 
so manchem alten Kämpfer und bei den SS-Tradi-
tionsvereinen, aber auch bei Arisierungsgewinnlern 
in der deutschen Industrie 

(Dr. Waigel [CDU/CSU]: Das ist böse!) 
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— ja, „das ist böse" — noch so manche Stimme und 
Spende für ihre christliche Partei lockermachen, 
dies ist gewiß. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Hauser [Kre

-

feld] [CDU/CSU]: Das ist eine Unver

-

schämtheit! — Weitere Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Und um Ihre sinistre ministeriale Logik fortzu-
spinnen, den möglichen Opfern von morgen haben 
Sie es gleich mitgezeigt. In Ihrer Logik heißt das: 
Zuviel Pazifismus beschwört den Atomkrieg herauf 
und nicht die etwa sich immer schneller und absur-
der steigende Rüstungsspirale! Hier sichten Sie die 
Gemeinsamkeit zwischen Friedensbewegung und 
dem Pazifismus der 30er Jahre — ein Vergleich 
übrigens, Herr Geißler, der uns ehrt und von dem 
wir hoffen, daß wir ihm gerecht werden können, 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

wobei der umgekehrte Vergleich für Sie wohl weni-
ger schmeichelhaft ausfallen dürfte. 

Sie fahren dann fort mit der alten deutsch-natio-
nal weinerlichen Mär: Das Ausland ist an allem 
schuld. Immer waren es die anderen gewesen bei 
der deutschen Rechten, das Ausland, Versailles, die 
Novemberverbrecher, die Bolschewisten, der Dolch-
stoß und jetzt der Pazifismus. Nur die Täter selbst, 
die waren es nie gewesen, diese sauberen und or-
dentlichen Deutschen in Frack und Uniform und 
selbstverständlich mit nationaler Gesinnung. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord

-

neten der SPD) 

Bevor Sie, Herr Minister, in maßloser Lüge den 
damaligen Friedensbewegungen in England und 
Frankreich die Schuld an Auschwitz vorwerfen, 
sollten Sie nochmals nachdenken: War es das Aus-
land, welches 1933 Hitler zur Macht verhalf, oder 
waren es nicht vielmehr Deutschnationale, die Hu-
genbergs und Papens, die Krupps und Flicks und 
wie sie alle hießen? 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord

-

neten der SPD) 

Waren es denn Pazifisten, die wenige Monate 
später, sei es aus Angst, sei es aus Überzeugung, 
nicht zum Widerstand gegriffen, sondern die Hand 
zum Deutschen Gruß und damit zum Ermächti-
gungsgesetz erhoben haben? Alle haben sie damals 
für Hitler gestimmt, das Zentrum, die Liberalen, die 
Konservativen. 

Ich habe mir erlaubt, diese Abdankungsurkunde 
der Weimarer Demokratie zu besorgen, und dort 
stellt man fest — Herr Bundeskanzler, das sollten 
Sie vielleicht doch einmal für den Gemeinschafts-
kundeunterricht freigeben —, wer hier in der na-
mentlichen Abstimmung wofür gestimmt hat. Man 
stellt fest, daß bei manchen sozialdemokratischen 
Abgeordneten nur noch ein lapidarer Strich zu fin-
den ist, etwa bei Dr. Leber; er war damals schon 
verhaftet. Die Kommunisten fand man damals 
nicht mehr auf der Liste des Deutschen Reichsta-
ges. 

Einzig die Kommunisten, die damals bereits ge-
jagt, gefoltert und ermordet wurden, und die Sozial

-

demokraten leisteten noch Widerstand gegen die 
endgültige Errichtung der braunen Diktatur. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord

-

neten der SPD) 

Hinzu kamen die vielen einzelnen, die Mitglieder 
der bekennenden Kirchen, Literaten, Wissenschaft-
ler, Künstler und viele einfache aufrechte Men-
schen. Sie alle fand man später in den Lagern und 
unter den Opfern wieder. 

Diese Menschen sollen schuld sein an Auschwitz, 
Herr Geißler: Ein Carl von Ossietzky, den die Nazis 
gequält haben, ein Erich Mühsam, Jude, Anarchist, 
Pazifist und Poet, den die SS langsam zu Tode mar-
terte, während andere mit feuchtem Blick ihrem 
Führer zujubelten oder sich von ihm mit dem ent-
eigneten jüdischen Vermögen die Taschen füllen 
ließen? 

Sie reden in der Union gegenwärtig immer soviel 
vom Erbe, sie sollten sich diesem Erbe endlich ein-
mal stellen. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord

-

neten der SPD) 

Die deutsche Rechte wird niemand aus Ihrer Ver-
antwortung für den Völkermord in Auschwitz her-
ausreden, auch Sie nicht, Herr Geißler. 

Dieses Erbe, das Ihre Partei immer geflissentlich 
übersieht, hat sich j a in die westdeutsche Nach-
kriegsrepublik herübergerettet. Die Globkes, Ober-
länders, Vialons, Kiesingers und Filbingers hat es 
j a wohl wirklich gegeben, 

(Beifall bei den GRÜNEN — Pfui-Rufe und 
lebhafte Zurufe von der CDU/CSU) 

genau wie all die Beamten, Richter, Ärzte und Wirt-
schaftsführer, die den braunen Massenmord erst 
möglich gemacht oder ihn zumindest billigend in 
Kauf genommen haben. Auch sie findet man als tra-
gende Säulen dieser Republik und der sie regieren-
den christlichen Partei! 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord

-

neten der SPD — Zurufe von der CDU/ 
CSU: Unverschämt! — Lümmel! — Weitere 

lebhafte Zurufe von der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, zu diesem Thema 
ließe sich noch vieles sagen; dazu fehlt aber die Zeit. 
Im übrigen wäre es eh nur die Wiederholung trauri-
ger Tatsachen, welche seit langem bekannt sind. 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Der Verstand fehlt 
Ihnen!) 

Wir GRÜNEN werden dem Antrag der Fraktion 
der SPD auf der Drucksache 10/178 zustimmen, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Da seid ihr in 
guter Gesellschaft!) 

auch wenn wir meinen, daß Sie, Herr Minister, sich 
in dieser Koalition ganz gut machen. Das war kein 
Ausrutscher, sondern wohl die herrschende „Wen-
de"-Mentalität. Wenn man die Ministerriege sonn-
tags auf den Vertriebenenparteitagen so reden hört, 
wenn man dann noch die Herren Zimmermann, 
Strauß und Spranger hinzurechnet, müßte man ei- 
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gentlich die ganze Regierung zum Rücktritt auffor-
dern. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord

-

neten der SPD) 

Da Sie aber zweifellos und zu Recht über die Mehr-
heit verfügen, haben wir dieses Los zu tragen. 

Letztendlich, meine Damen und Herren, sind wir 
halt Utopisten und meinen, daß der Bundeskanzler 
in der Mittagspause vielleicht doch noch von seiner 
Rhetorik über die moralische Erneuerung überwäl-
tigt wurde und dem Antrag stattgibt. Der politi-
schen Kultur in diesem seinem Lande wäre damit 
ein großer Dienst erwiesen. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord

-

neten der SPD) 

Lassen Sie mich ein Letztes sagen. Meine Damen 
und Herren, vielleicht begreifen Sie nun, warum es 
uns nicht möglich war, mit Ihnen gemeinsam hier 
am 17. Juni lauthals das Deutschlandlied zu sin-
gen, 

(Lachen bei der CDU/CSU — Hauser [Kre

-

feld] [CDU/CSU]: Ihr seid auch gar nicht 
vermißt worden!) 

selbst wenn es sich nur um die dritte Strophe ge-
handelt hat. 

(Hauser [Krefeld] [CDU/CSU]: Sie können 
das Deutschlandlied j a gar nicht singen! Es 
entspricht ja gar nicht Ihrer Gesinnung! — 
Weiterer Zuruf von der CDU/CSU: Unver

-

schämter Lümmel!) 

Vielen Dank. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord

-

neten der SPD) 

Präsident Dr. Barzel: Das Wort hat der Kollege 
Wolfgramm. 

Wolfgramm (Göttingen) (FDP): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen! Meine Herren! Die 
ersten Anmerkungen des Kollegen Fischer haben 
in mir den Eindruck erweckt, er wolle sich tatsäch-
lich sachlich mit dem Problem auseinandersetzen. 
Die weiteren Anmerkungen haben diese Hoffnung 
allerdings zunichte gemacht. 

Ich darf hier aus dem Interview Fischer/Schily 
im „Spiegel" vom 13. Juni 1983 zitieren: 

Spiegel: Was Sie, Herr Fischer, zum Beispiel in 
der Debatte über die Regierungserklärung ge-
boten haben, war außer Polemik nicht viel. 

Fischer: Richtig. 

Im Blick auf Ihren heutigen Redebeitrag, Herr Fi-
scher, habe ich dieser Anmerkung nichts hinzuzufü-
gen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Meine Damen, meine Herren, Wolfgang Misch-
nick hat heute vormittag die Position der Freien 
Demokraten eindrucksvoll begründet. Ich habe 
auch dem nichts hinzuzufügen. 

Die Fraktion der Freien Demokraten wird den 
Antrag der Sozialdemokraten ablehnen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Präsident Dr. Barzel: Das Wort hat der Herr Bun-
desminister für Jugend, Familie und Gesundheit. 

Dr. Geißler, Bundesminister für Jugend, Familie 
und Gesundheit: 

(von der CDU/CSU mit Beifall begrüßt) 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Ich möchte am Anfang meiner Erklä-
rung eine klare Feststellung treffen: Ich mache die 
Pazifisten, weder die der 20er Jahre noch die der 
30er Jahre, nicht für Auschwitz verantwortlich, und 
ich weise ihnen auch keine Schuld und keine Ab-
sicht zu. Ich habe dies am letzten Mittwoch auch 
nicht gesagt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Verantwortlich waren die Nazis, die Rechtsextremi-
sten, der Judenhaß. Herr Kollege Vogel, hier haben 
Sie recht. Ich hätte in meiner Rede das hinzufügen 
können und vielleicht auch müssen. Es fällt mir 
auch nicht schwer, dies zu sagen; denn dies ist im-
mer meine Überzeugung gewesen. Deswegen habe 
ich auch dem Kollegen Waltemathe geschrieben, 
daß es mir leid tut, wenn er, seine Familie und über-
haupt die Verfolgten des Naziregimes sich verletzt 
fühlen. Meine eigene Familie hat unter dem Natio-
nalsozialismus gelitten und ich als kleiner Junge 
auch. 

Herr Mischnick, Auschwitz, dieses Wort in die-
sem Zusammenhang in einer historischen Darstel-
lung zu verwenden ist gewiß problematisch. Dies 
gebe ich Ihnen auch zu. Ich hätte besser sagen sol-
len: Der Krieg ist möglich gemacht worden. Ich 
komme noch darauf zurück. 

(Beifall bei der FDP — Frau Beck-Oberdorf 
[GRÜNE]: Wodurch?) 

Aber Auschwitz wäre ohne den totalitären kriegeri-
schen Zugriff Hitlers nicht möglich gewesen. Das 
war verkürzt. Herr Mischnick, ich habe dies in ei-
ner Debatte als Replik auf das gesagt, was unter 
dem Begriff „atomares Auschwitz" hier als Kampf-
begriff gegen unsere Verteidigungspolitik einge-
führt worden ist. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich 
habe auch nichts nachgeschoben. Wir sind hier in 
einem Parlament, und es steht ein Satz, und dann 
kommt der nächste. Jeder Abgeordnete hat An-
spruch darauf, daß seine Aussage nicht aus dem 
Kontext herausgerissen wird. Aus meinen weiteren 
Ausführungen, die gewiß nicht ganz leicht gewesen 
sind, wie Sie wissen, ging klar und eindeutig hervor, 
daß ich damit nicht die Pazifisten gemeint habe, die 
Opfer des nationalsozialistischen Regimes gewor-
den sind, sondern die pazifistischen Strömungen 
und die auch darauf beruhende Appeasement-Poli-
tik der 30er Jahre in England und in Frankreich, die 
zu einer entscheidenden Schwächung der Verteidi-
gungsfähigkeit dieser Demokratien geführt und so 
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Hitler ermutigt hat, den Zweiten Weltkrieg zu be-
ginnen. 

(Unruhe bei Abgeordneten der SPD und 
bei Abgeordneten der GRÜNEN) 

Ich habe am letzten Mittwoch hier im Bundestag 
gesagt — ich möchte dies noch einmal sagen —, wie 
mir als kleinem Jungen mein Vater geschildert hat, 
wie er es in der „Deutschen Wochenschau" erlebte, 
wie Chamberlain aus München zurückkam, und wie 
er die Entmutigung derjenigen in Deutschland 
schilderte, die auf Widerstand der westlichen Demo-
kratien gehofft und, wie wir wissen, vergeblich ge-
hofft haben. 

Herr Kollege Vogel hat heute morgen die Frage 
gestellt, was denn die Appeasement-Politik der 
englischen Regierung und der französischen Re-
gierung, die unbestritten ist, mit dem Pazifismus zu 
tun habe. Es gibt keinen nennenswerten Historiker, 
der nicht deutlich gemacht hat, daß die Appease-
ment-Politik in England und Frankreich stark be-
einflußt gewesen ist von den pazifistischen Strö-
mungen in England und in Frankreich. Das „peace 
ballot" im Jahre 1935 unter Lord Cecil 

(Brandt [SPD]: Keine Ahnung, Herr 
Geißler!) 

hat elf Millionen Engländer 

(Brandt [SPD]: Keine Ahnung!) 

zur Zustimmung bewogen. Herr Brandt, die Peace 
Pledge Union mit bedeutenden Menschen, die eine 
große Bewegung in England verursachten, 

(Brandt [SPD]: Die waren in Opposition zu 
der Regierung!) 

mit 200 000 Mitgliedern — der Führer der Labour

-

Fraktion, Lord Landsburi, war eine der tragenden 
Säulen dieser Union, 

(Brandt [SPD]: Richtig!) 

die damals in England dieselbe Rolle gespielt hat 
wie heute die sogenannte Friedensbewegung —, 

(Unruhe und Zurufe bei der SPD) 

hat sich, wenn ich dies sagen darf, bei allen von den 
Nationalsozialisten ausgelösten Krisen für die 
Nichteinmischung Englands ausgesprochen. In der 
tschechischen Krise wurde Deutschland sogar aus-
drücklich unterstützt. Das Münchener Abkommen 
wurde als ein Akt der Gerechtigkeit gefeiert. Ja, 
sogar beim Einmarsch Hitlers in Polen stellte sich 
die PPU auf die deutsche Seite. 

(Brandt [SPD]: Wissen Sie, was das Aus

-

wärtige Amt dazu sagt?) 

Dies ist ganz sicher. Was ich gesagt habe — — 

(Weitere Zurufe — Frau Beck-Oberdorf 
[GRÜNE] meldet sich zu einer Zwischen- 

frage) 

— Herr Präsident, ich möchte meine Gedanken hier 
jetzt zu Ende führen. Ich glaube, der Gegenstand ist 
wichtig genug, daß ich die Gelegenheit habe, meine 
Auffassungen hier darzulegen, auch gegen die 

schwerwiegenden Angriffe, die ich heute hier habe 
hören müssen. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Was sagt denn 
der Außenminister zu Ihren Ausführun

-

gen?) 

Was ich gesagt habe, ist auch die Überzeugung eng-
lischer und französischer Politiker von heute. Ich 
darf Sie bitten, einmal die Memoiren von Churchill 
nachzulesen. 

(Frau Beck-Oberdorf [GRÜNE]: Sie wissen 
gar nicht, was ich fragen wollte!) 

Er sagt es in noch viel deutlicheren Worten, als ich 
dies hier getan habe. 

Es ist — das habe ich schon gesagt —, aus dem 
Zusammenhang herausgerissen, eine verkürzte 
Aussage gewesen. Aber es ist klar, was ich gemeint 
habe. Ich habe mich beim Herrn Kollegen Waltema

-

the, stellvertretend für alle, die sich verletzt fühlen 
konnten, entschuldigt. Aber ich kann nicht meine 
historische Überzeugung preisgeben. Ich kann auch 
meine persönliche Erfahrung in der Zeit des Natio-
nalsozialismus, von meinem Vater vermittelt, nicht 
vergessen. Deswegen muß ich beim Kern meiner 
Aussage bleiben: möglich gemacht, nicht gewollt, 
nicht beabsichtigt, aber möglich gemacht durch Irr-
tum, durch Unterlassung, so wie es Churchill be-
schrieben hat, wie es der Bundeskanzler heute mor-
gen zitiert hat, möglich gemacht in diesem Sinne 
haben die Verbrechen Hitlers u. a. diejenigen, für 
die gegenüber dem Diktator Frieden um jeden 
Preis das höhere Gut war und die aus diesem 
Grunde dem Diktator nicht in den Arm fielen, ob-
wohl sie es hätten tun können. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU und 
der FDP — Zuruf des Abg. Dr. Ehmke 

[Bonn] [SPD]) 

— Dann — und davon bin ich überzeugt — hätte 
Hitler Europa nicht mit diesem wahnsinnigen 
Krieg überziehen können, und Auschwitz wäre 
auch nicht möglich gewesen. 

(Zurufe von der SPD) 

Wir befinden uns im Zusammenhang mit der Dis-
kussion um den NATO-Doppelbeschluß heute und 
im Herbst in einer entscheidenden Phase der deut-
schen Nachkriegsgeschichte. Es geht darum, ob die-
ses Parlament, ob die frei gewählte deutsche Regie-
rung diesen wichtigen Teil ihrer Verteidigungspoli-
tik realisieren kann gegen den innenpolitischen 
Druck der sogenannten Friedensbewegung, 

(Zuruf des Abg. Schily [GRÜNE]) 

gegen den innenpolitischen Druck der sogenannten 
Friedensbewegung. Darauf habe ich aufmerksam 
gemacht. Diese Diskussion ist notwendig. 

(Abg. Frau Beck-Oberdorf [GRÜNE] mel

-

det sich zu einer Zwischenfrage) 

Präsident Dr. Barzel: Herr Bundesminister, ich 
muß Sie erneut fragen, ob Sie eine Zwischenfrage 
zulassen. 
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Dr. Geißler, Bundesminister für Jugend, Familie 
und Gesundheit: Nein, Herr Präsident, ich lasse 
keine Zwischenfrage zu. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Diese Diskussion ist notwendig. Dies ist der Aus-
gangspunkt dessen, was ich gesagt habe. Die Ereig-
nisse in den 30er Jahren müssen Anlaß dafür sein, 
für uns alle, aber auch für die Mitglieder der Frie-
densbewegung, konsequent und radikal die Folgen 
zu Ende zu denken, die entstünden, wenn Ihre poli-
tischen Vorstellungen der radikalen einseitigen Ab-
rüstung in den westlichen Demokratien eine politi-
sche Mehrheit bekämen. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU und 
der FDP) 

Auschwitz kann nicht rückgängig gemacht wer-
den. Aber wir heute Lebenden können heute unsere 
Freiheit bewahren, wenn wir aus der Geschichte 
lernen. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU und 
bei Abgeordneten der FDP) 

Präsident Dr. Barzel: Meine Damen und Herren, es 
war eine Debattenrunde einschließlich der Stel-
lungnahme der Regierung verabredet. Weitere 
Wortmeldungen liegen mir nicht vor. Ich schließe 
die Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung. Es ist namentli-
che Abstimmung verlangt. Die Abstimmungskarten 
finden Sie in Ihren Pulten. Bitte legen Sie die Kar-
ten mit Ihrem Votum „Ja", „Nein" oder „Enthaltung" 
in die hier vorn aufgestellte Urne. 

Ich eröffne die namentliche Abstimmung über 
den Antrag der Fraktion der SPD auf Druck-
sache 10/178. 

(Vorsitz : Vizepräsident Westphal) 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Her-
ren, ist noch ein Mitglied des Hauses anwesend, das 
seine Stimme noch nicht abgegeben hat? Wenn j a, 
dann bitte ich, jetzt abzustimmen. 

Meine Damen und Herren, ich frage noch einmal: 
Ist noch jemand, der stimmberechtigt ist, nicht an 
der Urne gewesen, um seine Karte abzugeben? 

Meine Damen und Herren, ich stelle fest, daß 
kein weiteres Mitglied anwesend ist, das noch seine 
Stimme abzugeben wünscht. Ich schließe die Ab-
stimmung und bitte die Schriftführer, mit der Aus-
zählung zu beginnen. Ich bitte die Kollegen um 
etwas Geduld, bis die Schriftführer die Auszählung 
beendet haben. 

Meine Damen und Herren, ich darf Sie bitten, 
wieder Platz zu nehmen. — Ich wäre dankbar, wenn 
Sie sich auf Ihre Plätze begäben. Ich möchte das 
Ergebnis der Abstimmung bekanntgeben. 

Die Abstimmung über den Antrag auf Druck-
sache 10/178 hat ergeben: Abgegebene Stimmen:  

490, davon ungültige Stimmen: keine. Mit Ja haben 
279 Abgeordnete gestimmt. 

(Reddemann [CDU/CSU]: Das kann doch 
wohl nicht sein! — Weitere Zurufe von der 

CDU/CSU) 

— Ich sehe gerade, daß das Protololl nicht so ist, wie 
es sein müßte, wenn es korrekt sein sollte. Darf ich 
noch einmal einen Schriftführer zu mir bitten? — 
Ich werde das Protokoll gleich richtig verlesen. — 

(Dr.  Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: Das 
darf doch wohl nicht wahr sein) 

Meine Damen und Herren, bei der Entscheidung 
über den Antrag auf Drucksache 10/178 wurden 490 
Stimmen abgegeben. Davon ungültige Stimmen: 
keine. Mit Ja haben 210 Abgeordnete gestimmt. Mit 
Nein haben 279 Abgeordnete gestimmt. Enthaltun-
gen: eine. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Endgültiges Ergebnis 

Abgegebene Stimmen 490; 
davon 

ja: 	210 

nein: 	279 

enthalten: 1 

Ja 

SPD 

Dr. Ahrens 
Amling 
Antretter 
Dr. Apel 
Bachmaier 
Bahr 
Bamberg 
Becker (Nienberge) 
Berschkeit 
Bindig 
Frau Blunck 
Brandt 
Brosi 
Brück 
Buckpesch 
Büchler (Hof) 
Büchner (Speyer) 
Dr. von Bülow 
Buschfort 
Catenhusen 
Collet 
Conradi 
Curdt 
Frau Dr. Czempiel 
Frau Dr. Däubler-Gmelin 
Daubertshäuser 
Dreßler 
Duve 
Dr. Ehmke (Bonn) 
Dr. Ehrenberg 
Dr. Emmerlich 
Dr. Enders 
Esters 
Ewen 
Fiebig 
Fischer (Homburg) 

Fischer (Osthofen) 
Franke (Hannover) 
Frau Fuchs (Köln) 
Frau Fuchs (Verl) 
Gansel 
Gerstl (Passau) 
Gilges 
Glombig 
Dr. Glotz 
Gobrecht 
Grobecker 
Grunenberg 
Dr. Haack 
Haase (Fürth) 
Frau Dr. Hartenstein 
Dr. Hauchler 
Dr. Hauff 
Heistermann 
Herterich 
Heyenn 
Hiller (Lübeck) 
Hoffmann (Saarbrücken) 
Dr. Holtz 
Horn 
Frau Huber 
Huonker 
Immer (Altenkirchen) 
Jahn (Marburg) 
Jaunich 
Dr. Jens 
Jung (Düsseldorf) 
Junghans 
Jungmann 
Kastning 
Kiehm 
Kirschner 
Kisslinger 
Klein (Dieburg) 
Dr. Klejdzinski 
Klose 
Kolbow 
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Vizepräsident Westphal 
Kretkowski 
Dr. Kübler 
Kühbacher 
Kuhlwein 
Lambinus 
Lennartz 
Leonhart 
Liedtke 
Dr. Linde 
Lohmann (Witten) 
Frau Dr. Martiny-Glotz 
Matthöfer 
Meininghaus 
Menzel 
Dr. Mertens (Bottrop) 
Müller (Düsseldorf) 
Müller (Schweinfurt) 
Dr. Müller-Emmert 
Müntefering 
Nagel 
Nehm 
Dr. Nöbel 
Frau Odendahl 
Oostergetelo 
Paterna 
Pauli 
Dr. Penner 
Peter (Kassel) 
Pfuhl 
Porzner 
Poß 
Purps 
Rapp (Göppingen) 
Rappe (Hildesheim) 
Reimann 
Frau Renger 
Reschke 
Reuter 
Rohde (Hannover) 
Roth 
Sander 
Schäfer (Offenburg) 
Schanz 
Dr. Scheer 
Schlaga 
Schlatter 
Schluckebier 
Dr. Schmidt (Gellersen) 
Schmidt (Hamburg) 
Schmidt (München) 
Frau Schmidt (Nürnberg) 
Schmidt (Wattenscheid) 
Schmitt (Wiesbaden) 
Dr. Schmude 
Dr. Schöfberger 
Schreiner 
Schröder (Hannover) 
Schröer (Mülheim) 
Schulte (Unna) 
Dr. Schwenk (Stade) 
Sielaff 
Sieler 
Frau Simonis 
Frau Dr. Skarpelis-Sperk 
Dr. Soell 
Dr. Sperling 
Dr. Spöri • 
Stahl (Kempen) 
Dr. Steger 
Steiner 
Frau Steinhauer 
Stiegler 
Stockleben 
Dr. Struck 
Frau Terborg 
Frau Dr. Timm 
Toetemeyer 
Frau Traupe 
Urbaniak 
Vahlberg 
Verheugen 
Vogelsang 

Voigt (Frankfurt) 
Vosen 
Waltemathe 
Walther 
Weinhofer 
Weisskirchen (Wiesloch) 
Dr. Wernitz 
Westphal 
Frau Weyel 
Wieczorek (Duisburg) 
Wiefel 
von der Wiesche 
Wimmer (Neuötting) 
Wischnewski 
Dr. de With 
Wolfram 
(Recklinghausen) 

Zander 
Zeitler 
Frau Zutt 

Berliner Abgeordnete 
Dr. Diederich (Berlin) 
Egert 
Löffler 
Frau Luuk 
Dr. Mitzscherling 
Stobbe 
Dr. Vogel 
Wartenberg (Berlin) 

DIE GRÜNEN 

Frau Dr. Bard 
Bastian 
Frau Beck-Oberdorf 
Burgmann 
Drabiniok 
Dr. Ehmke (Ettlingen) 
Fischer (Frankfurt) 
Hecker 
Frau Dr. Hickel 
Hoss 
Dr. Jannsen 
Frau Kelly 
Kleinert (Marburg) 
Krizsan 
Frau Nickels 
Reents 
Frau Reetz 
Sauermilch 
Schily 
Frau Schoppe 
Schwenniger 
Stratmann 
Vogt (Kaiserslautern) 
Frau Dr. Vollmer 

Nein 

CDU/CSU 
Dr. Abelein 
Dr. Althammer 
Austermann 
Dr. Barzel 
Bayha 
Dr. Becker (Frankfurt) 
Berger 
Biehle 
Dr. Blank 
Dr. Blens 
Dr. Blüm 
Böhm (Melsungen) 
Dr. Bötsch 
Bohl 
Bohlsen 

Borchert 
Braun 
Breuer 
Broll 
Brunner 
Bühler (Bruchsal) 
Dr. Bugl 
Carstens (Emstek) 
Carstensen 
Clemens 
Conrad (Riegelsberg) 
Dr. Czaja 
Dr. Daniels 
Daweke 
Deres 
Dörflinger 
Dr. Dollinger 
Doss 
Dr. Dregger 
Echternach 
Ehrbar 
Eigen 
Erhard 
(Bad Schwalbach) 

Eylmann 
Dr. Faltlhauser 
Fellner 
Frau Fischer 
Fischer (Hamburg) 
Francke (Hamburg) 
Franke 
Dr. Friedmann 
Ganz (St. Wendel) 
Frau Geiger 
Dr. Geißler 
Dr. von Geldern 
Dr. George 
Gerlach (Oberneu) 
Gerstein 
Gerster (Mainz) 
Glos 
Dr. Göhner 
Dr. Götz 
Günther 
Haase (Kassel) 
Dr. Häfele 
Handlos 
Hanz (Dahlen) 
Hartmann 
Haungs 
Hauser  (Esslingen) 

 Hauser  (Krefeld) 
 Hedrich 

Freiherr Heereman 
von Zuydtwyck 

Frau Dr. Hellwig 
Helmrich 
Dr. Hennig 
Herkenrath 
Hinrichs 
Hinsken 
Höffkes 
Höpfinger 
Dr. Hoffacker 
Frau Hoffmann (Soltau) 
Dr. Hornhues 
Hornung 
Frau Hürland 
Dr. Hüsch 
Dr. Hupka 
Graf Huyn 
Jäger (Wangen) 
Jagoda 
Dr. Jahn (Münster) 
Dr. Jenninger 
Dr. Jobst 
Jung (Lörrach) 
Dr.-Ing. Kansy 
Frau Karwatzki 
Keller 
Kiechle 
Dr. Klein (Göttingen) 

Klein (München) 
Dr. Köhler (Duisburg) 
Dr. Köhler (Wolfsburg) 
Dr. Kohl 
Kolb 
Kraus 
Dr. Kreile 
Krey 
Kroll-Schlüter 
Frau Krohne-Appuhn 
Dr. Kronenberg 
Dr. Kunz (Weiden) 
Lamers 
Dr. Lammert 
Landré 
Dr. Langner 
Lattmann 
Dr. Laufs 
Lemmrich 
Dr. Lenz (Bergstraße) 
Lenzer 
Link (Diepholz) 
Link (Frankfurt) 
Linsmeier 
Lintner 
Dr. Lippold 
Löher 
Lohmann (Lüdenscheid) 
Louven 
Maaß 
Magin 
Marschewski 
Dr. Marx 
Dr. Mertes (Gerolstein) 
Metz 
Dr. Meyer zu Bentrup 
Michels 
Dr. Mikat 
Dr. Miltner 
Milz 
Dr. Möller 
Dr. Müller 
Müller (Remscheid) 
Müller (Wadern) 
Müller (Wesseling) 
Nelle 
Frau Dr. Neumeister 
Niegel 
Dr.-Ing.  Oldenstädt 
Dr. Olderog 
Pesch 
Pfeffermann 
Pfeifer 
Dr. Pinger 
Dr. Pohlmeier 
Dr. Probst 
Rawe 
Reddemann 
Regenspurger 
Repnik 
Dr. Riedl (München) 
Dr. Riesenhuber 
Rode (Wietzen) 
Frau Rönsch 
Frau Roitzsch 
Dr. Rose 
Rossmanith 
Roth (Gießen) 
Rühe 
Ruf 
Sauer (Salzgitter) 
Sauer (Stuttgart) 
Sauter (Epfendorf) 
Sauter (Ichenhausen) 
Dr. Schäuble 
Schartz (Trier) 
Schemken 
Scheu 
Schlottmann 
Schmidbauer 
Schmitz (Baesweiler) 
von Schmude 
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Vizepräsident Westphal 
Dr. Schneider (Nürnberg) 
Schneider 
(Idar-Oberstein) 

Freiherr von Schorlemer 
Schreiber 
Dr. Schroeder (Freiburg) 
Schröder (Lüneburg) 
Schulhoff 
Dr. Schulte 
(Schwäbisch Gmünd) 

Schwarz 
Dr. Schwarz-Schilling 
Dr. Schwörer 
Seehofer 
Seesing 
Seiters 
Dr. Freiherr 
Spies von Büllesheim 

Spilker 
Spranger 
Dr. Sprung 
Dr. Stark (Nürtingen) 
Graf Stauffenberg 
Dr. Stavenhagen 
Dr. Stercken 
Strube 
Stücklen 
Stutzer 
Susset 
Tillmann 
Dr. Todenhöfer 
Uldall 
Dr. Unland 
Frau Verhülsdonk 
Vogel (Ennepetal) 
Vogt (Düren) 
Voigt (Sonthofen) 
Dr. Voss 
Dr. Waffenschmidt 
Dr. Waigel 
Graf von Waldburg-Zeil 
Dr. Warnke 
Dr. Warrikoff 
Dr. von Wartenberg 
Weirich 
Weiß 
Werner 
Frau Dr. Wex 
Frau Will-Feld 
Frau Dr. Wilms 
Wilz 
Wimmer (Neuss) 
Windelen 
Frau Dr. Wisniewski 
Wissmann 
Dr. Wittmann 
Dr. Wörner 
Würzbach 
Dr. Wulff 
Zierer 
Zink 

Berliner Abgeordnete 
Frau Berger (Berlin) 
Boroffka 
Buschbom 
Dolata 
Feilcke 
Dr. Hackel 
Kalisch 
Kittelmann 
Dr. h. c. Lorenz 
Schulze (Berlin) 
Straßmeir 

FDP 

Frau Dr. Adam

-

Schwaetzer 
Baum 
Beckmann 
Bredehorn 
Cronenberg (Arnsberg) 
Eimer (Fürth) 
Engelhard 
Ertl 
Dr. Feldmann 
Gallus 
Gattermann 
Genscher 
Grünbeck 
Grüner 
Dr. Haussmann 
Dr. Hirsch 
Hoffie 
Kleinert (Hannover) 
Kohn 
Dr.-Ing.  Laermann 
Dr. Graf Lambsdorff 
Mischnick 
Möllemann 
Neuhausen 
Paintner 
Ronneburger 
Dr. Rumpf 
Frau Seiler-Albring 
Dr. Solms 
Dr. Weng 
Wolfgramm (Göttingen) 
Wurbs 

Berliner Abgeordneter 

Hoppe 

Enthalten 
Frau Dr. Hamm-Brücher 

Damit ist der Antrag abgelehnt. 

Wir fahren fort in der Aussprache über Punkt 6 
der Tagesordnung — Bericht zur Lage der Nation 
— und Punkt 7 der Tagesordnung — Beratung des 
Antrags der Fraktion der SPD, Transitwege von 
und nach Berlin, Drucksache 10/117 —. Das Wort 
hat der Abgeordnete Dr. Haack. 

(Unruhe) 

— Ich wäre dankbar, wenn diejenigen, die dem Red-
ner nicht zuhören wollen, sondern anderen Aufga-
ben nachgehen wollen, dies außerhalb des Saales 
täten. 

Das Wort hat Herr Dr. Haack. 
(Anhaltende Unruhe) 

— Ich bitte um Aufmerksamkeit für den Redner. 

Dr. Haack (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Was werden wohl unsere Landsleute in 
der DDR über solche Debatten denken? Mit dieser 
Frage kehre ich zur Deutschlandpolitik zurück. 
Im Jahre 1964 haben drei bekannte Journalisten 

aus der Bundesrepublik, Marion Gräfin Döhnhoff, 
Rudolf Walter Leonhardt und Theo Sommer, eine 
Reise in die DDR unternommen. 

(Unruhe) 

Vizepräsident Westphal: Darf ich Sie unterbre-
chen, Herr Dr. Haack. 
Ich bitte herzlich darum, dem Redner Aufmerk-

samkeit zu schenken oder, andernfalls, sich aus 
dem Saal zu begeben. 
Herr Dr. Haack. 

Dr. Haack (SPD): Nach der Rückkehr in die Bun-
desrepublik haben sie ein Buch mit dem Titel 
„Reise in ein fernes Land" geschrieben. Dort hieß 
es: 

Viele Bürger der Bundesrepublik kennen Paris 
und London, die Adria oder die Costa Brava, 
haben aber Dresden und Rostock, die mecklen-
burgischen Seen und den Thüringer Wald nie 
gesehen. Der Eiserne Vorhang bildet eine 
dichte Grenze. 

Fast 20 Jahre später könnte ein Reisebericht über 
die DDR nicht mehr überschrieben werden: Reise 
in ein fernes Land. Seit Jahren berichten westdeut-
sche Journalisten in der Bundesrepublik Deutsch-
land täglich aus der DDR. Allein das zeigt den Fort-
schritt, den wir durch die Politik der letzten Jahre 
erreicht haben. 

(Beifall bei der SPD) 
Die Grenze zwischen den beiden Teilen Deutsch-

lands ist durchlässiger geworden. Das Auseinander-
leben der beiden Teile Deutschlands hat sich entge-
gen der Annahme in den 60er Jahren nicht vertieft. 
Ganz im Gegenteil: Gerade die menschlichen Bin-
dungen haben sich verstärkt. 
Wenn der Bundeskanzler heute vormittag in sei-

nem Bericht gesagt hat, daß die Grenze zwischen 
beiden deutschen Staaten immer noch nicht normal 
sei, so kann ihm hier zugestimmt werden. Aber die 
Politik muß sich immer an den relativen Fortschrit-
ten messen lassen. Und die Situation, die wir heute, 
im Jahre 1983, haben, ist ein Fortschritt gegenüber 
der Situation der ganzen 60er Jahre. Das kam nicht 
von selbst, sondern das war das Ergebnis einer Poli-
tik — wie sie damals genannt worden ist — der klei-
nen Schritte, die sich das Ziel gesetzt hat, wenig-
stens das Miteinander der Menschen in einem ge-
teilten Land zu verbessern, wenn schon die großen 
Probleme nicht kurzfristig gelöst werden können. 
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Dr. Haack 
Es war der Erfolg einer Politik, die sich nicht an 
Schlagworten und Formeln orientierte, sondern an 
den Interessen der Menschen in einem geteilten 
Land, und die nicht mehr das in einer konkreten 
politischen Situation jeweils Mögliche durch das 
Unmögliche verbaute. 

Die Grundlage dieser Politik, die zu diesen unbe-
streitbaren Erfolgen im Sinne der Verbesserung 
der menschlichen Beziehungen in unserer geteilten 
Nation in den letzten Jahren geführt hat, wurde in 
der Grundkonzeption im Januar 1970 in dem ersten 
Bericht zur Lage der Nation der damaligen sozialli-
beralen Koalition dargestellt. Der damalige Bundes-
kanzler Willy Brandt sagte — das war die Grund-
lage für die Politik der 70er Jahre, und das gilt heu-
te, im Jahre 1983, genauso als Grundlage für die 
künftige Politik —: 

Patriotismus verlangt die Erkenntnis dessen, 
was ist, und den Versuch, immer wieder her-
auszufinden, was möglich ist. Er verlangt den 
Mut zum Erkennen der Wirklichkeit. Dies ist 
nicht gleichbedeutend damit, daß man diese 
Wirklichkeit als wünschenswert ansieht oder 
daß man auf die Hoffnung verzichtet, sie ließe 
sich im Laufe längerer Zeiträume ändern. 
Aber die Aufrichtigkeit, ohne die keine Politik 
auf Dauer geführt werden kann, verpflichtet 
uns, ..., keine Forderungen zu erheben, deren 
Erfüllung in den Bereich der illusionären 
Wunschvorstellungen gehören. 

Diese Politik, wie ich es bezeichnen möchte, des 
Realismus und des Verantwortungsbewußtseins hat 
sich auch kompromißfähig gezeigt. Kompromißfä-
higkeit ist ebenso wie in der Innenpolitik auch in 
der Außenpolitik die Grundlage für Fortschritte. In 
den 60er Jahren waren die Forderungen der östli-
chen Seite, sozusagen als Vorbedingung zur Verbes-
serung der Beziehungen zwischen West und Ost: 
Anerkennung der Oder-Neiße-Linie durch den We-
sten, völkerrechtliche Anerkennung der DDR, Aner-
kennung einer selbständigen politischen Einheit 
West-Berlin und Aufgabe unseres Anspruchs auf 
die einheitliche Nation. 

Wir haben ab 1969 eine Politik gemacht, die nicht 
alles abgelehnt und nicht alles angenommen hat, 
sondern die kompromißfähig gewesen ist und die 
die Realitäten zugrunde gelegt hat, die sich mittler-
weile seit 1949 als Konsequenz des Zweiten Welt-
krieges herausgebildet hatten. Deshalb war es in 
der damaligen Lage, im Jahr 1969, richtig, die Aner-
kennung der DDR als Staat und auch die politische 
Anerkennung der Westgrenze Polens — nicht die 
völkerrechtliche, weil das nicht möglich ist, sondern 
die politische Anerkennung — der Politik zugrunde 
zu legen. Aber wir haben es abgelehnt, die Bindun-
gen und Verbindungen zwischen West-Berlin und 
der Bundesrepublik Deutschland zu lockern. Und 
wir haben es abgelehnt, unsere Auffassung von der 
Einheit der Nation zu ändern. 

Durch diese Politik hat die Bundesrepublik 
Deutschland Bewegungsfreiheit gewonnen. Es war 
eben keine Politik im Alleingang, sondern eine Poli-
tik, die mit unseren Partnern abgestimmt war. Das 
heißt, die Deutschlandpolitik wurde zum Element  

west-östlicher Verständigung. Es war auch kein 
deutscher Sonderweg, sondern unsere deutschen 
Interessen wurden in die internationale Politik ein-
geordnet. 

Die damalige Opposition hat nach meiner Auffas-
sung die Chancen dieser Politik, die dann auch zu 
einer Vertragspolitik geführt hat, falsch einge-
schätzt. Sie hat diese Politik hart bekämpft und teil-
weise auch verleumdet. 

Ich will nun nicht gerade von der heutigen Regie-
rung, die damals Opposition war, fordern, daß sie 
ihren damaligen Irrtum eingesteht. Ich habe aber 
eine ganz konkrete Frage an die Bundesregierung. 
Herr Bundesminister Windelen, Sie werden zwar 
aus Zeitgründen nicht mehr sprechen können, aber 
für die weiteren Debatten auch im Ausschuß 
möchte ich diese Frage stellen. 

Wenn Sie davon sprechen — das haben Sie heute 
vormittag getan —, daß Sie die Verträge anerken-
nen, daß Sie sich auf die Grundlage der Verträge 
stellen, muß dennoch die Frage gestellt werden, ob 
Sie das nur deshalb tun, weil Sie der Meinung sind, 
daß Verträge rechtlich eingehalten werden müssen, 
oder ob Sie das auch deshalb tun, weil Sie der Auf-
fassung sind, daß es zu dieser Politik, die ab 1969 
eingeleitet wurde, auch nach 1982/83 keine Alterna-
tive gibt: daß also diese Politik nicht aus rechtlichen 
Gründen, sondern aus politischen Gründen fortge-
setzt werden muß. Das ist die eigentlich entschei-
dende Frage. 

(Reddemann [CDU/CSU]: Das ist keine 
entscheidende Frage für die Deutschland

-

politik, sondern nur für Ihre Propaganda!) 

Herr Kollege Dregger, wenn Sie erlauben, darf 
ich eine Frage in diesem Zusammenhang an Sie 
richten. Ich habe Ihre Ausführungen nicht nur ge-
hört, sondern auch noch einmal im Text nachgele-
sen. Sie haben heute vormittag hier folgendes aus-
geführt: 

Wer die Teilung der Nation überwinden will, 
muß zunächst die Ursachen der Teilung erken-
nen. 

— Völlig einverstanden. Aber jetzt kommt die Pas-
sage, die mich zu einer Frage veranlaßt. Sie sagten 
dann: 

Das ist in den letzten Jahren zuwenig beachtet 
worden. Parolen schwirrten umher, daß es mög-
lich sei, in einer Transformation des Ost-West-
Konflikts bestehende Gegensätze zu einer ideo-
logischen Synthese zusammenzufassen, um 
darauf dann die Einheit Deutschlands gründen 
zu können. 

Ich gehe davon aus, daß Sie mit „Parolen" Parolen 
in der Öffentlichkeit der Bundesrepublik meinten, 
nicht hier in diesem Parlament. 

Sie kommen dann auf den Begriff „Wandel durch 
Annäherung" zu sprechen. Das war ein bekanntes 
Schlagwort, von Herrn Bahr 1963 bei einem Vortrag 
in Tutzing eingeführt; in wenigen Tagen wird in 
Tutzing eine Veranstaltung stattfinden, die an die 
damaligen Vorgänge erinnert. Sie sagten: 
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„Wandel durch Annäherung" lautete die ein-
gängigeParole, die nicht einmal ohne teilweise 
Erfüllung geblieben ist. Wir haben uns ja der 
anderen Seite angenähert und uns dabei viel-
leicht auch in manchem gewandelt. 

Ich hätte an Sie die Frage, wen Sie unter „wir" ver-
stehen und wie Sie diese Annäherung verstehen. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Der entschei

-

dende Satz kommt erst dann!) 

— Sie meinen, der entscheidende Satz ist der näch-
ste. Ich habe aber noch so viel zu sagen, daß ich 
natürlich Ihre Rede nicht noch einmal vorlesen 
kann. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Das ist das 
Problem von Zitaten!) 

Der nächste Satz lautet — das ändert gar nichts an 
meiner Frage —: 

Von einem reziproken Prozeß allerdings kann 
beim besten Willen nicht gesprochen werden. 

Das sagt also nichts aus. Meine konkrete Frage 
bleibt, ebenso wie eben im Zusammenhang mit der 
Erfüllung der Verträge und Ihrer Meinung zum 
Vertragsinhalt, was Sie unter dieser Annäherung 
verstehen. Ich sehe diese Annäherung nicht. 

Meine Damen und Herren, ich bin der Auffas-
sung, daß diese Politik, die in der Bundesrepublik 
Deutschland in Richtung Ostpolitik und Deutsch-
landpolitik getrieben wird, eine breite Zustimmung 
in unserer Bevölkerung hat. Bei der Bundestags-
wahl im November 1972 wurde von der Bevölke-
rung erstmalig darüber befunden. Aber auch bei der 
letzten Bundestagswahl am 6. März 1983 waren die 
Grundlagen, Inhalte und Konzeption der Deutsch-
landpolitik in Wirklichkeit nicht im parteipoliti-
schen Streit, jedenfalls nicht im Wahlkampf; ganz 
im Gegenteil. Ich sehe im Moment von der CSU ab, 
auf die ich gleich zu sprechen komme, weil ich dann 
eine Frage an Sie, Herr Lintner, habe, der Sie wohl 
der nächste Redner sind. Auch im Wahlkampf zur 
Bundestagswahl am 6. März 1983 hat die CDU von 
Kontinuität und Vertragserfüllung gesprochen. Die 
FDP hat sich, was ja ganz logisch ist, weil sie diese 
Politik seit 1969 mitgemacht hat, als Garant der 
Kontinuität dieser Politik dargestellt. 

Deshalb drängen sich für uns heute Fragen auf, 
weil wir wissen, daß es um Glaubwürdigkeit geht 
und es in der Außenpolitik eine klare Linie geben 
muß und nicht verschiedene Sprachen geben darf. 

Wenn die CDU von Kontinuität und Vertragser-
füllung spricht, heißt das, daß Sie das, was Herr 
Strauß — ich nenne nur ein Zitat aus einer Fülle 
mir vorliegenden Zitate — noch vor wenigen Tagen 
in der Verbandszeitung des Bundes der Mitteldeut-
schen anläßlich des 17. Juni gesagt hat, in der Kon-
sequenz nicht teilen? 

(Abg. Dr. Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU] 
meldet sich zu einer Zwischenfrage) 

— Einen kleinen Moment, Herr Kollege Mertes; ich 
möchte erst das Zitat vorlesen. Vielleicht ergibt sich 
daraus für Sie dann noch eine weitere Frage. Oder 

vielleicht können Sie mir dann die Frage gleich so 
beantworten, wie ich es möchte; dann wäre ich zu-
frieden. 

Herr Strauß sagte dort vor wenigen Tagen: 

Im Jahr 1969 verließ die SPD/FDP 

— ich bitte jetzt immer auch die Kollegen der FDP 
zuzuhören; die sind hier genauso angegriffen — 

die  bewährten Grundlagen der Deutschlandpo-
litik Konrad Adenauers und ersetzte sie durch 
eine kurzatmige, illusionäre, dilettantische 
Konzeption, deren Scheitern heute offenkundi-
ger ist denn je. Die von der damaligen liberal-
sozialistischen Bundesregierung geschlossenen 
Verträge schädigten 

— so Strauß — 

durch den einseitigen Verzicht auf fundamen-
tale Rechtspositionen das Zusammengehörig-
keitsgefühl aller Deutschen, machten die DDR 
international hoffähig. 

Und jetzt kommt der Satz: 

Sie führten zu einer Vertiefung der Teilung 
Deutschlands. 

Bevor ich jetzt Ihre Frage zulasse, Herr Kollege 
Mertes, stelle ich hier fest: Wer so redet, kann die 
Probleme der Menschen in der DDR nicht kennen 
und will die Entwicklung der letzten 13 Jahre nicht 
wahrhaben. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter Dr. 
Haack, ich habe schon festgestellt, daß Sie die Zwi-
schenfrage des Abgeordneten Dr. Mertes zulassen 
wollen. — Bitte. 

Dr. Mertes (Gerolstein) (CDU/CSU): Herr Kollege 
Haack, was die Vergangenheit angeht: Hat Strauß 
nicht recht, wenn er sagt, daß wir alle in diesem 
Hause bis 1969 nicht für die Anerkennung der Zwei-
Deutschland-Theorie gewesen sind? Aber können 
wir uns darauf verständigen, Herr Kollege Haack, 
daß es jetzt wenig Sinn hat, über die Vergangenheit 
zu richten, daß die Opposition in den 50er Jahren 
die Schwächen, die sie bei der damaligen Bundesre-
gierung zu sehen glaubte, hat artikulieren müssen, 
daß die Opposition der 70er Jahre die Schwächen 
und Bedenken gegen die damalige Regierung hat 
artikulieren lassen, daß es aber jetzt darauf an-
kommt, die Verträge einzuhalten, und zwar, soweit 
sie interpretationsbedürftig sind, auf der Grundlage 
der Zusagen der damaligen Bundesregierung und 
der Aussagen des Bundesverfassungsgerichts ein-
zuhalten, daß es also jetzt nicht gilt, ständig Vergan-
genheitsbewältigung zu betreiben, sondern auf eine 
Nutzung dieser Verträge für unser ganzes Volk und 
für den Frieden zu drängen? 

Dr. Haack (SPD): Ich stimme Ihnen völlig zu, Herr 
Kollege Mertes. Aber ich stelle die Fragen, weil es 
mir um die Zukunft geht. Ich will von Ihnen eine 
konkrete Aussage haben, daß Sie solche Äußerun-
gen ablehnen, damit wir in Zukunft davon ausge-
hen können, daß die bisherige Politik kontinuierlich 
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fortgeführt wird. Das heißt, ich bringe Zitate mit 
dem Ziel, etwas deutlich zu machen und Sie darum 
zu bitten, klarzumachen, wie Sie sich die Politik in 
der Zukunft vorstellen, weil es nach meiner Auffas-
sung gerade auch im Interesse der Menschen in der 
DDR von entscheidender Bedeutung ist, sich darauf 
verlassen zu können, daß diese Politik in ihrem 
Interesse kontinuierlich fortgeführt wird. 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter Dr. 
Haack, gestatten Sie eine weitere Zwischenfrage 
des Abgeordneten Dr. Mertes? 

Dr. Mertes (Gerolstein) (CDU/CSU): Herr Kollege 
Haack, können wir uns darauf verständigen, daß 
Sie der Regierungserklärung von Bundeskanzler 
Kohl zustimmen, die gerade auch in diesem Punkt 
völlig klar und konstruktiv ist? 

Dr. Haack (SPD): Darauf können wir uns insofern 
nicht ganz verständigen, als Sie, Herr Kollege Mer-
tes, soeben in Ihrer ersten Frage gesagt haben, daß 
es nicht Aufgabe der Opposition sei, jeweils der Re-
gierung zuzustimmen. Meine Frage ist vielmehr, ob 
die gesamte CSU dieser Regierungserklärung zu-
stimmt. Das wollen wir zunächst einmal wissen, 
weil wir eine Widersprüchlichkeit und eine Unklar-
heit für gefährlich im Sinne der Fortentwicklung 
dieser Politik halten. 

(Reddemann [CDU/CSU]: Aber Herr Kolle

-

ge, wie kann ein Sozialdemokrat von ande

-

ren Klarheit verlangen, wenn seine Partei 
so unklar reagiert?) 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter Dr. 
Haack, jetzt wünscht Herr Abgeordneter Ronnebur-
ger eine Zwischenfrage zu stellen. Sind Sie damit 
einverstanden? — 

Ronneburger (FDP): Herr Kollege Haack, stim-
men Sie mir darin zu, daß Kontinuität in dem von 
uns besprochenen Sinn nur heißen kann, daß auf 
der Basis des bisher Erreichten, auf der Basis, auf 
der diese Koalition und diese Bundesregierung ihre 
Arbeit begonnen haben, weitergearbeitet wird, na-
türlich mit neuer Phantasie und auch mit unter 
Umständen neuem Reagieren auf neue Entwicklun-
gen? Stimmen Sie mir weiter darin zu, daß diese 
Kontinuität, die ich so beschreibe, Gegenstand der 
Abmachungen dieser Koalition und der Regie-
rungserklärungen gewesen ist? 

Dr. Haack (SPD): Herr Kollege Ronneburger, 
meine kritischen Fragen zielen genau in diese Rich-
tung. Ich möchte diese Bestätigung auch nachher in 
Ihrer Rede noch einmal haben, damit endlich Klar-
heit besteht. Sie sagen, die Basis der bisherigen 
Politik müsse fortentwickelt werden; da stimme ich 
Ihnen ja völlig zu. Aber meine Frage ist die: Wo 
bleibt diese Basis, wenn Herr Strauß — so noch vor 
wenigen Tagen — sagt, das sei eine kurzatmige, 
illusionäre und dilettantische Konzeption gewesen? 
Damit wird die Basis doch ausgehöhlt. Mir geht es 

darum, daß wir hier einvernehmlich klarmachen: 
Das ist eine Basis auch für die Zukunft. 

(Ronneburger [FDP]: Halten wir uns doch 
an das, was die Regierung sagt! — Beifall 

bei der FDP und der CDU/CSU) 

— Also, ich bin bisher davon ausgegangen, daß wir 
eine parlamentarische Demokratie sind, in der die 
Regierung selbstverständlich ganz viel zu sagen 
hat, aber nur das tun kann, was sie auch in Überein-
stimmung mit ihrer Regierungspartei, mit ihren 
Koalitionsparteien tun kann. 

(Beifall bei der SPD) 

Insofern sind meine Fragen doch wohl völlig be-
rechtigt. 

(Reddemann [CDU/CSU]: Herr Kollege, Sie 
erwecken den Eindruck, als ob Sie hier 
bayerische Wahlkämpfe fortsetzen wol

-

len!) 

— Also, wenn Sie das, was ich hier sachlich, nüch-
tern, korrekt frage, als bayerischen Wahlkampf ver-
stehen, dann haben Sie offensichtlich noch nie ei-
nen Wahlkampf der CSU in Bayern erlebt; denn 
sonst könnten Sie eine solche Bemerkung, Herr 
Reddemann, nicht machen. 

(Beifall bei der SPD — Reddemann [CDU/ 
CSU]: Herr Kollege, ich habe auch den 
Wahlkampf der SPD in Bayern gemeint! 
Ich weiß jetzt, warum sie ihn nicht gewin

-

nen kann!) 

Jetzt kommt meine Frage an den Kollegen Lint-
ner — sie zielt auch in diese Richtung —, was in 
diesem Zusammenhang unter Wende zu verstehen 
ist. Auch hier haben wir die Bitte, daß endlich klar-
gestellt wird, daß es eine Wende nicht gibt, sondern 
Kontinuität. 

Jetzt sage ich Ihnen auch, warum ich das hier fra-
ge: Ich bin dagegen, daß bei parlamentarischen De-
batten — das gilt für alle Politikbereiche, nicht nur 
für die Deutschlandpolitik — hier im Bundestag 
nur so allgemeine Erklärungen abgegeben werden, 
daß man dann aber hinausgeht und in bestimmten 
Zeitungen sowie auf bestimmten Versammlungen 
genau das Gegenteil von dem erzählt, was hier ge-
sagt worden ist. 

(Beifall bei der SPD) 

Hier müssen die Auseinandersetzungen ausgetra-
gen werden. Wer der Meinung ist, daß sei bisher 
eine falsche Konzeption gewesen, soll sich hier hin-
stellen und es sagen. Herr Strauß ist zwar nicht 
mehr im Bundestag, aber er hat genug Anhänger 

(Zuruf von der SPD: Beobachter!) 

auch hier in diesem Hause. Herr Kollege Mertes, es 
geht darum, daß wir die Debatten hier führen. 

(Dr. Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU]: Das 
tun wir doch!) 

Denn Sie wissen, daß dies für die Glaubwürdigkeit 
der Politik von ganz entscheidender Bedeutung ist. 

(Beifall bei der SPD — Abg. Werner [CDU/ 
CSU] meldet sich zu einer Zwischenfrage) 
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— Ich bitte meine bisherige Großzügigkeit, Zwi-
schenfragen zuzulassen, nicht zu mißbrauchen, in-
dem Sie jetzt vielleicht die Absicht haben, mich 
meine Gedanken nicht weiter entwickeln zu las-
sen. — 

Auch die FDP ist hier natürlich gefragt — ich 
habe das vorhin schon erwähnt, Herr Ronnebur-
ger —, was sie zu den Angriffen gegen die bisherige 
Deutschlandpolitik sagt, und zwar auch unter dem 
Gesichtspunkt der Selbstachtung. Da genügt es mir 
nicht, daß z. B. Graf Lambsdorff in der letzten Num-
mer von „Liberal" einen guten Aufsatz zur Deutsch-
landpolitik schreibt. Ich möchte schon, daß die Mei-
nung der FDP heute nachmittag in der Debatte zur 
Deutschlandpolitik von diesem Pult aus dargelegt 
wird, damit sich jeder genau über die Fronten, wie 
sie hier verlaufen, klar ist oder vielleicht sogar der 
Hoffnung sein kann, daß Deutschlandpolitik in Zu-
kunft konsensfähig wird. Denn Sie wissen, daß un-
ser Fraktionsvorsitzender in den letzten Wochen 
der Regierung mehrmals angeboten hat, daß wir 
der Fortsetzung einer vernünftigen und verantwort-
lichen Deutschlandpolitik zustimmen würden. Ich 
wollte mich hier nur gegen diese Art Doppelstrate-
gie wenden: hier allgemein und freundlich zu reden 
und dann draußen in den Zeitungen — nicht nur in 
Bayern — mit dem Holzhammer gegen die bishe-
rige Politik zu arbeiten. 

In diesem Zusammenhang möchte ich jetzt drei 
Stichworte nennen, die sich seit einigen Wochen 
wieder in der deutschlandpolitischen Debatte befin-
den und die zentral zu der Frage gehören, die ich 
soeben gestellt habe. Diese drei Stichworte sind die 
Frage von Leistung und Gegenleistung, die Frage 
des Selbstbestimmungsrechts und die Frage der 
Staatsangehörigkeit. 

Ich sage das auch deshalb, weil Herr Strauß und 
auch Sie, Herr Lintner, glaube ich, einmal in einem 
anderen Zusammenhang festgestellt haben, das sei 
die Konzeption der Wende: Leistung und Gegenlei-
stung sowie Selbstbestimmung. 

Nach meiner Auffassung ist uns mit Schlagwor-
ten wie „Leistung und Gegenleistung" nicht gehol-
fen, weil es zwischen den beiden Teilen Deutsch-
lands eine Fülle von Normalisierungsschritten gibt, 
die eben nicht in den üblichen Raster von Leistung 
und Gegenleistung hineinpassen. Das heißt, es gibt 
Felder praktischer Zusammenarbeit, die aus sich 
selbst heraus leben, die von gegenseitigem Inter-
esse getragen werden und die in einem langfristi-
gen Prozeß der Normalisierung ein eigenes Gewicht 
haben und positive Wirkungen auch auf andere Be-
reiche, z. B. im Humanitären, entfalten können. Das 
kann nicht rechnerisch Leistung und Gegenleistung 
sein. 

Auch mit Druck ist nichts zu erreichen. Deshalb 
hat mit Recht der Regierende Bürgermeister von 
Berlin vor wenigen Tagen in einem Interview fest-
gestellt: 

Es ist eine Illusion zu glauben, daß mehr Druck 
auf unserer Seite weniger Druck auf der ande-
ren Seite mit sich bringt. 

Weizsäcker fährt fort: 

Wir dürfen nicht Druck ausüben, sondern müs-
sen das offene Gespräch suchen. Ausgewogen-
heit von Leistung und Gegenleistung ist nicht 
eine Frage einseitigen Drucks, von welcher 
Seite auch immer, sondern fairen Verhan-
delns. 

Es ist deshalb wichtig, diese Frage hier in die 
Debatte zu bringen, weil der Bundeskanzler zwar 
auf dem CDU-Parteitag gesagt hat, daß die Politik 
in Bonn gemacht wird, ich aber manchmal das Ge-
fühl habe, daß man in Bonn stumm ist und unver-
einbare Positionen von München und Berlin in die 
öffentliche Diskussion gebracht werden. Hier brau-
chen wir auch im Interesse der Menschen im ande-
ren Teil Deutschlands Klarheit, 

(Zustimmung des Abg. Wolfram [Reckling

-

hausen] [SPD]) 

und deshalb werden wir die Bundesregierung und 
selbstverständlich unablässig auch die Regierungs-
parteien zu dieser Klarheit zwingen. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich komme jetzt auf den zweiten Punkt, das 
Selbstbestimmungsrecht. Das hat jedenfalls am 
Rande wohl auch heute vormittag eine Rolle ge-
spielt, auch in Ihren Ausführungen, Herr Kollege 
Dregger. Ich bin der Auffassung, daß wir auch hier 
um Klarheit der Begriffe bemüht sein müssen. 

(Dr. Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU]: Das 
ist immer gut!) 

Ich bin der Auffassung, daß wir unter dem Selbstbe-
stimmungsrecht der Deutschen in unserer außen-
politischen Lage nicht eine Revision der polnischen 
Westgrenze verstehen dürfen. Ich habe am 10. Mai 
1972 — ich war damals der Berichterstatter des 
Auswärtigen Ausschusses für den deutschpolni-
schen Vertrag — hier im Deutschen Bundestag fol-
gendes festgestellt, und ich wiederhole das hier. Ich 
bin also nach 10jähriger Abwesenheit im Baube-
reich wieder zu diesem Bereich zurückgekehrt. 
Nach meiner Auffassung ist diese Feststellung nach 
wie vor wichtig, vielleicht heute noch wichtiger, weil 
wieder 10 Jahre ins Land gegangen sind. 

(Dr. Czaja [CDU/CSU]: Aber Sie sind nicht 
das Bundesverfassungsgericht!) 

— Darauf komme ich gleich. Ich haben damals ge-
sagt, und dabei bleibe ich: 

Die deutsche Frage, die in Wirklichkeit eine 
Frage des Zusammenlebens der Deutschen 
ohne Einengung auf eine bestimmte staats-
rechtliche Form ist, wird durch diesen Vertrag 

— nämlich den deutsch-polnischen Vertrag — 

endgültig von dem Odium angeblich angestreb-
ter Gebiets- oder Grenzänderungsansprüche 
befreit. 

Ich wollte damit zum Ausdruck bringen, daß 
selbstverständlich, Herr Kollege Czaja, mit diesem 
Vertrag nicht völkerrechtlich — wir kennen die völ-
kerrechtliche Situation — die Grenze anerkannt 
werden konnte. 

(Dr. Czaja [CDU/CSU]: Also!) 
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— Moment, das ist viel wichtiger: Die Politik be-
steht nicht nur aus Recht und Völkerrecht, 

(Dr. Czaja [CDU/CSU]: Aber auch!) 

sondern das Völkerrecht ist ein Hilfsmittel von Poli-
tik. Das können wir aber doch nicht umdrehen. 

Ich wollte hier zum Ausdruck bringen, daß mit 
diesem Vertrag die politische Anerkennung der 
Westgrenze Polens durch die Bundesrepublik 
Deutschland ausgesprochen worden ist. 

(Abg. Sauter [Ichenhausen] [CDU/CSU] 
meldet sich zu einer Zwischenfrage) 

— Ich möchte meinen Gedanken zu Ende führen, 
weil das wichtig ist. 

Ich will hier folgendes als meine Überzeugung 
feststellen. Ich gehe davon aus, daß ich hier nicht 
nur für meine Fraktion, sondern auch für große 
Teile unserer Bevölkerung, einschließlich großer 
Teile der Heimatvertriebenen sprechen kann. Wer 
heute noch das Offenhalten der deutschen Frage 
auf die polnische Westgrenze bezieht, hat die poli-
tisch-moralische Bedeutung des Aussöhnungspro-
zesses zwischen Deutschen und Polen nicht ver-
standen. 

(Beifall bei der SPD) 

Deshalb sage ich — auch das hat heute vormittag 
schon mehrmals eine Rolle gespielt —: Die Töne 
des vergangenen Wochenendes, noch dazu in den 
Tagen des Papstbesuches in Polen, sind nach mei-
ner Einschätzung gegen das Interesse unserer ge-
teilten Nation gerichtet. 

(Dr. Hupka [CDU/CSU]: Schönen Dank für 
den Maulkorb!) 

Jetzt komme ich noch zu einem dritten Punkt in 
diesem Zusammenhang, weil die Debatte zur deut-
schen Staatsangehörigkeit wieder aufgeflammt ist 
und weil das Herrn Strauß verleitet hat, im „Bay-
ernkurier", den ich immer genau lese 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Das lohnt sich 
auch!) 

— nein, es lohnt sich nicht, aber man muß ihn den-
noch lesen, wobei ich Ihnen die Gründe nicht im 
einzelnen ausführen will —, 

(Reddemann [CDU/CSU]: Trösten Sie sich, 
ich lese den „Vorwärts" auch!) 

festzustellen, daß die Äußerungen, die der Herr Kol-
lege Schmude vor wenigen Wochen zum Staatsan-
gehörigkeitsrecht gemacht hat, deutlich signalisier-
ten, daß die SPD die SED-Forderungen voll über-
nommen habe. 

(Schulze [Berlin] [CDU/CSU]: So mußte 
man die Äußerungen auch verstehen! — 

Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

— Meine Damen und Herren, Sie haben doch Inter-
esse. Dann stören Sie doch nicht, sondern hören 
einmal zu, damit ich einmal diesen Gedanken ent-
wickeln kann! Ich habe immer noch die altmodische 
Auffassung, daß man verlangen kann, daß, bevor 
die Kritik an irgendeiner Äußerung angebracht 

wird, vorher dieser angegriffene Text erst gelesen 
wird. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— Das gilt für alle Seiten, völlig klar! 

(Dr. Hupka [CDU/CSU]: Haben Sie gele

-

sen, was in Hannover gesagt wurde?) 

— Ja, was hat denn der Herr Schmude gesagt? Herr 
Schmude hat in einem Thesenpapier zur Fortent-
wicklung der Deutschlandpolitik festgestellt, daß in 
der Diskussion um die Frage der deutschen Staats-
bürgerschaft durch Klarstellung unserer Rechtsauf-
fassung und durch eindeutige Sprache erreicht wer-
den kann, daß auch die DDR hier kein nennenswer-
tes Problem mehr sieht. Zur Klarstellung gehört — 
so  Schmude —, daß wir mit unserem Staatsangehö-
rigkeitsrecht keine Rechte der Deutschen Demo-
kratischen Republik verletzen. Wir zwingen die 
deutsche Staatsangehörigkeit niemandem auf und 
nehmen niemanden gegen seinen Willen in An-
spruch. 

Meine Damen und Herren, diese Auffassung 
steht in völliger Übereinstimmung auch mit dem 
Bundesverfassungsgerichtsurteil zum Grundlagen-
vertrag. Das Bundesverfassungsgericht bestreitet 
nicht, daß es eine Staatsangehörigkeit der DDR 
gibt. Das Bundesverfassungsgericht hat sogar indi-
rekt festgestellt, daß ein Bürger der DDR, der bei 
uns ist, auch auf unsere Staatsangehörigkeit ver-
zichten kann. Die verfassungsrechtliche Garantie 
der Staatsangehörigkeit der Bundesrepublik, zu der 
ich voll stehe, 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

hat doch einen völlig anderen Sinn. Sie will deutlich 
machen, daß wir trotz der Teilung Deutschlands 
nach wie vor eine Schutzfunktion auch für die Bür-
ger der DDR haben. 

(Werner [CDU/CSU]: Darüber sind wir uns 
doch völlig im klaren!) 

— Eben darum können Sie doch den Herrn 
Schmude nicht angreifen. Er hat nämlich gar nichts 
anderes gesagt. 

Jetzt sage ich noch etwas, was an die SED gerich-
tet ist. Ich bin der Auffassung, daß die verfassungs-
rechtliche Regelung unseres Staatsangehörigkeits-
rechts nicht Ausdruck eines überholten Alleinver-
tretungsanspruchs ist, sondern ein — wie ich es 
gerade genannt habe — Schutzrecht. Auch auf 
Grund aktueller Begebenheiten möchte ich hier sa-
gen, daß ich der Meinung bin, daß auch die SED

-

Führung — von ihren öffentlichen Äußerungen ein-
mal abgesehen — in Wirklichkeit diesen unseren 
Standpunkt anerkennt, denn anders wäre die Ab-
schiebung von DDR-Staatsbürgern in die Bundesre-
publik Deutschland überhaupt nicht möglich und 
auch nicht verständlich. 

(Beifall bei der SPD) 

Das heißt, die SED unterstellt, daß ihre Bürger — 
z. B. aus der Friedensbewegung —, die sie zu uns 
abschiebt, hier bei uns automatisch Schutz haben, 
während sie in anderen Fällen, bei einer Abschie- 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 16. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 23. Juni 1983 	1061 

Dr. Haack 
bung in andere Staaten, damit rechnen müßte, daß 
die Ausgewiesenen zurückgeschickt werden. 

Deshalb trete ich dafür ein, diesen irrsinnigen 
Streit über die Staatsangehörigkeitsfrage zu been-
den. Alles andere könnte dazu führen, daß wir uns 
— wie in der Vergangenheit — wieder blockieren. 

Meine Damen und Herren, zahlreiche Gespräche 
mit Bürgern der DDR lassen bei mir den Schluß zu, 
daß die DDR-Bürger — wobei man nie für alle 
reden kann, das ist selbstverständlich; aber es ist 
doch eine große Zahl, ich möchte annehmen, die 
Mehrheit — befürchten, daß die ständige Diskus-
sion über die Losung „Leistung und Gegenleistung" 
auf dem offenen Markt zu einem Abbau des bisher 
für die Menschen Erreichten führen kann. Sie be-
fürchten auch, daß sich unter Umständen die Poli-
tik in der Aufzählung nicht realisierbarer Rechtspo-
sitionen erschöpfen könnte, eine Politik, die dann 
wieder rückwärts führte. Sie hoffen deshalb, daß die 
bisherige Politik auch in Zukunft weitergeführt 
wird. 

Ich bin der Meinung, wir sollten uns alle gemein-
sam bemühen, den sensiblen Bereich der Deutsch-
landpolitik endlich nicht mehr als Schlagstock für 
innenpolitische Auseinandersetzungen zu bemü-
hen. 

(Beifall bei der SPD und bei der FDP) 

Wir sollten uns alle gemeinsam bemühen, die 
Deutschlandpolitik konsensfähig zu machen. 

(Reddemann [CDU/CSU]: Sagen Sie das 
einmal Ihrem Vogel, und lesen Sie seine 

heutige Rede!) 

Das heißt aber auch, daß sich die Bürger der Bun-
desrepublik mehr für die DDR interessieren müs-
sen. Die Bürger der DDR erwarten, daß wir mehr 
von den Reisemöglichkeiten Gebrauch machen. Die 
Informationen über die DDR müssen verstärkt 
werden, die DDR-Forschung sowie die schulische 
und die Erwachsenenbildung müssen aktiviert wer-
den. 

Vor allem meine ich, daß es nicht zu einer 
Reideologisierung der Deutschlandpolitik durch 
alte Denkschablonen kommen darf. Wir von der Op-
position werden genau beobachten, wie CDU und 
CSU die Deutschlandpolitik in ihrer Bildungsarbeit 
und in ihrer Verbandsarbeit behandeln. 

(Sauer [Salzgitter] [CDU/CSU]: Sauberer!) 

Meine Damen und Herren, ich denke, wir müssen 
die Deutschlandpolitik fortentwickeln. Wir haben 
im Grundlagenvertrag und, so meine ich, auch im 
KSZE-Prozeß genügend Perspektiven. Wir müssen 
weitere Felder für Vereinbarungen und gemein-
same Interessengebiete finden, denn gemeinsame 
Interessen sind stärker als Konflikte. Als Gebiete 
möchte ich nennen: Umweltschutz, Wissenschaft 
und Technik, Kultur, Handel, Reiseverkehr, Jugend-
und Sportbegegnungen. Ich möchte noch hinzuset-
zen: Städtepartnerschaften. Wir dürfen uns nicht 
gegenseitig durch einseitige Forderungen blockie-
ren. Offensichtlich ist es heute auch die Meinung 
der SED-Führung — der Bundeskanzler hat heute 

früh eine entsprechende Äußerung von Herrn Ho-
necker auf der Frühjahrsmesse in Leipzig zitiert. 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, ich 
muß Sie leider aufmerksam machen, daß Ihre Rede-
zeit abgelaufen ist. 

Dr. Haack (SPD): Ich komme zu dem Ergebnis, 
daß auch die sechste Tagung des ZK der SED in der 
vergangenen Woche wohl diese Linie bestätigt hat. 
Meine Damen und Herren, wir müssen sehen, 

daß wir nach wie vor unserer gemeinsamen Verant-
wortung gerecht werden trotz unterschiedlicher Sy-
steme. Wir dürfen zwar Gegensätze nicht verwi-
schen, selbstverständlich, aber wir müssen unseren 
Beitrag für eine Entspannung über die Systemgren-
zen hinweg deutlich sehen und unserer praktischen 
Politik zugrunde legen. 

Eine abschließende Bemerkung. Wenn der Herr 
Bundeskanzler in seinem Bericht auf die Lage 
Deutschlands in der Mitte Europas hingewiesen 
hat, so meine ich, daß es wichtig ist, nicht nur zu 
dieser Feststellung zu kommen, sondern daraus die 
richtigen Konsequenzen zu ziehen, und zwar ge-
rade im Blick auf unsere jüngste Vergangenheit. 
Ich meine, daß die Katastrophen unserer jüngsten 
Vergangenheit gerade darauf beruhen, daß wir oft 
diese Mittellage nicht erkannt haben, daß deutsche 
Politik gegen unsere Nachbarn gerichtet war. Wir 
müssen deshalb — wir haben das in den letzten 13 
Jahren getan — aus der geographischen Lage der 
Mitte unseres Volkes eine Politik der Mitte machen, 
d. h. eine Politik der Verständigung, des Ausgleichs 
und der Versöhnung mit unseren Nachbarn. 

Vizepräsident Westphal:  Herr Dr. Haack — — 

Dr. Haack (SPD): Es ist mein letzter Satz, Herr 
Präsident. 
Zu dieser Politik gibt es im deutschen Interesse 

keine Alternative. Nur so, nur mit dieser Art, Politik 
zu treiben, dienen wir den Interessen unserer Na-
tion und bauen an einer europäischen Friedensord-
nung, die unserem geteilten Volk die Perspektive 
der Einheit gibt. Die SPD-Bundestagsfraktion wird 
auch in der Zukunft, auch in ihrer neuen Rolle als 
Opposition, unablässig für diese Politik eintreten. — 
Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Lintner. 

Lintner (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Herr Kollege Haack, wir hören 
sehr wohl die vielen Appelle zur Gemeinsamkeit in 
der Deutschlandpolitik, aber es gibt auch Töne, die 
diese Gemeinsamkeit deutlich stören. Auch bei Ih-
rer Rede waren einige Passagen, die wir so nicht 
akzeptieren können. 

Wenn Sie immer über die Zeit sprechen, die ver-
gangen ist, und dann an das Jahr 1969 anknüpfen, 
dann kann ich dem schon deshalb nicht zustimmen, 
weil Sie dann nämlich ganz entscheidende Korrek-
turen der Deutschlandpolitik der alten Regierung 
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übersehen und einfach vom Tisch wischen, die die 
Unionsparteien herbeigeführt haben. Ich erinnere 
Sie nur an die Urteile des Bundesverfassungsge-
richts. 

Die notwendigen Korrekturen, die wir meinen, 
wenn wir von anderen Akzenten sprechen, sind 
heute in der Regierungserklärung vielfach genannt 
worden. Ich brauche sie nicht zu wiederholen. Sie 
wollen durch ständiges Wiederholen den Eindruck 
erwecken, daß Kontinität quasi Selbstverständlich-
keit sei. 

Ich muß Ihnen auch sagen, daß der Streit um die 
Begriffe, auf die Sie hier anspielen, längst erledigt 
ist. Darüber besteht auch innerhalb der Koalition 
Einigkeit. Es gibt keinen Anlaß, dazu noch einmal 
Stellung zu nehmen. 

(Löffler [SPD]: Das gilt auch für Herrn 
Strauß?) 

Ich muß zu einem, was sie hier eingeführt haben, 
noch etwas sagen. Sie sprechen z. B. über die Oder-
Neiße-Grenze in einer Art und Weise, bei der Sie 
erst einmal klären müssen, ob das die Meinung in 
Ihrer gesamten Fraktion ist. Sie wischen quasi mit 
einer Handbewegung die Bestimmungen des 
Deutschlandvertrages, des Grundgesetzes beiseite 
und erklären das alles für politisch so gewollt. So 
deutlich ist das bisher von Ihrer Seite noch nicht 
zum Ausdruck gekommen. Wir nehmen das zur 
Kenntnis. 

Meine Damen und Herren, der Herr Bundeskanz-
ler hat heute morgen einen Bericht abgegeben, der 
endlich wieder die korrekte Bezeichnung hat, näm-
lich „Bericht zur Lage der Nation im geteilten 
Deutschland". Wir haben diese Korrektur als längst 
notwendig dankbar zur Kenntnis genommen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, über den Zusammen-
hang von Sprache und Politik sind dicke Bücher 
geschrieben worden. Hier ist er sozusagen mit den 
Händen zu greifen, denn wer nicht mehr ausspricht 
oder auszusprechen wagt, daß unser Land geteilt 
ist,  setzt sich dem Verdacht aus, diese Tatsache 
auch aus dem Bewußtsein unserer Bürger verdrän-
gen zu wollen. Ich bin jedenfalls dankbar, daß wie-
der gesagt wird, wie die Lage im geteilten Deutsch-
land ist. 

Wir halten das auch für eine Mindestvorausset-
zung dafür, daß der Dialog zwischen der DDR — 
und wir wollen diesen Dialog — ernsthaft und mit 
Blick auf wirkliche Ergebnisse geführt werden 
kann. Auch wenn die Machthaber in Ost-Berlin und 
Moskau dies nicht hören wollen: Deutschland ist 
als Nation weder untergegangen noch ist das deut-
sche Volk nach 1945 aufgelöst worden. Bereits in 
seiner ersten Regierungserklärung vom Oktober 
1982 hat der Bundeskanzler deutlich gemacht: die 
deutsche Nation ist geblieben, und sie wird fortbe-
stehen. So ist es, und das ist nach unserer Überzeu

-

gung der lebendige Wille bei den Deutschen in Ost 
und in West. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Abg. Löffler 
[SPD] meldet sich zu einer Zwischen- 

frage) 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage? 

Lintner (CDU/CSU): Herr Kollege Löffler, ich habe 
eine Rede für 20 Minuten, aber nur noch 16 Minu-
ten Zeit. Ich bitte um Verständnis, daß ich sie nicht 
zulassen kann. 

In den letzten Jahren haben wir im Deutschen 
Bundestag leider nur noch selten über Deutschland 
sprechen können. Das war falsch. Die fatalen Fol-
gen sieht man heut schon daran, daß uns die jünge-
ren Generationen fragend anschauen, wenn wir von 
Deutschland sprechen. An dieser Stelle deshalb 
auch von meiner Seite namens der Fraktion einen 
Dank aus ganzem Herzen an den Herrn Bundesprä-
sidenten, der vor einer Woche von diesem Pult aus 
in so überzeugender Weise für uns alle zu diesem 
Thema gesprochen hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Löffler [SPD]: 
Lesen Sie erst einmal die Rede durch!) 

Wir reden also wieder über Deutschland. Dieses 
Wort hören die Mächtigen in der DDR nur ungern. 
Aber hier werden sie unlogisch, sind sie doch selbst 
Gefangene ihrer eigenen Bezeichnungen. Denn es 
heißt ja nach wie vor „Sozialistische Einheitspartei 
Deutschlands" oder „Neues Deutschland". Deutsch-
land existiert also fort, politisch, rechtlich und in 
den Herzen der Menschen. 

Wir wissen, daß dies Konsequenzen für unsere 
Politik hat, Konsequenzen, die nicht willkürlich aus 
opportunistischen Gründen zur Disposition gestellt 
werden können, wie dies z. B. Stimmen aus der 
SPD-Fraktion uns nahelegen wollen. Man kann 
nicht — Herr Kollege Haack, da komme ich auch 
auf etwas zu sprechen, was Sie hier so eben ange-
führt haben —, man kann nicht, wie Ihr Kollege 
Schmude dies getan hat, von der einen deutschen 
Staatsangehörigkeit zumindest zwischen den Zei-
len abrücken, und zwar schon aus vielen rechtli-
chen Gründen. Man kann es aber auch deshalb 
nicht tun, weil jeder Zweifel in diesem sensiblen 
Bereich — da werden Sie mir vielleicht sogar zu-
stimmen — zu Unsicherheit bei unseren Landsleu-
ten in der DDR führt. Ich möchte deshalb ausdrück-
lich hier betonen: es wird keinerlei Abstriche an 
unserem Festhalten an der einen deutschen Staats-
angehörigkeit geben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Zur Wirklichkeit gehört auch, daß es heute zwei 
Staaten in Deutschland gibt. Das ändert aber nichts 
daran, daß die beiderseits der innerdeutschen 
Grenze lebenden Menschen an ihrer Zugehörigkeit 
zu einer deutschen Nation festhalten. Dies sollte 
auch von der Deutschlandpolitik gefördert werden, 
und zwar mehr als dies bisher geschehen ist. 
Deshalb von hier aus die dringende Bitte — vor-

hin klang es schon einmal an — an die Kultusmini- 
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ster der Länder: drängen Sie darauf, daß in den 
Schulen wieder über die Teilung unseres Landes 
gesprochen wird. Sorgen Sie dafür, daß die Lehrer 
motiviert und in die Lage versetzt werden, ihren 
Schülern zu vermitteln, daß Dresden, Magdeburg, 
und Erfurt ebenso deutsche Städte sind wie Mün-
chen, Frankfurt und Hamburg. 

Ziel muß sein: für unsere Kinder und Jugendlichen 
muß die genaue Kenntnis über Mittel- und Ostdeut-
schland wieder ganz selbstverständlich werden. 

Selbstverständlich sollte es auch werden, daß 
man in die DDR reist. Es ist eine alarmierende Tat-
sache, wenn nur 4 % unserer Jugendlichen einmal in 
der DDR waren, aber 40 % bereits im europäischen 
Ausland. Ich begrüße es deshalb ganz ausdrücklich, 
daß die Bundesregierung durch Zuschüsse die Rei-
semöglichkeit in die DDR fördert. 

Genauso begrüßen wir es, daß der zwischen dem 
Bundesjugendring und der FDJ vereinbarte Ju-
gendaustausch läuft und schon jetzt zirka 5 000 Ju-
gendliche von unserer Seite in die DDR fahren 
konnten. Wir freuen uns darüber, daß rund tausend 
Jugendliche aus der DDR auf diesem Wege zu uns 
gekommen sind. Ich meine, das sind noch zu weni-
ge; es wäre noch sehr ausbaufähig bis hin zu einer 
Art Jugendwerk. 

Es stört diese Bemühungen, wenn z. B. am ver-
gangenen Wochenende fünf jungen Menschen aus 
der Bundesrepublik die Einreise nach Ost-Berlin 
ohne plausiblen Grund verwehrt wurde. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Ich frage mich allen Ernstes, was denn die DDR mit 
solchen und ähnlichen Maßnahmen bezwecken will. 
Sie zeigen doch eigentlich nur, wie widersprüchlich 
die Politik der DDR-Regierung ist und wie oft dort 
Worte und Taten der SED-Führung auseinander

-
klaffen. Die DDR sollte deshalb zunächst im eige-
nen Haus für Klarheit sorgen. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Wenn die DDR den Dialog mit uns tatsächlich 
will, dann muß sie aufhören, Zwischenfälle zu pro-
duzieren. Das gilt für alle Bereiche der Deutsch-
landpolitik. Im Moment sehen wir ein manchmal 
nur schwer zu deutendes, weil sehr widersprüchli-
ches Bild der Deutschlandpolitik der SED. Einer-
seits hören wir nämlich die ständig wiederholten 
offiziellen und inoffiziellen Signale der Gesprächs-
bereitschaft, so erst jetzt wieder anläßlich der 6. Ta-
gung des ZK der SED, andererseits registrieren wir 
aber auch Aktionen, die provokativ und unlogisch 
sind. Es befriedigt nicht, wenn die SED-Führung 

(Zuruf des Abg. Löffler [SPD]) 

Kontinuität, Berechenbarkeit und Zuverlässigkeit 
von uns reklamiert, Herr Kollege Löffler, selbst 
aber Verträge verletzt, die Einreise verweigert, 
zwangsweise ausbürgert, sich im Ernstfall also 
überhaupt nicht darum schert, wozu sie sich inter-
national häufig feierlich verpflichtet hat. 

Es befriedigt auch nicht, wenn dann die DDR

-

Führung im nachhinein versucht, Verständnis für 
ihre Maßnahmen zu wecken, wenn sie z. B. die ein- 

seitige Erhöhung des Mindestumtausches mit Hin-
weisen auf ökonomische Zwänge versucht uns ver-
ständlich zu machen. Die DDR-Regierung verkennt 
dabei, daß jede Vertragsverletzung an sich ein ekla-
tanter Störfaktor ist und die Stabilität in der 
Deutschlandpolitik gefährdet. Wer ständig die 
Worte „Verläßlichkeit" und „Stetigkeit" im Munde 
führt, muß zunächst einmal dafür sorgen, daß seine 
eigene Politik diesen Ansprüchen auch gerecht 
wird. 

Zwischenfälle, das Verstärken von Grenzbefesti-
gungen, die Erhöhung des Mindestumtausches oder 
das Zurückweisen von Journalisten und Reisenden 
sind alles Beispiele dafür, daß die Politik der SED 
in einem erschreckenden Maße unberechenbar und 
unzuverlässig ist. 

(Beifall des Abg. Jäger [Wangen] [CDU/ 
CSU]) 

Wie so oft in diesem Zusammenhang betont die 
DDR auch hier die Prinzipien der friedlichen Koexi-
stenz. Es scheint mir sinnvoll zu sein, an dieser 
Stelle einmal unsere im Westen lebenden und 
manchmal politisch so gutgläubigen Bürger daran 
zu erinnern, was „friedliche Koexistenz" im soziali-
stischen Sprachgebrauch tatsächlich bedeutet. Der 
Begriff klingt so harmlos und friedlich, aber er hat 
es in sich. „Friedliche Koexistenz" wird im „Kleinen 
politischen Wörterbuch" aus Ost-Berlin wie folgt de-
finiert: 

Auf dem Gebiet der Ideologie jedoch kann es 
keine Kompromisse, keine Vermischung von 
sozialistischer und bürgerlicher Ideologie ge-
ben. Daher schließt die Politik der friedlichen 
Koexistenz die ideologische Auseinanderset-
zung ein. 

Die Politik der friedlichen Koexistenz ist ökonomi-
scher, politischer und ideologischer Klassenkampf. 

Ich möchte an dieser Stelle nicht — dazu reicht 
die Zeit auch gar nicht — in eine detaillierte Bewer-
tung dieser grundsätzlichen Aussage eintreten. Mir 
geht es nur darum, nicht in Vergessenheit geraten 
zu lassen, daß für die Kommunisten in Ost-Berlin 
friedliche Koexistenz etwas sehr, sehr Unfriedli-
ches bedeutet; man kann den praktischen Anschau-
ungsunterricht dazu gar nicht übersehen: Militari-
sierung aller Lebensbereiche in der DDR, Erzie-
hung zum Haß auf den Klassenfeind — von der 
Wiege bis zur Bahre — oder unter dem Stichwort 
„Sozialistischer Internationalismus": aktive Unter-
stützung der Bürgerkriege in Afrika, Hilfe bei der 
Unterdrückung von Völkern. Alles Aktivitäten der 
DDR-Regierung, die leider häufig aus der Sicht des 
Auslandes einfach als „deutsch" etikettiert werden 
— Themen im übrigen, über die die SED-Führung 
auch unter der Überschrift: „Von deutschem Boden 
darf nie wieder ein Krieg ausgehen" mit uns einmal 
sprechen sollte. Wir müssen dies klar und nüchtern 
sehen, meine Damen und Herren. Wir haben keinen 
Anlaß, die von der anderen Seite gesuchte ökonomi-
sche, politische und ideologische Auseinanderset-
zung zu scheuen. Wir dürfen aber auch nicht ein-
fach so tun, als fände diese Auseinandersetzung gar 
nicht statt. 



1064 	Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 16. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 23. Juni 1983 

Lintner 
„Berlin bleibt" — so hat der Bundeskanzler hier 

gesagt — „Gradmesser für die Ost-West-Beziehun-
gen." Berlin ist daher keine Stadt wie jede andere. 
Die geteilte Stadt ist Symbol — Symbol für den 
Freiheitswillen des deutschen Volkes und Symbol 
für die Offenheit der deutschen Frage. Deshalb 
bleibt Berlin unsere gemeinsame nationale Aufga-
be. Wir begrüßen die Initiativen des Bundeskanz-
lers, die deutsche Hauptstadt entscheidend zu stär-
ken. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Hierbei haben wir keine Illusionen. Wir wissen, daß 
es spektakuläre Erfolge nicht geben wird. Der wirt-
schaftliche Problemberg, den wir von der früheren 
Bundesregierung übernommen haben, hat Berlin 
besonders getroffen. 

Um so unverständlicher ist aber nun das Störfeu-
er, das sich im Moment für den Bereich des Berlin-
Förderungsgesetzes abzeichnet. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Die SPD-Landesregierung von Bremen geht nach 
meiner Auffassung in ihrem Egoismus entschieden 
zu weit, wenn sie jetzt das erst vor kurzem geän-
derte Berlin-Förderungsgesetz schon wieder zu La-
sten Berlins ändern will. Meine Damen und Herren, 
Berlin braucht Ruhe und Stetigkeit in den wirt-
schaftspolitischen Rahmenbedingungen, wenn sich 
die Situation in der Stadt verbessern soll. 

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU) 

Langfristiges Ziel unserer Deutschlandpolitik ist 
und bleibt die Herstellung der staatlichen und der 
nationalen Einheit. In Übereinstimmung mit Ver-
fassung und Völkerrecht beharren wir deshalb auf 
der Forderung nach friedlicher Wiederherstellung 
der Einheit Deutschlands in freier Selbstbestim-
mung genauso wie auf dem Abschluß eines Frie-
densvertrages mit Deutschland als Ganzem. So-
lange die deutsche Einheit in Freiheit nicht erreicht 
ist, muß die ganze deutsche Frage rechtlich und 
politisch offengehalten werden. 

Einer der ärgsten Feinde seriöser Deutschlandpo-
litik ist die Ungeduld. Dabei ist es aber nur zu ver-
ständlich, wenn die Menschen in Deutschland unge-
duldig bei dem Gedanken werden, daß z. B. der 
junge Mann aus Dortmund das junge Mädchen aus 
Dresden überhaupt nicht oder nur unter Schwierig-
keiten heiraten kann oder daß es der Familie ver-
wehrt wird, zusammenzuziehen, oder sich junge 
Deutsche, die Vettern oder sogar Brüder sein könn-
ten, als Soldaten gegenüberstehen. 

Wir müssen es aber immer wieder aussprechen: 
Ungeduld schadet unserer Deutschlandpolitik. Not-
wendig sind hier Ausdauer und Beharrlichkeit, not-
wendig ist der lange Atem. Von ihm war in der Ver-
gangenheit zwar oft die Rede; aber in Wirklichkeit 
hat er gefehlt. Die Bundesregierung steht hier vor 
einer gewaltigen Aufgabe. In der Politik mit Ost-
Berlin kann und darf es nicht um kurzfristige, bloß 
vermeintliche Erfolge gehen, sondern darum, mit 
langfristigen Perspektiven dem großen Ziel unserer 
Politik näherzukommen, nämlich Einigkeit in 
Recht und Freiheit herzustellen. 

Im übrigen, meine Damen und Herren, ist das 
Streben nach Einheit, ist die Sehnsucht nach Hei-
mat weder eine flüchtige Erscheinung des Zeitgei-
stes noch typisch deutsch, wie es so gern hingestellt 
wird. Es ist vielmehr eine der ureigensten Eigen-
schaften des Menschen, daß er sich nach Gemein-
samkeit sehnt und letztlich als Angehöriger eines 
Volkes in einer Nation zusammenleben möchte. Es 
gibt viele Beispiele in der Geschichte — Polen ist 
oft genannt worden —, die zeigen, daß der Wunsch 
nach nationaler Einheit übermächtig ist und auch 
eine aufgezwungene Trennung ihn nicht zu beseiti-
gen vermag. 

Es ist an der Zeit, hieran wieder öffentlich zu 
erinnern, und die Bundesregierung tut dies Gott sei 
Dank. Zugleich erkennen wir aber, wie groß der 
Berg von Problemen ist, vor dem die Regierung 
steht. Zu vieles ist in den letzten 13 Jahren nicht 
getan oder nicht gesagt worden. Die Bundesregie-
rung kann sicher sein, daß die Fraktion der CDU/ 
CSU alle Maßnahmen und Schritte unterstützt, die 
dazu dienen, das Problembewußtsein unserer Bür-
ger über die Lage der Nation im geteilten Deutsch-
land zu schärfen. 

Meine Damen und Herren, wir finden uns mit der 
kommunistischen Diktatur im anderen Teil 
Deutschlands, mit der Unterdrückung der Freizü-
gigkeit und der Meinungsfreiheit, mit Mauer und 
Stacheldraht niemals ab. Wir wissen, daß wir heute 
und in Zukunft an der Festigkeit unseres Willens 
gemessen werden, uns keinem Diktat in diesem 
Punkt zu beugen, das es unserem geteilten Volk 
verwehren will, in Freiheit zusammenzukommen, 
zusammen zu leben, zusammen seine Zukunft zu 
gestalten. Wer derselben Meinung ist, den bitte ich, 
unseren Entschließungsantrag zu unterstützen und 
letztlich ihm zuzustimmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord

-
neten der FDP — Zuruf von der SPD: Wol

-len Sie abstimmen?) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Ronneburger. 

Ronneburger (FDP): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Der Kollege Haack ist mit einer 
ganzen Reihe von Fragen vorhin hier aufgetreten. 
Eine Reihe von ihnen, meine ich, haben wir schon 
beantwortet. Aber zu Ihrer Eingangsfrage, Herr 
Kollege Haack, würde ich gern zu Beginn Stellung 
nehmen. 

Sie haben gefragt, mit welchen Empfindungen 
möglicherweise unsere Landsleute in der DDR un-
sere heutige Debatte verfolgen. Ich könnte mir vor-
stellen, daß bei nicht wenigen von ihnen der 
Wunsch aufkäme, sie möchten mit ihrer Regierung 
so umgehen können, wie es die Opposition in die-
sem Hause zu tun vermag. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Ich möchte allerdings dem Kollegen Fischer dazu 
sagen, man kann das Recht der freien Meinungsäu

-

ßerung auch überziehen und pervertieren, indem 
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man Polemik an die Stelle von freier Äußerung von 
Meinung und Kritik setzt. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Damit wird ein bestimmtes Recht, Herr Kollege Fi-
scher, möglicherweise mißbraucht. 

Herr Kollege Haack, Sie haben mehrfach an die 
FDP-Fraktion die Frage gestellt, was sie eigentlich 
zur Kontinuität der Deutschlandpolitik meint. Sie 
haben darüber hinaus an mich die Aufforderung 
gerichtet, hier einmal deutlich Stellung zu beziehen. 
Nun kann ich Ihnen dazu guten Gewissens sagen, 
seit dem vergangenen Herbst hatte ich dreimal Ge-
legenheit, zu diesem Fragenkomplex hier von die-
ser Stelle aus meine Meinung und die Meinung 
meiner Fraktion zu sagen. Ich kann Ihnen nur sa-
gen, daß ich bei einer dieser Gelegenheiten auch 
Ihre Fraktion darauf hingewiesen habe, daß wir, die 
Mitglieder der FDP-Fraktion, mit der Kontinuität in 
der Deutschlandpolitik offenbar weniger Schwierig-
keiten haben als Sie und manche der Mitglieder 
Ihrer Fraktion. 

Ich will damit die Diskussion gar nicht verschär-
fen, weil ich überhaupt nicht bestreiten will, daß wir 
eine lange Reihe von Jahren hindurch diese Politik 
gemeinsam betrieben haben und daß die Erfolge 
dieser Politik ja nach wie vor spürbar sind. Nur 
eines würde ich an dieser Stelle gern der SPD-Frak-
tion mit auf den Weg geben: Sie sollten eigentlich 
einmal damit aufhören, gegenüber einer anderen 
Fraktion in der Mitte dieses Hauses Deutschland-
politik damit zu begründen und zu betreiben, daß 
Sie darauf aufmerksam machen, daß Ihnen hier aus 
diesem Lager eine Reihe von Jahren Widerstand 
geleistet worden ist. Zweifellos ist das richtig. Aber 
dann muß sich die SPD-Fraktion auch fragen las-
sen, Herr Kollege Haack, wie es denn mit den 
Grundlagen für diese Politik und mit der Schaffung 
dieser Grundlagen gegen den Widerstand der SPD 
seinerzeit ausgesehen hat. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Wenn wir schon Vergangenheitsbewältigung betrei-
ben, machen wir sie bitte nicht erst für die Zeit seit 
1969. 

Vizepräsident Westphal: Gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Abgeordneten Dr. Haack? 

Dr. Haack (SPD): Darf ich Sie fragen — das habe 
ich vorhin in meiner Rede eigentlich schon ge-
tan —, ob Sie mitbekommen haben, daß ich diese 
meine Fragen auch an die FDP nicht aus Polemik 
gestellt habe, sondern um ganz klar zu machen — 
auch wenn es vorher schon einmal in der Debatte 
gesagt worden ist —, daß diese Kontinuität ent-
scheidend für die Fortsetzung ist. Und wenn Sie 
jetzt bemerken, daß die CDU vorher Opposition ge-
wesen ist, dann darf ich an Sie die Frage stellen, 
wenn Sie jetzt etwas kritisch die Haltung der SPD 
in den 50er Jahren meinen, ob Ihnen entgangen ist, 
daß im Juni 1960 eine ganz entscheidende Rede 
vom damaligen Vorsitzenden der Fraktion der SPD 
gehalten worden ist. Ich darf an Sie die Frage stel-
len, ob eine ähnliche Rede, was die Deutschland- 

und Ostpolitik anbelangt, bisher von einem Vertre-
ter der CDU/CSU gehalten worden ist. 

(Zuruf des Abg. Reddemann [CDU/CSU]) 

Ronneburger (FDP): Wenn Sie diese Frage so stel-
len, dann muß ich Ihnen sagen — obwohl es nicht 
meine Aufgabe ist, hier eine andere Fraktion oder 
den Bundeskanzler zu verteidigen —: Wenn Sie die 
Regierungserklärungen von Bundeskanzler Helmut 
Kohl bisher verfolgt hätten, wenn Sie verfolgt hät-
ten, was in den Debatten über diese Regierungser-
klärungen zur Deutschlandpolitik gesagt worden 
ist, dann hätten Sie diese Frage eben eigentlich 
nicht stellen dürfen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, es mag 
ein Zufall gewesen sein, daß die Debatte über die 
Lage der Nation — — 

(Dr.  Diederich [Berlin] [SPD]: Herr Ronne

-

burger, dann hat Herr Lintner eben etwas 
Falsches gesagt!) 

— Ich halte mich — ich sage Ihnen das noch ein-
mal, Herr Kollege — 

(Dr.  Diederich [Berlin] [SPD]: Ich stelle das 
nur fest!) 

an den Wortlaut der Koalitionsabmachungen, ich 
halte mich an den Inhalt von Regierungserklärun-
gen. Und auf dieser Basis wird meine Fraktion 
nicht die letzte sein, die die Politik dieser Regierung 
in diesem Sinne mitträgt und mitverfolgt. Das ist 
die Basis, auf der wir arbeiten. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Dr.  Diederich [Berlin] [SPD]: Also treten 
Sie auf das Gas, die CSU auf die Bremse!) 

— Ich könnte Ihnen auch Äußerungen aus Ihren 
eigenen Reihen im Zusammenhang mit manchen 
anderen Punkten bringen, die Sie vielleicht auch 
nicht mit vollem Herzen unterstützen. 

(Dr. Diederich [Berlin] [SPD]: Da war es 
der deutschlandpolitische Sprecher!) 

Also, Herr Kollege, lassen Sie mich bitte die kurze 
Zeit, die mir zur Verfügung steht, noch für einige, 
wie ich meine, notwendige Bemerkungen verwen-
den. 

Es mag ein Zufall gewesen sein, daß die Debatte 
des heutigen Tages sozusagen fließend aus der Eu-
ropadebatte des gestrigen Tages übergegangen ist; 
aber sicherlich ist es kein Zufall, daß in den Debat-
ten der letzten Tage und Wochen der unmittelbare 
Zusammenhang zwischen Europapolitik und 
Deutschlandpolitik immer wieder deutlich heraus-
gekommen ist. Ich will dazu nur ein einziges kurzes 
Zitat aus der Regierungserklärung des Bundes-
kanzlers vom 4. Mai bringen. Es heißt dort: 

Aus eigener Kraft allein können wir Deutschen 
den Zustand der Teilung nicht ändern. Wir kön-
nen ... ihn aber ... erträglicher und weniger ge-
fährlich machen. Ändern kann er sich ... nur 
im Rahmen einer dauerhaften Friedensord-
nung in Europa. 
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Ich glaube, daß damit im Grunde genommen dieser 
fundamentale Zusammenhang für unsere Politik 
auf beiden Gebieten deutlich genug ausgesprochen 
worden ist und daß gleichzeitig deutlich gemacht 
worden ist, daß wir dann, wenn wir von der Lösung 
der deutschen Frage in einer europäischen Frie-
densordnung sprechen, Europa schon gar nicht an 
der Elbe, aber auch nicht an Oder und Neiße abge-
grenzt sehen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Der Vorschlag einer Politik der kleinen Schritte, 
wie in der Vergangenheit, meine Kollegen, für den 
Weg dorthin, in eine europäische Friedensordnung, 
ist nicht etwa Ausdruck illusionärer Großmacht-
träume ewig Gestriger, ist nicht Revanchismus, wie 
manche Staatsführungen des Warschauer Pakts 
ihre willkürlichen Abgrenzungsbemühungen mei-
nen begründen zu müssen, sondern dies ist ein 
wirklich aufrichtiges Angebot, daß neben seinem 
wichtigsten Ziel, der Friedenssicherung, würde es 
denn Wirklichkeit, auch die Wirkung hätte, den 
mehr oder minder entzogenen Lohn der Arbeit der 
Menschen hier wie dort in zukunftsöffnende Inve-
stitionen lenken zu können und eben nicht in Rü-
stung. 

Die westeuropäische Einigung als Versuch, aus 
der gemeinsamen leidvollen geschichtlichen Erfah-
rung zu lernen, ist der beste Beweis, daß sogar lang

-

jährige, jahrhundertelange Feindseligkeiten zwi-
schen Staaten mit friedlichen Mitteln überwunden 
werden können. Feindseligkeiten zwischen Völkern 
kann man schaffen. Sie sind nicht naturgegeben. 
Aber sie sind von daher gesehen auch zu überwin-
den, wenn der feste Wille dazu besteht. Und deswe-
gen meine ich, meine Kollegen: Wenn es heute ge-
meinsame Interessen und Sorgen auf beiden Seiten 
unserer Grenze gibt, Friedensbewegung in der DDR 
und bei uns zum Beispiel, dann muß man sagen: Es 
darf nicht nur von der einen Seite her ernst genom-
men werden, was auf der anderen geschieht, son-
dern wenn wir Sorgen der Menschen auf der ande-
ren Seite ernst nehmen, dann sind wir allerdings 
verpflichtet, es auch bei uns zu tun. Das gleiche gilt 
für die DDR. Die Vorstellung, daß man dort drüben 
Mitglieder einer Friedensbewegung zwangsweise 
ausweist, über die Grenze abschiebt, ist im Grunde 
genommen unerträglich. Das sage ich gerade auch, 
weil ich an den Kirchentag und seine Äußerungen 
denke, den wir erlebt haben. 

Das gleiche gilt für die Schaffung des Feindbildes 
in der DDR, das immer wieder aufgeputscht und 
immer wieder neu angefacht wird. Das sollte aufhö-
ren. Wenn es denn unter Völkern möglich ist, Frie-
den zu schaffen, Feindseligkeit abzubauen: Um wie-
viel eher sollte es dann doch möglich sein innerhalb 
eines Volkes, auch wenn es in zwei getrennten Staa-
ten lebt? 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Es ist allerdings der entgegengesetzte Weg, wenn 
im anderen Teil Deutschlands amtlicherseits und 
unter teilweisen großen Anstrengungen versucht 
wird, die gemeinsame Geschichte einseitig zu inter-
pretieren und aus ihr ein Nationalbewußtsein der 
DDR zu konstruieren, künstlich herzustellen. Die-

ser Versuch muß scheitern — und er wird schei-
tern —, weil Nationalbewußtsein keine Kreation ei-
ner Staatsführung ist. Es gibt keinen Ausstieg aus 
der gemeinsamen Geschichte per Verordnung. Da-
her wird es auch nie ein DDR-Nationalbewußtsein 
geben. Ebenso sollte und wird es kein Nationalbe-
wußtsein der Bundesrepublik geben. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Ich glaube nicht, daß es der DDR gelingen wird — 
auch nicht mit der Theoriediskussion um die sozio-
ökonomische Bedingtheit der Nation —, die Nation 
zu teilen. Überkommene Werte werden es verhin-
dern. Vor allen Dingen wird es aber auf einem ganz 
anderen Wege verhindert werden: Nation ist — so 
hat der Franzose Ernest Renan im 19. Jahrhundert 
gesagt - ein sich täglich wiederholendes Plebiszit. 
Dieses Plebiszit vollzieht sich täglich: in deutscher 
Sprache, in Besuchen hinüber und herüber, im Ein-
schalten von Fernseh- und Rundfunksendungen, 
durch Briefe und Telefongespräche, durch die tägli-
che Vermittlung — wie ich sie für nötig halte — von 
gemeinsamer Geschichte und Kultur in Schulen auf 
unserer, aber auch auf der anderen Seite. Und nicht 
zuletzt bilden doch wohl die Feiern und Veranstal-
tungen im Luther-Jahr eine Identifikation mit der 
den beiden deutschen Staaten gemeinsamen Ge-
schichte. Wir sollten uns nicht — niemand sollte das 
tun, Herr Kollege Schily — aus dieser gemeinsa-
men Geschichte, Tradition und Wertegemeinschaft 
verabschieden. 

Sie haben von einem Neuanfang 1945 gesprochen. 
Ich bin bereit, Ihnen zuzugestehen, daß wir, die wir 
damals angefangen haben, uns fragen lassen müs-
sen, ob wir eigentlich neben dem materiellen Wie-
deraufbau genug Zeit, Kraft und Intelligenz auch 
auf den Neuanfang im Ethischen, im Politischen, im 
Gesellschaftlichen verwandt haben. 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Das ist 
richtig!) 

Ich bin bereit, diese Frage ernst zu nehmen. Aber 
ich warne Sie vor einem, nämlich vor dem Aus-
klammern der Jahre 1933 bis 1945 aus unserem Ge-
schichtsbewußtsein. Ich warne Sie noch mehr vor 
dem Verdrängen von Höhen und Tiefen der deut-
schen Geschichte und vor einem Sich-Lösen aus der 
Tradition und aus der gemeinsamen Verantwor-
tung. 

In den letzten Tagen sind wir — ich halte das hin-
sichtlich unserer Überlegungen für wichtig — Zeu-
gen eines hoffnungsweckenden Geschehens gewe-
sen. Der polnische Papst ruft in einer schlesischen 
Stadt zur Versöhnung zwischen Polen und Deut-
schen auf. Der Aufruf des Papstes richtet sich an 
beide Völker, und der Papst hat in seinem Aufruf 
nicht etwa zwischen den einen Deutschen und den 
anderen Deutschen unterschieden. Er hat — jeden

-

falls  gilt das für mich, Herr Kollege Hupka — kei-
nen „Anlaß zur Enttäuschung" gegeben, wie es in 
einer Meldung der „Welt" wiedergegeben war. 

(Lambinus [SPD]: Da ist der Unterschied 
schon wieder!) 
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Die „Welt" schreibt in derselben Ausgabe — ich darf 
zitieren, Herr Präsident —: 

Das Warschauer Regime mag gehofft haben, 
Johannes Paul II. würde sich auf dem Boden 
der einstigen deutschen Ostgebiete, hier in der 
Hauptstadt Schlesiens, auf den allgemein übli-
chen polnischen Patriotismus beschränken. 
Vielleicht hofften manche sogar, der polnische 
Papst würde vom Genius loci dazu veranlaßt, 
auf dieser Station Stellung gegen die Deut-
schen, gegen die westlichen Nachbarn Polens 
und damit gegen den Westen zu beziehen. 

Das Gegenteil geschah: Der Papst, der tags zu-
vor in Posen die Zugehörigkeit seines Landes 
zu den Werten und Traditionen Westeuropas 
unterstrichen hatte, forderte in Breslau seine 
Landsleute zur Versöhnung mit den Deutschen 
auf. 

Ich glaube, hier ist einer der Ansatzpunkte für 
das, was wir im Grunde genommen vor Augen ha-
ben, wenn wir über die Grenze zwischen den beiden 
Teilen Deutschlands blicken. Ich glaube, die Worte 
des Papstes sind verstanden worden. Sie waren 
auch so präzise, daß sie richtig verstanden werden 
können. 

Aber damit hier kein Mißverständnis auftritt im 
Blick auf verschiedene Meldungen der letzten Zeit 
und auch einige Äußerungen in der heutigen Debat-
te: Ich möchte noch einmal davor warnen, zu einem 
Zeitpunkt, zu dem kein aktueller Bedarf dafür be-
steht, Entscheidungen herbeizureden oder zu disku-
tieren, die nur ein demokratisch legitimierter Ver-
treter des gesamten deutschen Volkes eines Tages 
wird treffen können. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Aber ich füge hinzu: Wir berufen uns in der 
Deutschlandpolitik auf das Grundgesetz und seinen 
Auftrag. Ich zitiere noch einmal das, was hier schon 
so oft gesagt wurde: 

Das gesamte deutsche Volk bleibt aufgefordert, 
in freier Selbstbestimmung die Einheit und 
Freiheit Deutschlands zu vollenden. 

Ich sage Ihnen: Da ist nicht die Rede von einer 
Restauration des Deutschen Reiches, in welchen 
Grenzen auch immer. Im Auftrag des Grundgeset-
zes ist noch nicht einmal der Ausdruck „Wiederver-
einigung" zu finden. Es ist damals ein neuer, ein 
nicht in die Vergangenheit, sondern in die Zukunft 
weisender Auftrag formuliert worden, ein Auftrag, 
von dem ich glaube und von dem ich überzeugt bin, 
daß wir, meine Generation, ihn auch an die nächste 
Generation mit Überzeugungskraft weitergeben 
können. Wenn wir die Realitäten, die wir heute im 
Verhältnis der beiden deutschen Staaten für uner-
träglich halten, ändern wollen, müssen wir eben 
von den Realitäten ausgehen. 

(Beifall bei der FDP) 

Meine Kollegen, ich darf in diesem Zusammen-
hang auch zitieren, was der Bundespräsident hier 
vor knapp einer Woche in der zu Recht schon mehr-
fach gewürdigten Rede gesagt hat, als er von den 
Folgen des Krieges und des Nazi-Regimes sprach,  

nämlich daß die Abtrennung der Ostprovinzen und 
die Teilung Deutschlands in zwei Staaten Realität 
sei. Dies ist es, was uns bedrückt, nämlich diese 
Grenze zu überwinden und eines Tages den Auftrag 
der Vollendung der Einheit und Freiheit Deutsch-
lands auszuführen. 

Um das zu erreichen, ist Voraussetzung, daß es 
Kontakte zwischen den Menschen in beiden Teilen 
gibt, daß Gespräche auf allen Ebenen geführt wer-
den, daß es Vertrauen auf beiden Seiten gibt; daß es 
diese Gespräche, diese Kontakte, dies alles zwi-
schen Menschen, aber auch zwischen Institutionen 
in den beiden deutschen Staaten gibt. 

Ich glaube, wir sollten die Bemühungen darum 
von niemandem stören lassen; weder von jeman-
dem, der etwa noch nicht gemerkt hat, bei wem die 
Verantwortung für die Regierungspolitik liegt, noch 
von jemandem, Herr Kollege Haack, der wider bes-
seres Wissen aus grundsätzlicher Opposition meint, 
durch überzogene Kritik die Bemühungen darum 
diskreditieren zu müssen. 

(Beifall bei der FDP — Zuruf des Abg. Löff

-

ler [SPD] — Weitere Zurufe von der SPD) 

Wer in seinem Antrag formuliert — mehr will ich 
zu dem Antrag gar nicht sagen — „Wer aber ein-
zelne Fälle und strittige Fragen der Vertragsanwen-
dung zur persönlichen oder parteipolitischen Profi-
lierung mißbraucht, schadet in unverantwortlicher 
Weise Berlin und den Beziehungen zwischen den 
beiden deutschen Staaten", wer dies mehrere Wo-
chen nach den angesprochenen Ereignissen immer 
wieder einmal aufrühren zu müssen glaubt, muß 
sich fragen lassen, ob er nicht genau in derselben 
Absicht formuliert, nämlich zur parteipolitischen 
oder persönlichen Profilierung. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Zurufe von der SPD) 

— Herr Kollege, ich befinde mich wirklich in der 
letzten Minute meiner Redezeit. — Bis zum Ende 
der 9. Legislaturperiode haben die Fraktionen die-
ses Hauses Wert darauf gelegt, daß Deutschlandpo-
litik vom Konsens aller Fraktionen getragen wird. 
Wir wünschen, daß dies auch weiterhin gilt. 

Unsere Deutschlandpolitik hat, ausgehend von 
den Realitäten, eine, wie gerade die letzten Wochen 
gezeigt haben, stabile Basis, die auch bei allen not-
wendigen Einschränkungen einigen Belastungen 
standzuhalten vermag. 

Gewiß sind wir dem Einfluß des gesamten Ost

-

West-Verhältnisses ausgesetzt. Aber die Vergangen-
heit hat an mehreren Stellen gezeigt, daß nicht 
alles, was es an Belastungen im Ost-West-Verhält-
nis weltweit gibt, unmittelbar auf die Deutschland-
politik Auswirkungen haben muß. Deswegen meine 
ich, daß wir das gemeinsame Interesse der deut-
schen Staaten, der deutschen Menschen, aber auch 
das sehr deutlich erkennbare eigene Interesse der 
DDR an der Fortsetzung der gemeinsamen Politik 
erkennen sollten. 

Herr Präsident, ich mache noch zwei kurze ab-
schließende Bemerkungen. 
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Über Berlin und seine Bedeutung hat sich der 

Bundeskanzler geäußert. Ich brauche hier nichts zu 
wiederholen. Es wurde auch über die Bedeutung 
Berlins über die Tagespolitik hinaus gesprochen. 

Ich möchte einen Dank an Bundesminister Win-
delen dafür richten, daß er die Frage der Zonen-
randförderung hier in so deutlicher Weise ange-
sprochen hat. Ich weise darauf hin, daß es Aufgabe 
der Bundesregierung, aber auch des Hohen Hauses 
sein wird, durch strukturfördernde Maßnahmen im 
Zonenrand einer aus ökonomischen Gründen etwa 
einsetzenden Abwanderung zu begegnen, zu verhin-
dern, daß vor dieser so unmenschlich harten 
Grenze auf unserer Seite ein leerer Streifen diese 
Abgrenzung der beiden deutschen Staaten noch 
verstärkt. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU so

-

wie bei Abgeordneten der SPD) 

Deswegen, meine Kollegen, widerspreche ich all 
denen nachdrücklich, die glauben, die Zonenrand-
förderung in Frage stellen zu können, sie für über-
holt erklären zu können, oder die sie einschränken 
möchten. 

(Sauer [Salzgitter] [CDU/CSU]: Sehr rich

-

tig!) 

Wir haben noch einen langen Weg der kleinen 
Schritte vor uns. Ich hoffe wirklich und bitte darum, 
daß wir auch diese kleinen Schritte gemeinsam ge-
hen können. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat Herr Abge-
ordneter Hoss. 

Hoss (GRÜNE): Herr Präsident! Kolleginnen und 
Kollegen! Wie fühlt man sich so nach einer Debatte 
zum Bericht über die Lage der Nation, nach fünf 
Stunden? Man stellt sich die Frage: Was hat man 
dabei gewonnen? Ich glaube, diese Frage stellen 
sich auch meine Kolleginnen und Kollegen. Ich 
stelle mir die Frage: Wie ist die Lage meiner Fami-
lie? Wie ist die Lage im Land? 

Wenn ich einen Vergleich zu den Debatten der 
vergangenen Jahre ziehe, dann drängt sich mir die 
Erkenntnis auf, daß diese Debatte zur Deutsch-
landfrage mehr und mehr zu einem Ritual erstarrt 
und daß man an einigen entscheidenden, wichtigen 
Fragen vorbeigeht, sie außer acht läßt. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Hier wird sozusagen mit vertauschten Rollen dis-
kutiert. Diejenigen, die vorher in der Opposition wa-
ren, sind jetzt in der Regierung, und die Politik hat 
sich jeweils vertauscht. Aber es tauchen Worte wie 
seit eh und je auf. 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Vielleicht sind sie 
richtig!) 

Ich zitiere: Es geht um Deutschland — es geht um 
die Einheit der Nation. Ich zitiere aus der Rede von 
Herrn Kohl: Die Geschichte ist auf unserer Seite. 

Es wurde die Zeit bemüht. Viele Redner haben 
Namen von Leuten gebracht. Herr Dregger hat den 

30jährigen Krieg bemüht, hat Karl den Großen be-
müht, um die nationale Identität zu beschwören. 

Und zum Schluß steht — um die Zitate abzurun-
den —: Die Wiedervereinigung ist eine historische 
Notwendigkeit. Diesen Satz, daß die Wiedervereini-
gung historische Notwendigkeit ist, wollen wir doch 
einmal etwas näher untersuchen — angesichts des-
sen, daß ich weiß, daß man im Ausland z. B. Angst 
vor einem wiedervereinigten Deutschland hat, weil 
man nicht weiß, was das auf Grund unserer Ge-
schichte für ein Deutschland ist. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Böhm [Mel

-

sungen] [CDU/CSU]: Das hätten Sie gern!) 

Ich glaube, daß es uns sehr gut ansteht, einige 
Fragen zu stellen, die mit unserer Geschichte zu-
sammenhängen. Wenn wir das in die Zukunft hin-
einprojizieren, können wir doch nicht umhin, fest-
zustellen, daß die Geschichte unseres Landes, unse-
rer Nation sehr widersprüchlich ist, daß da, wo wir 
von Friedenswillen sprechen, die Aggression nicht 
weit ist, daß da, wo wir auf die demokratischen Tra-
ditionen unserer Nation verweisen, auch diktatori-
sches und obrigkeitsstaatliches Denken vorhanden 
ist, daß da, wo wir von Liberalismus, von Toleranz 
sprechen, auch von Ausgrenzungen, von Auswei-
sungen und von Nichtanerkennung anderer Mei-
nungen die Rede ist. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Diesen entscheidenden Fragen müssen wir uns 
stellen, sie müssen wir untersuchen, wenn wir die 
Frage der Wiedervereinigung angehen. Denn es 
gibt ja diese beschworene Bruchstelle in unserer 
jüngeren Geschichte — und die klammern wir, 
Herr Ronneburger, nicht aus —, beginnend 1933 
und endend 1945, dann weiterführend zur Teilung 
Deutschlands, wobei jeder Teil Deutschlands noch 
einem Block angehört, der dem anderen feindlich 
gegenübersteht. 

Wenn man z. B. Luther hier anzieht, wenn man 
Heine, wenn man die großen Deutschen hier zum 
Beweis dafür anführt, daß wir eine einheitliche Na-
tion sind, dann müssen wir, so meine ich, auch zur 
Kenntnis nehmen, daß die meisten großen Deut-
schen — ich möchte wetten, die Hälfte der heute 
hier genannten Deutschen — des Landes verwiesen 
worden sind und die Geschicke unserer „deutschen 
Nation" von außen betrachten und sich bemühen 
konnten, die Dinge wieder zu ändern. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Reddemann 
[CDU/CSU]: Ich stelle mir den ausgewiese

-

nen Goethe vor!) 

— Ich weiß nicht, warum Sie sich jetzt aufregen. 
Bisher habe ich nur Dinge gesagt, die zu unserer 
Geschichte gehören. Wenn Sie an dieser Stelle 
schon anfangen, dagegen zu sprechen, dann frage 
ich mich, wo Ihre Positionen zu Hause sind. 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Wollen Sie keine 
Zurufe? — Sauer [Salzgitter] [CDU/CSU]: 
Es hat doch keiner etwas gesagt! — Wei

-

tere Zurufe von der CDU/CSU) 

Die Überlegungen, meine Damen und Herren, die 
ich angestellt habe, führen mich dazu, daß wir 
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(A) bei allen Bemühungen um die Wiedervereinigung 
Deutschlands davon ausgehen müssen, daß solche 
Strömungen sowohl im östlichen Teil Deutschlands 
als auch im westlichen Teil Deutschlands vorhan-
den sind und daß es sehr wohl das entscheidende 
Problem ist, welche dieser Strömungen sich durch-
setzen können, wenn wir die Frage der Wiederver-
einigung überhaupt stellen. Solange diese Frage 
nicht im Sinne einer friedlichen, demokratischen 
und toleranten Entwicklung gestellt ist und auch 
die Taten, die hier begangen werden, daran gemes-
sen werden, verzichte ich auf eine Wiedervereini-
gung Deutschlands und fühle mich dabei im Ver-
bund mit denen, die vom Ausland her nicht wün-
schen, daß es ein wiedervereinigtes Deutschland 
gibt, von dem nicht garantiert ist, daß es ein friedli-
ches ist. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Jäger [Wan

-

gen] [CDU/CSU]: Haben Sie schon einmal 
Art. 7 des Deutschland-Vertrages gelesen?) 

Diese Fragen habe ich mir gestellt, als ich zu ent-
scheiden hatte, ob ich am 17. Juni an der Veranstal-
tung, die hier stattfand, teilnehmen sollte oder 
nicht. 

(Dr. Hupka [CDU/CSU]: Sie haben ja nicht 
teilgenommen!) 

Wir haben uns dafür entschieden, nicht teilzuneh-
men, weil Ihre Begriffe, die Sie hier vortragen, zum 
Ritual erstarrt sind 

(Dr. Hupka [CDU/CSU]: Ihr Ritual ist eben 
ein grünes Ritual!) 

und nicht weiterweisen auf einen Weg, der zur Lö-
sung der für unsere Nation, wenn man diesen Be-
griff einmal verwenden will, anstehenden Fragen 
führen kann. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Zurufe von 
der CDU/CSU) 

Denn inzwischen ist einiges passiert, meine Damen 
und Herren, was Sie nicht einfach übergehen kön-
nen. Sie können die Sätze, die Sie vor zehn Jahren 
in diesem Hause gebraucht haben, heute nicht ein-
fach wiederholen. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Ich rede gar nicht von dem Industriesystem, das wir 
uns in beiden Teilen Deutschlands aufgebaut haben 
und das für uns zum Problem wird, wenn wir un-
sere Wälder, Wasser, Luft und Boden ansehen; das 
lasse ich einmal außer Ansatz. Ich rede davon, daß 
wir mitten in Europa, in Deutschland eine Zuspit-
zung der Situation, in Richtung auf eine Hochrü-
stung haben, angesichts deren wir nicht einfach so 
weitermachen können, wie es in dem Entschlie-
ßungsantrag der CDU/CSU heißt: 

Aus eigener Kraft können wir Deutschen den 
Zustand ... nicht ändern. Wir können ihn aber 
erträglicher machen ... 

Ich frage Sie, was man da erträglicher machen 
kann. 

Die harten Realitäten sind folgende. Ich habe ge-
stern den Bericht von SIPRI, dem Stockholmer 
Friedensforschungsinstitut, gelesen. Da heißt es: 

Wenn kein Einhalt geboten wird, erhöht sich die 
Zahl der gegenwärtig 50 000 Raketen auf 60 000 bis 
zum Ende dieses Jahrzehnts, und davon werden die 
meisten hier aufgestellt. 

Ich muß Ihnen sagen: Wenn ich die Lage der 
Nation als Obertitel nehme und dann sehe, wie 
Herr Kohl in die Vereinigten Staaten fährt und 
einen tiefen Bückling vor Herrn Reagan macht, das 
Wort Selbstbestimmung im Munde führend, 

(Werner [CDU/CSU]: Jetzt wird es lächer

-

lich!) 

und wie er sich bemüht, die Stationierung der Rake-
ten hier in unserem Gebiet zu erreichen, dann ge-
hört das auch zur Lage der Nation, dann gehört es 
unbedingt zur Beurteilung der Frage, welche Zu-
kunftsaussichten wir alle, wir Bürger, unsere Fami-
lien, alle Leute in der Bundesrepublik und auch dar-
über hinaus, haben. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Zurufe von 
der CDU/CSU) 

Wenn wir von der nationalen Frage reden, bleibt 
für mich nur folgendes übrig. Wir sollten unsere 
Gemeinsamkeiten, die wir in einer langen Tradition 
aufgebaut haben, die Sprache, unsere Kultur, die 
aufgebauten Beziehungen zwischen den Menschen, 
zwischen Ost und West in Deutschland in Richtung 
eines Abbaus von Gefahren nutzen, die unser Le-
ben insgesamt bedrohen. Das heißt für mich, daß 
wir in eine Richtung gehen müssen, die Neutralität 
ansteuert. 

(Sauer [Salzgitter] [CDU/CSU]: Ach du lie

-

ber Gott! Ach du lieber Himmel!) 

Ich weiß, daß das für Sie ein Reizwort ist; ich habe 
in der Debatte auch bei Ministern bemerkt, daß sie 
dann sehr allergisch werden. Wir müssen das Pro-
blem einer atomwaffenfreien Zone in Angriff neh-
men; denn wenn wir das nicht tun, gehen wir weiter 
in die Richtung der Rüstung, der Aufstellung von 
Raketen. Ohnehin sind die Bundesrepublik und 
auch das Gebiet der DDR schon mit Waffensy-
stemen gespickt, die, wenn sie explodieren, von 
Deutschland nichts übriglassen. 

Ich möchte darauf verweisen, daß die Möglichkei-
ten, dort gegenzusteuern, den Menschen immer 
mehr entzogen werden. Heute wird Computersyste-
men die Steuerung dieser Waffensysteme überlas-
sen. 

(Sauer [Salzgitter] [CDU/CSU]: Der war bis 
1968 in der KPD!) 

Damit würden wir uns einer Möglichkeit begeben, 
die Sie vielleicht an dem Wort „Selbstbestimmung" 
messen können. 

(Zurufe von der CDU/CSU — Abg. Dr. Mer

-

tes [Gerolstein] [CDU/CSU] meldet sich zu 
einer Zwischenfrage.) 

— Ich kann jetzt keine Fragen beantworten, weil 
ich nur noch drei Minuten Redezeit habe. Es tut mir 
leid. 

Wenn Herr Kohl davon geredet hat, daß er keine 
eigenständige Friedensbewegung braucht, dann 
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kann ich das sehr wohl verstehen. Wir haben er-
kannt, daß die Herrschenden in Ost und West — 
dazu zähle ich auch die Regierung in der DDR und 
unsere Bundesregierung hier — keine ernsten An-
strengungen unternehmen, um die Spannungen, die 
hier in Mitteleuropa aufgebaut worden sind, aufzu-
fangen und einen Weg des Friedens, einer Friedens-
ordnung in Europa zu gehen. 

(Reddemann [CDU/CSU]: Nur Sie wissen 
ganz genau, was richtig ist!) 

Deswegen entsteht die eigenständige, unabhängige 
Friedensbewegung, die sich zum Ziel setzt, unab-
hängig von den Regierungen in Richtung Frieden 
zu arbeiten und die Stationierung von Raketen zu 
verhindern, den Abbau der Spannungen zu betrei-
ben. Dazu gehört auch, daß so, wie in der DDR 
Regelverletzungen begangen werden, 

(Reddemann [CDU/CSU]: „Regelverletzun

-

gen" sind das nur!) 

nämlich durch die Friedensbewegung in Jena, auch 
wir bereit sind, Regelverletzungen zu begehen, 

(Reddemann [CDU/CSU]: Jetzt kommt der 
alte Kommunist wieder heraus!) 

um die Stationierung von Raketen zu verhindern 
und in eine Richtung zu gehen, die eine blockunab-
hängige Politik betreibt. Das ist der Grund, aus dem 
ich und meine Freunde aus der Fraktion hier nicht 
an der Feier zum 17. Juni teilgenommen haben, son-
dern es vorgezogen haben, mit ausgewiesenen 
DDR-Bürgern aus der Friedensgruppe Jena zu dis-
kutieren und Möglichkeiten zu erarbeiten, wie wir 
die angespannte Situation hier in Deutschland ver-
ändern können. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Ich glaube, daß das die Entscheidung ist, die wir zu 
treffen haben. 

Vorhin hat Herr Ronneburger gesagt, daß wir uns 
der Verantwortung nicht entziehen sollten. Wir se-
hen unsere Verantwortung darin, jetzt in einer Zeit, 
in der wir sehen, daß uns die Regierungen nicht 
weiterbringen, selbst Bewegungen aufzubauen, um 
selbst Aktivitäten einzuleiten, 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

um den Regierungen unter Umständen zu helfen 
und ihnen Handreichungen zu geben, um eine an-
dere Politik zu machen. — Danke. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Dr. Czaja. 

Dr. Czaja (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Zwei Probleme zu Kernfragen der 
deutschen Teilung will ich streifen. Erste Frage: 
Können die bestimmenden Grundlagen der 
Deutschlandpolitik, die der Bundeskanzler am 
4. Mai 1983 nannte, nämlich Grundgesetz, die Bun-
desverfassungsgerichtsentscheidungen von 1973 
und 1975, die Briefe zur deutschen Einheit, der 
Deutschland-Vertrag und die Ostvertragswerke, im 
strengen Wortlaut — auch mit den für Deutschland 

günstigen Teilen—, Menschenrechte und Selbstbe-
stimmungsrecht gemeinsames Fundament der 
Deutschlandpolitik freiheitlicher Demokraten sein? 
Lieber Herr Kollege Haack, da ist die Antwort auf 
die Frage: Was will die Deutschlandpolitik dieser 
Regierung? Es wäre besser gewesen, wenn Herr Dr. 
Vogel im Blick auf diese Grundsätze gesagt hätte, 
ob Sie darin eine gemeinsame Grundlage finden. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU]: Sehr rich

-

tig!) 

Davon sollten die deutschen Einlassungen bei inter-
nationalen Gesprächen, in der amtlichen Termino-
logie, in den amtlichen Aussagen bestimmt sein. 

Sehr verehrter Herr Kollege Schily, lassen Sie 
mich dies sagen: Auch die aktuelle Politik muß sitt-
lich verankertes Recht beachten. Fundamentales 
Recht vergilbt nicht. 

(Sauer [Salzgitter] [CDU/CSU]: Sehr rich

-

tig!) 

Es kann nur durch einen geordneten Rechtsgang 
geändert werden. 

(Sauer [Salzgitter] [CDU/CSU]: So ist es!) 

Tut die Politik das nicht, gerät sie nur allzuleicht 
auf die Bahn des Unrechts, und das wollen wir 
nicht. 

Kein Abgeordneter will doch wohl leugnen, daß 
das Grundgesetz und die Entscheidungen des Bun-
desverfassungsgerichts verbindlich sind und daß 
gültig zustande gekommene politische Verträge 
nach dem strikten Wortlaut gelten. Auf dieser 
Grundlage könnte es doch eine Einigung im Streit 
um Kontinuität, Korrekturen und Wandel geben. 

Auf allen Seiten gibt es Anlaß zur Besinnung 
über die Aussagen der letzten Jahre. Aus Zeitgrün-
den kann ich nur Hinweise auf die Aussagen des 
Godesberger Programms über die Rechte des 
Volkstums, über angestammte Heimat- und Volks

-

gruppenrechte geben. Zur Kontinuität der National-  
und Zeitgeschichte gehören nach dem Krieg doch 
auch die Reden Brandts und Wehners bis 1968, auch 
die Reden Erlers, Schumachers, Heuß' und Adenau-
ers. Das Godesberger Programm gilt doch noch! Wie 
ist es mit Wehners Wort, man müsse möglichst viel 
von Deutschland retten? 

Nach den Ostverträgen erklärte Herr Scheel
—das ist wichtig— vor dem Bundesrat am 9. Februar 

1972: 

Niemand kann aus den Verträgen eine Grenz-
anerkennung oder Gebietsänderung in 
Deutschland nachweisen. 

Meine Damen und Herren, wer ihn zitiert, dreht 
doch nicht das Rad der Geschichte zurück. Er hält 
die ganze deutsche Frage offen — für eine Bewe-
gung nach vorn, zu freiheitlichen europäischen 
Strukturen eines gerechten Ausgleichs. 

Es war doch die Regierung Brandt/Scheel, die 
sagte: Die Grenzlinien sind unverletzlich, aber nicht 
anerkannt; Art. I  des Warschauer Vertrages be-
schreibt, anerkennt aber nicht. Art. IV des War-
schauer Vertrages enthält den Vorbehalt. Ich muß 
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eben auch, meine Damen und Herren von der SPD, 
die für Deutschland günstigen Teile der Ostver-
träge nennen und darf sie nicht abschreiben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Bundesrepublik ist für die Rechte ganz 
Deutschlands voll mitverantwortlich. Das Bundes-
verfassungsgericht verpflichtet uns: Wir dürfen vor 
friedensvertraglichen Regelungen keine Rechtspo-
sitionen Deutschlands preisgeben; bei allem politi-
schen Ermessensspielraum müssen sie nach innen 
wachgehalten und nach außen beharrlich vertreten 
werden. Wer im Ausland anders spricht, der täuscht 
die Staaten und untergräbt die Rechte Deutsch-
lands. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Sauer [Salz

-

gitter] [CDU/CSU]: Wie beim deutsch-pol

-

nischen Forum!) 

Man muß natürlich ehrlich sagen, was die vom 
Bundeskanzler genannten Grundlagen bedeuten. 
Die Grundgesetz-Präambel gebietet auch — dies 
wurde heute kaum erwähnt —, die nationale und 
die staatliche Einheit zu wahren. 

(Schulze [Berlin] [CDU/CSU]: So ist es!) 

Nach Art. 146 des Grundgesetzes ist dies nur durch 
eine freie Entscheidung des ganzen deutschen Vol-
kes abänderbar. 

(Zustimmung bei der FDP) 

Niemand in der Bundesrepublik darf das gesamt-
deutsche Selbstbestimmungsrecht, auch soweit die 
Bevölkerung der Bundesrepublik betroffen oder be-
teiligt ist, einengen und die Mitverantwortung der 
Bundesrepublik für ganz Deutschland leugnen. 

Staatliche Einheit: Auch bei einer europäischen 
Einigung werden die Staaten nicht verschwinden, 
aber wir müssen sie zu neuen Strukturen an um-
strittenen Rändern öffnen können. Dazu stehe ich. 

Art. 23 des Grundgesetzes bezieht sich auf mehre-
re, nicht nur auf zwei Teile in Deutschland. Hier tut 
Klarheit und Verfassungstreue in der amtlichen 
Terminologie, in der kartographischen Darstellung 
und in den Reden der Politiker dringend not; sonst 
werden aus Nachlässigkeit Deutschlands Rechte 
völkerrechtlich unterlaufen. 

Besonders wichtig aber ist der Deutschland-Ver-
trag. Er dient der westlichen Sicherheit im Bündnis 
und den Rechten der Verbündeten; er verknüpft 
aber dies alles auch unlösbar mit der Unterstützung 
einer freiheitlich-demokratischen friedlichen Wie-
dervereinigungspolitik, und er verpflichtet die Ver-
tragspartner, endgültige Grenzfestsetzungen in 
Deutschland bis zu frei vereinbarten friedensver-
traglichen Regelungen zu verschieben. 

Vizepräsident Westphal: Herr Dr. Czaja, ich 
möchte Sie unterbrechen, weil wir nur für ganz we-
nige Minuten einen hohen Gast auf der Diploma-
tentribühne haben. Ich bitte um Verständnis für die 
Unterbrechung, die Ihnen natürlich nicht auf Ihre 
Redezeit angerechnet wird. 

Auf der Diplomatentribüne begrüßen wir den 
Außenminister der Arabischen Republik Ägypten, 
Herrn Kamal Hassan Ali. 

(Beifall) 

Wir freuen uns sehr, daß Sie zu uns einen Blick her-
einwerfen. Ich danke Ihnen für ihren Besuch. 

Herr Kollege Czaja, ich bitte Sie fortzufahren. 

Dr. Czaja (CDU/CSU): Meine Damen und Herren, 
die Ostblockpartner haben die Unberührtheit des 
Deutschland-Vertrages in den Ostverträgen aus-
drücklich hingenommen. Wir bräuchten gerade in 
diesem Jahr eine politische Renaissance des vollen 
Deutschland-Vertrages nach innen und außen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das Offensein der Fragen ganz Deutschlands ist 
also durch das Grundgesetz, seine Auslegung durch 
das Bundesverfassungsgericht und völkerrechtlich 
geboten. 

Zu den Vertragswerken der Ostverträge gehört 
auch der Notenwechsel vom August und November 
1970. Danach gilt unvermindert die Verantwortlich-
keit der Sieger für ganz Deutschland, und es gilt 
weiter das Londoner Abkommen von 1944 sowie die 
Berliner Erklärung von 1945. Meine Damen und 
Herren, dieses fortgeltende Londoner Abkommen 
— mit Revanchismus hat dies nichts zu tun — geht 
in Art. 1 ausdrücklich vom fortbestehenden ganzen 
Deutschland in den Grenzen vom 31. Dezember 
1937 aus. Es wurde 1970 durch das westliche Aus-
land bekräftigt. Die Berliner Erklärung lehnt Anne-
xionen in diesem Deutschland ab. Dieser Deutsch-
landbegriff liegt dem Deutschland-Vertrag und dem 
Staatsangehörigkeitsbereich nach Art. 116 des 
Grundgesetzes zugrunde, der immer auch ein ge-
bietliches Substrat hat. 

Selbst Gromyko hat bei den Moskauer Verhand-
lungen nach Aussage der Bundesregierung am 
29. Juli 1970 erklärt, die Sowjetunion 

(Löffler [SPD]: Ich habe doch nicht das 
Londoner Abkommen gebrochen!) 

habe bei den Ostverträgen nach einem schmerzhaf-
ten Prozeß den Begriff der Anerkennung fallen ge-
lassen. Herr Kollege, sollten deutsche Politiker hin-
ter Gromyko in der Vertretung deutscher Anliegen 
zurückbleiben? Ich glaube, nein. 

(Löffler [SPD]: Ich habe doch das Abkom

-

men nicht gebrochen! Das brauchen Sie 
mir doch nicht zu erzählen!) 

— Gut, dann sind wir einig. 

Ist es nicht auch politisch und rechtlich töricht, 
ersatzlos etwas abzuschreiben? Deshalb stellt das 
Bundesverfassungsgericht in einem tragenden 
Grund am 7. Juli 1975 verbindlich fest, den Ostver-
trägen könne nicht die Wirkung beigemessen wer-
den, daß die Gebiete östlich von Oder und Neiße aus 
der Zugehörigkeit zu Deutschland entlassen und 
fremder Souveränität unterstellt sind. 

Der Bundeskanzler hat sich in einer großen Pres-
sekonferenz in London am 22. April 1983 dazu ein-
deutig auch vor den Verfassungsminister gestellt, 
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der das öffentlich erklärt hat. Er bescheinigte in 
Downing Street 12 ausdrücklich, dieser habe nichts, 
als die Rechtslage genannt, der Warschauer Vertrag 
sei kein Friedens- und kein Grenzvertrag; eine end-
gültige Regelung könne nur ein Friedensvertrag 
treffen. Diese Aussage aus der Richtlinienkompe-
tenz des Bundeskanzlers steht auch mit den amtli-
chen Feststellungen der Partner des Deutschland

-

Vertrages in Einklang. 

Und das Ausland? Nüchterne Beobachter der 
deutschen Frage wie Kissinger, Jacques Delors und 
Gaston Deferre haben in den letzten zwei Jahren 
wiederholt erklärt, der Westen müsse sich den 
Kernfragen der Deutschen und Deutschlands zu-
wenden. Er dürfe die deutsche Frage nicht den 
Lockrufen des ideologisch untermauerten extremen 
Nationalismus des Ostens überlassen. 

Politisch verbinden wir damit keine Illusionen. Es 
kann nicht alles so kommen, wie es war. Aber es 
sollte auch zum Wohle der Völker nicht so bleiben, 
wie es ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Osteuropa leidet tief. In einer freiheitlichen und 
föderalen gesamteuropäischen Ordnung der Staa-
ten, Völker und Volksgruppen gibt es Möglichkei-
ten für einen tragbaren und gerechten Ausgleich. 
Darin sind vielfältige Strukturen des Zusammenle-
bens in nationalen Kerngebieten und in umstritte-
nen Randgebieten möglich. 

Viele — Kohl, Genscher, Brandt, Wehner — spre-
chen von einer europäischen Friedensordnung. Ich 
meine, wir alle müßten mehr über mögliche Struk-
turen nachdenken und mit unseren Freunden in 
der EG und in der NATO mindestens ebenso stark 
darüber diskutieren wie über die Rechte der arabi-
schen Flüchtlinge. 

Nun die zweite Frage: Gibt es aktuelle Chancen 
für Fortschritte? Bestimmt nicht durch Druck, Dro-
hungen, Sanktionen, sondern nur durch zähe und 
lange Verhandlungen. Mit diesen aber sollte die 
echte Ausgewogenheit der Gegenleistungen für die 
westlichen Finanz-, Wirtschafts- und technologi-
schen Hilfen angestrebt werden. Die östliche Wirt-
schaftskrise ist eine Tatsache, aber kein Anlaß zu 
Überheblichkeit oder Prestigeverlust. Im Osten ist 
man leidensfähig. Aber die Hilfen des Westens sind 
unentbehrlich für die Ernährung, für die ausrei-
chende Rohstoffnutzung. Ohne Reformen in den 
zentralistischen Planwirtschaften, ohne praktische 
Anreize für die Produktionsleistungen der Men-
schen, ohne menschenwürdigere Lebensumstände, 
ohne mehr Menschenrechte und weniger Unter-
drückung, ohne langsamen Abbau der Teilung in 
Europa und Deutschland und engere Zusammenar-
beit vor Ort, ohne all dies fließen die Hilfen leider in 
ein ineffizientes Faß ohne Boden. Der Harmel-Be-
richt versteht unter der Entspannung den Abbau 
der Ursachen der Spannung. So wörtlich: Abbau der 
Teilungen Deutschlands und Europas. 

Die bisherigen Schäden der Kredite haben weder 
den Volkswirtschaften noch den Völkern noch den 
Menschen genutzt. Aber wenn es durch Verhand-
lungen zu Lockerungen und Reformen käme, sollte 

man im Westen Opfer zur Verbesserung der Le-
bensumstände auch im Osten nicht scheuen. Man 
muß aber auch Garantien dafür geben, daß man 
dort keinen westlichen Stoßkeil entfaltet. Erst nach 
solchen Lockerungen könnten zähe Verhandlungen 
über die Kernfragen der Teilung beginnen. 

Man muß bei der Ausgewogenheit auch an den 
ganzen Menschen und an die ganze Existenz der 
Völker denken. Redet man engstirnig nur von ei-
nem „gegenseitigen kommerziellen Vorteil", führt 
das nur zu kurzlebig-trügerischen Scheingewinnen. 
Bei kluger Nutzung kann es Fortschritte geben. 
Dazu brauchen wir eine gemeinsame europäische 
und westliche Verhandlungsstrategie. 

Lassen Sie mich zum Schluß weniges zum Natio-
nalgefühl sagen. Ich meine, wir haben auch in jun-
gen Kreisen ein wiedererwachendes sinnvolles Na-
tionalgefühl. Junge Menschen fragen wieder nach 
dem Woher und dem Wohin unseres Volkes. Dies 
können wir nicht den Übertreibungen und Verfor-
mungen der DDR überlassen. Der erste deutsche 
Bundeskanzler hat bei seiner ersten Auslandsrede 
in Bern wörtlich gesagt: „Ein Volk, das kein Natio-
nalgefühl besitzt, gibt sich selbst auf." 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Er warnte aber auch vor falschen Wegen. Wir brau-
chen im Nationalgefühl die Mittel zwischen gefähr-
lichem Überschwang und unglaubwürdiger Unter-
würfigkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

In tiefster Not formulierten die Kräfte des deut-
schen Widerstandes, von Schumacher bis Pater 
Delp, von Goerdeler bis Beck, das Konzept eines 
sittlich gereinigten deutschen Volkes und Staates 
und seiner Aufgaben in Europa. Die Epigonen von 
heute resignieren in Kleinbürgerlichkeit und Wohl-
stand. Herr Schmude sagt, die Wunden sind nicht 
attraktiv. Ja, das stimmt. Aber die Wunden brau-
chen doch Heilung. Sie brauchen Rechtsfrieden. 
Verdeckt man sie, hat man weder den Schmerz ge-
lindert noch den Unruheherd beseitigt. 

Meine Damen und Herren, für die Lösung der 
Fragen unseres gesamten Volkes und Europas 
brauchen wir wieder ein maßvolles, ein freiheitli-
ches, ein einfallsreiches, ein kluges, ein tapferes 
und zähes National-, Staats- und Geschichtsbe-
wußtsein. Wir brauchen es in der Politik, in der 
Schule, in der Gesellschaft. 

(Sauer [Salzgitter] [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

So kann es Brücken zwischen den Generationen 
geben. Nichts ist endgültig geregelt, es sei denn, es 
ist einigermaßen gerecht geregelt. Ich halte es auf 
weite Sicht nicht für aussichtslos, einen tragbaren 
Ausgleich in einem freien Europa, in einer freien 
gemeinsamen Heimat der Deutschen und einer 
freien Heimat der anderen Völker zu finden. — Ich 
danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Dr. Diederich (Berlin). 
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Dr. Diederich (Berlin) (FDP): Meine Damen und 
Herren! Am Ende dieses Tages weise ich auf den 
Entschließungsantrag der Fraktion der SPD zur 
Lage der Nation hin. Er unterstreicht, daß der 
Grundlagenvertrag vom 21. Dezember 1972 zu einer 
positiven Entwicklung zwischen der Bundesrepu-
blik Deutschland und der Deutschen Demokrati-
schen Republik geführt hat. Hierzu gehört die 
grundlegende Verbesserung der Situation Berlins. 
Die Existenz Berlins hängt an der konsequenten 
Fortführung der Entspannungspolitik. Nur ruhige 
und friedliche Beziehungen zwischen der Bundes-
republik Deutschland und der Deutschen Demokra-
tischen Republik machen eine ruhige Entwicklung 
in Berlin überhaupt erst möglich. Daher steht in 
diesem Antrag auch die Aufforderung an die Bun-
desregierung, auch im Interesse der  Berliner  die 
bisherige Deutschlandpolitik fortzusetzen und aus-
zubauen. 

Wo die Bundesregierung dies tut, wird sie die 
Ermunterung und die Unterstützung aller Berliner 
Abgeordneten haben, und ich glaube, sie wird auch 
die Unterstützung der sozialdemokratischen Frak-
tion dabei haben. 

Die Probleme, die Berlin hat, sind heute — das 
hat der Bundeskanzler sehr richtig erkannt — eher 
Probleme im Innern als Probleme im Äußeren. 
Diese Probleme hängen mit der gegenwärtigen 
wirtschaftlichen Lage insgesamt, aber auch damit 
zusammen, daß das Engagement für Berlin in der 
Bundesrepublik insgesamt nachgelassen hat. Wir 
begrüßen alle Aktivitäten der Bundesregierung, 
dies zu ändern. Hierzu gehört das fortgesetzte fi-
nanzielle Engagement des Bundes in Berlin, das 
wir j a eigentlich nicht betonen müssen, weil dies 
eine Tradition auch der Vorgänger-Bunderegierun-
gen war. Wir werden die Bundesregierung überall 
dort unterstützen, wo sie sich im Sinn der Entwick-
lung Berlins bemüht. 

Aber wir werden unsere Stimme dort warnend 
erheben, wo kleinkarierte Lösungen dazu führen 
können, die Bedingungen, unter denen Berlin le-
bensfähig ist, zu verschlechtern. 

Es ist jetzt nicht die Zeit, die einzelnen Projekte 
anzusprechen, die der Herr Bundeskanzler hier er-
wähnt hat, etwa die Gasversorgung oder das 
Engagement im Zusammenhang mit der Berliner 
S-Bahn. Wir finden gut, daß dort etwas geschieht. 

Aber wir erheben warnend unsere Stimme, wo 
deutschlandpolitische Chancen durch unreife Kon-
zepte, die im wesentlichen unter finanzpolitischen 
und verkehrlichen Gesichtspunkten entwickelt wor-
den sind, zerstört werden. Und wir werden hier ver-
suchen, unseren Beitrag zu leisten, daß es zu einer 
vernünftigen Entwicklung kommt. 

(Schulze [Berlin] [CDU/CSU]: Sie hätten 
sich mal vorher ein bißchen um die S-Bahn 
kümmern sollen! Dann bräuchten wir uns 
hier jetzt nicht darüber zu unterhalten!) 

— Herr Schulze, Sie kennen die Papiere, die ich ver-
faßt habe, und Sie wissen, daß ich mich um diese 
Problematik gekümmert habe. 

Aber ich darf, da Sie dies ansprechen, eines sa-
gen. Die Berliner S-Bahn ist traditionell die Verbin-
dung in das Umland gewesen. Die S-Bahn muß 
auch künftig für eine mögliche Anbindung an das 
Umland offen sein. Das Schrumpfnetz, das uns jetzt 
präsentiert wird, ist sicher nicht das, was im 
deutschlandpolitischen Interesse liegt, was auch 
immer die finanzpolitischen Beweggründe sein mö-
gen. 

(Dolata [CDU/CSU]: Am besten gar nichts 
machen? — Schulze [Berlin] [CDU/CSU]: 
Das ist doch nicht das endgültige Kon

-

zept!) 

Lassen Sie mich eines hier noch kritisch anfügen 
— wegen der kurzen Zeit in Stichworten —: Die 
Lebensfähigkeit Berlins darf nicht nur vom Enga-
gement des Bundes abhängen. Das wissen wir sehr 
genau. Es ist hier dauernd von der nationalen Auf-
gabe gesprochen worden. Berlin ist nationale Auf-
gabe. An ihr kann sich die Ernsthaftigkeit des Re-
dens erweisen. Es ist also die Aufgabe der Bundes-
regierung, der Politiker im Bund, aber auch der Po-
litiker in den anderen Bundesländern, dafür zu sor-
gen, 

(Zuruf des Abg. Sauer [Salzgitter] [CDU/ 
CSU] 

daß auch die deutsche Wirtschaft sich trotz aller 
Schwierigkeiten in Berlin so engagiert, daß der ra-
pide Bevölkerungsrückgang, der besonders mit dem 
Abbau der Arbeitsplätze in Berlin zusammenhängt, 
aufgehalten wird. 

Meine Damen und Herren, wir kennen die Dis-
kussion um die Berlin-Förderung und wissen, wel-
che Probleme andere Kollegen in anderen Ländern 
haben. Ich möchte aber immer wieder daran erin-
nern, daß wir nur mit gemeinsamen Anstrengungen 
dafür sorgen können, daß Berlin, das wir politisch 
gewonnen und gesichert haben, auf wirtschaftli-
chem Feld nicht verlorengeht. 

Ich habe dem sehr aufmerksam zugehört, was der 
Bundeskanzler uns hier gesagt hat. Es ist mir auf-
gefallen, daß er im Refrain seiner Ausführungen 
immer wieder darauf hingewiesen hat, daß wir kon-
krete Probleme lösen müssen. Das kam mir ver-
traut vor, denn das haben wir in der Zeit der sozial-
liberalen Regierung immer gesagt; das sagen wir 
auch heute. Er sagte einmal wörtlich: Wir müssen 
uns auf die derzeit lösbaren Fragen konzentrieren. 
— Das ist immer die Forderung sozialliberaler Poli-
tik gewesen. Meine Damen und Herren, ich möchte 
herzlich bitten, daß wir diese Tradition fortführen 
und auf Brimborium und hohlen Pathos verzich-
ten. 

Herr Kollege Lintner ist nicht im Saal, weil er ein 
Gespräch hat; ich möchte ihn trotzdem ansprechen. 
Ihm möchte ich nur sagen: Auch er sollte sich sehr 
genau überlegen, ob viele der Formeln, die er ge-
braucht, nicht hohl sind, denn sie zielen nicht auf 
Realisierung ab. Er trägt vielmehr ein Pathos vor 
sich her, das sich möglicherweise überlebt hat. 
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Dr. Diederich (Berlin) 
Herr Czaja, die Wendung von Rechtsformeln, die 

legitim und sicherlich auch notwendig ist, führt 
dennoch zu nichts Praktischem. 

(Sauer [Salzgitter] [CDU/CSU]: Aber im 
Gegensatz zu Herrn Haack muß das Recht 

aber genannt werden, oder nicht?) 

— Das kann genannt werden. Nur glaube ich, un-
sere Aufgabe — — 

(Sauer  [Salzgitter] [CDU/CSU]: Der War

-

schauer Vertrag ist ein Gewaltsverzichts

-

vertrag und kein Grenzvertrag, wie Herr 
Haack es hier erläutert hat!) 

— dennoch ist es unsere Aufgabe hier an diesem 
Pult, uns auf die Praktizierbarkeit von Politik und 
nicht auf Rechtsverwahrungen zu konzentrieren, 
die zu nichts führen. Wenn wir dies beim Aushan-
deln der Verträge, die den Transit um Berlin und 
anderes gesichert haben, getan hätten, dann wären 
wir nie zu einem Ergebnis gekommen. 

Lassen Sie mich kurz noch einen Satz sagen: 
Kraftmeiereien in der Politik gefährden auch Ber-
lin. Dies gilt für eine Reihe von Äußerungen, die wir 
vor allem vor dem 17. Juni gehört haben. Ich 
möchte hier insbesondere denen eindeutig eine Ab-
sage erteilen, die nur mit Lippenbekenntnissen ar-
beiten, die nur anläßlich des 17. Juni in Rattenfän-
germanier Schüler in Bussen nach Berlin transpor-
tieren, um dort für die Einheit zu demonstrieren. 
Das, was sich in Berlin abgespielt hat, war eine 
würdelose Aktion. Ich muß sagen: Leute wie Herr 
Löwenthal und Herr Pachmann sind uns in Berlin 
nicht willkommen. Wir sollten uns an diejenigen 
wenden, die Berlin lebensfähig halten und nicht an 
die, die dort hinkommen, um dort billig zu demon-
strieren. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN — Zustimmung bei der 
CDU/CSU — Zuruf von der CDU/CSU: Das 

sagen Sie einmal den Linken!) 

— Meine Damen und Herren, mit den anderen set-
zen wir uns auch auseinander. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ihre Freunde 
nicht immer!) 

Dazu darf ich Ihnen eines sagen: Die Probleme, die 
Berlin mit der jungen Generation gehabt hat, waren 
Probleme mit jungen Menschen, die aus der Bun-
desrepublik nach Berlin gekommen sind. Es sind 
die Probleme der gesamten Republik gewesen, die 
dort stellvertretend behandelt und gelöst worden 
sind. Ich glaube, das ist eine gemeinsame Aufgabe. 
Es ist sehr billig, wenn Sie sagen: Das sagen Sie 
einmal den Linken. Hier sollten wir gemeinsam 
darüber nachdenken, was in der deutschen Politik 
in der Vergangenheit versäumt worden ist. 

Das Fortbestehen der Nation, über das wir hier so 
viel gehört haben — zuletzt von Herrn Czaja —, 
kann nicht beschlossen werden, kann nicht aus 
Rechtsformeln abgeleitet werden, sondern ist eine 
Frage der Tat. Der Zusammenhalt der Deutschen 
muß durch praktische Schritte gefestigt werden. 

In diesem Sinne möchte ich ausdrücklich eine 
Aktion begrüßen, die scheinbar nur symbolischen 

Charakter hat. Ich meine die Übergabe der Steine 
der Fassade des Ephraim-Palais durch den West-
Berliner Senat an den Ost-Berliner Magistrat. Mit 
dieser Maßnahme wird an ein stilbildendes Beispiel 
angeknüpft, das Hans-Jochen Vogel mit der Über-
gabe der Schloßbrücken-Figuren gegeben hat. Ich 
glaube, das Wesentliche daran ist, daß hier der Ver-
such gemacht wird, über den praktischen Kontakt, 
über die konkrete Maßnahme miteinander ins Ge-
spräch zu kommen und normale Beziehungen, Kon-
takte und vielleicht auch etwas Vertrauen aufzu-
bauen. 

Was wir tun müssen, ist, die Abgrenzungsstrate-
gien der Vergangenheit aufzubrechen. Wir haben 
Zeiten gehabt, in denen die DDR offensichtlich die 
Philosophie verfolgt hat, West-Berlin müsse sozusa-
gen ausgetrocknet werden. Offenbar hat die DDR 
erkannt, daß dies nicht durch politischen Druck von 
außen geschehen kann, sondern daß man akzeptie-
ren muß, daß Berlin dort existiert und auch weiter-
hin existieren wird. Aber der Abschied von der Ab-
grenzungsstrategie, den wir von der anderen Seite 
verlangen, ist ein wechselseitiger Prozeß. Das heißt, 
auch wir müssen prüfen — und da stimme ich mit 
dem überein, was Herr Ronneburger hier gesagt 
hat —, was bei uns an Abgrenzungsstrategien abge-
baut werden muß und abgebaut werden kann, um 
die Brücken leichter bauen zu können. 

Meine Damen und Herren, ich möchte vor dem 
Schluß einen Satz verwenden auf eine Frage, die 
der Bundeskanzler hier angesprochen hat, nämlich 
die Frage der politischen Bildung in den Schulen. 
Ich möchte darauf verweisen, daß der Innerdeut-
sche Ausschuß bereits im Jahre 1981 eine Anhörung 
zur deutschlandpolitischen Bildung gemacht hat. 
Was mir damals aufgefallen ist, ist die Unterreprä-
sentation deutschlandpolitischer Themen, deutsch-
landpolitischer Lehrangebote an den deutschen 
Universitäten. Die deutschlandpolitische For-
schung ist auf wenige Institute konzentriert. Meine 
Damen und Herren, in jeder Wissenschaft ist es so, 
daß ihre Lebensfähigkeit dadurch garantiert wird, 
daß der Nachwuchs die Möglichkeit hat zu for-
schen. Deswegen möchte ich von diesem Platze aus 
noch einmal ausdrücklich den Appell wiederholen 
und die Bundesregierung ermuntern, die deutsch-
landpolitische Forschung zu fördern. Wenn man 
sieht, daß ein einziges Forschungsinstitut der DDR 
mehr Wissenschaftler in der Bundesrepublik-For-
schung beschäftigt, als in der gesamten Bundesre-
publik mit der DDR-Forschung beschäftigt sind, 
dann wird, glaube ich, hinreichend klar, was ich 
hier meine. 

(Sauer [Salzgitter] [CDU/CSU]: Einver

-

standen: Mittel- und Ostdeutschland!) 

Meine Damen und Herren, ich bin am Ende mei-
ner Ausführungen. Lassen Sie mich einen Satz 
noch sagen. Ich wäre dankbar, wenn die Bundesre-
gierung noch einmal klar zu der Frage des Zwangs-
umtausches Stellung nähme. 

(Dr. Hupka [CDU/CSU]: Das tut sie doch 
ständig!) 

Eine Boulevard-Zeitung hat in den letzten Tagen 
hierzu Behauptungen aufgestellt. Ich habe gelesen, 
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Dr. Diederich (Berlin) 
daß der Bundesminister dies dementiert hat. Es 
hätte mir besser gefallen, wenn er es heute in 
seiner Rede von diesem Pult noch einmal getan 
hätte. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Leider waren Sie 
nicht im Ausschuß! Dort hat er es getan!) 

Meine Damen und Herren, wir alle müssen mit-
wirken an der Entwicklung der deutschen Frage. 
Wir alle haben eine Verpflichtung auch gegenüber 
den neuen Generationen in der DDR. Das ist unmit-
telbar auch eine Frage des Nationalgefühls. Es ist 
in der DDR ein Bewußtsein entstanden, daß man in 
einem eigenen Staat lebt, in dem man die eigenen 
Probleme zu lösen hat. Es ist unsere Aufgabe, die-
sen neuen Generationen die Hand zur Zusammen-
arbeit zu reichen und zu zeigen, daß wir in der Lage 
sind, in zwei getrennten deutschen Staaten in der 
Mitte Europas die gemeinsamen Probleme der 
deutschen Nation anzugehen, sie zu lösen und einen 
Beitrag für den Frieden in Europa und der Welt zu 
leisten. 

Meine Damen und Herren, ich bitte, die beiden 
Entschließungsanträge der SPD an den Ausschuß 
zu überweisen. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Ab-
geordnete Hoppe. 

Hoppe (FDP): Frau Präsidentin! Meine Damen 
und Herren! Am Ende der Aussprache über die 
Lage der Nation wird es keinen kleinkarierten Ber-
lin-Disput geben. Die Debatte hat sowieso schon 
unter einer bedauerlichen Verfremdung gelitten. 
Wir sollten uns deshalb sehr viel mehr auf das 
Thema konzentrieren und uns auf die ungelöste 
Aufgabe besinnen. 

Das deutsch-deutsche Verhältnis ist nun einmal 
nicht komfortabel. Aber es ist berechenbarer ge-
worden, und das ist ein Erfolg zehnjähriger politi-
scher Anstrengungen. 

(Zustimmung bei der FDP) 

Wir können mit dem Erfolg nicht zufrieden sein, 
aber wir wollen das Erreichte bewahren. Deshalb 
muß die Politik der Bundesregierung darauf auf-
bauen. Wir debattieren heute in einer gewiß verän-
derten Bewußtseinslage, gekennzeichnet durch 
Friedenswillen und Friedensbewegungen hüben 
und drüben, aber auch durch das Verlangen nach 
der Bewahrung der Einheit der Nation, auch und 
gerade bei den jungen Menschen in beiden deut-
schen Staaten. 

Das sind nur Stichworte; ob es auch schon Indi-
zien für eine noch ungeordnete, aber praktisch er-
fahrbare Neubelebung der deutschen Frage sind, 
muß im Moment, so glaube ich, unentschieden blei-
ben. Zurückhaltung, scheint mir, ist eher geboten. 
Jedenfalls vermittelt Peter Schneider in seinem 
Buch „Der Mauerspringer" eine eher beunruhi-
gende Stimmung, wenn er schreibt: 

Man tut gut daran, aus der Häufigkeit öffentli

-

cher Appelle an den Willen zur Einheit und den 
Fortbestand der Nation nicht auf den Fortbe

-

stand entsprechender Gefühle zu schließen. 
Realistischer erscheint die Annahme, daß sich 
die meisten Deutschen westlich der Elbe längst 
mit der Teilung abgefunden haben. In ihrem 
Trennungsschmerz gleichen sie einem Liebha-
ber, der nicht so sehr der Geliebten, sondern 
dem starken Gefühl nachtrauert, das er einmal 
hatte. In Deutschland, scheint es, heilt die Zeit 
die Wunden nicht, sie tötet das Schmerzempfin-
den. 

Meine Damen und Herren, unsere Politik — und 
ich hoffe, die gemeinsame Politik von Bundesregie-
rung und allen Fraktionen dieses Hauses — will 
Wunden schließen, die Wunden der Trennung. Der 
Preis, den wir für menschliche Erleichterungen 
zahlen, ist kein Beitrag zur Stabilisierung der SED. 
Wir zahlen ihn gewissermaßen als Liebhaberpreis 
für die Einheit der Nation. 

(Beifall bei der FDP) 

Diese auf Interessenausgleich gerichtete Politik 
zum Wohle der Menschen beruht auf sehr viel Ge-
meinsamkeit, auf die die Betroffenen hoffen und 
vertrauen dürfen. Deshalb sollten wir sie auch mit 
mehr Geschlossenheit vertreten. Wir müssen uns 
nicht immer Mühe geben, auch die letzte einzelne 
gegensätzliche Meinung hier besonders zu kultivie-
ren und herauszustreichen. 

(Beifall bei der FDP) 

Nein, das muß die Menschen im anderen Teil 
Deutschlands unnötig irritieren. Wir wollen sie aber 
mit Zuversicht ausstatten. 

Für uns Freie Demokraten steht deshalb außer 
Zweifel: Je mehr Zusammenarbeit zwischen Ost 
und West, desto gesicherter ist der Frieden in Euro-
pa, desto erträglicher ist der Spaltungszustand für 
die Menschen im geteilten Deutschland. Dies be-
kennend wünsche ich dem Bundeskanzler für seine 
Moskaureise einen guten Ertrag. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Weitere Wortmeldun-
gen liegen nicht vor. Ich schließe die Aussprache. 

Zu dem Tagesordnungspunkt 6 liegen zwei Ent-
schließungsanträge vor, einmal von der Fraktion 
der SPD auf Drucksache 10/187 und zum anderen 
von den Fraktionen der CDU/CSU und FDP auf 
Drucksache 10/192. Die Antragsteller bitten um 
Überweisung an den Ausschuß für innerdeutsche 
Beziehungen. Ist das Haus damit einverstanden? — 
Danke; so beschlossen. 

Dann haben wir zu dem Tagesordnungspunkt 7, 
Transitwege von und nach Berlin, auf Druck-
sache 10/117 einen Antrag der SPD. Hier wird Über-
weisung zur federführenden Beratung an den Aus-
schuß für innerdeutsche Beziehungen und zur Mit-
beratung an den Ausschuß für Verkehr gewünscht. 
Ist das Haus auch damit einverstanden? — Dann ist 
das so beschlossen. 
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Vizepräsident Frau Renger 
Ich rufe die Tagesordnungspunkte 8 und 9 auf: 

Beratung des Antrags der Abgeordneten Bin-
dig, Schluckebier, Dr. Apel, Brück, Dr. Hauch-
ler, Dr. Holtz, Lahnstein, Frau Luuk, Offer-
geld, Porzner, Roth, Toetemeyer und der 
Fraktion der SPD 
VI. Konferenz der Vereinten Nationen über 
Handel und Entwicklung (UNCTAD VI) 

— Drucksache 10/118 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit (federfüh-
rend) 
Ausschuß für Wirtschaft 
Haushaltsausschuß 

Beratung des Antrags der Fraktionen der 
CDU/CSU und FDP 
VI. Konferenz der Vereinten Nationen über 
Handel und Entwicklung (UNCTAD VI) 

— Drucksache 10/125 

—Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit (federfüh-
rend) 
Ausschuß für Wirtschaft 
Haushaltsausschuß 

Hier ist eine verbundene Debatte vorgesehen. Ich 
eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Abgeord-
nete Bindig. 

Bindig (SPD): Frau Präsidentin! Meine Damen 
und Herren! Die VI. Konferenz der Vereinten Natio-
nen über Handel und Entwicklung, die UNCTAD

-

Konferenz, tritt nach drei Verhandlungswochen in 
ihre entscheidende Phase ein. Jetzt wird es sich zei-
gen, ob bei diesem bedeutenden Ereignis des Nord-
Süd-Dialogs noch wenigstens einige Fortschritte er-
zielt werden können. Für die Entwicklungsländer 
hat sich die Lage in den letzten Jahren durch den 
Rückgang der Exporterlöse, durch das hohe inter-
nationale Zinsniveau und den dramatischen An-
stieg der Verschuldung drastisch verschlechtert. 
Nicht nur die Entwicklungsländer befinden sich in 
einer Abwärtsspirale; auch die Industrieländer sind 
in erhebliche wirtschaftliche Schwierigkeiten gera-
ten. 

Der wachsende Problemdruck in den Entwick-
lungs- und Industrieländern erfordert in besonde-
rem Maße aktive Strategien zur Überwindung die-
ser Situation. Die Entwicklungsländer haben zu den 
Bereichen Rohstofferlöse, Währungs- und Finanz-
fragen sowie Fertigwarenhandel Forderungen auf-
gestellt. Für die konstruktive Beratung dieser Vor-
schläge und das Einbringen eigener Vorstellungen 
ist die Gruppe der Industrieländer auf Initiativen 
aus der EG angewiesen, da andere Industrieländer, 
wie die USA, schon im Vorfeld eine abwehrende 
Haltung eingenommen haben. 

Als Präsidialmacht der EG müßte die deutsche 
Delegation bei den UNCTAD-Verhandlungen eine 
besonders aktive Rolle wahrnehmen. Die Verhand-
lungsleitlinien der Bundesregierung für die VI. 
UNCTAD-Konferenz zeigen jedoch eher eine pas

-

sive und abwartende denn aktive und konstruktive 
Haltung der Bundesregierung zu dieser Konferenz. 

(Dr. Pinger [CDU/CSU]: Das ist unzutref

-

fend!) 

Von eigenen Vorstellungen, die die Verhandlungen 
voranbringen können, ist da gar nicht erst die Rede. 
Allenfalls will sie sich aufgeschlossen zeigen gegen-
über solchen Forderungen der Entwicklungsländer, 
die — welch eine inhaltsreiche Aussage! — mit den 
Vorstellungen der Bundesregierung vereinbar sind. 
Die Mehrzahl der Forderungen wird aber aus, wie 
es heißt, stabilitäts- und strukturpolitischen oder 
finanziellen Gründen oder weil sie in die Zuständig-
keit anderer Organisationen fielen zurückgewie-
sen. 

Der einzige Satz der Verhandlungsleitlinien der 
Bundesregierung zur UNCTAD-Konferenz, der aus-
sagt, wofür sich die Bundesregierung einsetzen will, 
erklärt, daß die deutsche Delegation sich für ein 
einheitliches Auftreten der Europäischen Gemein-
schaft bei den Verhandlungen einsetzen will. Ein-
heitlichkeit ist eine zweifelhafte Tugend, wenn sie 
nur dazu dient, einheitlich dringend notwendige 
Fortschritte im Nord-Süd-Dialog zu bremsen oder 
zu verhindern. 

Zwei unterschiedliche Grundansätze zum  Nord
-Süd-Dialog  werden politisch formuliert. Da ist ein-

mal die Vorstellung, daß erst die Industrieländer 
ihre Wirtschaft wiederbeleben müßten, ihr eigenes 
Haus in Ordnung bringen müßten, daß dann an 
einem solchen erhofften wirtschaftlichen Auf-
schwung auch die Entwicklungsländer durch zu-
nehmende Exporte in die Industrieländer teilhaben 
könnten und daß durch die verbesserte wirtschaftli-
che Lage auch die Entwicklungshilfeleistungen der 
Industriestaaten steigen könnten. Wenn sich die 
Konjunktur bei uns belebe, werde dies auch den 
Entwicklungsländern nützen. Bei diesem Konzept 
treten die Interessen der Industrieländer in den 
Mittelpunkt. Die Verbesserung der prekären Lage 
der Entwicklungsländer wird als abgeleitete und er-
gänzende Maßnahme eingestuft. 

Die andere Grundvorstellung erkennt die gegen-
seitige Abhängigkeit von Nord und Süd an und be-
tont die gemeinsamen Interessen und die gemein-
same Verantwortung zur Überwindung der wirt-
schaftlichen Schwierigkeiten. Ihr Ziel sind die Wie-
derbelebung der Wirtschaft und die Schaffung von 
Arbeitsplätzen durch Entwicklung. Die Entwick-
lungsländer sollen nicht Instrumente zur Errei-
chung der wirtschaftlichen Ziele in den Industrie-
staaten sein. Vielmehr müssen aus Einsicht in die 
wechselseitigen Verflechtungen und unter Wah-
rung der jeweiligen eigenständigen Interessen ge-
meinsame Anstrengungen zur Verbesserung der 
weltwirtschaftlichen Lage unternommen werden. 

Von diesem Grundgedanken geht auch der Vor-
schlag nach einer Art Marshallplan für die Dritte 
Welt aus. Die Bundesregierung ist von derartig rich-
tungsweisenden Ideen zum Abbau des Nord-Süd-
Gefälles weit entfernt. 

(Dr. Diederich [Berlin] [SPD]: Leider sehr 
wahr!) 
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Sie wartet ab, sie reagiert, sie wehrt ab, sie behin-
dert. Wenn sie einmal eine Forderung der Entwick-
lungsländer aufnimmt, dann muß sie dazu von den 
anderen Industrieländern mühsam gebracht wer-
den. 

(Dr. Diederich [Berlin] [SPD]: Sehr gut ge

-

sagt!) 

Da ist einmal der Rohstoffbereich. Die Ratifizie-
rung des Abkommens über den Gemeinsamen 
Fonds ist überfällig. Wir fordern, daß der schon ge-
billigte Gemeinsame Fonds zur Finanzierung von 
Rohstoffabkommen unverzüglich dem Deutschen 
Bundestag vorgelegt wird. Schließlich hat sich die 
Bundesregierung endlich auch selbst zu diesem 
Schritt durchgerungen. Es ist eine gute Idee, die 
Einstandsbeiträge jener Entwicklungsländer für 
den Gemeinsamen Fonds zu übernehmen, die sie 
nicht selbst aufbringen können. Leider ist es keine 
deutsche Idee, sondern die Bundesregierung ist 
hier nur Mitläufer. 

(Dr. Diederich [Berlin] [SPD]: Immerhin ist 
sie lernfähig!) 

Längst fällig war auch die Entscheidung, die Re-
gelungen für die Stabilisierung der Rohstoffexport-
erlöse auf jene Entwicklungsländer auszudehnen, 
die zu den ärmsten Staaten gehören und nicht als 
Vertragspartner dem AKP-Abkommen der Europäi-
schen Gemeinschaft mit etwa sechzig Entwick-
lungsländern beigetreten sind. 

Nach unseren Informationen hat die Bundesre-
gierung bisher auch nicht ihr Versprechen einge-
löst, sich aktiv für ein weltweites System zur Stabi-
lisierung von Exporterlösen einzusetzen. Sie hätte 
dabei auf einen weithin akzeptierten Vorschlag der 
sozialdemokratisch geführten Bundesregierung zu-
rückgreifen können. 

Von zentraler Bedeutung für die UNCTAD-Bera-
tung ist der Währungs- und Finanzbereich. Die 
heute bestehende internationale Währungs- und Fi-
nanzordnung ist auf die Probleme der Industrie-
staaten zugeschnitten. Heute muß sie sich aber 
hauptsächlich mit den Schwierigkeiten der Ent-
wicklungsländer befassen, deren Überwindung mit 
den bestehenden Regelungen und Instrumentarien 
nicht mehr in angemessener Weise möglich ist. 

(Beifall bei der SPD) 

Insbesondere geht es um die Frage der Auswei-
tung der verschiedenen Kreditmöglichkeiten und 
um die Praxis der Auflagenpolitik des Internatio-
nalen Währungsfonds. Wir fordern die Ausweitung 
der kompensatorischen Finanzzahlungen, falls die 
Schwankungen der Exporterlöse der Entwicklungs-
länder dies erfordern. Ferner sind wir der Auffas-
sung, daß zusätzliche Sonderziehungsrechte des 
IWF die Verschuldungsprobleme der Entwicklungs-
länder erleichtern können. Die Bundesregierung 
soll hierzu eine positive Grundhaltung einnehmen. 

Die Verschuldenskrise der Dritten Welt ist ge-
kennzeichnet durch eine extreme Konzentration 
der Schuldenlast auf wenige Entwicklungsländer 
und die Erhöhung des Anteils von Schulden bei pri-
vaten Banken mit hohen Zinsen und kurzen Lauf

-

zeiten. Die Kredite in diesem Bereich sind wild-
wüchsig ausgedehnt worden. Geregeltere Verfahren 
wären im Rahmen des IWF möglich. Die hohen Zin-
sen, insbesondere auf dem amerikanischen Markt, 
haben die kommerziellen Kredite zudem enorm 
verteuert. Der Sog des amerikanischen Kapital-
marktes führt effektiv zu einem erhöhten Kapital-
abfluß aus den Entwicklungsländern. 

Wir vermissen die Bereitschaft der Bundesregie-
rung, sich aus entwicklungspolitischer Sicht mit 
den sozialen, politischen und wirtschaftlichen Fol-
gen der Auflagenpolitik des Internationalen Wäh-
rungsfonds auseinanderzusetzen. Die Auflagen für 
IWF-Kredite führen oft zu einer Verschlechterung 
der Befriedigung der Grundbedürfnisse in den un-
teren Einkommensschichten, während die besser 
gestellten Schichten nicht nur weniger hart betrof-
fen sind, sondern sogar weitere Vorteile erhalten. 
Politisch wirken die Auflagen destabilisierend in 
Ländern, die sich um Sozialreformen bemühen, und 
begünstigen konservative und autoritäre Regime, 
ja, sie haben sie bisweilen direkt an die Macht 
gebracht. 

Auch die wirtschaftlichen Erfolge bleiben oft aus. 
Offensichtlich tragen die Krisendiagnosen des IWF 
den vielfältigen Ursachen von Verschuldungs- und 
Kreditwürdigkeitskrisen in den Entwicklungslän-
dern nicht Rechnung. 

Die Kritik und die Forderungen der Entwick-
lungsländer zielen meist auf einen erhöhten Res-
sourcentransfer zu weicheren Bedingungen. Dabei 
ist allerdings zu beachten, daß die führenden 
Schichten in vielen Ländern der Dritten Welt mit 
dieser Kritik oftmals eigennützige Interessen ver-
treten, die mit dem Anliegen einer sozial orientier-
ten Entwicklung nichts zu tun haben. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD — Dr. 
Holtz [SPD]: Ja, das trifft zu!) 

Das Ziel kann deshalb nicht auflagenfreier Trans-
fer sein, sondern muß die Reform der Auflagenpra-
xis in Richtung auf eine entwicklungspolitische 
Orientierung sein. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir fordern deshalb, daß die Bundesregierung aktiv 
daran mitwirkt, daß die Bedingungen für die Ver-
gabe von Krediten des Internationalen Währungs-
fonds Rücksicht nehmen auf die unterschiedliche 
Ausgangslage der einzelnen Länder, den Stand ih-
rer wirtschaftlichen Entwicklung und die Gestal-
tung der Lebensverhältnisse, auf die langfristige 
Natur ihrer entwicklungspolitischen Anstrengun-
gen und ihre finanzielle Leistungsfähigkeit. Statt 
sozialer Leistungen und Nahrungsmittelsubventio-
nen sollten lieber die militärischen Ausgaben der 
Entwicklungsländer, die beim IWF einen Kredit be-
antragen, in Frage gestellt werden. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Im Bereich des Warenhandels unterstützen wir 
alle Bemühungen, weiteren Protektionismus zu ver-
hindern und den bestehenden Protektionismus stu-
fenweise abzubauen. Eine der wenigen deutschen 
Initiativen für die UNCTAD-Konferenz kommt aus 
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dem Bereich des Handels. Es handelt sich um den 
Vorschlag einer neuen Runde der Handelsliberali-
sierung im Nord-Süd-Handel. Die Zielsetzung ist 
richtig. Von einem Erfolg könnte aber erst gespro-
chen werden, wenn sich die Bundesregierung inner-
halb der EG mit ihrer Initiative durchsetzen kann. 

(Zuruf von der SPD: So ist es!) 

Bei Privatinvestitionen in Entwicklungsländern 
reicht es nicht aus, nur zu fordern, daß dafür die 
Rahmenbedingungen verbessert werden. Wichtig 
ist, daß die Möglichkeiten für Privatinvestitionen 
durch international vereinbarte Verhaltensregeln 
für transnationale Unternehmen auf eine dauer-
hafte Grundlage gestellt werden, um die auch be-
kanntermaßen möglichen negativen Auswirkungen 
von Privatinvestitionen abbauen zu helfen. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Im Zusammenhang mit den Stellungnahmen und 
Entscheidungen der Bundesregierung zum UNC-
TAD-Bereich wird deutlich, daß das Bundeministe-
rium für wirtschaftliche Zusammenarbeit immer 
weniger die entwicklungspolitischen Anliegen ver-
tritt, wie es eigentlich seine Aufgabe ist, und sich 
wohl auch nicht mehr um Vorschläge für einen In-
teressenausgleich zwischen den Industriestaaten 
und den Entwicklungsländern bemüht. Heute gibt 
es in der Bundesregierung keinen wirklichen Für-
sprecher mehr für die Dritte Welt, weil der neue 
CSU-Entwicklungsminister diese Rolle nicht mehr 
wahrnimmt. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

In der gemeinsamen Erklärung zur Entwick-
lungspolitik, die wir hier im Bundestag im Frühjahr 
1982 verabschiedet haben, heißt es, daß beim Zu-
sammentreffen entwicklungspolitischer Ziele mit 
Zielen anderer Politikbereiche das entwicklungspo-
litische Interesse nicht zurückgedrängt werden dür-
fe. Jetzt kommt es gar nicht mehr zu einer Verdrän-
gung der entwicklungspolitischen Anliegen, weil sie 
erst gar nicht mehr eingebracht werden. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 
Zuruf von der SPD: Leider wahr!) 

Wird die Bundesregierung ihrer Aufgabe, kon-
struktive Vorschläge zur Fortentwicklung des Nord

-

Süd-Dialogs auf der UNCTAD-Konferenz einzubrin-
gen, schon nicht gerecht, so laufen die Regierungs-
fraktionen, wie aus ihrem Antrag zu UNCTAD VI 
hervorgeht, noch weiter hinterher. 

(Zuruf von der SPD: Richtig!) 

Ihre Forderungen zum Rohstoffbereich bleiben so-
gar noch hinter den Vorstellungen der Regierung 
zurück. Sie verlangen weder die Ratifizierung des 
Gemeinsamen Fonds noch den Ausbau der Export-
erlösstabilisierung. Der Antrag enthält nicht einmal 
eine Bemühensklausel, die öffentlichen Entwick-
lungshilfeleistungen wenigstens überproportional 
zum Haushalt steigen zu lassen. Die Fraktionen be-
schränken sich auf die Erklärung, die Entwick-
lungshilfeleistungen aufrechterhalten und mög

-

lichst verstärken zu wollen. Unverbindlicher geht es 
nicht. 

(Zuruf von der SPD: Konservativer Klein

-

mut!) 

Während der sozialliberalen Koalition haben wir 
uns immer bemüht, vom Parlament aus zusätzliche 
Anstöße und Anregungen an die Regierung zu ge-
ben. Heute geschieht das von den Regierungsfrak-
tionen nicht mehr. 
Wir fordern Sie und die Bundesregierung deshalb 

auf: Nehmen Sie unsere Vorschläge auf und verwer-
ten Sie die Ideen und Anregungen des Sofortpro-
gramms aus dem zweiten Bericht der von Willy 
Brandt geleiteten Nord-Süd-Kommission! 

(Dr. Hüsch [CDU/CSU]: Um Gottes willen! 
Das ist wirklich zu töricht! — Feilcke 
[CDU/CSU]: Machen Sie mal einen guten 

Vorschlag!) 

Zusammen mit vielen entwicklungspolitisch enga-
gierten Menschen, Dritte-Welt-Gruppen, Nichtregie-
rungsorganisationen und gemeinsam mit den Kir-
chen fordern wir: Kommen Sie endlich, abweichend 
von Ihrer bisherigen Praxis, Ihrer Verpflichtung 
nach, durch konstruktives, kooperatives und glaub-
würdiges Handeln zu einer Entschärfung des Wohl-
standsgefälles zwischen Nord und Süd und zum 
Aufbau einer gerechten weltweiten Wirtschafts-
und Sozialordnung beizutragen! 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Wir beantragen, daß über unseren Antrag noch 
heute abgestimmt wird. Wir fordern auch Sie auf, 
ihm zuzustimmen, damit die Bundesregierung 
diese Anregungen noch mit aufnehmen und in die 
UNCTAD-Konferenz einbringen kann, bevor die 
Konferenz zu Ende geht. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Ab-
geordnete Höffkes. 

Höffkes (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine 
sehr verehrten Damen! Meine Herren! Herr Kollege 
Bindig, ich habe alle Ihre Ausführungen mit kon-
zentrierter Aufmerksamkeit zur Kenntnis genom-
men. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das hat er nicht 
verdient!) 

Sie sind teilweise zwar konstruktiv — das will ich 
gar nicht bestreiten —, nur, den Satz, daß der Ent-
wicklungsminister seine Aufgaben überhaupt nicht 
wahrnehme, hätte ich gern überhört. Ich weiß nicht, 
was ein solcher Satz soll. 

(Zuruf des Abg. Bindig [SPD]) 

Bei all den Punkten, in denen Sie, Herr Kollege Bin-
dig, die Politik dieser Bundesregierung bzw. des 
Entwicklungsministers in Frage stellen, haben Sie 
j a gemerkt, daß der Minister seine Aufgaben wahr-
nimmt; zu Einzelheiten Ihrer Ausführungen 
komme ich gleich noch. 

In der Regierungserklärung vom 4. Mai dieses 
Jahres ist ein Abschnitt unter das Motto gestellt: 
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Frieden durch Gerechtigkeit in der Welt. Hier hat 
die Bundesregierung festgestellt, daß der Friedens-
sicherung auch unsere außen- und entwicklungspo-
litische Zusammenarbeit mit der Dritten Welt dient, 
eine Zusammenarbeit auf der Grundlage von Part-
nerschaft, des gegenseitigen Respekts und der Un-
terstützung echter Blockfreiheit. Die Bundesregie-
rung erklärte, sich am Nord-Süd-Dialog in allen sei-
nen Formen zu beteiligen. 

Ein weiterer wichtiger Schritt auf diesem Wege 
ist die feierliche Deklaration zur Europäischen 
Union vom Juni 1983; auch hier hat der Entwick-
lungsminister mitgewirkt. Es wird dort festgestellt, 
meine Damen und Herren, daß eine Verbesserung 
und Koordinierung der Entwicklungspolitik auf ein-
zelstaatlicher, aber auch auf Gemeinschaftsebene 
erforderlich ist, um den Bedürfnissen der Entwick-
lungsländer und der wechselseitigen Abhängigkeit 
zwischen Europa und diesen Ländern besser ge-
recht zu werden und die impulsgebende Rolle Euro-
pas in den Beziehungen zwischen Industrie- und 
Entwicklungsländern zu stärken. 

Aus der feierlichen Deklaration zu UNCTAD VI: 
Die Gemeinschaft beteiligt sich an den Verhandlun-
gen in Belgrad im Geiste der Zusammenarbeit und 
Dialogbereitschaft. Der Europäische Rat ist sich 
darin einig, daß sie für die Wahrung und Verbesse-
rung der Absatzchancen der Entwicklungsländer 
besondere Verantwortung trägt. Dies wird durch 
eine Politik, die auf Wachstum sowie auf Erhaltung 
und Verstärkung der Offenheit der Gemeinschaft 
ausgerichtet ist, konkrete Gestalt erhalten. Der Eu-
ropäische Rat erwartet, daß die Konferenz einen 
Beitrag zur Stärkung des Vertrauens in die Wieder-
belebung der Weltwirtschaft und zur Förderung der 
Entwicklung in der Dritten Welt leisten wird. Die 
Gemeinschaft wird hierzu konstruktiv beitragen. — 
Die  Fraktionen von CDU/CSU und FDP tun desglei-
chen. 

Ich möchte in aller Dringlichkeit, meine Damen 
und Herren darauf hinweisen, daß die gemeinsame 
Entschließung aller Fraktionen dieses Hauses vom 
5. März 1982 zum 4. Entwicklungspolitischen Be-
richt der Bundesregierung, die detaillierte Forde-
rungen zu den einzelnen Bereichen der Entwick-
lungspolitik erhebt, für uns Richtschnur für alle 
entwicklungspolitischen Entscheidungen darstellt. 

Ohne noch einmal auf unsere in sieben Punkten 
zusammengefaßten Forderungen in der Druck-
sache 10/125 einzugehen, bitten wir, dem Antrag 
der Fraktionen der CDU/CSU und FDP Ihre Zu-
stimmung zu geben. Gleichzeitig bitten wir, über 
den Entschließungsantrag heute durch Abstim-
mung zu entscheiden und ihn nicht in die Aus-
schüsse zu verweisen. Eine Ausschußberatung erst 
2 1 /2 Monate nach dem Ende der Konferenz und 
eine Plenumsbehandlung, die noch später liegen 
würde, hätten wohl keinen Sinn. 

(Zuruf von der SPD: Das stimmt!) 

Eine solche Sachbehandlung erscheint zwingend 
geboten, weil über den Entschließungsantrag der 
SPD-Fraktion ebenfalls heute, wie wir soeben hör-
ten, abgestimmt werden soll. 

Dem Entschließungsantrag der SPD-Fraktion 
können wir in einigen Punkten nicht zustimmen, 
und daher bitten wir, diesen abzulehnen. Ohne volle 
Billigung der von mir nicht beanstandeten Punkte 
aus dem SPD-Antrag möchte ich diejenigen Punkte 
herausgreifen, die es uns unmöglich machen, zuzu-
stimmen: 1. Gemeinsamer Fonds und zusätzliche 
Rohstoffabkommen in der bisherigen Form, 2. Aus-
gleich von Exporterlösschwankungen durch Son-
derziehungsmöglichkeiten des IWF, 3. mehr Mittel 
für Strukturanpassungen durch die Weltbank und 4. 
Aufnahme von Globalverhandlungen. 

Bei UNCTAD IV in Nairobi 1976 wurde das soge-
nannte integrierte Rohstoffprogramm und der da-
zugehörige Gemeinsame Fonds von den Entwick-
lungsländern durchgesetzt. Nach Auffassung der 
Entwicklungsländer müssen zahlreiche internatio-
nale Ausgleichslager installiert, Stützungsmaßnah-
men vereinbart und Maßnahmen zur Ausgleichsfi-
nanzierung eingeführt werden. In Nairobi ist die 
Bundesrepublik zusammen mit anderen Industrie-
ländern noch hart geblieben. Die damalige Regie-
rung ging dann auf einen Kompromißkurs in Form 
von Einzelrohstoffabkommen. 

Dieser Kompromiß von Manila, UNCTAD V, stellt 
einen ordnungspolitischen Sündenfall dar, da die 
Bundesregierung unter Helmut Schmidt seinerzeit 
sehr wohl wußte, daß die bisherigen Rohstoffab-
kommen, z. B. bei Zinn, Kupfer und Kaffee, nicht 
funktioniert haben. Wider alle wirtschaftswissen-
schaftliche Vernunft und wider alle Erfahrung hat 
man sich darauf eingelassen, die Preise für die Roh-
stoffe mit Hilfe der Finanzierung von Ausgleichsla-
gern zu stabilisieren. Um einen Ausgleich für die 
Nachteile herbeizuführen, die bei nicht rohstoffbe-
sitzenden Entwicklungsländern entstehen, wurde 
ein sogenanntes zweites Fenster zur Finanzierung 
von Projekten, Verbesserung der Marktstrukturen 
und der Kompromißfähigkeit gleich mitbeschlos-
sen. 

Ich meine, Wirtschaftsminister Graf Lambsdorff 
ist zuzustimmen, der in Belgrad erklärte, daß sich 
wirtschaftliche Fragen nicht durch Mehrheits-
beschlüsse lösen lassen. Die Erfahrungen mit den 
Rohstoffabkommen haben für alle Beteiligten keine 
Erfolgserlebnisse gebracht. Die Exporterlösstabili-
sierung existiert nur als sehr umstrittene Studie 
des UNCTAD-Sekretariats. 

Die Vereinbarung über den Fonds vom Juni 1980 
ist Anfang Juni 1983 erst von 49 UNCTAD-Mitglied-
staaten ratifiziert. 90 Ratifizierungen werden bis 
zum 30. September dieses Jahres gebraucht, damit 
der Fonds am 1. Januar 1984 seine Arbeit aufneh-
men kann. Von geplanten 18 Rohstoffabkommen ist 
nur ein einziges zustande gekommen, das für Kau-
tschuk. Für Kupfer, Kaffee, Zucker, Kakao und 
Zinn haben internationale Abkommen schon ohne 
Programm bestanden. Mehr als die erwähnten fünf 
Abkommen gibt es nicht. Alle Abkommen kämpfen, 
wie alle marktwirtschaftlich Orientierten vorausge-
sagt hatten, mit großen Schwierigkeiten oder haben 
so gut wie versagt. 

Erstens. Das Kautschuk-Abkommen wurde 1979, 
fast vier Jahre nach Nairobi, beschlossen. Es hat 
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nur Stützungskäufe gegeben, die nicht verhindert 
haben, daß die Kautschuk-Preise bis Januar 1983 
auf den niedrigsten Stand seit 1981 gefallen sind. 
Die Erzeugerländer stellen fest, daß das Abkommen 
unzureichend funktioniert. 

Zweitens. Das Kaffee-Abkommen besteht seit 
1976. Ein neues Abkommen soll im Oktober in Kraft 
treten. Quoten und Preise gelten nur für den Han-
del unter den Mitgliedstaaten; Umgehungen sind 
daher möglich. Die Quotenkürzungen haben ein Un-
terschreiten des Mindestpreises nicht verhindert 
und keinen Preisanstieg bewirkt. 

Drittens. Zum neuen, 1980 geschlossenen Kakao

-

Abkommen: Schon zu Beginn des Abkommens 
mußten die Preise durch Lagerkäufe gestützt wer-
den. Doch die Stützung mißlang. Der Mindestpreis 
wurde nicht erreicht, und — man höre und staune 
— nach zehn Tagen wurden die Stützungskäufe 
eingestellt. Beachtlich ist hierbei, daß die wichtig-
sten Länder dem Kakao-Abkommen nicht angehö-
ren. Die Elfenbeinküste als das größte Erzeuger-
land und die USA als das größte Importland gehö-
ren ihm nicht an. 

Viertens. Zum Zucker-Abkommen von 1977: 
Trotz Abkommen sind die Marktpreise auf den 
niedrigsten Stand seit zehn Jahren gefallen. Die EG 
gehört, obwohl Zuckerproduzent und -exporteur, 
dem Abkommen nicht an. Das Abkommen gilt als 
eindeutiger Fehlschlag. 

Fünftens und letztens: Dem internationalen 
Zinn-Abkommen von 1982 sind wichtige Länder 
nicht beigetreten, so Bolivien als Produzent und die 
USA als Verbraucher. Auch China und die Sowj et-
union gehören dem Abkommen nicht an. Es ist 
nicht gelungen, den Zinnpreis über dem festgeleg-
ten Mindestpreis zu halten. 

Zu den Punkten 2 und 3 — Ausgleich von Export-
erlösschwankungen durch Sonderziehungsmöglich-
keiten des IWF und mehr Mittel für Strukturanpas-
sungen durch die Weltbank, wie die SPD es ver-
langt — ist zu sagen, daß wir einer Aufstockung der 
Mittel des Internationalen Währungsfonds, und 
zwar der 6. und der 7. Tranche, zustimmen, daß es 
aber bei der bisherigen Struktur des Einsatzes der 
Mittel des IWF unter besonderer Berücksichtigung 
der am wenigsten entwickelten Länder bleiben 
muß. Einer Strukturveränderung des IWF oder der 
Weltbank können wir nicht zustimmen. 

Die deutsche Delegation sollte gegenüber berech-
tigten Forderungen der Entwicklungsländer Aufge-
schlossenheit zeigen, z. B. bei der Abwehr des Pro-
tektionismus und der Öffnung der Märkte, ohne da-
bei — das betone ich — unsere wirtschaftspoliti-
schen Überzeugungen aufzugeben oder die Kompe-
tenz der Sonderorganisationen wie Weltbank, IWF 
und GATT  beeinträchtigen zu lassen. Dem Auftre-
ten der Europäischen Gemeinschaft kommt unserer 
Ansicht nach große Bedeutung zu. 

Nun zum Abschluß, meine Damen und Herren: 
Für die Aufnahme von globalen Verhandlungen 
können wir uns nicht erwärmen, auch dann nicht, 
wenn die SPD sie fordert. Wir können uns für Glo-
balverhandlungen deswegen nicht erwärmen, weil 

alle Versuche in dieser Richtung nach Manila ge-
scheitert sind. Wir wollen keine neuen internationa-
len Institutionen gründen, sondern notwendige Ver-
handlungen auf der Basis vorhandener Einrichtun-
gen, z. B. der UNCTAD, führen. Eine Vergrößerung 
des internationalen Bürokratismus lehnen wir ka-
tegorisch ab. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Bindig [SPD]: Kein konstruktiver Vor- 

schlag!) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, aus 
diesen Gründen sehen wir keine Möglichkeit, dem 
Antrag der SPD-Fraktion zuzustimmen. Wir bitten 
um Zustimmung zum Antrag der Fraktionen der 
CDU/CSU und der FDP in Drucksache 10/125. — 
Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zuruf von den GRÜNEN: Und damit wei

-

terhin Ausbeutung der Länder!) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat die Frau 
Abgeordnete Gottwald. 

Frau Gottwald (GRÜNE): Bevor ich etwas zum 
Thema „UNCTAD" sage, möchte ich kurz eine Mit-
teilung direkt von der UNCTAD übermitteln. Der 
somalische Botschafter Said Osman hat als Spre-
cher der Gruppe 77, des Zusammenschlusses von 
127 Entwicklungsländern auf der VI. UN-Konferenz 
für Handel und Entwicklung, eine Botschaft an den 
deutschen Bundestag und an die deutsche Bevölke-
rung übermitteln lassen. Ich lese sie kurz vor. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— Sie sollten sich das ruhig anhören. Das ist das 
mindeste, was man machen kann. 

(Unruhe und Zurufe bei der CDU/CSU) 

Die Weltwirtschaft befindet sich in einer 
schweren Krise. Auf der Welthandels- und Ent-
wicklungskonferenz UNCTAD VI wurde deut-
lich, daß es wenig Verständnis für die gegensei-
tige Abhängigkeit von Nord und Süd gibt. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— Was gibt es denn jetzt zu quatschen? Ich verstehe 
das nicht. Wenn der Sprecher der Gruppe 77 — — 

Vizepräsident Frau Renger: Verehrte Frau Kolle-
gin, ich meine, „quatschen" ist wohl nicht der rich-
tige parlamentarische Ausdruck. Ich wollte Sie nur 
einmal fragen: Ist es eine längere Erklärung? Dann 
dürfen Sie die zu Protokoll geben. Sonst ist das 
nicht üblich. Aber wenn die Erklärung kurz ist, 
dann fahren Sie fort. 

Frau Gottwald (GRÜNE): Nein, nicht. 
(Zuruf von der CDU/CSU: Hat der Sie be

-

auftragt, das hier vorzutragen?) 

— Ja, er hat mich beauftragt. Er hat allerdings den 
Deutschen Bundestag, glaube ich, etwas überschätzt. 

(Lachen bei der CDU/CSU — Zuruf von der 
CDU/CSU: Er hat Sie überschätzt!) 

Kann ich fortfahren? 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 16. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 23. Juni 1983 	1081 

Vizepräsident Frau Renger: Ja. 

Frau Gottwald (GRÜNE): 
Besonders enttäuschend ist es, daß die Bedürf-
nisse der am wenigsten entwickelten Länder bis 
jetzt nicht berücksichtigt worden sind. Vorausset-
zung für eine weltweite Erholung ist aber auch 
die Entwicklung in den Entwicklungsländern. 
Noch heute tragen die Entwicklungsländer an 
den Folgen der Kolonialzeit. Die internationale 
Krise kann nur mit weltweiter Anstrengung 
überwunden werden. Die Entwicklungsländer er-
warten von den Industrieländern daher eine 
Hilfe zur Überwindung von Hunger und Armut. 
Die Industrieländer verschließen sich jedoch bis-
her diesen Erwartungen. 

Gerade die Bundesrepublik Deutschland, die in-
nerhalb der westlichen Industrienationen eine 
bedeutende wirtschaftliche und politische Rolle 
spielt, könnte hier wichtige Impulse geben, wenn 
sie wollte. Statt dessen zeigt sie sich unnachgie-
big. Daher ist es wichtig, daß die Bevölkerung der 
Bundesrepublik Deutschland auf ihre Regierung 
Einfluß nimmt, damit diese ihre bisherige Hal-
tung ändert. 

Der Deutsche Bundestag sollte seinen Beitrag 
dazu leisten, daß die Bundesregierung auf eine 
Klimaveränderung auf der sechsten UNCTAD

-

Konferenz hinwirkt. Als Sprecher der Gruppe 77 
hoffe ich, daß das deutsche Parlament ein Signal 
des guten Willens gibt, um die in die Krise gerate-
nen Verhandlungen zu einem konstruktiven 
Ende zu bringen. Diese Erklärung richte ich über 
die Fraktion DIE GRÜNEN an den Deutschen 
Bundestag. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Seiters [CDU/ 
CSU]: Sie wird deshalb einen besonderen 

Erfolg haben!) 

— Ich hatte viel erwartet, aber so etwas nicht. Dann 
hätte ich ihm allerdings davon abgeraten, muß ich 
sagen. 

Trotzdem möchte ich kurz etwas zur Situation auf 
der UNCTAD sagen. Ich denke, daß es Sie interessie-
ren dürfte, wenn Sie meinen, Sie sollten hier darüber 
abstimmen, wie es weitergeht. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wir sind hier nicht 
in der Schule!) 

Die Verhandlungen sind ins Stocken geraten, wie 
man so schön sagt. Herr Said Osman hat gestern auf 
der UNCTAD-Konferenz eine Rede gehalten, wo er als 
Sprecher der Gruppe der 77 zum Ausdruck gebracht 
hat, daß es so nicht weitergehen kann. Die Reaktion 
der Gruppe der Industrieländer, der Gruppe B, war so, 
daß sie gesagt haben: „Na, ja, die Verhandlung ist in 
der Krise, das ist ganz normal, es ist automatisch so, 
daß alle Verhandlungen irgendwann in der Krise 
sind"; als hätten Verhandlungen einen Ablauf wie bür-
gerliche Trauerspiele, wo es eine Krise gibt, eine Ka-
tharsis und dann die tragische Katastrophe. Ich den-
ke, daß man so das Problem nicht lösen kann. Ich 
hatte das Gefühl, daß ziemliche Spannungen da sind 
und daß es nicht danach aussieht, als würde eine kon-
struktive Lösung gefunden. 

Der Hintergrund der UNCTAD ist, daß der inter-
nationale Welthandel in einer Krise ist, wobei aller-
dings die Entwicklungsländer als einzige wirklich 
hart betroffen sind. Die Rohstoffpreise, von denen 
die meisten Entwicklungsländer zum größten Teil 
leben, haben ein Niveau von vor 50 Jahren. Wenn 
dann z. B. einzelne Vertreter der Gruppe der Indu-
strieländer sagen, daß die Rohstoffpreise allerdings 
wieder steigen, dann, finde ich, ist das mehr als 
Zynismus. 

Die Entwicklungsländer sind hoch verschuldet, 
das Elend wächst und damit auch die politische 
Repression in der Dritten Welt. Die Ursache ist, wie 
Herr Osman versucht hat anzudeuten, das Erbe des 
Kolonialismus. Die Antwort der ehemaligen Kolo-
nialisten ist: Die Entwicklungsländer sollten ihre 
Eigenanstrengungen erhöhen, 

(Dr. Pinger [CDU/CSU]: Das ist nötig!) 

sie sollten mehr Eigenleistungen bringen, sich auf 
ihre Eigenverantwortlichkeit besinnen und gefäl-
ligst innere Strukturanpassungen nach westlichem 
Muster vornehmen. Da nicht alle dazu freiwillig be-
reit sind, versucht man nachzuhelfen — Sie kennen 
das — über die Instrumentarien des Internationa-
len Währungsfonds usw. 

(Dr. Hüsch [CDU/CSU]: Völlig falsch!) 

— Schön wär's. 

Das ist der Hintergrund der UNCTAD, den man 
sich, glaube ich, wieder einmal bewußt machen 
muß, weil die Gespräche, die dort geführt werden, 
häufig so technokratisch sind, daß man überhaupt 
nicht den Eindruck hat, als ginge es um die Linde-
rung der Not in der Dritten Welt. Das kommt da 
überhaupt nicht mehr zum Tragen. Jetzt redet man 
nur noch über bestimmte einzelne Programme und 
Abschnitte: Nehmen wir den Satz hinein, nehmen 
wir ihn nicht hinein? Aber der Gesamtzusammen-
hang, um den es eigentlich geht, ist überhaupt nicht 
mehr deutlich. 

(Feilcke [CDU/CSU]: Es geht um die Inhal

-

te, nicht um die Formulierung!) 

Auf diesem Hintergrund sagt dann die Gruppe B, 
die Industrieländer: Wir möchten gerne einen Dia-
log mit der Dritten Welt führen; konstruktiv muß er 
sein; er darf nicht allzu fordernd sein; wir sollten 
eine gute Kommunikation anstreben. — Ich habe 
dort mit mehreren Leuten gesprochen. Ich habe mit 
dem Präsidenten der UNCTAD gesprochen. Ich 
habe mit dem Sprecher der Gruppe 77 gesprochen. 
Ich habe mit dem Leiter der deutschen Delegation 
gesprochen, der gleichzeitig Leiter der EG-Koordi-
nation ist. Mein Eindruck hat sich verschärft, daß 
wesentliche Sachen, die eigentlich passieren sollten 
auf der UNCTAD, überhaupt nicht zur Sprache 
kommen. 

(Dr. Hüsch [CDU/CSU]: Zum Beispiel?) 

— Ich komme jetzt dazu. 

Die eigentlich wichtigen Themen, die man an-
sprechen müßte, um überhaupt irgendeine Verän-
derung an dem Verhältnis Industrieländer/Ent-
wicklungsländer herbeizuführen, sind vorab von 
den Industrieländern ausgeklammert worden. Zum 
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Beispiel darf die heilige Kuh freie Marktwirtschaft, 
der die Entwicklungsländer ja seit Jahren reihen-
weise zum Opfer fallen, auf keinen Fall geschlach-
tet werden. Die Integration in den Weltmarkt der 
Entwicklungsländer soll weiterlaufen, die aller-
dings ursächlich für die Verelendung in der Dritten 
Welt verantwortlich ist und für die Verschuldung. 

(Dr. Hüsch [CDU/CSU]: Sie haben wirklich 
keine Ahnung!) 

Das Konzept der Industrieländer heißt: „Wie wei-
ter? — Weiter so!" Das heißt natürlich auch, daß die 
Talfahrt der Verschuldung sich beschleunigen 
wird. 

Zweitens. Die ordnungspolitischen Instrumenta-
rien, die man dafür braucht, stehen nicht zur Dis-
kussion auf der UNCTAD. Das heißt, alles Wesentli-
che über Finanzierungsfragen, IWF-Geschichten 
werden bewußt ausgeklammert und an die Gremien 
delegiert, die angeblich dafür zuständig sind — mit 
dem Beisatz: „Da sind die Entwicklungsländer auch 
vertreten." Jedes Kind weiß, daß in den Systemen 
von Bretton Woods die Entwicklungsländer zwar 
vertreten sind, aber in der Minderheit, d. h. sie sind 
Staffage und zahlendes Mitglied für ihre eigene 
Ausbeutung. Das sind die Systeme von Bretton 
Woods, und die werden auf UNCTAD nicht disku-
tiert. 

(Dr. Hüsch [CDU/CSU]: Es ist wirklich, wie 
Lieschen Müller die Sache sieht!) 

— Ja, ja. — Es gibt noch Hunderte kleine Beispiele, 
z. B. den Pharma-Kodex. Es gab einen Antrag, daß 
ein Pharma-Kodex gemacht wird. Der wurde ausge-
klammert, weil — so wurde mir zugetragen — sehr 
viele Vertreter aus der Pharma-Industrie da sind, 
die darum gebeten haben, das bitte nicht bei den 
UN zur Sprache zu bringen, sondern an die WHO zu 
verweisen, weil man da seine Lobby hat. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Alles zugetra -
gen! — Erhard [Bad Schwalbach] [CDU/ 
CSU]: Was haben Sie denn für Zuträger?) 

Das Resultat davon ist, die Gruppe B läßt die Dis-
kussion über die entscheidenden Sachen nicht zu, 
sondern vertröstet die Entwicklungsländer mit dem 
Hinweis, daß sie gefälligst auf den Aufschwung in 
den Industrieländern warten sollen, weil ja dann 
der sogenannte trickle-down-Effekt eintritt, den es 
gar nicht gibt. Das sehen wir ja schon seit Jahren. 
Das ist alles, was Sie dazu zu sagen haben. 

Die Frage, die sich dann stellt, ist: Was bleibt zu 
verhandeln? Etwas Wesentliches eigentlich nicht 
mehr. Was bleibt, sind Scheinverhandlungen. Es 
passieren dort Scheingefechte, wo die Gruppe B 
vorgibt, es gehe um wesentliche Sachen. In Wirk-
lichkeit hat sie die aber gerade vorher ausgeschlos-
sen. 

(Dr. Pinger [CDU/CSU]: Wie ist es denn mit 
dem Protektionismus?) 

— Dazu komme ich noch, nur Geduld. 

Ich möchte nur ein Beispiel nennen, das Beispiel 
des Rohstoffonds. Die Bundesrepublik hat als einzi-
ges Land innerhalb der EG sich bis gestern, glaube 

ich, strikt geweigert, die Mindestbeiträge zu über-
nehmen, damit drei Least developed countries mit 
in diesen Rohstoffonds integriert werden können. 
Wie ich jetzt gehört habe, soll die BRD dem zuge-
stimmt haben. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Wer ist denn 
das? — „Bundesrepublik" heißt das!) 

Die Frage ist natürlich: Warum hat sie sich so lange 
dagegen gewehrt? Ich denke, es hat etwas mit den 
Vereinigten Staaten zu tun, mit dem deutschameri-
kanischen Verhältnis. Denn die USA boykottieren 
grundsätzlich alles, was die UNCTAD vorschlägt. 
Da Herr Genscher leider im Präsidium der EG sitzt 
ist es natürlich eine beschissene Situation. 

(Lachen und Zurufe von der CDU/CSU) 

Also hat er zugestimmt, ohne es hier abgesprochen 
zu haben. Es hat eine Menge Ärger auf der UNC-
TAD deswegen gegeben. 

(Fortgesetzte Unruhe und Zurufe von der 
CDU/CSU — Feilcke [CDU/CSU]: Sagen 
Sie doch noch einmal, was für eine Situa

-

tion war das?) 

Vizepräsident Frau Renger: Jeder blamiert sich, so 
gut er kann. Mehr kann ich dazu nicht sagen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Feilcke [CDU/ 
CSU]: Das ist ein geschmackloser Aus- 
druck, Frau Kollegin! So was würde ich 

nicht mal auf die Schippe nehmen!) 

Frau Gottwald (GRÜNE): Das, worüber ich hier 
rede: Ihre Politik, die Sie machen, finde ich mehr 
als geschmacklos. Man kann eine Menge solcher 
Beispiele nennen. 

(Ablösung am Stenographentisch — 
Feilcke [CDU/CSU]: Der geht! Das mögen 
sich nicht mal mehr die Stenographen an- 
hören! — Erhard [Bad Schwalbach] [CDU/ 
CSU]: Das schreibt der nicht hin! — Heiter

-

keit bei der CDU/CSU) 

Die Verhandlungsstrategie der B-Gruppe auf der 
UNCTAD kann man ganz kurz zusammenfassen. 
Die Bundesrepublik fällt teilweise hinter Verpflich-
tungen zurück, deren Erfüllung sie bereits in Ma-
nila und Nairobi zugesagt hat. Sie kann damit Zeit 
gewinnen, und sie macht hinterher natürlich wieder 
Zugeständnisse. Das heißt auf alle Fälle: Die Ver-
handlungen werden aufs äußerste hinausgezögert. 
Deswegen hat sich übrigens auch Herr Osman ge-
stern so aufgeregt. Das war ein ganz wesentlicher 
Punkt. 

(Feilcke [CDU/CSU]: Sind Sie hier der 
Sprecher der Gruppe 77? Oder was sind 
Sie? — Dr. Hüsch [CDU/CSU]: Generalkon

-

sul von Somalia! — Schily [GRÜNE] [zur 
CDU/CSU]: Jedenfalls hat die Gruppe 77 zu 

uns mehr Vertrauen als zu Ihnen!) 

Zweitens. Die BRD 

(Feilcke [CDU/CSU]: Wer bitte? Wer?) 
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bzw. die Gruppe B macht Vorschläge, die eigentlich 
keine sind, um den Anschein konstruktiver Diskus-
sion zu erwecken. 

Drittens. Die Bundesrepublik und die Gruppe der 
Industrieländer hält lange ausgearbeitete Vor-
schläge zurück, um sie in einem ganz bestimmten 
Moment aus der Schublade zu ziehen und zu sagen: 
Jetzt lösen wir mit diesem Vorschlag, der real ein 
alter Hut ist, den Gordischen Knoten in dieser Ver-
handlungslage, die mehr als verstrickt ist. Das 
heißt, es ist ein einziges Täuschungsmanöver; mehr 
nicht. 

(Dr. Hüsch [CDU/CSU]: So, jetzt wissen wir 
es!) 

Es sind eigentlich keine Verhandlungen. Die Er-
gebnisse stehen vorher fest. Was von außen wie ein 
Pokerspiel anmutet, ist in Wirklichkeit nur eine De-
monstration der realen Machtverhältnisse, wobei 
die Industrieländer allerdings großen Wert auf die 
Form und darauf legen, daß diese Machtverhält-
nisse seitens der Entwicklungsländer mit großer 
Höflichkeit zur Kenntnis genommen und bedacht 
werden. 

(Dr. Hüsch [CDU/CSU]: Hier denken man

-

che nicht daran!) 

Solche Verhandlungen führen natürlich zu nichts. 
Das stimmt. Da muß ich der Bundesregierung zu-
stimmen. Das beklagt sie auch immer. Deswegen 
wird j a auch diskutiert, ob man nicht grundsätzlich 
solche Großveranstaltungen wie UNCTAD schlicht

-

weg fallenläßt und sich statt dessen im kleinen 
Kreis mit auserlesenen Leuten unterhält, wo natür-
lich nicht mehr alle Entwicklungsländer vertreten 
sind, vor allem nicht die kleinen; aber die entschei-
denden wird man schon an den Tisch bekommen. 

Da muß ich sagen: Wenn man Verhandlungen so 
führt wie die Gruppe der B-Länder, bringt es nichts. 
Dann ist die einzige Strategie offensichtlich, einen 
Beweis für die These zu liefern, daß es ineffektiv 
war. Aber die Schuldfrage ist damit auch ganz klar 
zugeteilt. 

(Feilcke [CDU/CSU]: Fragen kann man 
nicht zuteilen, sondern nur stellen!) 

Ich weise noch einmal ganz kurz auf die Rede von 
Herrn Osman hin. Ich meine, der Zusammenhang 
ist sehr wichtig, daß man sich überlegt, daß die Ent-
wicklungsländer in einer Situation sind, wo sie ei-
gentlich mit dem Rücken an der Wand stehen. Ich 
glaube, diese UNCTAD-Verhandlungen sind ein 
ganz besonderer historischer Augenblick. In dem 
Moment, wo die Entwicklungsländer eigentlich gar 
nicht mehr handlungsfähig sind, weil sie überhaupt 
keine Zugeständnisse mehr machen können, gehen 
sie hin, reichen den Industrieländern die Hand und 
sagen: Wir wollen mit euch den Dialog führen. Sie 
haben die Vorschläge von Buenos Aires ausgearbei-
tet, und sie haben die Vorschläge auf den Tisch 
gelegt. Und in dem Moment geht die Gruppe der 
Industrieländer hin und sagt: Wir aber nicht; es gibt 
hier nichts zu verhandeln. Die Ergebnisse stehen 
vorher fest. 

Und genau das war die Situation, in der gestern 
der Sprecher der Gruppe 77 gesagt hat: Wenn ihr so 
weitermacht, dann geht es nicht; dann müssen wir 
uns etwas anderes überlegen. 

Und — das hat er nicht gesagt, aber das würde 
ich sagen — ich glaube, daß in dieser Schwäche der 
Entwicklungsländer auch eine ganz bestimmte 
Stärke steckt, und die wird auch vermutet: das Ver-
schuldungsproblem. Ich will es nicht hoffen, aber 
ich denke, daß diese Taktik, die von Ihnen hier 
gefahren wird, wie ein Bumerang auf uns zurückfal-
len kann. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Ab-
geordnete Dr. Rumpf. 

Dr. Rumpf (FDP): Sehr geehrte Frau Präsidentin! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Vielen 
Dank, Frau Botschafterin Gottwald, 

(Heiterkeit bei der FDP und der CDU/ 
CSU) 

daß Sie  die  Botschaft von Belgrad gebracht haben. 
Das ist eine tolle Sache: auf Kosten des Bundesta-
ges nach Belgrad fahren und dann hier Geschäfts-
führung ohne Auftrag betreiben. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Ich halte mich lieber an die Botschaft unseres Bot-
schafters, Dr. Sulimma, der uns unterrichtet und 
das zu sagen hat, was sicher für unsere und die all-
gemeinen Interessen wichtiger ist als die eine Stim

-

me, die Sie da gehört und hier verbreitet haben. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Schily [GRÜNE]: Mit finanziellen Mitteln 
umgehen kann die FDP besonders gut! — 

Weitere Zurufe von den GRÜNEN) 

Selbstverständlich ist die VI. Welthandelskonfe-
renz in einer schwierigen Phase. 

(Anhaltende Zurufe von den GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, die Konferenz der 165 
Staaten ist bedeutsam, weil sie den einzigen Nord

-

Süd-Dialog in diesem Jahr darstellt und weil von 
dieser Konferenz wahrscheinlich — ob berechtigt 
oder unberechtigt — Hoffnungen und Impulse aus-
gehen, die auch andere, noch bevorstehende Konfe-
renzen beeinträchtigen oder befruchten können. 

Ich denke vor allem an die Weiterentwicklung 
des Abkommens der Europäischen Gemeinschaft 
mit den sogenannten AKP-Staaten, das sind die 
Staaten Afrikas, der Karibik und des Pazifik. 

Die Bundesregierung hatte in Belgrad wirklich 
keine einfache Aufgabe. Sie mußte als Präsidentin 
des Europäischen Rats die Auffassung der Europäi-
schen Gemeinschaft vertreten und gleichzeitig ihre 
eigene Einstellung klar genug darlegen. Bundes-
wirtschaftsminister Graf Lambsdorff hat diese Auf-
gabe mit Bravour bestanden. 

(Lachen bei der SPD) 

— Da können Sie noch soviel lachen. — In seiner 
Rede vom 7. Juni 1983 in Belgrad hat er — Herr 
Bindig, nun hören Sie zu! — für die EG zunächst 
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eine Analyse der wirtschaftlichen Situation der 
Welt vorgetragen. Er hat dann klargemacht, daß die 
Europäische Gemeinschaft der größte Handelspart-
ner der Entwicklungsländer ist und insgesamt fast 
die Hälfte aller Entwicklungsleistungen erbringt. 

(Schwenninger [GRÜNE]: Der größte Aus

-

beuter!) 

Der Wirtschaftsminister hat ferner die Koopera-
tions- und die Dialogbereitschaft der Europäischen 
Gemeinschaft betont, ohne alle Forderungen, die 
von den Entwicklungsländern formuliert worden 
waren, zu akzeptieren; das ist zuzugeben und auch 
richtig. Vor allem die Weiterentwicklung der Zu-
sammenarbeit bei den Rohstoffabkommen, beim 
Handel und bei den Währungs- und Finanzpro-
blemen wurde zugesichert. 

Meine Damen und Herren, wir haben hier ge-
stern auch über die Stuttgarter Gipfelkonferenz ge-
sprochen. Ich meine, wir können hier feststellen — 
ich tue das zumindest für die FDP-Fraktion —, daß 
die Bundesregierung die Präsidentschaft im Rat 
auch auf dem Gebiet der Entwicklungspolitik sehr 
ernst genommen und eine gute Figur gemacht hat. 

(Beifall bei der FDP — Zurufe von der SPD 
und den GRÜNEN) 

— Ich freue mich außerdem, feststellen zu können, 
daß es in der deutschen Entwicklungspolitik Konti-
nuität gibt, Herr Holtz. Bei ein wenig gutem Willen 
auf allen Seiten — insbesondere auf Ihrer Seite, der 
SPD — hätten die beiden Entschließungsanträge, 
über die wir heute abstimmen müssen, zu einem 
gemeinsamen Entschließungsantrag zusammenge-
faßt werden können. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Dr.  Marx [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Die Unterschiede sind nur mit der Lupe zu finden. 

(Bindig [SPD]: Mit dem Brennglas!) 

Noch im vorigen Jahr haben wir alle uns um ge-
meinsame Anträge bemüht. Bei Ihnen hatte der lei-
der nicht mehr dem Bundestag angehörende Abge-
ordnete Osswald die Koordination übernommen. 
Ich selbst war seinerzeit maßgeblich an den Formu-
lierungen beteiligt. 

(Bindig [SPD]: Bei den 14 Punkten?) 

Auch die damals in Opposition stehende CDU — 
Herr Professor Pinger, Herr Dr. Hüsch, Frau Fi-
scher — hat diesen Anträgen, die von uns gemein-
sam formuliert worden sind, zugestimmt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Das ist die gemeinsame Entschließung vom 5. März 
1982. Von dieser Entschließung entfernen Sie sich 
von Tag zu Tag mit schnellerer Geschwindigkeit. 

(Bindig [SPD]: Warum stehe ich denn da 
als Berichterstatter darunter? — Dr. Holtz 

[SPD]: Das ist überhaupt nicht wahr!) 

Ich bedaure zutiefst, daß trotz der Kontinuität eine 
gemeinsame Linie offensichtlich nicht mehr zu fin-
den ist. Die Gefahr des Auseinanderdriftens der 
deutschen Entwicklungspolitik, meine Damen und 
Herren von der SPD, wird um so größer, je geringer 

der Zwang zum Kompromiß ist. Deshalb appelliere 
ich dringend an Sie, sich nicht wegen geringster 
Differenzen in der Formulierung schon total abzu-
wenden. Aber das scheint j a zur Zeit auf allen Fel-
dern der Politik so zu sein. 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Überall auf dem 
Rückzug!) 

Meine Damen und Herren, für die FDP-Fraktion 
will ich der Bundesregierung nochmals den Rücken 
stärken für die letzte Verhandlungswoche in Bel-
grad und auf einige für uns wesentliche Punkte hin-
weisen. 

Die Bundesrepublik Deutschland hat sich in Bel-
grad innerhalb der EG als treibende Kraft erwie-
sen, Herr Bindig, und nicht etwa, wie Sie meinen, 
im Bremserhäuschen gesessen. Beim Handel 
kommt es heute mehr denn je darauf an, dem 
Druck des Protektionismus zu widerstehen. 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Sehr richtig! — Dr. 
Jannsen [GRÜNE]: Recht des Stärkeren!) 

Die Präferenzen kommen heute hauptsächlich 
den jungen Industrieländern zugute, die zwar in der 
Gruppe der 77 sind, aber bereits auf einer anderen 
Entwicklungsstufe stehen als die ärmeren Entwick-
lungsländer. Wir meinen, es ist an der Zeit, die Ent-
wicklungsländer nicht alle gleich zu behandeln. 

(Schwenninger [GRÜNE]: Stimmt!) 

Sie wollen natürlich mit einer Stimme reden. Dafür 
habe ich auch Verständnis. Aber es ist die Zeit 
gekommen, daß wir unterscheiden zwischen den 
jungen Industrieländern, den Entwicklungsländern 
der mittleren Kategorie 

(Dr. Holtz [SPD]: Das wird seit Jahren ge

-

macht!) 

und den am wenigsten entwickelten Ländern. Die 
jungen Industrieländer sollten dann voll in das Sy-
stem des Zoll- und Handelsabkommens, in das 
GATT, einbezogen werden. 

(Schwenninger [GRÜNE]: Die sollen genau 
werden wir wir!) 

Für die ärmsten Länder haben wir unsere ent-
wicklungspolitische Strategie, übrigens gemeinsam 
mit der SPD, entwickelt. Ich hoffe, Sie stehen dazu. 
Die Bundesregierung ist dabei, diese Strategie auch 
mit der EG zu koordinieren. Hierüber werden wir 
im nächsten Jahr in diesem Hohen Hause noch 
sprechen müssen, wenn das dritte Lomé-Abkom-
men vorbereitet wird. 

Ferner ist zu hoffen, daß die Industrieländer, vor 
allem die der Zehnergemeinschaft, die allgemeinen 
Präferenzen auf die weiterentwickelten Industrie-
länder nur unter der Bedingung ausdehnen, daß 
diese ihrerseits auch wieder den am wenigsten ent-
wickelten Ländern Präferenzen einräumen. Daraus 
würde eine verstärkte Liberalisierung des Handels 
folgen, und dies käme dann wieder der gesamten 
Weltwirtschaft zugute. 

(Zuruf des Abg. Schwenninger [GRÜNE]) 

Wir Deutschen müssen darauf drängen, daß die 
noch bestehenden Hindernisse für die Einfuhr tro- 
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pischer Erzeugnisse in der Gemeinschaft weiter ab-
gebaut und schließlich beseitigt werden. 

Schließlich sollte die Welthandelskonferenz zu 
konkreten Ergebnissen führen, wie die wirtschaftli-
che Zusammenarbeit zwischen den Entwicklungs-
ländern gefördert werden kann. Die Liberalen mes-
sen diesem Aspekt in Zukunft jedenfalls größere 
Bedeutung zu. 

In der Rohstoffpolitik sprechen wir uns für die 
Errichtung des gemeinsamen Rohstoff-Fonds aus. 

(Dr. Holtz [SPD]: Hört! Hört!) 

Selbstverständlich hängt der Erfolg eines solchen 
Rohstoffabkommens von der Stabilität der Preise 
ab. In einer Weltwirtschaftsflaute gehen die Roh-
stoffpreise allgemein zurück. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Aha! — Zuruf 
des Abg. Schwenninger [GRÜNE]) 

Hier gibt es nur die Möglichkeit, Herr Schwennin-
ger, die Preisschwankungen durch einen Stabilisie-
rungsfonds aufzufangen. Hier kann ich in bezug auf 
die Länder, von denen Frau Gottwald sagte, sie 
könnten die Beiträge nicht bezahlen — Frau Gott-
wald hört aber gerade nicht zu — sagen: Es war 
Außenminister Genscher, der im Kabinett durchge-
setzt hat, daß die Beiträge für diese Länder, von 
denen Sie sprachen, von der Bundesrepublik und 
von der Europäischen Gemeinschaft übernommen 
werden. 

(Zuruf des Abg. Dr. Jannsen [GRÜNE]) 

Wir Freien Demokraten halten außerdem an dem 
Ziel 0,7% des Bruttosozialprodukts fest. Es ist die 
Grundlage unserer Programme für die Entwick-
lungspolitik. Das gleiche gilt im übrigen für das Ziel 
0,15% für die ärmsten Länder. Wir brauchen uns 
auch gar nicht zu verstecken. Immerhin hat die 
Bundesrepublik Deutschland von den 0,7 % fast 0,5% 
erreicht und von den 0,15 % immerhin 0,12 %. Dies 
muß ausdrücklich anerkannt werden. Aber wir for-
dern die Bundesregierung auf, in ihren Anstrengun-
gen nicht nachzulassen. Im neuen Haushalt 1984 
sollten diese Zahlen zumindest stabilisiert werden. 

Herr Bindig, Sie beklagen ganz allgemein die 
Waffenkäufe in der Welt. Wir beklagen das alle. Wir 
wollen dazu eine Anhörung machen. Sie wissen das 
genausogut wie ich. Aber was ist denn eigentlich 
mit der UNO los? Warum ist die UNO nicht bereit, 
der Genscher-Initiative nachzukommen, nach der 
eine Offenlegung aller Waffenkäufe und aller Waf-
fenlieferungen in die Entwicklungsländer auf einer 
Liste erfolgen und gleichzeitig auch zusammenge-
stellt werden soll, wer wohin die größten Entwick-
lungshilfeleistungen erbracht hat. 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

Ich kann Ihnen nur sagen: Da steht die Bundesre-
publik Deutschland sicher sehr gut da. Ganz 
schlecht aber werden dann die Länder des Ost-
blocks da stehen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich 
komme zum Schluß. Ein Hauptthema in Belgrad 

war die bedenkliche Schuldenlast der Entwick-
lungsländer. Ich stelle dieses Problem an das Ende 
meiner Ausführungen, damit es in Erinnerung 
bleibt. Wenn hier keine radikalen Maßnahmen er-
griffen werden, könnte in größerem Umfang Zah-
lungsunfähigkeit auftreten, die dann katastrophale 
Auswirkungen auf das internationale Finanzsystem 
hätte. Eine Abschreibung der Schulden oder eine 
Umschuldung würde für uns eine sehr große zusätz-
liche Anstrengung bedeuten. Sicher muß darauf 
noch eine Antwort gegeben werden. 

(Dr. Holtz [SPD]: Eine radikale!) 

Die Bundesregierung hat dabei unsere Unterstüt-
zung, wie sie sie auch hinsichtlich des gemeinsa-
men Antrags hat. Die FDP-Fraktion wird ihm zu-
stimmen. — Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Dr.  Holtz [SPD]: Sehr enttäuschend!) 

Vizepräsident Frau Renger: Meine Damen und 
Herren, das Wort hat der Bundesminister für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit. 

Dr. Warnke, Bundesminister für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit: Frau Präsidentin! Meine sehr 
verehrten Damen und meine Herren! Das Parla-
ment debattiert UNCTAD VI zur guten Stunde. Und 
ich möchte Ihnen allen, die Sie sich nach einem Tag 
parlamentarischer Schwerarbeit zu diesem Tages-
ordnungspunkt eingefunden haben, den Dank der 
Bundesregierung sagen; denn wir treffen uns zu 
jenem Zeitpunkt, da die Welthandels- und Entwick-
lungskonferenz in jene schöpferische Krise gekom-
men ist, die auch bei früheren Welthandels- und 
Entwicklungskonferenzen darüber entschieden hat, 
ob diese Treffen zu einem Erfolg geworden oder 
gescheitert sind. 

(Dr. Jannsen [GRÜNE]: Immer wenn es 
nicht weitergeht, brauchen Sie Schöp

-

fung!) 

Mit dieser Debatte leistet der Bundestag einen 
Beitrag dazu, daß von deutscher Seite Vorausset-
zungen geschaffen werden, die Konferenz zum Er-
folge zu führen. Ich danke den Fraktionen der 
CDU/CSU, der FDP und auch der SPD, daß sie 
durch ihre Anträge hier die Initiative ergriffen ha-
ben. 

Aus den Gesprächen, die ich bis heute mittag in 
Belgrad geführt habe, hat sich für mich eines erge-
ben: UNCTAD VI hat Aussichten auf Erfolg. Und 
niemand hofft mehr darauf, daß diese Aussichten 
nicht zerredet werden, als die Entwicklungsländer 
selber. 

Die Bundesregierung hat als Ratsmacht der Eu-
ropäischen Gemeinschaft mit Wirkung für die 
ganze EG diese Konferenz ausgezeichnet vorberei-
tet. Tatsächlich stand der Resolution von Buenos 
Aires lediglich aus der Europäischen Gemeinschaft 
eine bis in Detail ausgearbeitete und durchdachte 
Alternative in Belgrad gegenüber. 
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Die Ostblockgruppe zeigte demgegenüber die im 

entwicklungspolitischen Bereich nachgerade ge-
wohnte Substanzlosigkeit ohne eigene Beiträge. 

(Freiherr von Schorlemer [CDU/CSU]: 
Hört! Hört!) 

Die deutsche Delegation bringt in Belgrad kon-
krete Vorschläge ein. Und wir leisten damit unseren 
Teil, damit diese Konferenz erfolgreich abgeschlos-
sen werden kann. Ich nenne hier beispielhaft fol-
gende Punkte. 

Erstens. Rohstoffbereich. Die Bundesregierung 
ist bereit, sich auch bei den anderen, bei den noch 
zögernden Teilnehmerstaaten für die Ratifizierung 
des Gemeinsamen Fonds einzusetzen. Wir hoffen, 
daß diese unsere Haltung ihre Wirkung nicht ver-
fehlen wird, auch nicht auf jene Staaten aus der 
Dritten Welt, die bis heute nicht bereit waren, diese 
Ratifizierung vorzunehmen. 

Wir sind im Rohstoffbereich weiter bereit, über 
eine Ausweitung der Exporterlösregelungen des 
Lomé-Abkommens, der STABEX-Regelungen, auf 
solche Staaten zu verhandeln, die nicht dem Lomé

-

Abkommen angehören, aber zu den ärmsten Ent-
wicklungsländern zu zählen sind. 

(Schwenninger [GRÜNE]: Beispiel?) 

Wir sind weiterhin bereit, über weitere Möglich-
keiten der Exporterlösstabilisierung zu verhandeln, 
und zwar mit neuen, wegweisenden Vorstellungen, 
Herr Kollege Bindig. Aber wir können sie nur als 
unseren Beitrag einbringen. Um sie durchzusetzen, 
sind wir darauf angewiesen, daß auch solche Län-
der aus der Europäischen Gemeinschaft mitma-
chen, die bis heute nicht dazu bereit gewesen sind. 
Und die haben sozialistische Regierungen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Bindig [SPD]: Haben Sie sie eingebracht, 
oder wollen Sie sie einbringen? — Schwen

-ninger [GRÜNE]: Das war kurz und „bin -
dig"!) 

Zweitens. Was die am wenigsten entwickelten 
Länder angeht, also die sogenannten LLDC-Länder, 
so haben wir die Beschlüsse von Paris aus dem 
Jahre 1981 bestätigt und damit die Fortsetzung der 
Bemühungen bekräftigt, einen Hilfsanteil von 
0,15 % unseres Bruttosozialprodukts auf die ärm-
sten Entwicklungsländer zu konzentrieren. Wir lie-
gen heute schon über 0,12 %. Wir liegen damit im 
Vergleich zu anderen Ländern, die weniger als die 
Hälfte dessen für die ärmsten Entwicklungsländer 
aufbringen, nicht schlecht. 

Wir setzen uns dafür ein, daß der Internationalen 
Entwicklungsagentur — IDA — zeitig neue Mittel 
in angemessener Höhe, insbesondere, wie Sie wis-
sen, zugunsten der ärmsten Entwicklungsländer 
zur Verfügung gestellt werden. Hier ist nicht der 
Ort und es ist nicht die Zeit, endgültige Zahlen zu 
nennen. Aber im Rahmen der siebten Auffüllungs-
runde wird sich die Bundesrepublik Deutschland in 
beträchtlicher Milliardenhöhe zugunsten der ärm-
sten Entwicklungsländer engagieren. Herr Kollege 
Bindig, das wird im Geist und in Ausfüllung jener 
gemeinsamen Entschließung aller Fraktionen des 

Deutschen Bundestages vom 5. März 1982 gesche-
hen, 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU) 

die wir anerkennen, die wir dankbar begrüßen, die 
wir allerdings auch weiterzuentwickeln für unsere 
Aufgabe halten. 

Ich würde es begrüßen, wenn es in Belgrad ge-
lingt, gerade auch im Zusammenhang mit den ärm-
sten Entwicklungsländern eine Resolution zu fas-
sen — und die Zustimmung der Vertreter der Drit-
ten Welt dazu zu bekommen —, die die Arbeit der 
Nichtregierungsorganisationen anerkennt, der Kir-
chen, Stiftungen, anderer Organisationen, die in 
den ärmsten Entwicklungsländern Beispielhaftes 
leisten, deren Bemühen aber leider gerade von 
Staaten der Dritten Welt nicht genug gewürdigt 
wird. 

(Dr. Kunz [Weiden] [CDU/CSU]: Das ist 
sehr bedauerlich!) 

Drittens. Die Bundesrepublik ist in ihrem Eintre-
ten für weltweite Freizügigkeit des Handels 

(Schwenninger [GRÜNE]: Das glaube ich!) 

seit fast dreieinhalb Jahrzehnten von wenigen er-
reicht und von niemandem übertroffen worden. 

(Schwenninger [GRÜNE]: Freizügigkeit 
auf Kosten der Entwicklungsländer!) 

Unseren Markt offenzuhalten, Herr Kollege, für die 
Erzeugnisse der Partner in der Dritten Welt, das ist 
ohne Wanken eine Linie gewesen, der alle Bundes-
regierungen gefolgt sind, gleichgültig ob die Union 
mit Ludwig Erhard oder ob die SPD mit Professor 
Schiller oder ob die FDP mit Graf Lambsdorff 
Hausherr in Duisdorf gewesen ist. Auch als Rats-
macht der EG sind wir diesem Ruf treu geblieben. 

Damit ist der Kampf gegen den Protektionismus 
ein gutes Beispiel für ein generelles Dilemma, das 
sich auch auf der UNCTAD-Konferenz zeigt. Kann 
man alle Schritte auf einmal gehen? Hier stellen 
sich für uns drei Schritte, die zu unterscheiden sind: 
erstens eine klare Absage an weitere protektionisti-
sche Maßnahmen, die einen Verstoß gegen den 
Buchstaben und gegen den Geist internationaler 
Regelungen bedeuten. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Wir wären Ihnen von der SPD-Fraktion, die Sie hier 
konkrete Schritte verlangen, dankbar, wenn Sie 
Ihre Freunde aus der Sozialistischen Internationa-
len ermutigen würden, mit uns in Belgrad an einem 
Strang zu ziehen; denn da liegt im Augenblick der 
Hemmschuh und sonst nirgendwo. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Zweitens. Es könnte eine Perspektive sein, dort 
wo in den letzten Jahren solche Maßnahmen ergrif-
fen worden sind, ihren Abbau in einer heute schon 
terminierten Zeit vorzusehen. 

Drittens. Es gibt natürlich einen Altbestand, der 
aus der Zeit nach dem Krieg bis heute als harter 
Kern fortbestanden hat. Seinen Abbau im Zeichen 
von Millionenzahlen von Arbeitslosen in der Euro-
päischen Gemeinschaft ausgerechnet jetzt verspre- 
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(A) chen zu wollen, schiene uns eine nicht wirklich-
keitsnahe und deshalb eine nicht ehrliche Politik zu 
sein. Das ist ein Beispiel dafür, daß UNCTAD eben 
nur ein Schritt auf einem Weg sein kann, der lang 
ist und der weitere Schritte notwendig machen 
wird. 

Nur, Frau Kollegin Gottwald, eines lasse ich nicht 
im Raume stehen: daß in Belgrad Zurücknahmen 
bisheriger Verpflichtungen von den Ländern der 
freiheitlichen Welt gegenüber der Dritten Welt ins 
Auge gefaßt worden wären. 

(Schily [GRÜNE]: Ist die Dritte Welt nicht 
freiheitlich?) 

Ich habe genau hingehört. Sie haben auch kein Bei-
spiel dafür angeführt. Es gibt solche Zurücknahmen 
bereits gewährter Leistungen nicht. Ich lege Wert 
darauf, daß wir auch in diesem Hause auf Ordnung 
und Korrektheit der Unterrichtung bestehen. Die 
Länder der Industriewelt sind einen solchen Schritt 
nicht gegangen. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Bundesminister, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Schily? 

Dr. Warnke, Bundesminister für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit: Aber gern. 

(Feilcke [CDU/CSU]: Das wird eine ziem

-

lich einfache Frage!) 

Schily (GRÜNE): Herr Minister, Sie haben einen 
Gegensatz gebildet zwischen der Dritten Welt und 
der freiheitlichen Welt. Wollen Sie diese Unterschei-
dung aufrechterhalten? 

Dr. Warnke, Bundesminister für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit: Ich möchte sie Ihnen, Herr Kol-
lege Schily, gern ausdeutschen. Es handelt sich um 
die freiheitlichen Industrieländer auf der einen 
Seite und um jene Länder, die auch Industrieländer, 
aber keineswegs freiheitlich sind, auf der anderen 
Seite. In bezug auf diejenigen habe ich die Unter-
scheidung gemeint. Wenn das damit klargestellt ist, 
sehen Sie, daß kein Gegensatz zur Dritten Welt be-
steht. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Waigel 
[CDU/CSU]: Er hat es nicht verstanden! 

Aber das macht nichts!) 

Allerdings, meine Damen und Herren, werden die 
Entwicklungsländer in UNCTAD VI zur Kenntnis 
nehmen müssen, daß von den Ländern der entwik-
kelten Seite der Welt Leistungen bereits im Vorfeld 
von UNCTAD VI erbracht worden sind; Leistungen, 
die sich zum Teil bereits jetzt auswirken, Leistun-
gen, die sich gerade in den nächsten vier Jahren 
auswirken werden und die man bei der Bewertung 
westlicher Unterstützung nicht eliminieren kann. 

Ich nenne Beispiele. Die Industrieländer der 
freien Welt haben im Durchschnitt der letzten fünf 
Jahre ihre Entwicklungshilfe jedes Jahr real um 5% 
gesteigert. 

(Schwenninger [GRÜNE]: Entwicklungsge

-

schäft, wollen Sie sagen!) 

Sie leisteten im Jahre 1982 immerhin eine Hilfe von 
28 Milliarden Dollar. 
Unser eigener Entwicklungshaushalt ist im lau-

fenden Jahr trotz schwerer wirtschaftlicher, sozia-
ler und finanzieller Bedrängnis überdurchschnitt-
lich gegenüber dem gesamten Bundeshaushalt ge-
wachsen. Meine Kollegen von der Opposition, wir 
rühmen uns dessen nicht, aber wir weisen immer-
hin darauf hin, daß hier überdurchschnittliche Lei-
stungen mit der Unterstützung einer Bevölkerung 
erbracht worden sind, die heute von uns zu Opfern 
aufgefordert werden muß. Wir glauben, wir sollten 
das in diesem Hause auch einmal positiv würdigen, 
damit in unserem Land die gute Grundstimmung 
für diese Entwicklungshilfe erhalten bleibt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
Die Quoten des Weltwährungsfonds wurden fast 

um die Hälfte erhöht, und die Programmhilfe der 
Weltbank wurde ausgeweitet. 
Aber, meine Damen und Herren, in jenen Berei-

chen, in denen ein Eingehen auf die Forderungen 
der Gruppe der 77 den Aufschwung der Weltwirt-
schaft, insbesondere aber seine langfristige Tragfä-
higkeit und Stabilität gefährden würde, wird die 
Bundesrepublik Deutschland mit der Europäischen 
Gemeinschaft allerdings auch in Belgrad die erfor-
derliche Festigkeit zeigen. 

(Bindig [SPD]: Einfallslosigkeit!) 
Ich denke an den hochempfindlichen Bereich der 
internationalen Währungs- und Schuldenproble-
me. In der richtigen Dosierung der für die Entwick-
lungsländer heute zweifellos notwendigen Liquidi-
tät wandeln wir auf einem schmalen Grat zwischen 
dem Absturz in eine weltweite Wirtschafts- und Fi-
nanzkrise durch Zusammenbruch infolge Über-
schuldung und der weltweiten Inflation auf der an-
deren Seite. Die Bundesrepublik, die sich gerade 
von den Folgen einer Inflationspolitik erholt, wäre 
schlecht beraten, so etwas nunmehr den Entwick-
lungsländern zu empfehlen. 

(Dr. Hüsch [CDU/CSU]: Sehr gut! Richtig!) 
Dort, wo eine Liquiditätsausweitung erforderlich 
ist, muß im Rahmen des Internationalen Währungs-
fonds darüber entschieden werden. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Bundesminister, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Duve? 

Dr. Warnke, Bundesminister für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit: Bitte sehr. 

Duve (SPD): Herr Minister, Sie haben soeben for-
muliert: „die Bundesrepublik, die sich gerade von 
einer Inflationspolitik erholt." Wollen Sie wirklich 
den Vergleich dessen, was wir an Inflationsraten 
hinter uns haben und was wir zur Zeit haben, mit 
der Währungsentwicklung in Mexiko, Brasilien und 
anderen Ländern aufrechterhalten? 

Dr. Warnke, Bundesminister für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit: Herr Kollege, es gibt in der Tat 
zugrunde liegende gleiche Strukturen, nämlich die, 
daß wir sowohl bei uns in der Bundesrepublik 
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Deutschland — auf hohem Niveau — wie auch in 
vielen Entwicklungsländern in den 70er Jahren zu-
viel in zu kurzer Zeit gewollt und uns dabei über-
nommen haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir sind bereit, unsere Erfahrungen auch den Ent-
wicklungsländern weiterzugeben. 

Nun haben Sie, Herr Kollege Bindig, die Erwäh-
nung des Internationalen Währungsfonds dazu be-
nutzt, um hier Angriffe zu führen und wieder den 
Gegensatz zwischen konservativ und fortschrittlich 
hineinzubringen. Ich kann Ihnen eins sagen: Wir 
sind dankbar dafür, daß der Internationale Wäh-
rungsfonds heute in vielen Staaten gerade 
Schwarzafrikas Auflagen macht, die sich zum Teil 
gegen eine verfehlte sozialistische Politik richten, 
die dazu geführt hat, daß durch künstliches Niedrig-
halten der Preise für landwirtschaftliche Produkte 
diese Länder heute in die Subsistenzwirtschaft zu-
rückgefallen sind, weil es sich nicht mehr lohnte, 
für den Markt zu produzieren und weil marktwirt-
schaftliches Verhalten unter Strafe gestellt wurde. 

(Bindig [SPD]: Ich habe für sozial orien

-

tierte Auflagen plädiert! — Weitere Zurufe 
von der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Bundesminister, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abge-
ordneten Verheyen? 

Dr. Warnke, Bundesminister für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit: Frau Präsidentin, ich bedauere. 
Ich halte das Haus durch weitere Zulassung von 
Zwischenfragen ungebührlich auf. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, Festigkeit werden wir 
allerdings auch dort zeigen, wo in unserem eigenen 
Lande Vorschläge gemacht werden, die ordnungs-
politisch ungeeignet sind, die Situation der Ent-
wicklungsländer zu verbessern. In manchen Punk-
ten Ihres Antrages feiert die alte Investitionslen-
kung fröhliche Auferstehung. Sie ist nicht dadurch 
anziehender geworden, daß Sie sie in einem neuen 
Gewand präsentiert haben. 

Mit besonderem Interesse habe ich den Punkt 3 
Ihres Resolutionsentwurfs zur Kenntnis genom-
men, wo Sie Projekte im Explorationsbereich — 
also  Projekte zur Erkundung, ob es Rohstoffe gibt 
und ob sich ihr Abbau lohnt — gleich mit der Verar-
beitung verknüpfen wollen. Das nenne ich eine 
wahre Orgie antizipatorischer Strukturpolitik, 
wenn man die Fabrik zur Verarbeitung schon auf-
baut, bevor man weiß, ob der Abbau überhaupt wirt-
schaftlich ist. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sozialistische 
Planung!) 

Deutsches Steuergeld werde ich für so etwas nicht 
zur Verfügung stellen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Aber zusammen mit den Kollegen aus den Koali

-

tionsfraktionen werde ich dafür sorgen, daß Pro

-

jekte zur Verarbeitung einheimischer Rohstoffe 
dort, wo sie solide begründet und durchführbar 
sind, in der Entwicklungspolitik der Bundesrepu-
blik Deutschland Vorrang haben. 

(Schwenninger [GRÜNE]: Dann muß man 
sie ihnen aber auch abkaufen!) 

Meine Damen und Herren, wir haben heute vom 
Sprecher der Gruppe 77, vom somalischen Bot-
schafter Osman, gehört. Er hat in der Tat gestern 
im Plenum das Wort ergriffen. Ich habe sehr genau 
hingehört, als er in dieser kritischen Auseinander-
setzung mit den westlichen Ländern dann auf ein-
mal von „Partnern" sprach. Er präzisierte, wen er 
mit „Partner" meinte. Partner waren für ihn die 
Länder der Gruppe B, die Industrieländer der frei-
heitlichen Welt. Das war auch kein Wunder, meine 
Damen und Herren, denn nur pro forma findet in 
Belgrad der Dialog zwischen dem Norden und dem 
Süden statt. Wirklich gesprochen und wirklich ver-
handelt wird zwischen den Industriestaaten der 
freien Welt einerseits, die die einzigen sind, die 
etwas anzubieten haben und bereit und in der Lage 
sind, etwas zu geben, und den Ländern der Dritten 
Welt. Das sind die wahren Partnerbeziehungen in 
Belgrad. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord

-

neten der FDP) 

Es war ermutigend, in Belgrad zu erleben, wie 
ungeachtet tiefgreifender Meinungsverschiedenhei-
ten, die wir nicht wegdiskutieren wollen, die wir 
nicht wegdiskutieren können, der Geist der Koope-
ration und nicht der Konfrontation zwischen den 
verschiedenen Partnern der Konferenz herrschte. 
Diese Geisteshaltung der Zusammenarbeit im Be-
wußtsein, aufeinander angewiesen zu sein, ist ent-
scheidend für die Lösung der Probleme, die vor uns 
liegen. 

Kein Zweifel: Eine Woche vor dem offiziellen 
Ende ist der Ausgang von UNCTAD VI nach wie vor 
ungewiß. 

(Dr. Hüsch [CDU/CSU]: Wie jedesmal!) 

Die Verantwortung für das Scheitern liegt jetzt in 
den Händen beider Seiten. Die Bundesregierung 
wird in diese Schlußrunde hineingehen mit Ge-
sprächsbereitschaft, mit Offenheit nach allen Sei-
ten, vor allem aber mit dem politischen Willen, da-
für zu sorgen, daß UNCTAD VI ein weiterer Schritt 
in Richtung auf den Ausgleich zwischen Nord und 
Süd wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Eine Erklärung von Belgrad könnte ein wichtiges 
Signal des Vertrauens geben. Wir hoffen auf einen 
Beitrag zu weltweiter Stabilität, insbesondere aber 
zu Wachstum und weiterer Entwicklung für die 
Dritte Welt. Dies bleibt das Ziel der Bundesregie-
rung in Belgrad. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Schwenninger [GRÜNE]: Wachstum, 

Wachstum über alles!) 
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Vizepräsident Frau Renger: Meine Damen und 
Herren, weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. 
Ich schließe die Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung über die Anträge, 
zuerst über den Antrag der Fraktion der SPD auf 
Drucksache 10/118. Wer diesem Antrag zuzustim-
men wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — 
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Der Antrag ist 
abgelehnt. 

Wir stimmen jetzt über den Antrag der Fraktio-
nen der CDU/CSU und der FDP auf Drucksache 
10/125 ab. Wer diesem Antrag zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — Ge-
genprobe! — Enthaltungen? — Der Antrag ist ange-
nommen. - 

Meine Damen und Herren, ich rufe jetzt die Zu-
satzpunkte 3 und 4 der Tagesordnung auf: 

3. a) Beratung der Beschlußempfehlung des 
Auswärtigen Ausschusses (3. Ausschuß) 
zum Entschließungsantrag der Fraktion 
der SPD zur Erklärung der Bundesregie-
rung zum Ergebnis der NATO-Konferenz 
am 9./10. Juni 1983 

— Drucksachen 10/152, 10/190 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Dr. Todenhöfer 
Voigt (Frankfurt) 

in Verbindung mit 

b) Beratung des Antrags der Fraktion der 
SPD 
Entscheidung des Deutschen Bundesta-
ges zur Frage einer etwaigen Stationie-
rung von nuklearen Mittelstreckenwaf-
fen 

— Drucksache 10/191 — 

und 

c) Beratung des Antrags der Fraktionen der 
CDU/CSU und FDP 
Verhandlungsergebnis in Genf 

— Drucksache 10/200 —

4. Beratung der Beschlußempfehlung des Aus-
wärtigen Ausschusses (3. Ausschuß) zum 
Entschließungsantrag der Fraktionen der 
CDU/CSU und FDP zur Erklärung der Bun-
desregierung zum Ergebnis der NATO-Kon-
ferenz am 9./10. Juni 1983 

— Drucksachen 10/155, 10/196 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Voigt (Frankfurt) 
Dr. Todenhöfer 

Interfraktionell ist vorgeschlagen worden, die Zu-
satzpunkte gemeinsam zu beraten. — Dagegen gibt 

es keinen Widerspruch. Berichterstattung und Be-
gründung werden nicht gewünscht. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Ab-
geordnete Voigt (Frankfurt). 

Voigt (Frankfurt) (SPD): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Die Frage, die wir heute noch 
einmal beraten und über die wir uns bereits in der 
vorigen Woche unterhalten haben, steht deshalb auf 
der Tagesordnung, weil wir noch vor Beginn der 
parlamentarischen Sommerpause Klarheit im Par-
lament schaffen wollen, damit die Bürger der Bun-
desrepublik Deutschland auf Grund klarer und ein-
deutiger Informationen der Bundesregierung und 
auf Grund ebenso klarer und eindeutiger Be-
schlüsse des Bundestages während der parlamenta-
rischen Sommerpause bei allen sonstigen Mei-
nungsunterschieden in bezug auf zwei Tatbestände 
sicher sein können: 

Erstens. Der Deutsche Bundestag wird nach Ab-
schluß der für den Herbst dieses Jahres vorgesehe-
nen Verhandlungsrunde in Genf das bis dahin vor-
liegende Verhandlungsergebnis prüfen. Aber er be-
steht auch auf seinem Recht, über die daraus zu zie-
henden Konsequenzen zu beraten und zu entschei-
den. 

Zweitens. Vor dieser Entscheidung des Deut-
schen Bundestages werden auf keinen Fall Per-
shing-II-Raketen oder Marschflugkörper oder Teile 
dieser Systeme in die Bundesrepublik Deutschland 
gebracht. 

Es geht uns Sozialdemokraten nicht um Vorwürfe 
gegenüber der Bundesregierung, sondern um Klar-
heit über den geplanten zeitlichen Ablauf des Sta-
tionierungsverfahrens. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Geheimhaltung ist in diesem Fall militärisch nicht 
erforderlich und politisch schädlich. Mehr Offenheit 
und Transparenz tuen Not. 

Der Bundestag und die Öffentlichkeit haben ei-
nen legitimen Anspruch, zu erfahren, für welchen 
Zeitpunkt ein etwaiger Beginn der Stationierung 
neuer US-Mittelstreckenwaffen vorgesehen ist. Wir 
als Abgeordnete und die gesamte Öffentlichkeit ha-
ben einen politisch legitimen Anspruch, klar, ein-
deutig und unmißverständlich zu erfahren, welcher 
Zeitpunkt für den etwaigen Beginn der Stationie-
rung genannt wird — dazu gehören nach unserer 
Definition nicht nur der Beginn der Stationierung 
der Raketen selber, sondern auch die dazugehören-
den Systemteile von Waffen. Wir wollen entschei-
den, bevor zu diesen Nuklearwaffensystemen gehö-
rende Teile in die Bundesrepublik Deutschland ge-
bracht werden. 

Wenn ich dabei von Pershing-II-Raketen und 
Marschflugkörpern und Teilen dieser Waffensy-
steme spreche, dann muß für die Bundesregierung 
schon auf Grund früherer Diskussionen im vergan-
genen Bundestag unmißverständlich sein, was da-
mit gemeint ist. Nicht gemeint sind damit die 
NATO-Infrastrukturmaßnahmen. Diese haben wir 
um der Glaubwürdigkeit des NATO-Doppelbe- 
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schlusses willen gebilligt. Zu dieser Billigung be-
kennen wir uns auch noch heute. 

(Unruhe) 

Vizepräsident Frau Renger: Meine Damen und 
Herren! Es ist so außerordentlich laut, daß man den 
Redner kaum verstehen kann. Ich bitte Sie, sich 
etwas ruhiger zu verhalten. 

Voigt (Frankfurt) (SPD): Ich schließe aus diesem 
begeisterten Gemurmel, daß alle der Meinung sind, 
daß auf keinen Fall im Herbst dieses Jahres Rake-
ten oder Raketenteile in die Bundesrepublik 
Deutschland gebracht werden sollen. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Wenn sich dieser murmelnde Beifall nachher in der 
Abstimmung niederschlägt: um so besser! 

(Feilcke [CDU/CSU]: Das ist ein unzulässi

-

ger Schluß!) 

Gemeint über Raketenteile hinaus sind aber auch 
zur Funktionsfähigkeit der Waffensysteme gehö-
rende Elemente wie z. B. Computer und Leitsyste-
me. Gerade in diesem Punkte läßt der heute neu 
eingebrachte CDU/CSU-Antrag erkennen, daß er 
bewußt eine Lücke offenläßt. 

Deshalb fordern wir eine eindeutige und nicht 
interpretationsfähige Auskunft der Bundesregie-
rung und des Bundeskanzlers. Die Antwort des 
Bundesverteidigungsministers vom 14. Juni auf den 
Brief des Vorsitzenden der sozialdemokratischen 
Bundestagsfraktion, Jochen Vogel, hat nicht — dar-
auf hat dieser in der Debatte heute morgen schon 
hingewiesen — die erforderliche Eindeutigkeit und 
Klarheit zum Ausdruck gebracht. Diese Klarheit 
hat auch die Debatte heute morgen nicht gebracht. 

Aus diesem Grunde bleiben wir bei unserer For-
derung nach einer eindeutigen, nicht interpreta-
tionsfähigen und nicht interpretationsbedürftigen 
Stellungnahme des Bundeskanzlers vor dem Ple-
num des Deutschen Bundestages. 

Aber über die für die heutige Debatte dringend 
erforderliche Klarstellung der Bundesregierung 
hinaus geht es auch um die ebenso eindeutige Fest-
stellung und Willenserklärung des Deutschen Bun-
destages. Diese ermöglicht die Ihnen heute von der 
SPD-Bundestagsfraktion vorgelegte Entschließung, 
die sich bewußt auf diese Punkte konzentriert. Wir 
bitten deshalb dafür um die Zustimmung aller 
Fraktionen des Bundestages. 

Der Entwurf eines Entschließungsantrages der 
Koalitionsfraktionen zeigt, daß unser Antrag zu-
mindest eine gewisse Wirkung gehabt hat. Die 
CDU/CSU hat sich jetzt mit diesem Thema mehr 
als zuvor befaßt. Sie bewegt sich in Richtung auf 
unseren Antrag. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ach!) 

Die Unterschiede zeigen aber auch, wo weiter Un-
klarheiten bestehen. 

Ich bitte die folgenden Sprecher der Koalitions-
parteien, auf diese Unklarheiten und Unterschiede 
einzugehen. Denn im Antrag der Koalitionsparteien 

steht nicht, daß der Bundestag entscheiden soll, 
sondern da steht nur, daß er Stellung nehmen soll. 
Dort steht, daß die Stationierung nicht vor dem 
15. November beginnen darf. Da fehlt das, was bei 
unserem Antrag enthalten ist, daß vor dem 15 No-
vember auch keine Teile von Raketen hierherge-
bracht werden dürfen und daß zu den Teilen auch 
keine Teile von Raketensystemen hinzugehören. 
Da steht nicht, wie in unserem Antrag, daß die 
Systeme oder Teile von diesen Systemen nicht vor 
dem 15. November in die Bundesrepublik Deutsch-
land gebracht werden dürfen, sondern da steht nur, 
daß sie nicht vor dem 15. November stationiert wer-
den sollen. 

(Rühe [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

— Damit, daß Sie, Herr Rühe, diese Unterschiede 
jetzt noch einmal unterstreichen, unterstreichen 
Sie, daß Sie mit Ihrem Antrag etwas anderes wol-
len. Dann, wenn Sie mit Ihrem Antrag etwas ande-
res wollen als wir, müssen Sie das auch deutlich 
machen. Wir beharren auf diesen eindeutigen, kla-
ren und unmißverständlichen Feststellungen unse-
rer eigenen Entschließung. 

(Vorsitz: Vizepräsident Wurbs) 

Es geht bei dieser Entscheidung auch um das 
Selbstverständnis und die Selbstachtung des Deut-
schen Bundestages. Es geht um seine Entschei-
dungsrechte. Diese Entscheidungsrechte sind ange-
sichts des großen Engagements vieler Bürger in 
diesem Jahr auch Entscheidungspflichten. Ent-
scheidungspflichten sind sie auch angesichts der 
schwerwiegenden Bedeutung dieser Entscheidung, 
die wir zu treffen haben, denn diese ist abrüstungs-
politisch, sicherheitspolitisch und damit auch frie-
denspolitisch und entspannungspolitisch eine der 
wichtigsten Entscheidungen des Deutschen Bun-
destages seit vielen Jahren. 

Dabei möchte ich feststellen: Niemand stellt die 
verfassungsmäßigen Rechte der Bundesregierung 
in Frage, aber es ist die Aufgabe aller Fraktionen 
des Bundestages, insbesondere der Opposition, in 
solchen Situationen mit Argusaugen auf den Rech-
ten des Parlaments zu beharren 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

und darauf zu achten, daß diese Rechte nicht nur 
nicht beschnitten, sondern in solchen Situationen 
auch wahrgenommen werden. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Deshalb wollen wir die Festlegung, daß der Bundes-
tag im Herbst 1983 entscheidet. 

Der Bundestag würde, wenn er auf solche Debat-
ten und Entscheidungen verzichtete, zu Recht in 
seinem Ansehen beschädigt werden. Ein Bundes-
tag, der zuließe, daß vor seinen Debatten und Ent-
scheidungen in solch wichtigen Fragen eine Regie-
rung vollendete Tatsache schüfe, 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Der zuließe, 
daß seine früheren Beschlüsse umgestoßen 

werden!) 

sei es auch durch die Teilstationierung oder durch 
das Verbringen von Teilen der Waffensysteme in 
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die Bundesrepublik Deutschland vor der Debatte 
und der Entscheidung im Bundestag, würde sich zu 
Recht dem Gespött der Öffentlichkeit aussetzen. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Da er schon 
einmal eurem Antrag zugestimmt hat!) 

Wer sich in solch wichtigen Fragen nicht zur 
Pflicht zur parlamentarischen Debatte und Ent-
scheidung bekennt, leistet durch politische Absti-
nenz im Parlament dem Antiparlamentarismus 
außerhalb des Parlaments Vorschub. 

(Zustimmung bei der SPD — Zuruf von der 
CDU/CSU: Da kennen Sie sich ja gut aus!) 

Ich bin kein Verfassungsrechtler, aber ich kann 
mir aus verfassungspolitischen Gründen nicht vor-
stellen, daß eine Bundesregierung gegen eine Mehr-
heit des Deutschen Bundestages mit einer Statio-
nierung neuer US-Mittelstreckenwaffen oder damit 
beginnen würde, Teile solcher Waffen in die Bun-
desrepublik zu bringen. 

(Schily [GRÜNE]: Hoffentlich auch nicht 
mit der Zustimmung!) 

Die Glaubwürdigkeit unserer parlamentarischen 
Demokratie nach außen und die Einsicht in die frie-
denstiftende Kraft parlamentarisch fair ausgetra-
gener Kontroversen im Innern führen mich dazu, 
an die Mehrheit des Deutschen Bundestages zu ap-
pelieren, unserer Entschließung zuzustimmen. 

Wir bitten um diese Zustimmung nicht aus Par-
teiinteresse, sondern aus unserem Engagement für 
ein glaubwürdiges Parlament. Es wird doch Ihnen 
genauso wie uns klar sein, daß Regierung und Par-
lamentsmehrheit durch ihr Verhalten entscheidend 
mit beeinflussen, wie sich parlamentarische Min-
derheiten und außerparlamentarische Protestbewe-
gungen in diesem Sommer, in diesem Herbst und in 
diesem Winter verhalten werden. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Wir haben 
kein Glaubwürdigkeitsproblem!) 

Für uns Sozialdemokraten ist der Respekt vor 
Verfassung und Rechtsordnung selbstverständlich. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Dann hal

-

ten Sie sich an die gefaßten Beschlüsse!) 

Staatliche Friedenspolitik und persönliche Gewalt-
losigkeit sind für uns zwei Aspekte ein und dersel-
ben grundwerteorientierten Politik. Aber der Deut-
sche Bundestag trägt durch Form und Inhalt seiner 
friedenspolitischen Diskussionen und Entscheidun-
gen eine Mitverantwortung für die Rationalität und 
Friedfertigkeit der friedenspolitischen Diskussio-
nen und Aktionen außerhalb des Parlaments. 

Wir bitten um Zustimmung zu unserem Antrag, 
zu dem Antrag, der sich auf diese beiden Punkte 
bezieht und beschränkt. Aber wir beharren auch 
auf der Zustimmung zu unserem Antrag, den wir in 
der vorigen Woche eingebracht haben und der noch 
einmal ausdrücklich eine Zustimmung zu der ame-
rikanischen Resolution zum „freeze" bekundet,  

zu der Resolution, die im amerikanischen Kongreß 
eine breite Mehrheit gefunden hat. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Auch zu 
MX?) 

Wir beharren auch auf unserer Aufforderung an 
die beiden nuklearen Weltmächte, jetzt die äußerste 
Anstrengung zu unternehmen, um zu einer Eini-
gung zu kommen, d. h. zu einem Abkommen, das 
durch die substantielle Reduzierung der nuklearen 
Mittelstreckenwaffen der Sowjetunion eine Reak-
tion der NATO auf die sowjetische Rüstung in die-
sem Bereich überflüssig macht. 

Der Antrag der CDU/CSU, der heute vom Aus-
wärtigen Ausschuß mit der Mehrheit im Auswärti-
gen Ausschuß hier zur Annahme empfohlen worden 
ist, kann unsere Zustimmung insgesamt nicht fin-
den. Es gibt einzelne Passagen, denen wir zustim-
men können. Aber wir erinnern daran, daß auch die 
Punkte, die im CDU-Antrag enthalten sind und die 
für uns zustimmungsfähig sind, Fragen offenlas-
sen. 

Zum Beispiel begannen 1978 in Helsinki Gesprä-
che zwischen der UdSSR und den USA über einen 
Verzicht auf die Antisatellitenkriegführung. Diese 
Gespräche sind nach dem Einmarsch der Sowjet-
union in Afghanistan auf Eis gelegt worden, und 
zwar von den USA auf Eis gelegt worden, und sie 
sind bisher nicht wieder aufgenommen worden. 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Die Russen sind ja 
auch einmarschiert!) 

Der Einmarsch der Sowjets in Afghanistan, den wir 
verurteilen, kann kein Argument und keine Ent-
schuldigung sein, um solche lebenswichtigen Ver-
handlungen zu unterbrechen und auf Eis zu legen. 

Dies gilt auch für die Verhandlungen über ein 
Teststoppabkommen, und dies gilt auch für Ver-
handlungen über den Transfer von konventionellen 
Waffen, also über den internationalen Rüstungs-
handel. Das ist ein Punkt, den Sie überhaupt nicht 
erwähnt haben. 

Ein Punkt, den Sie erwähnt haben, wo aber eine 
Lücke in Ihrem Antrag erkenntlich ist, ist der der 
chemischen Waffen. Dort sprechen Sie in Ihrem 
Antrag von der Notwendigkeit einer weltweiten 
Ächtung chemischer Waffen. Dem stimmen wir zu. 
Aber die Frage, wie wir uns gegenüber der Statio-
nierung von chemischen Waffen im eigenen Lande 
verhalten, hier und heute und jetzt, ist damit nicht 
erledigt. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
GRÜNEN) 

Wir sind der Meinung, daß unabhängig von einem 
weltweiten Verbot chemischer Waffen, das wir wol-
len, chemische Waffen in Ost und West aus Europa 
abgezogen werden müssen und chemische Waffen 
auch einseitig aus der Bundesrepublik abgezogen 
werden können, ohne unsere Verteidigungsfähig-
keit zu beeinträchtigen. 

Sie haben in Ihrem Antrag — und das ist im Prin-
zip zu begrüßen — das Thema der Mittelstrecken-
verhandlungen eingebettet in eine ganze Reihe von 
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anderen rüstungskontrollpolitischen Themen und 
Verhandlungen. Dies ist richtig und zu begrüßen. 
Man darf das Thema der Mittelstreckenwaffen 
nicht isoliert sehen. Man darf aber auch nicht mit 
dem Hinweis auf andere Rüstungskontrollverhand-
lungen, auf andere Probleme, von der Entschei-
dung, die der Deutsche Bundestag in diesem Herbst 
zu treffen hat, ablenken. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Tun wir ja gar 
nicht!) 

Man darf nicht davon ablenken, daß vor einer sol-
chen Entscheidung des Deutschen Bundestages 
keine vollendeten Tatsachen geschaffen werden 
dürfen. 

Weil wir in dieser Sache Klarheit wollen, bitten 
wir Sie um Zustimmung zu unserem Antrag. Wir 
würden, wenn Sie diesem Antrag nicht zustimmen, 
daraus auch eine Ablehnung in der Sache ableiten 
müssen und daraus wiederum politische Konse-
quenzen in unserer Beurteilung Ihrer Politik zie-
hen. — Danke sehr. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Vizepräsident Wurbs: Das Wort hat der Abgeord-
nete Dr. Todenhöfer. 

Dr. Todenhöfer (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Die CDU/CSU

-

Fraktion bittet den Deutschen Bundestag, ihrem 
Antrag zuzustimmen. Er entspricht präziser als der 
SPD-Antrag Buchstaben und Geist des NATO-Dop-
pelbeschlusses sowie unserer Verfassung, die nicht 
nur ein souveränes Parlament, sondern auch eine 
handlungsfähige Regierung fordert. 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Die Bundesregierung und die CDU/CSU werden 
keiner Debatte und keiner Abstimung im Deut-
schen Bundestag ausweichen. 

(Duve [SPD]: Hört! Hört!) 

Niemand wird die Rechte des Deutschen Bundes-
tages in irgendeiner Weise beschneiden. Bundes-
kanzler Kohl hat dies in seinem Brief an den Vorsit-
zenden der SPD-Fraktion mit großer Deutlichkeit 
zum Ausdruck gebracht. Dieser Brief zeigt, wie 
ernst es der Bundesregierung ist, noch in diesem 
Jahr zu einem Verhandlungsergebnis zu kommen. 
Wir wollen alle Verhandlungschancen in Genf voll 
ausschöpfen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Niemand ist andererseits berechtigt, die Rechte 
der Bundesregierung zu beschränken. Die Bundes-
regierung hat durch den NATO-Doppelbeschluß, 
der einen auflösend-bedingten Beschluß der Statio-
nierung beinhaltet, nicht nur die Fähigkeit, sondern 
auch das Recht und die Pflicht zum Handeln. 

(Schily [GRÜNE]: Also auflösend bedingt, 
nicht aufschiebend?) 

Die Bundesregierung wird den NATO-Doppel

-

beschluß konsequent und zeitgerecht verwirkli

-

chen, wie das der Deutsche Bundestag in seiner 

Entschließung am 26. Mai 1981 mit überwältigender 
Mehrheit, auch mit den Stimmen der SPD, gefor-
dert hat. 

Wir nehmen zustimmend von der Absicht der 
Bundesregierung Kenntnis, daß vor jener vom Bun-
deskanzler angekündigten Beratung des Bundesta-
ges im November weder Pershing-II-Raketen noch 
Marschflugkörper noch Teile davon stationiert wer-
den. Damit wird dem Parlament die Gelegenheit 
gegeben, diesen gesamten Fragenkomplex ausführ-
lich zu erörtern. 

Führende Politiker der SPD haben in den vergan-
genen Wochen und Monaten ständig neue Angriffe 
auf den NATO-Doppelbeschluß und auf die gesamte 
westliche Bündnispolitik unternommen, obwohl alle 
entscheidenden Punkte der westlichen Verhand-
lungsposition in Genf 

(Zuruf des Abg. Dr. Marx [CDU/CSU]) 

bis in die einzelnen Formulierungen mit der frühe-
ren SPD-Regierung bis zum 1. Oktober 1982 abge-
stimmt wurden. Es ist ein bewußter und gezielter 
Angriff auf den NATO-Doppelbeschluß, wenn füh-
rende Sozialdemokraten eine Einbeziehung der 
französischen und britischen Systeme in die Genfer 
Mittelstreckenverhandlungen fordern. 

(Dr. Ehmke [SPD]: Das hat nie jemand ge

-

fordert!) 

— Dann müssen Sie Ihren Kollegen Bahr etwas 
genauer lesen, Herr Ehmke. 

Wer die Einbeziehung der interkontinental-stra-
tegischen Raketen Frankreichs und Großbritan-
niens in die Genfer Verhandlungen fordert, kommt 
dem zentralen Ziel der Sowjetunion entgegen, lang-
fristig alle Nuklearwaffen der USA aus Europa zu 
verdrängen und Europa von den Vereinigten Staa-
ten militärisch abzukoppeln. 

(Abg. Voigt [Frankfurt] [SPD] meldet sich 
zu einer Zwischenfrage) 

Vizepräsident Wurbs: Herr Abgeordneter, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Voigt? 

Dr. Todenhöfer (CDU/CSU): Herr Präsident, ange-
sichts der fortgeschrittenen Zeit und angesichts der 
Tatsache, daß der Kollege Voigt gerade gesprochen 
hat, möchte ich im Interesse des Hauses darauf ver-
zichten. 

Es ist ein bewußter und gezielter Angriff auf den 
NATO-Doppelbeschluß, wenn die SPD in ihrem An-
trag vom 15. Juni dieses Jahres, unterschrieben von 
Hans-Jochen Vogel, die Auffassung vertritt, daß be-
reits eine „substantielle Reduzierung" der sowjeti-
schen Mittelstreckenraketen „eine Reaktion der 
NATO überflüssig mache". Das stammt von Ihnen, 
Herr Ehmke. Das ist die sogenannte Null-Plus-
Lösung, Null im Westen und Null-Plus in der So-
wjetunion. Die SPD akzeptiert damit ein Monopol 
der Sowjetunion im Bereich der Mittelstreckenra-
keten größerer Reichweite. Sie ist bereit, der So-
wjetunion die SS 20 als Hegemonialwaffe gegen un- 
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ser Land zuzugestehen. Das werden wir nicht ak-
zeptieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von 
der SPD) 

Was Herr Vogel zusammen mit Herrn Ehmke hier 
fordert, ist der Tiefpunkt sozialdemokratischer Rü-
stungskontrollpolitik und Sicherheitspolitik. Es ist 
der Abschied von der Gleichgewichtspolitik Helmut 
Schmidts. 

(Zurufe von der SPD und den GRÜNEN) 

Es ist ein bewußter und gezielter Angriff auf den 
NATO-Doppelbeschluß, wenn führende Sozialdemo-
kraten ein Moratorium, eine Verschiebung der Sta-
tionierung der westlichen Waffen auf einen Zeit-
punkt nach 1983 fordern. 

(Zurufe von der SPD — Gegenrufe von der 
CDU/CSU) 

Durch eine Verschiebung der etwaigen Stationie-
rung über Ende 1983 hinaus würde der Zwang von 
der Sowjetunion genommen, in Genf endlich wirk-
lich über die Abrüstung der SS 20 zu verhandeln. 
Die sowjetische Überlegenheit würde dadurch fest-
geschrieben. 

Die SPD weiß genau, daß die Vorarbeiten in Genf 
einen Stand erreicht haben, der es möglich machen 
würde, einen Vertrag in wenigen Tagen unter-
schriftsreif zu machen. Das einzige Hindernis für 
einen Vertragsabschluß in Genf ist zur Zeit die 
mangelnde politische Bereitschaft der sowjetischen 
Führung, die westlichen Sicherheitsinteressen ge-
nauso ernst zu nehmen wie ihre eigenen Sicher-
heitsinteressen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord

-

neten der FDP) 

Es ist im Grunde ein Skandal, daß ausgerechnet 
Herr Bahr in steter Regelmäßigkeit den Verhand-
lungswillen der USA in Zweifel zieht. Egon Bahr 
hat als Vorsitzender des Rüstungskontrollausschus-
ses wie kein anderer Einblick auch in vertrauliche 
Verhandlungsvorgänge der Genfer Verhandlungen. 
Keiner weiß besser als Herr Bahr, daß es die So-
wjetunion ist, die einen erfolgreichen Vertragsab-
schluß in Genf blockiert, und nicht die Vereinigten 
Staaten. 

Diese ständigen gezielten und gewollten Angriffe 
führender SPD-Politiker auf den NATO-Doppel-
beschluß sind nicht irgendwelche Verhandlungsva-
rianten, sondern sind Angriffe auf die Fundamente, 
auf die Grundlagen des NATO-Doppelbeschlusses 
und seinen Versuch, tatsächlich Abrüstung zu errei-
chen. Die SPD gefährdet damit in massiver Weise 
die Abrüstungschancen des Westens in Genf. Nicht 
die USA gefährden einen Erfolg in Genf, sondern 
die SPD gefährdet die Genfer Abrüstungsverhand-
lungen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Verhandlungsposition in Genf wäre einfacher 
und die Abrüstungschancen des Westens wären 
größer, wenn die SPD mit demselben Nachdruck, 
mit dem sie gegen die westliche Nachrüstung jetzt 

kämpft, gegen die östliche Vorrüstung kämpfen 
würde. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von 
der SPD) 

Wenn es der SPD in erster Linie um Abrüstung 
ginge, hätte sie heute an dieser Stelle wie die CDU/ 
CSU ein klares Bekenntnis zum NATO-Doppel-
beschluß gegeben. Aber es geht der SPD in dieser 
Frage nicht in erster Linie um Abrüstung. Es geht 
der SPD in erster Linie darum, den Anschluß an die 
sogenannten Friedensbewegungen zu finden und 
einen gemeinsamen Nenner zur Lösung ihrer in-
nerparteilichen Probleme und Schwierigkeiten zu 
finden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die SPD-Führung ordnet damit die Abrüstungspoli-
tik unseres Landes der Parteitaktik unter. Hier 
liegt das Versagen der SPD-Führung. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Da geht 
Fraktion vor Nation!) 

Einige Sozialdemokraten gefährden mit ihren 
Äußerungen auch den inneren Frieden in unserem 
Land. 

(Zuruf des Abg. Duve [SPD]) 

Wenn Herr Lafontaine den Generalstreik gegen die 
Stationierung westlicher Waffen fordert, dann ist 
das ein Angriff auf die Grundlagen der parlamenta-
rischen Demokratie. 

(Schily [GRÜNE]: Na! Na!) 

Und wenn Herr Bahr am 8. Februar 1983 in Cuxha-
ven laut einem in der „FAZ" wiedergegebenen Zitat 
der Zeitschrift „Mediatus" sagt — ich zitiere —: 

(Duve [SPD]: Das ist eine Denunziation!) 

Wir werden einen Widerstand auf der Straße 
entfachen, der die Stationierung der Nachrü-
stungswaffen politisch undurchführbar ma-
chen wird, 

(Schily [GRÜNE]: Verstößt das gegen die 
Verfassung?) 

dann gefährdet er den inneren Frieden in unserem 
Land. Und Herr Bahr weiß das. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf des 
Abg. Duve [SPD]) 

Der Westen braucht in der jetzigen kritischen 
Phase der Verhandlungen in Genf vor allem Ent-
schlossenheit und Geschlossenheit. Wir bieten der 
Sowjetunion nach wie vor die weltweite Null-Lö-
sung an. Die Sowjetunion kann morgen den Ver-
zicht auf die westliche Nachrüstung haben, wenn 
sie heute weltweit ihre SS 20 verschrottet. Wir bie-
ten der Sowjetunion darüber hinaus, falls sie sich 
zu einer beiderseitigen Null-Lösung zur Zeit nicht 
entschließen will, eine Zwischenlösung an, die sich 
an folgenden Kriterien orientieren muß. 

Erstens. Für die USA und die Sowjetunion müs-
sen gleiche Rechte und gleiche Obergrenzen gel-
ten. 
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Zweitens. Französische und britische Systeme 

können bei den INF-Verhandlungen nicht ange-
rechnet werden. 

(Zuruf von der SPD) 

Drittens. Die abzubauenden SS 20 dürfen nicht 
von Europa nach Fernost verlagert werden. Sie 
müssen verschrottet werden. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: So ist es!) 

Viertens. Die Mischung von Pershing II und land-
gestützten Marschflugkörpern, der „freedom to 
mix", muß beibehalten werden. Der Westen kann 
auf die Pershing, so lange die Bedrohung durch die 
SS 20 fortdauert, 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Immer wird der 
Paul Nitze hier kritisiert!) 

nicht verzichten. 

(Zuruf des Abg. Dr. Ehmke [SPD]) 

Nur die Pershing stellt eine der SS 20 gleichwertige 
Waffe dar. 

Unsere Sicherheitspolitik mit ihren tragenden 
Säulen auf der einen Seite Verteidigungspolitik, auf 
der anderen Seite Abrüstungspolitik und Rüstungs-
kontrollpolitik, ist Kriegsverhinderungspolitik. Wir 
wollen nicht nur atomare Kriege unmöglich ma-
chen. Wir wollen alle Kriege zwischen Ost und West 
unmöglich machen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Konventionelle Kriege sind im 20. Jahrhundert 
für die Betroffenen nicht menschlicher als nukleare 
Kriege. Es ist menschlicher, mit unmenschlichen 
Waffen Kriege zu verhindern, als mit sogenannten 
menschlichen Waffen Kriege zu führen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Ehmke 
[Bonn] [SPD]: Wenn es klappt! — Schily 

[GRÜNE]: Lieber tot als rot!) 

Das ist die Strategie der NATO. Die NATO hat in 
diesem Punkt die volle Unterstützung der CDU/ 
CSU. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Aber nicht mehr 
der Bevölkerung!) 

— Nicht mehr der GRÜNEN. 

Lassen Sie mich einen Satz an die Adresse der 
GRÜNEN sagen: 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Das ist keine Adres

-

se!) 

Für die CDU/CSU ist der Frieden in Freiheit in der 
Tat das höchste Gut, aber gerade deshalb lassen wir 
keine Experimente mit dem Frieden zu. 

(Schily [GRÜNE]: Überlegen Sie sich noch 
einmal sehr gründlich, was Sie da gesagt 

haben!) 

— Wir spielen nicht Russisch Roulette mit dem 
Frieden und der Sicherheit der Menschen unseres 
Landes. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wir wollen darüber hinaus mit unserer Politik 
des Gleichgewichts die innere Freiheit unseres 

Landes von jeder Art von Erpressung schützen. Wir 
wollen nicht nur in Frieden leben, wir wollen auch 
in Freiheit leben. Die CDU/CSU wird die Bundesre-
gierung bei allen Entscheidungen, die sie im Herbst 
zur Wahrung des Friedens und der Freiheit unseres 
Landes trifft, geschlossen unterstützen. Wir wissen, 
daß der Frieden und die Freiheit bei dieser Regie-
rung in guten Händen sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Wurbs: Das Wort hat der Abgeord-
nete Vogt (Kaiserslautern). 

Vogt (Kaiserslautern) (GRÜNE): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich 
wende mich hier ganz im Sinne des Herrn Bundes-
kanzlers von diesem Mikrophon aus an die größte 
Friedensbewegung aller Zeiten, nämlich an das frie-
densbewegte Volk in seiner Gesamtheit. Abgekürzt 
heißt das übrigens GröFaZ. Die Älteren werden mit 
diesem Begriff etwas verbinden. 

(Zurufe von der CDSU/CSU und der FDP) 

— Es ist eben in diesem Zusammenhang 

(Cronenberg [Arnsberg] [FDP]: Eine Flege

-

lei!) 

sympathisch, wenn wir diese Bedeutungswandlung 
einer Abkürzung hier erleben. 

(Zurufe von der CDU/CSU und der FDP) 

Zur Sache. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Endlich!) 

Die Fraktion DIE GRÜNEN im Bundestag wird der 
Beschlußempfehlung der SPD zustimmen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD — Zu- 
ruf von der CDU/CSU: Was Wunder!) 

Wir verhehlen allerdings nicht, daß wir mit dem 
zweiten Absatz der SPD-Resolution einige Pro-
bleme haben. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Macht 
nichts!) 

Es geht dabei vor allem um ein Problem, das wir 
grundsätzlich mit der Haltung der SPD gegenüber 
der NATO-Nachrüstung haben und das wir immer 
mit Ihnen hatten. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Diskutiert 
das doch unter euch aus!) 

Wir sind nämlich der Meinung, daß unter keinen 
Umständen stationiert werden darf. Die SPD sagt, 
die Stationierung neuer Mittelstreckenraketen solle 
durch die Verhandlungen überflüssig gemacht wer-
den. Wir haben auf unterschiedlichen Ebenen der 
Argumentation immer wieder betont, daß die Sta-
tionierung dieser Waffen überflüssig ist. Der Kol-
lege Bastian hat hier zweimal eindringlich die mili-
tärstrategischen Gründe für unsere Haltung darge-
legt. Herr Schily, Petra Kelly und ich haben aufzu-
zeigen versucht, daß der von der NATO geplante 
Rüstungsschritt ethisch und politisch unter keinen 
Umständen zu verantworten ist. 
Darüber hinaus habe ich versucht, liebe Kollegin-

nen und Kollegen von der CDU, Ihnen den Gedan- 
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ken Ihres Parteifreundes Franz Alt nahezubringen, 
der angesichts des Abgrundes, an dem die Mensch-
heit steht, ein einseitiges Anhalten im Wettrüsten 
fordert. Franz Alt — das haben wir ja hier schon 
mehrfach besprochen — fordert eindringlich, auf 
die sogenannte NATO-Nachrüstung zu verzichten. 

Wir haben schließlich mit unserem Entschlie-
ßungsantrag vom 15. Juni darauf aufmerksam ge-
macht — der Kollege Bastian hat das hier begrün-
det —, daß eine Verhandlungsposition des Westens 
gegenüber der Sowjetunion, die die englischen und 
französischen Mittelstreckenraketen unberücksich-
tigt läßt, von vornherein unseriös ist. Eine solche 
Eröffnung des Raketenpokers erweckt den Ein-
druck, daß die Verhandlungen auf Mißerfolg pro-
grammiert sind und daß es nur noch darum geht, 
den Schwarzen Peter für das Scheitern der anderen 
Seite zuzuschieben. 

Wir hatten lange schon die Vermutung, daß es in 
der Auseinandersetzung um den NATO-Beschluß 
vom 12. Dezember 1979 auf der Seite der Befürwor-
ter dieses NATO-Beschlusses zwei Fraktionen gibt, 
eine Abrüstungsfraktion und eine Nachrüstungs-
fraktion. Die Nachrüstungsfraktion will, daß ver-
handelt und nachgerüstet wird, die Abrüstungsfrak-
tion sieht in der Vorankündigung der Stationierung 
neuer Waffensysteme tatsächlich einen Hebel, mit 
dem man die andere Seite zur Abrüstung drängen 
könnte. Die Nachrüstungsfraktion steht dem Stre-
ben nach Dominanz der zur Zeit herrschenden 
Kreise der USA nahe. Die Abrüstungsfraktion ist 
zumindest gutgläubig in der Annahme, endlich ein 
Instrument gefunden zu haben, mit dem man die 
Abrüstung der anderen Seiten erzwingen kann. Die 
Nachrüstungsfraktion wird sich in diesem Hause 
vermutlich um den Antrag der CDU/CSU und FDP 
scharen, die Abrüstungsfraktion wird für den An-
trag der SPD stimmen. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Warum behaupte ich, daß die Befürworter des 
Nachrüstungsteils dem Koalitionsantrag näherste-
hen als dem Verhandlungsteil? Schauen Sie sich 
den Wortlaut des Antrags der Koalitionsparteien 
genau an. Der Bundestag soll, nachdem er die Stel-
lungnahme der Bundesregierung gehört hat — ich 
zitiere wörtlich —: 

zu der Frage Stellung nehmen, ob Anlaß be-
steht, von der im Dezember 1979 beschlossenen 
Stationierung ganz oder teilweise abzugehen. 

Die Stationierung, so wird in dem Antrag deutlich, 
ist für die CDU/CSU und FDP also beschlossene 
Sache, von der sie nur ausnahmsweise abgehen 
werde. 

Diese Haltung in Verbindung mit der unseriösen 
Genscherschen Null-Null-Ausgangsposition 

(Zuruf von der FDP: Was?) 

in Genf zeigt, daß der NATO-Beschluß für die Nach-
rüstungsfraktion nur der Hebel für die Durchset-
zung der Stationierung neuer Mittelstreckenrake-
ten in Europa ist. Die Verhandlungen sind, so gese-
hen, nur ein internationaler Anwendungsfall des-
sen, was Niklas Luhmann „Legitimation durch Ver

-

fahren" nennt. Um das etwas näher zu begründen: 
das Verhältnisse, Tatbestände, die eigentlich von 
der Substanz her nicht mehr legitimierbar sind, 
durch die Verstrickung in bestimmte Verfahren 
pseudolegitimiert werden. 

(Zuruf des Abg. Möllemann [FDP]) 

Das Tragische an der Position der Abrüstungs-
fraktion ist, daß sie wenig Aussichten auf Erfolg 
hat. Sie ist der vorläufig letzte Anwendungsfall der 
Formel „abrüsten durch aufrüsten", diesmal — das 
sei den Gutgläubigen in dieser Fraktion, der Abrü-
stungsfraktion zugestanden —, in der Form von 
Blueprint gegen Hardware. Die Formel „aufrüsten, 
um abzurüsten" hat aber nie zu wirklicher Abrü-
stung geführt. Ich kenne in der Geschichte auch 
keinen Fall, in dem Verhandlungen zu wirklicher 
Abrüstung geführt haben. Friedensforscher haben 
sogar festgestellt, daß bevorstehende Verhand-
lungsrunden ähnliche Rüstungsschübe auslösen 
können wie früher Kriege. Das Ziel dabei ist, über 
mehr Manövriermasse in den Verhandlungen zu 
verfügen. Möglicherweise liegt hier eine Teilerklä-
rung für die hektische Stationierung der SS 20 
durch die Sowjetunion, die j a auch einem Egon 
Bahr unerklärlich erscheint. 

Carl Friedrich von Weizsäcker, der nie an die 
Chance einer Abrüstung durch Abrüstungsverhand-
lungen geglaubt hat, meint in seinen persönlichen 
Notizen vom November 1979, die er dann nachträg-
lich in der „Zeit" vom 22. Mai 1981 veröffentlicht hat 
— damals —, diesmal sei eine andere Lage, die in 
sich die Chance erfolgreicher Abrüstungsverhand-
lungen berge. — Ich teile diese Auffassung nicht. 
Und Weizsäcker ist auch die Begründung für seine 
neue Lagebeurteilung schuldig. 

Ich verstehe aber, wieso sich manche Politiker so 
lange an die Variante „Abrüsten durch Aufrü-
stungsdrohung" geklammert haben. Sie sollten je-
doch zur Kenntnis nehmen, daß allein schon die 
Androhung der Stationierung in der Sowjetunion 
neue Aufrüstungsimpulse bewirkt und im War-
schauer Pakt eine Debatte in Gang gesetzt hat, die 
im Falle der NATO-Stationierung in die Vorverlage-
rung schon vorhandener Raketensysteme wie etwa 
der SS 22 nach Westen münden wird. 

Die Gefahr der atomaren Vernichtung Mitteleu-
ropas nimmt damit zu. Die Blockgrenze wird heißer 
— nicht so heiser, wie ich jetzt hier auf Grund einer 
Erkältung bin, sondern heißer. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Spaßvogel!) 

Immer mehr Menschen in Europa, auch immer 
mehr Menschen in beiden Deutschlands, spüren, 
daß wir uns mit allen Kräften, mit vollem Einsatz 
dieser Entwicklung entgegenstemmen wollen. Die 
Friedensbewegungen in der Bundesrepublik und in 
der DDR, beide Friedensbewegungen, verstehen zu-
nehmend die beiden Deutschlands als eine Gefah-
rengemeinschaft. Sie spüren, daß wir gemeinsam 
den Regierungen in den Arm fallen müssen, die, 
statt wirklich Abrüstung zu betreiben, immer mehr 
aufrüsten. Und genau das haben wir z. B. Herrn 
Honecker auf seinen Brief geschrieben, den er an 
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uns nach unserer Aktion auf dem Alexanderplatz 
gerichtet hatte. 

Meine Damen und Herren, das Konzept der 
gleichartigen, ausgewogenen und gleichzeitigen 
kontrollierten Abrüstung hat genausowenig funk-
tioniert wie jemals zwei verklemmt-höfliche Deut-
sche gemeinsam durch eine Tür kommen. 

Genauso ist jetzt schon abzusehen, daß das Kon-
zept der Abrüstung durch Rüstungsandrohung oder 
durch Nachrüstungsdrohung im Scheitern begriffen 
ist. Anders gesagt: Wenn Sie mehrmals im Leben 
versucht haben, ein Haus zu bauen und jedesmal 
festgestellt haben, daß daraus keine vernünftige 
Konstruktion geworden ist, werden Sie sich auch 
einen neuen architektonischen Plan ausdenken 
müssen. 

(Duve [SPD]: Arche Noah!) 

Das wäre zumindest eine vernünftige Haltung. 

Wir meinen, daß, nachdem niemals in der Ge-
schichte im Zusammenhang mit Verhandlungen 
tatsächlich Abrüstung zustandegekommen ist, end-
lich neue Wege beschritten werden müssen. Ein 
neuer Ansatz wäre die Politik der kalkulierten Vor-
leistungen. Danach macht mein Land eine Abrü-
stungsmaßnahme nicht von der Bedingung abhän-
gig, daß die andere Seite ebenfalls abrüstet, son-
dern es kündigt die Maßnahme an und vollzieht die-
se, bringt aber in diesem Zusammehang die klare 
Erwartung zum Ausdruck, daß die andere Seite in 
absehbarer Zeit — der zeitliche Rahmen kann dann 
benannt werden — eine gleichartige Maßnahme 
vollzieht. Das kann zu einer Deeskalation der Rü-
stung oder, wenn man es etwas optimistischer be-
schreibt, zumindest zu einer wechselseitigen Ermu-
tigung der Tauben in beiden Lagern führen. 

Meine Damen und Herren, dieser Gedanke der 
Politik der kalkulierten Vorleistungen, der 1979 
erstmals in der Ökologiebewegung und in kirchen-
nahen Gruppen Fuß gefaßt hat, wird inzwischen 
auch von nachdenklich gewordenen Militärs unter-
stützt. So sagte vor wenigen Tagen der Vorsitzende 
des NATO-Militärausschusses, Admiral Robert 
Falls, es sei nicht gelungen, die Rüstungsspirale un-
ter Kontrolle zu bringen, doch halte er es nicht für 
ausgeschlossen — ich zitiere ihn —, wieder zu ei-
nem niedrigerem Niveau zurückzufinden. Wenn der 
Westen ernsthaft prüfe, was er zur Gewährleistung 
seiner Sicherheit benötige, könne er sehr leicht zu 
dem Ergebnis kommen, das einseitige Reduzierun-
gen ohne Beeinträchtigung der Abschreckung mög-
lich seien, meint Falls. 

Sie wissen, daß wir auch dem Konzept der Ab-
schreckung mißtrauen. Ich möchte aber gleichwohl 
hier diesen aus seinem Amt scheidenden Admiral 
zitieren, der immerhin dem Gedankengang der Po-
litik der kalkulierten Vorleistungen folgt. Er 
schließt nämlich: Auf diese Weise könnte der So-
wjetunion gezeigt werden, daß beide Seiten in der 
Lage seien, die Ausweitung der nuklearen Rüstung 
zu stoppen. 

Falls bezieht seine Empfehlungen insbesondere 
auf die nuklearen Gefechtsfeldwaffen und befindet 

sich damit nach neuen Äußerungen — zumindest 
nach denen, die man so hört — auch in Überein-
stimmung mit dem ehemaligen Bundeskanzler Hel-
mut Schmidt, der j a meint, daß eine Reduzierung 
der 6 000 Gefechtfeldwaffen auf 3 000 ohne weiteres 
verkraftbar sei. 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Wissen Sie, daß wir 
1 000 zurückgenommen haben?) 

— Ich weiß das, aber ich weiß auch, daß der Westen 
damals nicht die geringste Anstrengung unternom-
men hat, das als eine kalkulierte Vorleistung auszu-
weisen, weil die damalige SPD-Regierung — so war 
die Einschätzung — Angst hatte, u. a. auf Grund der 
Stimmung, die Sie zum Teil im Lande verbreitet 
haben, sich zu dieser Maßnahme zu bekennen. 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Aber deren Propa

-

ganda nach innen war immer gut!) 

Ein derartiges Konzept der Vorleistung auf ei-
nem Gebiet kann natürlich nur dann Wirkungen 
entfalten, wenn nicht gleichzeitig auf einem ande-
ren Waffengebiet aufgerüstet oder neu stationiert 
wird, d. h. das, was der demnächst aus seinem Amt 
scheidende Admiral Falls vorschlägt, kann nur 
dann ein Klima des Vertrauens und der Hoffnung 
schaffen, wenn auf die sogenannte NATO-Nachrü-
stung verzichtet wird. Die Verhinderung der Rake-
tenaufstellung ist beileibe noch keine Abrüstung. 
Sie ist nur ein Anwendungsfall des „bis hierher und 
nicht weiter". Sie ist die Notbremse, die wir ziehen 
müssen. 

In diesem Parlament können wir, indem wir auf 
dem selbstverständlichen Recht des Parlaments be-
harren, die Verhandlungsergebnisse von Genf zu 
bewerten, lediglich dafür sorgen, daß für die gesell-
schaftliche Vernunft, die auf die Abrüstung drängt, 
eine Gasse offen bleibt. Herr Möllemann hat uns 
noch rechtzeitig daran erinnert — insofern bin ich 
ihm dankbar —, daß die Mehrheitsverhältnisse in 
diesem Hause so sind, daß natürlich auch nach ei-
ner Bewertung der Genfer Verhandlungen wohl mit 
einer Stationierungsentscheidung zu rechnen ist. 
Deshalb kann der Schwerpunkt unseres Widerstan-
des gegen die unselige Raketenstationierung nur 
außerhalb des Parlamentes liegen. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Aha! — Dr. 
Marx [CDU/CSU]: Ein echter Demokrat!) 

Jeder in der Friedensbewegung muß prüfen, wie er 
in den nächsten Monaten den Schwerpunkt dieser 
Aktionen außerhalb des Parlamentes setzt. Mein 
persönlicher Beitrag besteht darin, daß ich auf den 
Urlaub, auf die Ferien verzichte, weil ich meine, daß 
wir in der Friedensbewegung alle Kraft zusammen-
nehmen müssen, um die notwendige Koordination 
der Aktionen im Herbst im Sinne gewaltfreier di-
rekter Aktionen zu leisten. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Ich tue das auch aus Respekt vor denjenigen, die 
uns vor einigen Tagen besucht haben. Zu ihnen 
gehörte die Vorsitzende der französischen Grünen 
Solange Fernex, die zusammen mit anderen, einer 
internationalen Gruppe, beschlossen hat, ab 6. Au- 
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Vogt (Kaiserslautern) 
gust, also dem Hiroshima-Tag, in ein unbegrenztes 
Fasten einzutreten. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 
Diese Gruppe,  die diese Entscheidung getroffen hat 
und sicher der Unterstützung der gesamten großen 
Friedensbewegung des deutschen Volkes bedarf, 
hat dabei folgende Ausgangspositionen. 
Erstens sagt sie, daß wir das, was Gandhi uns 

gelehrt hat, heute gebrauchen können, um den 
Atomkrieg zu verhindern. 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Darüber reden wir 
das nächste Mal!) 

Vizepräsident Wurbs: Herr Abgeordneter, ich bitte 
doch, zum Schluß zu kommen. 

Vogt (Kaiserslautern) (GRÜNE): Nach meinen In-
formationen habe ich 15 Minuten Zeit, und die sind 
noch nicht abgelaufen. 

Vizepräsident Wurbs: Die 15 Minuten sind abge-
laufen. Sie haben schon eine Minute überzogen, 
wenn ich Sie darauf aufmerksam machen darf. 

Vogt (Kaiserslautern) (GRÜNE): Okay. 
Herr Präsident, ich habe in der Debatte des heuti-

gen Tages den Eindruck gewonnen, daß wir in der 
Bundesrepublik vielleicht die intellektuelle Fähig-
keit entwickelt haben — aber es sind mir Zweifel 
gekommen, als ich Herrn Geißler hörte —, eine 
Machtergreifung eines Hitlers oder einen Zweiten 
Weltkrieg zu verhindern, ... 

Vizepräsident Wurbs: Herr Abgeordneter, ich bitte, 
zum Schluß zu kommen. 

Vogt (Kaiserslautern) (GRÜNE): ... daß wir aber 
möglicherweise noch nicht über genügend politi-
sche Reife verfügen, um einen dritten Weltkrieg zu 
verhindern. 

Vizepräsident Wurbs: Herr Abgeordneter, kommen 
Sie zum Schluß. 

Vogt (Kaiserslautern) (GRÜNE): Ich meine — ich 
komme zum Schluß — , daß wir in den nächsten 
Monaten ... 

Vizepräsident Wurbs: Herr Abgeordneter, ich muß 
Ihnen sonst das Wort entziehen. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Vogt (Kaiserslautern) (GRÜNE): ... in der Frie-
densbewegung alle Kraft zusammennehmen müs-
sen, um diesem fatalen Schicksal zu entgehen. — 
Danke schön. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Wurbs: Das Wort hat der Abgeord-
nete Ronneburger. 

Ronneburger (FDP): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Ich bin in die Debatte des heuti-
gen Abends nicht in der Erwartung gegangen, daß 
es eine Fortsetzung der sicherheitspolitischen De

-

batte der vergangenen Woche geben würde, son-
dern daß wir uns exakt mit den vier vorliegenden 
Anträgen befassen würden, über die wir anschlie-
ßend abzustimmen haben. 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Ich bitte jedoch um Verständnis, daß ich einige 
grundsätzliche Bemerkungen vorwegschicken muß, 
damit die Ausgangspositionen nach allem, was hier 
gesagt worden ist, klar sind. 

Ich verweise zunächst auf eine Entscheidung 
meiner Partei, der sich die Bundestagsfraktion der 
FDP angeschlossen hat, die sogenannte Wiesbade-
ner Erklärung, und zitiere daraus einen einzigen 
Absatz. Es heißt dort: 

Wir sind der Meinung, daß der Abschluß eines 
Gewaltverzichtsvertrags, an dem alle Mitglied-
staaten der NATO und des Warschauer Pakts 
teilnehmen, der aber auch für die anderen Un-
terzeichnerstaaten der Schlußakte von Hel-
sinki offen ist und der für jeden Unterzeichner 
gegenüber jedem anderen Unterzeichner gilt, 
ein wichtiger Beitrag zum Frieden sein kann, 
wenn er das Verhalten der Unterzeichnerstaa-
ten in allen Teilen der Welt bestimmt. 

(Beifall bei der FDP) 

Wir bekennen uns zu einer aktiven Friedenspoli-
tik. Ich glaube, das ist als Grundregel für alles, was 
wir sicherheitspolitisch und zur Bewahrung des 
Friedens zu sagen und zu tun vermögen, wirklich 
eine gute Grundlage. 

Ich muß dann noch eine zweite Bemerkung zu 
den „kalkulierten Vorleistungen" machen, von de-
nen eben die Rede war. Im Zusammenhang mit 
dem NATO-Doppelbeschluß ist seinerzeit beschlos-
sen worden, 1 000 Gefechtsköpfe aus Mitteleuropa 
abzuziehen, in der Erwartung, daß die Sowjetunion 
entsprechend verfahren würde. Der Westen hat dies 
nicht nur angekündigt, er hat es getan; die Gegenre-
aktion auf sowjetischer Seite steht bis heute aus, 
meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Ich verwahre mich nachdrücklich dagegen, daß 
hier im Bundestag eine Unterscheidung nach Abrü-
stungs- und Nachrüstungsfraktionen vorgenommen 
wird. Ich frage einmal wirklich in aller Entschie-
denheit: Was wäre denn nach alter Übung die Alter-
native zum Doppelbeschluß gewesen? Diese Alter-
native wäre, daß wir heute überhaupt keinen Grund 
mehr hätten, über diese Frage zu diskutieren, weil 
seit 1979 automatisch nachgerüstet worden wäre. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Das war das Prinzip, das bis zum NATO-Doppel-
beschluß gegolten hat, nämlich Gleichgewicht 
durch entsprechende Rüstung auf beiden Seiten si-
cherzustellen. Der Doppelbeschluß ist der erste 
wirklich ernsthafte Versuch, dieses Prinzip zu 
durchbrechen und Gleichgewicht durch Beseitigung 
bereits vorhandenen Rüstungspotentials herzustel-
len. 
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Ronneburger 
Das sind die Ausgangspositionen, von denen wir 

die vorliegenden Anträge zu beobachten haben. 

Ich komme zunächst zum Antrag der SPD zum 
Ergebnis der NATO-Konferenz am 9. und 10. Juni. 
Meine Damen und Herren von der SPD-Fraktion, 
ich sage Ihnen: Es ist natürlich Ihr gutes Recht, 
Anträge zu stellen, die das Gegenteil dessen inten-
dieren, was Sie als Fraktion mit Regierungsbeteili-
gung politisch vertreten haben. Aber ich glaube 
doch, daß man den zweiten Absatz Ihres Antrags 
einmal genauer ins Auge fassen muß, nämlich die 
Forderung nach einem Einfrieren der Atomwaffen 
beider Supermächte als einen wesentlichen Schritt 
zu erfolgreichen Abrüstungsverhandlungen. 

Grundlage der Regierungspolitik der soziallibera-
len Koalition, meine Damen und Herren, und 
Grundlage auch der Politik dieser Regierung und 
dieser Koalition ist aber nun einmal nicht das Ein-
frieren auf einem einmal erreichten Niveau, son-
dern ist der ernsthafte Versuch, Abrüstung tatsäch-
lich zu erreichen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Da Sie mit Ihrem Antrag ihre Möglichkeit in Frage 
stellen, werden wir diesen Antrag allerdings ableh-
nen. Das ist der Antrag auf Drucksache 10/152; da-
mit das exakt klar ist. 

(Duve [SPD]: Gefrorenes taut auch mal 
wieder auf!) 

Dem, Herr Kollege Duve, steht der Entschlie-
ßungsantrag der Koalitionsfraktionen gegenüber, 
der sich — das hat der Kollege Voigt vorhin erfreu-
licherweise exakt dargestellt und eingestanden — 
an  einem ganz bestimmten Punkt von Ihrem An-
trag unterscheidet, nämlich dadurch, daß er das 
Mittelstreckenproblem aus dem Zentrum aller 
Überlegungen herausnimmt und es in den Gesamt-
zusammenhang aller Abrüstungsbemühungen welt-
weit und mit zahlreichen Initiativen des Westens 
hineinstellt. 

(Beifall bei der FDP) 

Herr Kollege Voigt, an einem Punkt widerspreche 
ich Ihnen. Sie haben uns vorgeworfen, wir machten 
mit dieser Einbeziehung den Versuch, von dem Ge-
wicht der Mittelstreckenentscheidung abzulenken. 
Dies ist überhaupt nicht der Fall, wie Sie unschwer 
erkennen könnten, wenn Sie diesen Antrag noch 
einmal durchläsen. 

Ich bitte Sie deswegen sehr herzlich, bei diesen 
beiden Entschließungsanträgen zum Ergebnis der 
NATO-Konferenz Ihre Zustimmung aus einer gan-
zen Reihe von Gründen dem Antrag der Koalitions-
fraktionen zu geben, die auf diesen Gesamtzusam-
menhang hinweisen und die die Notwendigkeit 
weltweiter Entspannung und Friedenssicherung in 
einer ganz anderen Weise darstellen, als es in 
Ihrem Antrag getan wird. 

Die anderen beiden Anträge, über die wir heute 
abend eine Entscheidung zu treffen haben, sind der 
Antrag der SPD — Drucksache 10/191 — und der 
Antrag der Koalition — Drucksache 10/200 —. 

Beide Anträge stimmen in ihren ersten Absätzen 
geradezu nahtlos überein. 

(Unruhe) 

Vizepräsident Wurbs: Herr Abgeordneter, verzei-
hen Sie, daß ich Sie für einen Augenblick unterbre-
che. — Meine Damen und Herren, ich bitte, doch 
Platz zu nehmen. 

Ronneburger (FDP): Ich sage Ihnen hier das eine: 
Es ist das selbstverständliche Recht, ja es ist die 
Pflicht des Bundestages, über anstehende Entschei-
dungen nicht hinwegzugehen, sondern darüber zu 
diskutieren und mit der Mehrheit dieses Hohen 
Hauses Entscheidungen zu treffen. Wer hat denn je 
den Versuch unternommen, den Bundestag an die-
ser Möglichkeit zu hindern? Das ist eine Unterstel-
lung, die zurückgewiesen werden muß. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Zuruf des Abg. Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]) 

Meine Damen und Herren, wenn wir auf die Ver-
gangenheit zurückblicken, erkennen wir: Es ist 
heute nicht das erste Mal, daß wir uns über die 
Frage des Doppelbeschlusses und der möglichen 
Stationierung hier im Hohen Hause unterhalten. 
Ich darf vielleicht auch Sie, Herr Kollege Ehmke, an 
die Entschließung vom Mai 1981 erinnern, 

(Beifall bei der FDP) 

der ja auch eine ausführliche Diskussion dieses 
Problems vorangegangen ist. 

Ich halte es deswegen nur für selbstverständlich, 
daß der Deutsche Bundestag dieser Pflicht nach-
kommt. Ich mache dazu darauf aufmerksam, daß im 
Antrag der Koalitionsfraktionen allerdings von dem 
bis dahin erreichten Verhandlungsergebnis die 
Rede ist, was j a wohl heißt, daß auch dann, wenn 
Ende November das von uns allen angestrebte Ziel 
der Null-Lösung nicht erreicht sein sollte, die Ver-
handlungen damit nicht am Ende sein sollen. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Dies wird hiermit exakt ausgedrückt. Wir sollten 
von dieser Formulierung wirklich nicht abgehen, 
sondern sollten hier zum Ausdruck bringen, daß wir 
nicht glauben, daß es irgendeinen Punkt gibt, an 
dem Abrüstungsverhandlungen und Abrüstungsbe-
mühungen endgültig gescheitert wären. Eine solche 
Situation vermag ich mir allerdings nicht vorzustel-
len, weil sie so fatal, so fürchterlich wäre, daß wir 
alles Erdenkliche dagegen tun müssen. 

Deswegen heißt es hier, daß der Bundestag dazu 
Stellung nehmen soll, „ob Anlaß besteht, von der im 
Dezember 1979 beschlossenen Stationierung ganz 
oder teilweise abzugehen". Hier sage ich noch ein-
mal: Unser vordringliches Ziel ist das völlige Abge-
hen. Dies ist kein Nachrüstungs-, kein Aufrüstungs-
beschluß, sondern der Versuch, diese Stationierung 
wirklich überflüssig zu machen oder, falls es doch 
dazu kommt, eine Zwischenlösung zu erreichen. 
Der Bundestag wird dann alle Veranlassung haben, 
das in Aussicht Genommene tatsächlich zu be-
schließen. 
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Ronneburger 
Im Blick auf den zweiten Absatz, bei dem Herr 

Voigt zu Recht auf die Unterschiede in der Formu-
lierung hingewiesen hat, kann ich Ihnen nun aller-
dings doch nur mit einer gewissen Ironie, Herr 
Voigt, mit einer Frage antworten: Warum haben Sie 
zur Begründung Ihrer Formulierung nicht den ehe-
maligen Bundeskanzler oder den ehemaligen Ver-
teidigungsminister hier aufs Podium geschickt? 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Ich bin für ehrliche und klare Entscheidungen. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Wir auch!) 

Diese Entscheidungen lauten nach der Absicht der 
Koalitionsfraktionen, daß keine Stationierung statt-
findet, bevor der Bundestag beraten und beschlos-
sen hat. Aber: Wenn wir bei der Deutschlandpolitik, 
Herr Kollege, heute vormittag schon von Kontinui-
tät geredet haben, warum gibt es in diesem Punkt 
offenbar keine Kontinuität auf Ihrer Seite? 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Wir wollen — ich sage es noch einmal — Abrü-
stung, wir wollen nicht Aufrüstung. Wir wollen Ver-
handlungen bis zur letzten Möglichkeit, um dies zu 
erreichen. Wir werden den Bundestag weder von 
seiten der Regierung noch von seiten des NATO

-

Bündnisses vor eine irreversible Entscheidung stel-
len. Aber wir werden auf der anderen Seite auch 
darauf bestehen, daß Abrüstung allerdings kein 
einseitiges Vorgehen sein kann. Wir müssen unsere 
Stellung klar, deutlich und berechenbar durchhal-
ten, wenn die Verhandlungen in Genf Erfolg haben 
sollen. — Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Wurbs: Meine Damen und Herren, 
weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
schließe die Aussprache. 

Ich erteile dem Abgeordneten Schily das Wort zur 
Abgabe einer Erklärung nach § 31 der Geschäfts-
ordnung. 

Schily (GRÜNE): Ich werde der Drucksache 
10/191 — Antrag der Fraktion der SPD — zustim-
men. Ich möchte dazu kurz folgendes erklären: Ich 
betone nachdrücklich, daß die friedensgefährdende 
und völkerrechtswidrige Stationierung von Per-
shing-II-Raketen und Marschflugkörpern oder Tei-
len dieser Waffensysteme auch nach einer Ent-
scheidung des Deutschen Bundestages auf keinen 
Fall stattfinden darf. — Danke schön. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord

-

neten der SPD) 

Vizepräsident Wurbs: Meine Damen und Herren, 
wir kommen zur Abstimmung. 

Wir stimmen zuerst über den Zusatzpunkt 3 a ab. 
Der Auswärtige Ausschuß empfiehlt auf Druck-
sache 10/190, den Entschließungsantrag der Frak-
tion der SPD auf Drucksache 10/152 abzulehnen. Es 
ist deshalb über den Entschließungsantrag selbst 
abzustimmen. Wer dem Entschließungsantrag der 
Fraktion der SPD auf Drucksache 10/152 zuzustim-
men wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — 

Gegenstimmen? — Enthaltungen? — Der Antrag ist 
abgelehnt. 

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung über den 
Zusatzpunkt 3 b. Wer dem Antrag der Fraktion der 
SPD auf Drucksache 10/191 zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um das Handzeichen. — Gegenstim-
men? — Enthaltungen? — Der Antrag ist abge-
lehnt. 

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über den Zu-
satzpunkt 3 c. Wer dem Antrag der Fraktionen der 
CDU/CSU und der FDP auf Drucksache 10/200 
(neu) zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Gegenstimmen? — Enthaltungen? 
— Der Antrag ist angenommen. 

Es ist noch über den Zusatzpunkt 4 abzustimmen. 
Wer der Beschlußempfehlung des Auswärtigen 
Ausschusses auf Drucksache 10/196 zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — Ge-
genstimmen? — Enthaltungen? — Die Beschluß-
empfehlung des Ausschusses ist angenommen. 

Ich erteile dem Parlamentarischen Staatssekre-
tär Dr. Köhler das Wort zu einer Erklärung nach 
§ 32 der Geschäftsordnung. Die Erklärung liegt mir 
hier schriftlich vor. 

Dr. Köhler, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für wirtschaftliche Zusammenarbeit: Herr Prä-
sident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Mit Bezug auf die vorhin geführte UNCTAD-De-
batte und unter Berufung auf § 32 unserer Ge-
schäftsordnung darf ich folgende tatsächliche Er-
klärung abgeben: 

Botschafter Osman hat gestern mit deutschen 
Vertretern von Nicht-Regierungsorganisationen ein 
Gespräch geführt und dabei auf der Basis seiner 
Ausführungen im Plenum von UNCTAD VI die Po-
sition der Gruppe 77 erläutert. 

Botschafter Osman erklärte soeben dem deut-
schen Delegationsleiter, daß er Frau Gottwald in 
keiner Weise ermächtigt habe, in seinem Namen 
Erklärungen vor dem Deutschen Bundestag abzu-
geben. 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Hört! Hört! — Wei

-

tere Zurufe von der CDU/CSU) 

Er bedauert vielmehr, daß im deutschen Parlament 
durch eine ihm bislang nicht bekannte Fraktion 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

ein falscher Eindruck von der Position der Grup-
pe 77 vermittelt worden ist. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

Botschafter Osman hat ebenfalls vor wenigen Mi-
nuten gegenüber dem deutschen Delegationsleiter 
auf der UNCTAD VI-Konferenz ausdrücklich die 
konstruktive Haltung der deutschen Delegation bei 
den gegenwärtigen Verhandlungen in Belgrad her-
vorgehoben. 

Ich danke Ihnen, Herr Präsident. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und bei 
Abgeordneten der SPD) 
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Vizepräsident Wurbs: Meine Damen und Herren, 
ich rufe den Herrn Abgeordneten Duve wegen Ver-
wendung des Ausdrucks „Denunziant" zur Ord-
nung. 

Wir sind damit am Schluß unserer heutigen Ta-
gesordnung angelangt. 

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen 
Bundestages auf morgen, Freitag, den 24. Juni 1983, 
8 Uhr ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 20.42 Uhr) 
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Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Anlage 1 

Liste der entschuldigten Abgeordneten 

Abgeordnete(r) 	entschuldigt bis einschließlich 

Engelsberger 24. 6. 
Haar 24. 6. 
Haehser 24. 6. 
Hauck 24. 6. 
Hedrich 24. 6. 
Heimann 24. 6. 
Ibrügger 24. 6. 
Jansen 24. 6. 
Lowack 24. 6. 
Frau Männle 24. 6. 
Frau Matthäus-Maier 24. 6. 
Offergeld 24. 6. 
Polkehn 24. 6. 
Frau Potthast 24. 6. 
Saurin 24. 6. 
Schäfer (Mainz) 24. 6. 
Tietjen 24. 6. 
Dr. Warnke 24. 6. 
Weiskirch (Olpe) 24. 6. 
Würtz 24. 6. 
Dr. Zimmermann 23. 6. 

Anlage 2 

Amtliche Mitteilungen 

Der Präsident hat gemäß § 80 Abs. 3 der Geschäftsordnung die 
nachstehende Vorlage überwiesen: 

Unterrichtung durch die deutsche Delegation in der Parla-
mentarischen Versammlung des Europarates über die Ta-
gung der Parlamentarischen Versammlung des Europarates 
vom 25. bis 29. April 1983 in Straßburg (Drucksache 10/105) 
zuständig: Auswärtiger Ausschuß (federführend) 

Ausschuß für Wirtschaft 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit 

Der Vorsitzende des Haushaltsausschusses hat mit Schreiben 
vom 22. Juni 1983 mitgeteilt, daß der Ausschuß gemäß § 80 Abs. 3 
Satz 2 der Geschäftsordnung von einer Berichterstattung über die 
nachstehende Vorlage absieht: 

Unterrichtung durch die Bundesregierung 
Überplanmäßige Ausgabe bei Kap. 05 02 Tit. 686 12 - Huma-
nitäre Hilfe im Ausland - (Drucksache 9/2427) 

Anlage 3 

Ergänzende Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Hennig auf die Frage 
des Abgeordneten Austermann (CDU/CSU) (Druck-
sache 10/137 Frage 2, 13. Sitzung, Seite 724 D f): 

In der Fragestunde des Deutschen Bundestages 
am 15. Juni 1983 sagte ich Ihnen eine ergänzende 
Information zum Swing zu. Ich hatte den Swing in 
meiner Aufzählung der Zahlungen an die DDR 

nicht erwähnt, weil es dabei nicht um Zahlungen, 
sondern um Vorteile durch Zinsersparnis geht. 

Zu den Vorteilen der DDR im innerdeutschen 
Handel hat der Bundesminister für Wirtschaft in 
der gleichen Fragestunde Stellung genommen. Ich 
kann mich insoweit auf seine Antwort, die mit mei-
nem Haus abgestimmt war, beziehen. Der Bundes-
minister für Wirtschaft hat die genaue Höhe der 
Zinsersparnis offengelassen, weil es schwierig ist, 
den entsprechenden Zinssatz zu finden. Wenn man 
ganz schematisch einen Zinssatz von 10 % zugrunde 
legt, würde die Zinsersparnis bei einer durch-
schnittlichen Swingausnützung von 582 Millionen 
VE im Jahre 1982 bei knapp 60 Millionen DM liegen. 
In diesem Zusammenhang ist daran zu erinnern, 
daß sich die DDR am 18. Juni 1982 gleichzeitig mit 
der Swingfestsetzung bis 1985 zu einem Einschuß 
von 60 Millionen DM jährlich in den sog. Sperrkon-
tentransfer verpflichtet hat, mit dessen Hilfe Mark

-

Sperrkonten von Berechtigten im Rentenalter aus 
der DDR transferiert werden können. 

Anlage 4 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Jahn auf die Frage des 
Abgeordneten Dr. Sperling (SPD) (Drucksache 10/ 
165 Frage 4): 

Wie hoch ist der Beschäftigungseffekt von 100 Millionen 
DM öffentlicher Mittel, die für die Durchführung verkehrsbe-
ruhigender Maßnahmen ausgegeben werden, im Vergleich 
zum Beschäftigungseffekt der gleichen Summe, wenn sie für 
den Bau von Fernstraßen ausgegeben wird? 

Mit den Beschäftigungseffekten öffentlicher Mit-
tel für Straßenbauinvestitionen hat sich 1982 Prof. 
Dr. Herbert Baum im Auftrage der Deutschen Stra-
ßenliga befaßt. Des weiteren liegen Untersuchun-
gen der Industrie-Anlagen-Betriebsgesellschaft, 
Ottobrunn, vor. 

Danach führen 100 Millionen DM öffentliche 
Straßenbaumittel zur Durchführung von verkehrs-
beruhigenden Maßnahmen zur Beschäftigung von 
rund 2 600 Personen. Eingesetzt im Fernstraßenbau 
führen diese Mittel zur Beschäftigung von rund 
1 650 Personen. 

Anlage 5 

Antwort 

des Staatsministers Möllemann auf die Fragen des 
Abgeordneten Dr. Soell (SPD) (Drucksache 10/165 
Fragen 35 und 36): 

Trifft es zu, daß durch relativ geringe finanzielle Mittel von 
seiten des Auswärtigen Amts hausinterne Sprachkurse in 
Deutsch bei den Vereinten Nationen ermöglicht werden 
könnten und so durch die Förderung des bei den Bedienste-
ten vorhandenen Interesses ein wichtiger Beitrag zur Ver-
breitung der deutschen Sprache sogar nach dem ökonomi-
schen Handlungsprinzip erzielt würde? 
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Wenn ja, warum wurde dann eine inoffizielle Anfrage be-
züglich der dafür benötigten finanziellen Unterstützung ne-
gativ beschieden (Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 
27. April 1983 „Auswärtiges Amt vernachlässigt deutsche 
Sprache" von Dr. Ruprecht Paqué)? 

Zu Frage 35: 

Es trifft zu, daß durch relativ geringe finanzielle 
Mittel von seiten des Auswärtigen Amtes hausin-
terne Deutschkurse beim Generalsekretariat der 
Vereinten Nationen ermöglicht würden. 

Zu Frage 36: 

Die von Ihnen erwähnte inoffizielle Anfrage nach 
finanzieller Unterstützung von Deutschkursen 
stammt aus dem Jahre 1977, sie wurde 1979 wieder-
holt und mit dem Hinweis beantwortet, daß Sprach-
unterricht Verwaltungsaufgabe des VN-Generalse-
kretariats sei. Das Auswärtige Amt hatte damals 
päd. Betreuung der Deutschkurse durch das Goethe 
House New York angeboten und Lehrmaterial be-
reitgestellt. Im Sinne der Regierungserklärung des 
Herrn Bundeskanzler meinen wir, daß Deutsch-
kurse bei den VN darüber hinaus finanziell geför-
dert werden sollten. Das Auswärtige Amt wird sich 
dafür einsetzen, daß möglichst bald Sprachkurse 
bei den VN mit deutscher Unterstützung eingerich-
tet werden. 

Anlage 6 
Antwort 

des Staatsministers Möllemann auf die Frage des 
Abgeordneten Dr. Steger (SPD) (Drucksache 10/165 
Frage 38): 

Welche Zusagen zur weiteren Einschränkung des Osthan-
dels hat die Bundesregierung bei der letzten NATO-Rats-
Ministertagung gemacht, und inwieweit stellt dies eine Ab-
weichung von der bisherigen Politik dar? 

Das Kommuniqué der NATO-Ministerrats-Ta-
gung vom 9./10. Juni 1983 in Paris knüpft in Ziffer 1 
an das in der Bonner NATO-Gipfel-Erklärung vom 
10. Juni 1982 enthaltene Angebot an, durch Zusam-
menarbeit und Dialog ein konstruktives Ost/West-
Verhältnis mit dem Ziel echter Entspannung zu ent-
wickeln. 

Zugleich wird auf die im Dezember 1982 in Auf-
trag gegebenen und inzwischen in IEA, OECD und 
NATO-Wirtschaftsausschuß fertiggestellten Stu-
dien zu verschiedenen Schlüsselaspekten der West-
Ost-Wirtschaftsbeziehungen Bezug genommen, an 
denen sich die Bundesregierung aktiv und kon-
struktiv beteiligt hat. 

Entsprechend der Aufgabenstellung und Zielset-
zung des Atlantischen Bündnisses ging es den 
NATO-Außenministern nicht um eine Einschrän-
kung des Osthandels, sondern um die Herstellung 
eines Einvernehmens der westlichen Industrielän-
der, einschließlich Japans, über gemeinsame Orien-
tierungen in den WOW, und zwar auf Grund der o. a. 
Studien. Einigkeit besteht insbesondere in folgen-
den Punkten: 

— Ein Handelskrieg mit der Sowjetunion kommt 
nicht in Frage; 

— Handel zu kommerziell vernünftigen Bedingun-
gen, der sich auf der Grundlage ausgewogener 
Vorteile vollzieht, trägt zu konstruktiven Ost

-

West-Beziehungen bei; 

— die West-Ost-Wirtschaftsbeziehungen müssen in 
vollem Einklang mit den westlichen Sicherheits-
interessen stehen. Das heißt insbesondere: 

— sie haben das Entstehen unvertretbarer Ab-
hängigkeiten von der SU, insbesondere im 
Energiebereich, zu vermeiden; 

— sie dürfen keinen Beitrag zur Stärkung so-
wjetischer militärischer Fähigkeiten leisten. 

Die Außenminister haben in ihrem Kommuniqué 
ausführlicher als dies in Williamsburg geschehen 
ist, alle wesentlichen Punkte des Einvernehmens 
aufgeführt. Sie haben die Übereinstimmung der 
Bündnispartner festgestellt, auch zukünftig ihre 
laufende Prüfung der Sicherheitsaspekte der WOW 
zur Unterstützung ihrer Politik in diesem Bereich 
fortzusetzen. Die erarbeiteten gemeinsamen Orien-
tierungen entsprechen der von der Bundesregie-
rung vertretenen Überzeugung, daß bei der Gestal-
tung unserer Wirtschaftsbeziehungen zur SU und 
den Staaten Osteuropas die politischen und Sicher-
heitsinteressen des Bündnisses konsequent zu be-
rücksichtigen sind. Dazu gehört insbesondere die 
Verhinderung eines Transfers militärisch relevan-
ter Güter und Technologien sowie die Vermeidung 
unvertretbarer Abhängigkeiten. 

Im übrigen sollten sich diese Beziehungen gemäß 
den Prinzipien der wirtschaftlichen Vernunft und 
den Kräften des Marktes entwickeln. Die Bundesre-
gierung verspricht sich von dem erzielten Einver-
nehmen und der laufenden Prüfung der Sicher-
heitsaspekte der WOW eine stärkere Sensibilisie-
rung aller Bündnispartner. Die davon ausgehende 
Harmonisierung des Verhaltens liegt im allgemei-
nen Interesse. 

Anlage 7 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Häfele auf die Frage 
der Abgeordneten Bohl (CDU/CSU) (Drucksache 
10/165 Frage 68): 

Welche konkreten Vorstellungen hat die Bundesregierung 
über die Zerlegungsregelung des Feuerschutzsteuergesetzes, 
die ab 1. Januar 1984 die zur Zeit noch geltende Regelung 
ersetzen soll, und wann wird die Bundesregierung den ent-
sprechenden Gesetzentwurf einbringen, der schon für Herbst 
1982 angekündigt war? 

Nach § 11 Abs. 2 und 3 des Feuerschutzsteuerge-
setzes vom 21. Dezember 1979 wird die Steuer bei 
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Versicherern, deren Wirkungskreis sich über das 
Gebiet mehrerer Länder erstreckt, zerlegt. Diese 
Regelungen sind bis zum 31. Dezember 1983 befri-
stet, so daß für die Feuerschutzsteuer-Zerlegung ab 
1. Januar 1984 eine gesetzliche Neuregelung erfor-
derlich ist. Die Bundesregierung ist seit Oktober 
1981 bemüht, möglichst mit allen Ländern Einver-
nehmen über den Inhalt der Neuregelung zu erzie-
len. Dies ist bisher wegen der unterschiedlichen 
Auswirkungen jeder Neuregelung auf die Haus-
halte der einzelnen Länder nicht gelungen. Die 
Bundesregierung wird nunmehr einen Gesetzent-
wurf vorlegen, der voraussichtlich nicht von allen 
Ländern mitgetragen werden wird. Nach den Vor-
stellungen der Bundesregierung soll für die Zerle-
gung der Feuerschutzsteuer ab 1. Januar 1984 ein 
neuer Schlüssel gelten, der auf der Grundlage stati-
stischer Daten ermittelt wird und zum Teil vom bis-
herigen Zerlegungsschlüssel abweicht. Die Versi-
cherungswirtschaft hat sich bereit erklärt, die 
hierzu erforderlichen Berechnungen kurzfristig zur 
Verfügung zu stellen. Der Gesetzentwurf wird aller 
Voraussicht nach im August 1983 eingebracht wer-
den. 

Anlage 8 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Frage des 
Abgeordneten Dr. Steger (SPD) (Drucksache 10/165 
Frage 74): 

Welche Zugeständnisse hat die Bundesregierung bisher 
beim Verfahren und den Listen im Rahmen des COCOM 
gegenüber amerikanischen Forderungen machen müssen? 

Es ist das gemeinsame Anliegen der COCOM

-
Partner, zur Wahrung westlicher Sicherheitsinter-
essen gegenüber dem Ostblock den Export solcher 
Waren und Technologien in diese Länder zu be-
schränken, die einen bedeutenden Beitrag zum mi-
litärischen Potential dieses Machtbereichs leisten 
würden und somit der Sicherheit der Mitgliedstaa-
ten des COCOM entgegenwirken könnten. Be-
schlüsse innerhalb dieser gemeinsamen Politik be-
dürfen der Einstimmigkeit. Diesem Konsensus

-

Prinzip sind sowohl die Verfahrensregeln des CO-
COM als auch die Anpassung der COCOM-Listen 
an die technologische Entwicklung unterworfen. 

Eine stärkere Harmonisierung des Genehmi-
gungsverfahrens und verbesserte Kontrollen wer-
den seit längerem erörtert. Über die Notwendigkeit 
verbesserter Kontrollen sind sich alle Partner einig, 
wobei die Verhinderung von Umgehungsausfuhren 
ein besonderes Anliegen ist. Eine gleichmäßige An-
wendung der COCOM-Regeln ist aber auch für das 
gemeinsame Sicherheitsinteresse bei gleichzeitiger 
Vermeidung von Wettbewerbsverzerrungen von 
großer Bedeutung. 

Bei den seit Oktober 1982 laufenden Revisions-
verhandlungen werden etwa 140 Listen-Positionen 
überprüft. Dabei werden überholte Positionen ge-
strichen, neue Waren werden hinzugefügt, sofern 
sie als strategisch relevant einzustufen sind. Es 

handelt sich um technisch komplizierte und größ-
tenteils langwierige Beratungen. 

Bislang konnte etwa bei einem Drittel der Vor-
schläge Einigung erzielt werden. Es ist vorgesehen, 
diese Listen-Positionen bereits vor Abschluß der 
Gesamt-Revision in Kraft zu setzen. Von der im 
September 1983 beginnenden zweiten Runde der 
Revisionsverhandlungen, die wegen der Schwierig-
keit, genaue Abgrenzungskriterien zu finden, bis in 
das Jahr 1984 dauern werden, werden auch für die 
z. Z. noch offenen Positionen einstimmige Ergeb-
nisse erwartet. 

Die Bundesregierung wird sich wie bisher dafür 
einsetzen, alles im Interesse unserer Sicherheit 
Notwendige zu tun, ohne dabei den zivilen Handel 
mit den Oststaaten unvertretbar zu beeinträchti-
gen. 

Ich bitte um Ihr Verständnis, daß Einzelheiten 
zum Stand der Verhandlungen mit Rücksicht auf 
die im COCOM vereinbarte Vertraulichkeit nicht 
mitgeteilt werden können. 

Anlage 9 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Vogt auf die Frage des 
Abgeordneten Weinhofer (SPD) (Drucksache 10/165 
Frage 92): 

In welcher Höhe wurden in den Jahren 1981 und 1982 
öffentliche Mittel (Zuschußzahlungen, Arbeitsbeschaffungs-
maßnahmen, Kurzarbeitergeld, Eingliederungshilfen, Darle-
hen) an die Firma Glashüttenwerk Phönix in Konstein, 
Landkreis Eichstätt, gezahlt? 

Soweit sich Ihre Frage auf Leistungen der Bun-
desanstalt für Arbeit an die Firma Glashütten-
werke Phönix in Konstein bezieht, ist mir eine Be-
antwortung aufgrund gesetzlicher Bestimmungen 
nicht möglich. Eine Offenbarung von personenbezo-
genen Daten oder Betriebs- und Geschäftsgeheim-
nissen ist nur unter den in dem § 67 des Zehnten 
Buches Sozialgesetzbuch genannten Voraussetzun-
gen zulässig. Danach dürfen solche Daten nur of-
fenbart werden, soweit der Betroffene im Einzelfall 
eingewilligt hat oder soweit eine gesetzliche Offen-
barungsbefugnis nach den §§ 67 bis 77 des genann-
ten Gesetzes vorliegt. Im vorliegenden Fall ist ein 
die Offenbarung rechtfertigender Grund jedoch 
nicht ersichtlich. Über andere öffentliche Hilfen an 
die Firma Glashüttenwerke Phönix ist mir nichts 
bekannt. 

Anlage 10 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Vogt auf die Frage der 
Abgeordneten Frau Dr. Hickel (DIE GRÜNEN) 
(Drucksache 10/165 Frage 93): 

Wie kann die Bundesregierung ihre Bemühungen um die 
Kostendämpfung im Gesundheitswesen vereinbaren mit der 
Absicht, die AOK-Mitglieder zukünftig über 10 v. H. ihres 
Krankengelds als Beitrag zur Renten- und Arbeitslosenversi- 
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cherung zahlen zu lassen, wodurch viele von ihnen nicht 
mehr imstande sein werden, sich das Nötigste zu beschaffen, 
das man braucht, um wieder gesund zu werden? 

Entsprechend der Ankündigung in der Regie-
rungserklärung vom 4. Mai 1983 werden von der 
Bundesregierung zur Zeit Regelungen vorbereitet, 
wonach für das Krankengeld ab 1984 Beiträge zur 
Rentenversicherung und zur Bundesanstalt für Ar-
beit gezahlt werden sollen; zur Rentenversicherung 
erfolgt eine Beitragszahlung teilweise schon heute. 
Die Beiträge für das Krankengeld sollen grundsätz-
lich je zur Hälfte von den Trägern der gesetzlichen 
Krankenversicherung und von den Krankengeld-
empfängern getragen werden; das Krankengeld 
wird sich dadurch im wirtschaftlichen Ergebnis um 
22,55 % mindern, und zwar um 9,25% für den vom 
Krankengeldbezieher selbst zu tragenden Beitrag 
zur Rentenversicherung und um 2,3 % für seinen 
Beitrag zur Bundesanstalt für Arbeit. Vor dem Hin-
tergrund, daß das Krankengeld im Regelfall 100% 
des letzten Nettoarbeitsverdienstes beträgt, er-
scheint diese Neuregelung sozialpolitisch vertret-
bar. Sofern das Krankengeld geringer bemessen ist, 
insbesondere wenn es in Höhe der Leistungen der 
Bundesanstalt für Arbeit gezahlt wird, sollen die 
Beiträge vom Träger der Krankenversicherung al-
lein getragen werden. 

Die Bundesregierung teilt nicht Ihre Befürch-
tung, daß die vorgesehene Minderung des Kranken-
geldes die in Ihrer Frage angedeuteten Auswirkun-
gen auf den Genesungsprozeß der Betroffenen ha-
ben könnte; die Bemühungen der Bundesregierung 
um Kostendämpfung im Gesundheitswesen werden 
durch die vorliegende Regelung nicht tangiert. 

Anlage 11 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Vogt auf die Frage des 
Abgeordneten Lutz (SPD) (Drucksache 10/165 Fra-
ge 94): 

Stimmen Informationen, daß die Bundesregierung beab-
sichtigt, das Sozialbudget nicht termingerecht vorzulegen, 
und welche Gründe hat sie gegebenenfalls zu diesem Schritt 
bewogen? 

Ihre Frage beantworte ich mit Nein. 

Anlage 12 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Vogt auf die Fragen des 
Abgeordneten Austermann (CDU/CSU) (Druck-
sache 10/165 Fragen 95 und 96): 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Entwicklung der 
Schwarzarbeit? 

Mit welchen Maßnahmen gedenkt sie dieser Entwicklung 
zu begegnen? 

Eine Schätzung des Umfangs der Schwarzarbeit 
mit auch nur annähernd gesichertem Aussagewert 

ist nicht möglich, da sich die Schwarzarbeit ihrem 
Wesen entsprechend einer statistischen Erfassung 
entzieht. Deshalb kann auch eine zuverlässige Aus-
sage über Entwicklungstendenzen auf diesem Ge-
biet nicht gemacht werden. Die Bundesregierung 
verkennt allerdings nicht, daß durch Schwarzarbeit 
erhebliche Schäden in gesellschafts-, arbeitsmarkt-
politischer und finanzieller Hinsicht entstehen. 

Das Gesetz zur Bekämpfung der Schwarzarbeit 
ist zuletzt mit Wirkung vom 1. Januar 1982 geändert 
worden. Dabei ist der Tatbestand der Schwarzar-
beit konkreter formuliert und der Bußgeldrahmen 
erheblich erhöht worden. Gesicherte Erkenntnisse 
über die Auswirkungen dieser Rechtsänderungen 
liegen bisher nicht vor. Aus dem ständigen Anstei-
gen der Gesamtsumme der wegen Schwarzarbeit 
verhängten Bußgelder kann jedoch geschlossen 
werden, daß die getroffenen Maßnahmen zu greifen 
beginnen. 

Über die mit der Bekämpfung der illegalen Be-
schäftigung einschließlich der Schwarzarbeit ge-
wonnen Erfahrungen wird die Bundesregierung 
entsprechend der Entschließung des Deutschen 
Bundestages vom 12. November 1981 zum 30. Juni 
1984 berichten. Auf der Grundlage diese Berichtes 
wird auch die Frage zu erörtern sein, ob weitere 
Maßnahmen zur Bekämpfung der Schwarzarbeit 
erforderlich sind. 

Anlage 13 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Vogt auf die Fragen der 
Abgeordneten Frau Zutt (SPD) (Drucksache 10/165 
Fragen 97 und 98): 

Wie hoch sind die Aufwendungen der gesetzlichen Kran-
kenversicherungen für Schwangerschaftsabbrüche bei sozia-
ler Indikation, und in welchem Verhältnis stehen diese Auf-
wendungen zu den von den gesetzlichen Krankenversiche-
rungen erbrachten Gesamtaufwendungen? 

Liegen der Bundesregierung Schätzungen vor, welche Fol-
gekosten den gesetzlichen Krankenversicherungen entste-
hen würden, falls die volle Kostenübernahme gem. § 200 f 
RVO bei Schwangerschaftsabbrüchen infolge sozialer Indi-
kation nicht mehr gewährleistet wäre und daher mit einem 
Anstieg illegaler Schwangerschaftsabbrüche gerechnet wer-
den müßte? 

In der Statistik der gesetzlichen Krankenversi-
cherung werden die Ausgaben für nicht rechtswid-
rige Schwangerschaftsabbrüche nicht gesondert er-
faßt. Diese Statistik enthält auch keine Aufschlüs-
selung der Ausgaben der gesetzlichen Krankenver-
sicherung bei den jeweiligen Indikationen. 

Die gesetzlichen Krankenkassen haben im Jahre 
1981 für den gesamten Bereich der durch das Straf-
rechtsreform-Ergänzungsgesetz vom 28. August 
1975 eingeführten Leistungen „sonstige Hilfen" 
rund 252 Millionen DM aufgewandt. Das sind rund 
0,27 v. H. der gesamten Leistungsausgaben. In dem 
genannten Betrag sind die Kosten für ärztliche Be-
ratung über Fragen der Empfängnisregelung ein-
schließlich der ärztlichen Untersuchung und der 
Verordnung von empfängnisregelnden Mitteln, Ko- 
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sten für die ärztliche Beratung über Erhaltung und 
Abbruch der Schwangerschaft, für die ärztliche Un-
tersuchung und Begutachtung zur Feststellung der 
Voraussetzungen für eine nicht rechtswidrige Steri-
lisation oder für einen nicht rechtswidrigen 
Schwangerschaftsabbruch, Kosten für die ärztliche 
Behandlung, für die Versorgung mit Arznei-, Ver-
band- und Heilmitteln, für Krankenhauspflege so-
wie für Krankengeld bei einer nicht rechtswidrigen 
Sterilisation und bei einem nicht rechtswidrigen 
Abbruch der Schwangerschaft enthalten. 

Der Bundesregierung liegen keine Schätzungen 
über mögliche Folgekosten der gesetzlichen Kran-
kenversicherung vor, die bei einer geänderten Ko-
stenübernahme bei Schwangerschaftsabbruch aus 
sozialer Indikation entstehen würden. Nach Auffas-
sung der Bundesregierung lassen sich hierzu keine 
gesicherten Erkenntnisse gewinnen. 

Anlage 14 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Vogt auf die Fragen des 
Abgeordneten Hoss (GRÜNE) (Drucksache 10/165 
Fragen 99 und 100): 

Wie viele Personen würden voraussichtlich von der geplan-
ten Regelung betroffen, daß in Zukunft das Arbeitslosengeld 
nach erfolgreich abgeschlossener Ausbildung nicht mehr 
nach dem künftig erzielbaren Arbeitseinkommen, sondern 
nur noch nach der bisherigen Ausbildungsvergütung Bernes-
sen wird? 

Wird das voraussichtliche durchschnittliche Arbeitslosen-
geld der von dieser Regelung betroffenen Personen unter-  
oder oberhalb der Sozialhilfesätze liegen? 

Ich darf zunächst auf zwei Unrichtigkeiten hin-
weisen, die in Ihrer Frage enthalten sind: Nach gel-
tendem Recht wird das Arbeitslosengeld für ar-
beitslose Auszubildende, die ihre Prüfung bestan-
den haben, nach 75 v. H. des künftig erzielbaren ta-
riflichen Arbeitsentgelts bemessen. Nach den Über-
legungen der Bundesregierung soll künftig von 
50 v. H. des künftig erzielbaren Arbeitsentgelts aus-
gegangen werden. Ist die Ausbildungsvergütung 
höher als die danach maßgebende Bemessungs-
grundlage, soll das Arbeitslosengeld wie bisher 
nach der Ausbildungsvergütung bemessen werden. 

Wie viele Arbeitslose von der geplanten Neurege-
lung betroffen sein werden, ist nicht genau bekannt, 
weil die entsprechende Leistungsempfängerzahl 
nicht gesondert erhoben wird. Aufgrund der Struk-
turanalyse der Bundesanstalt für Arbeit schätzen 
wir, daß es sich jahresdurchschnittlich um etwa 
50 000 Betroffene handeln wird. 

Die durchschnittliche Höhe des Arbeitslosengel-
des für diese Gruppe kann wegen der unterschied-
lichen tariflichen Arbeitsentgelte ebenfalls nicht 
genauer bestimmt werden. Ob im Einzelfall ein 
zusätzlicher Anspruch auf Sozialhilfe besteht, 
hängt insbesondere von der Bedürftigkeit des ein-
zelnen ab. 

Für mich ist entscheidend, daß die von Ihnen an-
gesprochenen Arbeitslosen auch nach der geplan

-

ten Neuregelung im Vergleich zu ihrem bisher er-
zielten Nettoeinkommen (Ausbildungsvergütung) 
nur geringe Einbußen hinnehmen müssen. 

Anlage 15 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Vogt auf die Fragen des 
Abgeordneten Kirschner (SPD) (Drucksache 10/165 
Fragen 101 und 102): 

verfügt die Bundesregierung über Angaben darüber, wie 
hoch die Zahl der Arbeitslosengeld- bzw. Arbeitslosenhil-
feempfänger ist, die Sozialhilfe erhalten, und wenn ja, wie 
lauten die entsprechenden Zahlen? 

Um wieviel wird das Einkommensniveau der Rentner, 
Ärzte und Zahnärzte auf Grund der haushaltsbegleitenden 
Gesetze und der weiteren von der Bundesregierung geplan-
ten Maßnahmen bis einschließlich 1986 fallen gegenüber der 
Situation zum 31. Dezember 1982? 

Zu Frage 101: 

Der Bundesregierung liegen keine genauen An-
gaben über die Zahl der Bezieher von Arbeitslosen-
geld oder Arbeitslosenhilfe vor, die gleichzeitig er-
gänzende Leistungen der Sozialhilfe in Anspruch 
nehmen. Die große Mehrzahl ist aber offensichtlich 
nicht auf Sozialhilfeleistungen angewiesen. Das zei-
gen die folgenden Zahlen aus dem Jahr 1981: 

Insgesamt 2,2 Millionen bewilligten Neuanträgen 
auf Arbeitslosengeld und Arbeitslosenhilfe standen 
nach der Sozialhilfestatistik außerhalb von Einrich-
tungen 93 000 hilfebeziehende Haushalte gegen-
über, für die der Verlust des Arbeitsplatzes die 
Hauptursache für die Gewährung von Hilfe zum 
Lebensunterhalt nach dem Bundessozialhilfegesetz 
war. Dabei ist in der Statistik nicht danach unter-
schieden, ob in diesen Haushalten ein Anspruch auf 
Arbeitslosengeld oder Arbeitslosenhilfe bestand 
oder nicht. 

Zu Frage 102: 

Das Nettorenteniveau, d. h. das Verhältnis einer 
Rente mit 40 Versicherungsjahren zu dem Netto-
verdienst eines vergleichbaren Arbeitnehmers, be-
trägt derzeit 64,7 v. H. 

Die von der Bundesregierung eingeführten und 
geplanten Globalmaßnahmen im Rentenrecht 
orientieren sich an dem Grundsatz der gleichge-
wichtigen Entwicklung von Renten und verfügba-
ren Arbeitnehmereinkommen; das Nettorenteni-
veau wird sich nach derzeitigem Erkenntnisstand 
in den kommenden Jahren bis 1987 auf rund 64 v. H. 
einpendeln. 

Die Vergütungen für die ärztlichen und zahnärzt-
lichen Leistungen werden von den Selbstverwaltun-
gen der Krankenkassen, Kassenärzte und Kassen-
zahnärzte auf der Grundlage der mit dem Kranken-
versicherungs-Kostendämpfungsgesetz vom 1. Juli 
1977 geschaffenen Regelungen und jährlichen Emp-
fehlungen der konzertierten Aktion im Gesund-
heitswesen vereinbart. Die Bundesregierung beab-
sichtigt nicht, im Rahmen des Haushaltsbegleitge- 
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setzes 1984 in diese, der Selbstverwaltung übertra-
genen Aufgaben einzugreifen. Eine Einschätzung 
der Entwicklung bis zum Jahre 1986 ist derzeit 
nicht möglich. 

Anlage 16 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Vogt auf die Frage des 
Abgeordneten Dr. Hauchler (SPD) (Drucksache 10/ 
165 Frage 103): 

Wie stellt sich die Bundesregierung zu der Forderung des 
Städtetagspräsidenten Rommel auf der 22. ordentlichen 
Hauptversammlung des Deutschen Städtetags, daß der Bund 
bei Dauerarbeitslosigkeit „in größerem Umfang die Sorge um 
den Lebensunterhalt der Betroffenen" übernehmen müsse? 

Die Bundesregierung wird die Forderungen des 
Deutschen Städtetages, die auf der 22. Hauptver-
sammlung in Frankfurt vorgetragen worden sind, 
eingehend prüfen. 

Für eine Anhebung der Leistungen des Bundes 
zur Sicherung des Lebensunterhalts bei Dauerar-
beitslosigkeit sehe ich allerdings bei der gegenwär-
tigen finanziellen Situation des Bundes keinen 
Spielraum. Der Bund finanziert bereits jetzt allein 
die Aufwendungen für die Arbeitslosenhilfe, die 
zeitlich unbegrenzt geleistet wird. Er muß 1983 für 
die Arbeitslosenhilfe und den Bundeszuschuß an 
die Bundesanstalt für Arbeit insgesamt über 11 Mil-
liarden DM aufwenden. 

Anlage 17 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Würzbach auf die Fragen 
des Abgeordneten Wimmer (Neuss) (CDU/CSU) 
(Drucksache 10/165 Fragen 104 und 105): 

Treffen Meldungen zu, nach denen das Königreich Belgien 
bereits 1982 der NATO gegenüber angekündigt haben soll, 
seine Einheiten aus dem gemeinsamen Luftverteidigungs-
gürtel, der aus Niki- und Hawk-Einheiten auf dem Territo-
rium der Bundesrepublik Deutschland besteht, abzuziehen, 
und was haben Bundesregierung und NATO unternommen, 
dennoch die Integrität und Funktionsfähigkeit der NATO

-

Luftverteidigung aufrechtzuerhalten? 

Ist die Bundesregierung darüber unterrichtet, daß in den 
zuständigen Ausschüssen des amerikanischen Kongresses 
erhebliche Bedenken gegen die Funktionsfähigkeit und die 
Kostenstruktur des amerikanischen Luftverteidigungssy-
stems „Patriot" geltend gemacht wurden, und wie beurteilt 
sie die Kostenentwicklung und Übereinstimmung des derzei-
tigen Entwicklungsstands von Patriot mit der ursprüngli-
chen Planung für das System? 

Zu Frage 104: 

Es trifft zu, daß Belgien bereits 1982 der NATO 
gegenüber den Rückzug seiner Flugabwehr-Rake

-

tenbatterien aus der Integrierten NATO-Luftvertei-
digung angekündigt hat. Wegen der möglichen ope-
rativen, strategischen und militärisch-politischen 
Auswirkungen dieser Maßnahme auf den Zusam-
menhalt des Bündnisses in einem Kernbereich bis-
her gemeinsamer Verteidigungsleistungen haben 
sich die Minister des Äußeren und der Verteidigung 
im Auftrag des Herrn Bundeskanzlers an ihre Kol-
legen in den USA, in Großbritannien, den Nieder-
landen, in Belgien und an den NATO-Generalsekre-
tär gewandt und dazu aufgerufen, diese negative 
Entwicklung gemeinsam zu verhindern. 

Unsere Sorge über die durch die belgischen Rück-
zugspläne entstandene Gefährdung der Luftvertei-
digung wird allseitig geteilt. Dem Fortbestand der 
Integrierten NATO-Luftverteidigung auf der Basis 
eines gemeinsam gebildeten starken Flugabwehr

-

Raketengürtels als Teil der Vorneverteidigung der 
NATO wird hohe Priorität zugemessen. 

Es ist jedoch noch nicht absehbar, ob die breite 
politische Übereinstimmung in dieser Frage dazu 
führen wird, daß Belgien seine aufgrund finanziel-
ler Schwierigkeiten gefaßten Rückzugsabsichten 
aus der Luftverteidigung fallenlassen oder zumin-
dest verändern wird. 

Der für die Luftverteidigung in Europa zustän-
dige Oberste Alliierte Befehlshaber (SACEUR) hat 
angesichts der Sachlage eine Arbeitsgruppe gebil-
det, die die Folgen eines belgischen Kräfteabzugs 
untersuchen und Lösungsmöglichkeiten für die 
Aufrechterhaltung einer wirkungsvollen Luftvertei-
digung im Bereich Mitteleuropa bis Ende dieses 
Jahres erarbeiten wird. Bis dahin soll in Überein-
stimmung mit Belgien der Status quo erhalten blei-
ben. 

Zu Frage 105: 

Der Bundesregierung ist nicht bekannt, daß zu-
ständige amerikanische Kongreß-Ausschüsse er-
hebliche Bedenken gegen die Funktionsfähigkeit 
und Kostenstruktur des Waffensystems Patriot gel-
tend gemacht haben. 

Dem BMVg liegen hingegen Informationen vor, 
nach denen sich das US-Beschaffungsprogramm 
für das Waffensystem Patriot im vorgegebenen Pla-
nungsrahmen vollzieht. 

Die entscheidenden Systemerprobungen und 
Testphasen wurden erfolgreich abgeschlossen. Die 
US-Army beabsichtigt, ihr erstes Patriot-Bataillon 
planmäßig im Frühjahr 1984 in der Bundesrepublik 
Deutschland zu stationieren. 
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